Revisionismus: 


Historiker 
veröffentlichen 


Tatsachen 
zum Thema 
»Holocausto- 
Manie« 


DM 7,50 ss Nr. 6 Juni 1989 E 8080 E 


Exclusives aus Politik und Wirtschaft 
CDU: 
Wie Geißler deutschen Interessen schadet 


Bundeskanzler Kohls 
Traum von einem 
Eurona, in dem Bonn 


Zahlmeister ist 


Aktienmarkt: 

Deutsche Bank, Daimler 

und die Macht 

Geld: Das Dilemma der Inflation 
USA: Das Ende der Nonroe-Doktrin 
Vatikan: 

Waren Roncalli und Montini Freimaurer? 


Neu! 


Immer wieder ge- 
fragt eine Zeit- 
schrift für eine 
natürliche Lebens- 
weise. 


Mödizin 
widmet sich aus- 
schließlich und 
eingehend den 
Themen der 
Naturheilverfahren 
und der biolo- 
gischen Medizin. 


erscheint viertel- 
jährlich mit einem 
Umfang von 64 
Seiten und ist 
durchweg vier- 
farbig. 

Preis5 DM. 


erhalten Sie bei 
Ihrem Zeitschrif- 
tenhändler oder 
beim Verlag Dia- 
gnösen, Untere 
Burghalde 51, 
D-7250 Leonberg. 


.. f 


he Lebensweise 
nn 


Zeitschrift für eine natürlic 


. .. 
re 


Leber- Störung | 


Lieber Leser 


CODE ist ein Nachrichtenmagazin, das sich vorwiegend Themen widmet, die in der 
Establishment-Presse einseitig, tendenziös oder gar nicht dargestellt werden. 

CODE ist politisch, wirtschaftlich unabhängig und keinen gesellschaftlichen Gruppierun- 
gen verpflichtet. 

CODE hat weltweit einen Mitarbeiterstab von 80 Korrespondenten und arbeitet mit der 
amerikanischen Zeitung »The Spotlight« und dem Nachrichtendienst »New American 
View« zusammen. 

CODE bietet einer Reihe jüdischer Journalisten und Rabbiner die Möglichkeit, ihre 
politischen Bedenken gegen den Zionismus zu äußern. Diese jüdischen Autoren gehen 
davon aus, daß der politische Zionismus nichts mit ihrer Religion zu tun hat, und sie halten 
jene nicht für antisemitisch, die gegen den Zionismus vorgehen. 

CODE wird in den Fragen des Antizionismus von jüdischen Persönlichkeiten beraten, die 
der Redaktion ausdrücklich bestätigt haben: »Wir kennen die Zeitschrift und finden darin 
kein Material, das seiner Natur nach anti-semitisch ist, und verstehen die Position, die 
Unterschiede zwischen Zionismus und Judaismus aufzuzeigen. Obwohl wir nicht mit allen . 
vertretenen Positionen übereinstimmen mögen, unterstützen wir das Recht darauf, politi- 
sche Ansichten darzustellen.« Dieser Satz wurde von sechs namhaften Rabbinern unter- 
zeichnet. 

CODE verfügt auch auf anderen Gebieten über kompetente Mitarbeiter: Victor Mar- 
chetti, Autor des bekannten Bestsellers über den CIA, war stellvertretender Direktor des 
CIA; Mark Lane, ein bekannter Washingtoner Rechtsanwalt, hat Prozesse wegen der 
Ermordung des US-Präsidenten John F. Kennedy gegen CIA-Mitarbeiter geführt; C. 
Gordon Tether, der für den Finanzteil zuständig ist, arbeitet seit langem für die »Financial 
Times«. 

CODE ist weder antiamerikanisch noch antisemitisch, weder rechts, noch links, auch nicht 
rot, schwarz, grün oder braun. Dadurch paßt dieses Nachrichtenmagazin auch nicht in das 
Schablonendenken der im Aüftrage des Bonner Staates tätigen »Aufsichtsbeamten«. 
CODE ist national, konservativ, patriotisch und dadurch den deutschen Belangen und 
Problemen besonders aufgeschlossen. 


Als Leser von CODE kennen Sie bereits die offene kritische Haltung dieser Zeitschrift. 
Wir bitten Sie daher, zu überlegen, wer aus dem Kreis Ihrer Familie, Ihrer Bekannten, 
. Kollegen und Freunde Abonnent von CODE werden könnte. 


Für Ihre Mühe möchten wir Sie gerne entschädigen. Wenn Sie uns einen neuen Abonnen- 
ten, der noch nicht Bezieher der Zeitschrift war, werben, erhalten Sie als Prämie das Buch 
von Des Griffin »Wer regiert die Welt?« 
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Vielen Dank 
Ihr Verlag Diagnosen 


= erlag Diagnosen - Untere Burghalde 51 - D- 7250 Leonberg 
Ich habe einen neuen Abonnenten für CODE geworben. 


Senden Sie CODE ab Die Einziehungsermächtigung gilt bis auf Widerruf und 
bis auf weiteres zum jährlichen Abonnementspreis von erlischt automatisch bei Beendigung des Abonnements, 
72,- DM einschließlich Porto und Mehrwertsteuer (im 

Ausland DM 72,- zuzüglich DM 15,- Versandkosten für 

den einfachen Postweg, der Betrag wird zum Tageskurs Datum 

umgerechnet) an: 


Unterschrift des Abonnenten/Kontoinhabers 


Name 


Vorname 


Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


Abonnentengeld von seinem Konto (Bank- oder 
Postscheckkonto) abgebucht wird. \ 


“identisch, und ihm wurde eine Kopie dieses Bestellscheins 


Ich bin darüber belehrt, daß ich diese Bestellung des 
Abonnements ohne Angabe von Gründen ge 
dem N Diagnosen, Untere-Burghalde 1, D-7250 
Leonbe innen einer Woche schriftlich widerrufen 
kann, } es zur Fristwahrung genügt, wenn der Wider- 
spruch innerhalb der laufenden Frist abgesandt wird. 


Unterschrift 

Ich habe den neuen Abonnenten geworben und erhalte dafür 
das Buch »Wer regiert die Welt?«. Der neue Abonnent war : 
noch nicht Bezieher dieser Zeitschrift, ist nicht mit mir 5 


ausgehändigt. Meine Anschrift: 


Bank/Ort 
Bankleitzahl Name 
Kontonummer Vomama 


Der neue Abonnent legt einen Verrechnungsscheck 
iM) über den Betrag von 72,- DM anbei (Ausland: 
DM 87,- Gegenwert in ausländischer NENNE 
zum Tageskurs) 
E] Bittet um Übersendung einer Rechnung. 
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Straße und Hausnummer/Postfach 


Postleitzahl/Stadt/Land 


Deutschland 


6  Esreicht noch lange 
nicht! 
Ob das Provisorium 
Bundesrepublik 
Deutschland ohne einen 
radikalen Umbruch 
überhaupt noch zu retten 
ist, wird immer 
zweifelhafter. 


7  Heuchelei statt Politik 
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10 Wie Geißler den 
deutschen Interessen 
schadet 
In den vergangenen Jahren 
bestimmte Geißler, und 
nicht Helmut Kohl, die 
politische Richtung der 
CDU. Die Folge war ein 
starker Linksruck. 


Bereits Konrad Adenauer hat als 
Bundeskanzler niemals ernsthaft 
versucht, die Einheit West- und 
Mitteldeutschlands 
aufrechtzuerhalten. 
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14 Nein, Frau Lehr! 23 Deutsche Bank, 
Die Verlautbarungen der Daimler und die 
Familienministerin Ursula Macht im Staat 
a en Er Ohne die Deutsche Bank 
Era je x läuft nichts mehr — und 
den en ori ne ii seitdem Alfred Herrhausen 
a De A fe den Vorstandssitz 
ZINSEN: übernommen hat, versucht 
15 Helmut Kohls naiver Deutschlands größtes 
Geldhaus seine Macht noch 
Traum von Europa ungenierter auszubauen. 
1992 ; 
SER 28 Das Dilemma mit der 
18 Greuellüge über . 
Inflation 
Katyn entlarvt ’ 
T h 29 Der Steuerzahler wird 
atsachen gegen zur Kasse gebeten 
Behauptungen 
Bericht von der Tagung der 30 Das Kartell der 
International Revisionist Banker und Gangster 
Conference in Kalifornien. Der Drogenhandel ist ein 


weltweites Kartell, in dem 
korrupte Beamte, Banker, 
Versandmagnate und 
opportunistische 
Zeitungsverleger eng mit 
Schmugglern und 
Gangstern 
zusammenarbeiten. Der 
Drogenhandel wird von 
oben nach unten gesteuert 


David Rockefellers 
Reise nach Polen 


Das Programm der 
Absprachegremien für 
George Bush 


Der Historiker David Irving legte 
Beweise vor, daß der britische 
Premierminister rechtzeitig im 
voraus wußte, daß die Japaner 
Pearl Harbor angreifen, und daß 
er diese Entwicklung mit 
Behagen genoß. 


22 Vierzig Jahre Bonn 


Internationales 


34 Mrs. Thatcher als 
Stolperstein 
Das größte Hindernis für 
den Plan der Vereinigten 
Staaten von Europa liegt 
jetzt in der Thatcher- 
Regierung begründet. 


35 Das Baltikum als Test 
für Gorbatschow 


36 Das Ziel der 
Sowjetunion heißt 
Schweden 


37 Gehörten die Päpste 
Roncalli und Montini 
der Loge an? 


38 Christlich verklärter 
Sozialismus 
Da wird auf das Basler 
»Konzil« für »Frieden, 
Gerechtigkeit und 
Bewahrung der Schöpfung« 
hingearbeitet. Aber das soll 
nur das Vorgeplänkel sein 
für eine planetare 
Aufregung in Form einer 
»Weltfriedens- 
Versammlung« von 1990 in 
Seoul. 


39 Amerikas bitteres 
Erbe auf den 
Philippinen 


40 Das Ende der 
Monroe-Doktrin 
Bewaffnete Truppen der 
Vereinten Nationen werden 
nach Mittelamerika gehen 
und ein Jahrhundert der 
amerikanischen 
Oberherrschaft in dieser 
von Kriegen geschüttelten 
Region beenden. 


41 Abbruch der 
Beziehungen 
Lateinamerikas zu den 
USA 


42 Schulden erdrücken 
Argentinien 


Raul Alfonsin hat Argentinien in 
den finanziellen und 
wirtschaftlichen Untergang 
geführt. 


45 Mrs. Thatcher gibt 
Botha neuen Auftrieb 


Interessen-Konflikte 
der Bush-Regierung 
Jeder liebt Richard 
Cheney 


Jüdische Solidarität 


46 
48 


49 


52 
durch Stärke 
Wie lange wird Israels 
Schutzpatron, die 
Vereinigten Staaten, dem 
Land noch erlauben, 
gegenüber dem 
Unvermeidlichen, dem 
Problem der Palästinenser, 
standzuhalten? 


53 Wütend über Shamir 


rt ee 


Israels Verhandlungen 


Kulturgeschichte 
55 Der Templerstaat 


Über die quasi-politischen 
Vorstellungen des Templer- 
Ordens ist im allgemeinen 
wenig bekannt. Und das 
liegt wohl in erster Linie 
daran, daß diese Ideen mit 
keiner der gegenwärtig 
herrschenden 
Gesellschaftsordnung in 
Einklang zu bringen wären. 


Medizin 
62 


Grundsätzliches über 
Hautkrankheiten 


Hautkrankheiten sind ein 
Ausdrucksbild der 
Symptomatik eines 
körpereigenen Versuchs 
zur Selbstreinigung, um 
damit über das Hauptorgan 
Haut artspezifische Gifte 
auszuscheiden und 
innerzelluläre 
Funktionsstörungen und 
Zellblockaden abzubauen 
oder zu vermeiden. 
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Ständige Rubriken 


26 Banker-Journal 
Philippinen einigen sich mit 
dem IWF; Opiumkrieg im 
goldenen Dreieck; Der 
IWF und seine Politik des 
Völkermords; Neuer 
Bestechungsskandal in 
Japan; Die Probleme 
Mexikos mit dem 
Schuldendienst; Opposition 
gegen den IWF wächst; 
Kairo verlangt 
Schuldenkonferenz; Alan 
Garcia verlangt Einstellung 
der Schuldenrückzahlung; 
Schwarze Südafrikas gegen 
Wirtschaftssanktionen. 


32 Europa-Journal 
Das Loch im Himmel; 
Ungarns neues 
Mehrparteien-System; 
Gorbatschow entdeckt 
Sabotage an Perestroika; 
Moskau befindet sich auf 
dem Vormarsch; Sowjets 
sehen Kissingers Einfluß 
gefährdet; Sowjets geben 
Blitzkrieg-Divisionen zu; 
Die Schulden des 
Ostblocks; Das erste 
Menschenvertilgungsmittel 
von Hoechst. 


47 Impressum 
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, Wirtschaftspolitik; 


Nahost-Journal 


Schlamperei in der 
israelischen Armee; 
Shamirs verhaßter Feind; 
Shamirs Erinnerungen an 
die Zeit als Terrorist; Ein 
neuer Zionismus; Für 
direkte Gespräche mit der 
PLO,; Mehr Geld für die 
Kibbuzim; Sowjetisch- 
jüdische Emigration; Neue 
Siedlungen auf der West 
Bank. 


Zitate 


Vertrauliches 


Sihanuk beschuldigt 
Thailand und Vietnam; 
Welt-Gesundheitsbehörde 
schuld am Aids-Holocaust; 
Gandhi besorgt über 
pakistanische 
Raketenversuche; In China 
geht es um die 


Dissidenten in Korea 
wollen Regierung stürzen; 
USA helfen Japan bei 
neuem Düsenjäger; 
Britisches Fernsehen 
dokumentiert Auswüchse 
der Banken-Politik; USA 
erpressen Ägypten im 
Namen des IWF. 


Leserbriefe 


Bonn 


Es reicht 
noch lange 


nicht! 


Werner Gebhardt 


Ob das Provisorium Bundesrepublik Deutschland (BRD) - man 
scheut sich immer mehr, es als Teil-»Deutschland« zu bezeichnen - 
ohne einen radikalen Umbruch überhaupt noch zu retten ist, wird 


immer zweifelhafter. Es muß sogar bezweifelt werden, ob unter den . 


ansonsten weiter bestehenden Machtstrukturen eine »nationale«, 
- »konservative« Partei am rechten Rand der CDU/CSU mit zehn oder 
20 Prozent der Wählerstimmen die Agonie noch aufhalten könnte. 


Wie jeder weiß, ist einem Alko- 
holiker erst zu helfen, wenn er in 
der Gosse liegt und am Ende ist. 
Vorher ist er sich über seinen 
eigenen Zustand selbst nicht 
klar, vorher will er nicht wahrha- 
ben und nicht zugeben, daß es 
einer radikalen Umkehr bedarf, 
wenn er eine Chance haben will. 
Im ae er reagiert aggres- 
siv und hysterisch auf alle Versu- 
che, ihm zu helfen und ihn zur 
Vernunft zu bringen. 


Der Leserbetrug beginnt 
bei der Wortwahl 


Solche Vergleiche drängen sich 


zwangsläufig auf, wenn man un- 
ter. unzähligen ähnlichen die 
Pressemeldung über zwei »Asy- 
lanten« und Sozialhilfe-Empfän- 
er liest, die seit 1984 unter 140 
alschen Namen stehlend, fäl- 
schend und betrügend durch un- 
ser Land reisen, ohne daß unser 
Gemeinwesen die Möglichkeit 
sieht, diese mehrfach vorbestraf- 
ten Namens-Jongleure »aus dem 
Verkehr zu ziehen oder abzu- 
schieben«. 


Die Deutsche Presse Agentur 
dpa meldete: »Durch 140 Alias- 
Namen mußten sich Beamte des 
Grenzschutzamtes Aachen hin- 
durcharbeiten, um die wahre 
Identität von zwei Jugoslawen 
herauszufinden, die an der 
. Grenze mit falschen Papieren 
aufgefallen waren. Den Anga- 
ben zufolge leben die beiden seit 
1984 in der Bundesrepublik, kas- 
sieren Sozialhilfe, geben sich als 
Asylanten aus, reisen jedoch 
ständig zwischen Jugoslawien, 
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der Bundesrepublik und Nach- 
barländern hin und her. Beide 
hätten schon Haftstrafen wegen 
Diebstahls, Betrugs, Urkunden- 
fälschung und Verstößen gegen 
das Ausländergesetz verbüßt. 
Die neuerliche Grenzverfehlung 
reiche jedoch nicht hin, die Na- 
mens-Jongleure aus dem Ver- 
kehr zu ziehen oder abzu- 
schieben.« 


Bei der Nachforschung des In- 
haltes dieser Agenturmeldung 
kamen weitere Einzelheiten ans 
Licht. Die beiden »Landfahrer«, 
die man nicht mehr Zigeuner 
nennen darf, weil das übelster 
»Rassismus« wäre, sind seit Jah- 
ren im Bundesgebiet und in den 
Nachbarländern auf Diebestour, 
regelmäßig und rechtzeitig aber 
immer beim zuständigen Sozial- 
amt, um sich die Sozialhilfe von 
unseren Steuergeldern abzu- 
holen. 


Ein Meter Papier mit 
Einzelheiten 


Die in der verharmlosenden 
Pressemeldung genannten »fal- 
schen Papiere« waren keine ju- 
goslawischen, sondern »Roma- 
Pässe«. 


“Aa (AUS DER BUNDES- 


Auf der Grundlage von Finger- 
abdrücken warf der Computer 
des Bundeskriminalamtes auf 
über einem Meter Papier die kri- 
minelle Karriere der beiden 
Männer aus: 


Novica N., 21, aus Nisch in Ju- 
goslawien, wohnhaft in einem 
Wohnwagenlager für »Landfah- 
rer« in Köln, war am 4. Mai 1983 


erstmals nach einem Einbruch in 
Offenburg aufgefallen. 


Es folgten dann weitere neun 
Festnahmen: Die erste bereits 
am 10. Mai 1983 wegen Ein- 
bruchs in Friedrichshafen, dann :. 
am 10. August 1983 wegen Ein- ‘ 
bruchs in Brügge (Belgien), am 
16. November 1983 in Verviers . 
(Belgien) wegen mehrerer Dieb- 
stähle, am 23. Januar 1984 in 
Wuppertal wegen Diebstahls, 
am 15. Februar 1984 in München 
wegen Wohnungs-Einbruchs, 


am 9. Juni 1986 in Karlsruhe we- ._ 


gen Einbruchs, am 27. April 
1987 wegen Urkundenfälschung 
in Köln, am 26. März 1988 we- 
gen Verstoßes gegen das Aus- 
ländergesetz in Köln, zuletzt im 
Juli 1988 in Lugano (Schweiz) . 
wegen Wohnungseinbruchs. 


Zeichnung: Frankfurter Allgemeine 
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Insgesamt hatte Novica gegen- 
über den Behörden 59 Alias-Na- 
men gebraucht. Ob der Name, 
unter dem er im Computer des 
Bundeskriminalamtes (BKA) - 
geführt wird sein richtiger ist, 
war nicht zu klären. Dreimal 
verbüßte er Haftstrafen — sechs 
Wochen, drei und vier Monate - 
in München, Hohenasperg und 
Stuttgart. 


Nach dem ersten Haftbefehl im 
Januar 1984 hatte er einen Asyl- 
antrag als politisch Verfolgter 
gestellt. Als Asylbewerber be- 
zieht er seither Sozialhilfe. Eine 
Abschiebung wegen krimineller 
Delikte ist nicht mehr möglich. 
Der Asylantrag ist bisher nicht 
entschieden. Nach einer Verfü- 
gung des Ausländeramtes darf 
Novica  Nordrhein-Westfalen 
nicht verlassen. 


Ivan N., 20, aus Krata (Jugosla- 


wien), darf das Nürnberger 
Stadtgebiet nicht verlassen. 
Dennoch reist er seit 1981 unter 
81 Falschnamen im Bundesge- 
biet umher. Bislang wurde er 
nach 29 Einbrüchen (Gießen, 
Coburg, Kassel, Ludwigsburg, 
Fürth, Homburg, Stuttgart, Kre- 
feld) gestellt. Siebenmal kam er 
zu kurzen Jugendstrafen in Haft- 
anstalten. Ivan N. bezieht So- 
zialhilfe in Nürnberg. Über sei- 
nen Asylantrag ist bislang nicht 
entschieden. 


Hilflosigkeit bei der 
Grenzpolizei 


Die Grenzbeamten mußten No- 

vica und Ivan nach Aufnahme 

der Personalien entlassen: Der 

illegale Grenzübertritt sei nach 

geltendem Recht kein Haft- 
grund. 


Grenzbeamte, die befragt wur- 
den, ob es sich hier um einen 
Einzelfall handele, erklärten: 


»Der Fall ist nur außergewöhn- 
lich, was den Umfang der ihm 
angelasteten Delikte anlangt, 
sonst aber keineswegs einmalig. 
Wir stellen ständig Asylbewer- 
ber fest, die trotz Reisebe- 
schränkungen reisen, sogar in 
Länder, in denen sie angeblich 
verfolgt werden. Da zeigt sich 
die ganze Hilflosigkeit gegen- 


über Kriminellen, die das Asyl-- 


recht mißbrauchen. Letzte. Wo- 
che haben wir einen Jugoslawen, 
der seit 15 Jahren als anerkann- 
ter politischer Flüchtling hier 
lebt, aufgegriffen, als er gerade 
aus Jugoslawien kam. Das ist un- 
möglich, daß ein Asylant aus 
dem Land kommt, wo er ver- 
folgt wird. Wir haben bei dem 
Mann einen zweiten, einen ju- 
goslawischen Paß gefunden. Die 
Stempel beweisen, daß er seit 
Jahren fröhlich hin und her 
fährt.« 


Natürlich wird auch dieser 
Scheinasylant nicht abgescho- 
ben. Ein Einsatzleiter der 


Grenzpolizei erläuterte seine 


Hilflosigkeit: 


»Ein Pole, der schon zehnmal in 
der Bundesrepublik war, sagt 
mir an der Grenze, er will hier 
arbeiten. Klar, da muß ich ihn 


zurückweisen. Mit Touristenvi-. 


sum darf er das nicht. In dem 
Moment sagt er mir ins Gesicht: 
‚Dann will ich eben Asyl haben«, 
und nichts geht mehr. Das ist es 
doch, was die Leute aufbringt.« 


Reicht es wirklich 
noch nicht? 


Während die Bonner Politiker, 
die Presse, die Kirchen und Ge- 
werkschaften einhellig die Mehr- 
heit aller Deutschen, die mit uns 
dieser Meinung sind, mit den 
übelsten Schimpfwörtern und 
Verdächtigungen verunglimp- 
fen, werden sie nun doch lang- 
sam gezwungen, etwas zu unter- 


. nehmen. 
"Ohne »Druck von unten«, ohne » 


den aktiven Widerstand Tausen- 
der Deutscher, die in ihrem pri- 
vaten Umfeld durch offene Brie- 
fe, Leserbriefe und Drucksa- 
chenverteilung die »Stimmungs- 
lage« geschaffen haben, vor der 
die etablierten Parteien nun 
Angst haben, würden. sie sich 
auch heute noch nicht rühren. 


So geht es bei der ausführlichen 
Darstellung dieses Einzelfalles 
auch nicht um die beiden ertapp- 
ten Gauner, von denen man vor 
einer Ausweisung Schadenersatz 
und Rückzahlung erzwingen 
sollte. Es geht darum, jeden 
ganz normalen, sonst unpoliti- 
schen Deutschen aufzurütteln, 
von den Regierenden nicht nur 
beschwichtigende Worte, son- 
dern endlich durchgreifende 
Maßnahmen zu verlangen. 


Erste Erfolge zeichnen sich in- 
zwischen ab, aber nur deshalb, 
weil die Parteien ihre Wähler 
schwinden sehen und selbst in 
der Parteibasis der Widerstand 
wächst — das gilt auch für die 
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Bonn 


Heuchelei 


statt Politik 


Friedrich Kinkel 


Die jüngsten Wahlen in Berlin und Hessen haben es deutlich aufge- 
zeigt: die nationale Rechte ist wieder im Aufwind. Doch das ist es 


“ nicht alleine. Nein, sie haben ganz klar bewiesen, daß der wahre 


Gegner eines freiheitlichen Rechtsstaates nicht rechts sitzt, sondern 
in der Mitte und links. Anhand.einiger weniger exemplarischer Bei- 
spiele soll aufgezeigt werden, was von den Politikern der etablierten 
Parteien - und hierzu zählen auch die Grünen - wirklich zu halten ist. 
Bei jeder künftigen Wahl sollte sich hieran erinnert und davon dann 
die Wahlentscheidung abhängig gemacht werden. 


Sicherlich waren die 7,5 Prozent 
der Wählerstimmen für die Re- 
publikaner in Berlin ein Schock 
für CDU, FDP, SPD und Grüne 
(Alternative) - und deshalb muß 
man sicherlich für erste, im 
Schock getätigte überzogene 
Ansichten einiger Politiker Ver- 
ständnis haben. Das hört aber 
dann auf, wenn noch Tage und 
Wochen später das Wort »De- 
mokratie« von denjenigen, die 
sich als Hüter derselben aufspie- 
lend, ad absurdum geführt wird. 


Der Wähler wird 
selten respektiert 


War schon das mehr als arrogan- 
te Verhalten vieler Journalisten 
am Wahlabend bei den Inter- 
views mit Schönhuber unerträg- 
lich - vielleicht sollte man diesen 
Personen einmal erklären, daß 
sie ungeachtet ihrer eigenen po- 
litischen . Einstellung dazu da 
‚sind, die Zuschauer objektiv 
aufzuklären und: nicht alleine 
durch die Art und Weise der 
Fragestellung bereits eine Wer- 
tung hineinzubringen -, so trifft 
dies in noch größerem Maße auf 
die Politiker selber zu — wobei 
jetzt einmal ihre Außerungen 
von »Rechtsradikalen«, »Faschi- 
sten«, »Nazis« und ähnliches 
ganz außer acht gelassen werden 
sollen, da sie sich selber ent- 
larven. 


Sollte es eigentlich Sinn eines 
freiheitlichen Rechtsstaates sein, 
in dem wir angeblich. leben, die 
Wählermeinung zu akzeptieren 
und vor allem auch zu respektie- 
ren, und sich mit einer neuen 
Gruppierung oder Partei sach- 
lich argumentativ auseinander- 


zusetzen und diese trotz aller 


möglicher Gegensätze auch zu 
tolerieren, so trifft dies alles für 
Berlin und Hessen nicht zu. 


Was geschah, als der republika- 
nische Fraktionsvorsitzende 
Bernhard Andres von dem in ei- 
ner Demokratie doch eigentlich 
selbstverständlichsten aller 
Grundrechte, nämlich dem der 
Meinungs- und Redefreiheit, 
Gebrauch machte und, wie Poli- 
tiker aller anderen Parteien 
auch, am 2. März bei der konsti- 
tuierenden Sitzung des Berliner 
Senats eine Rede halten wollte? 


Während die Alternativen ge- . 
schlossen auszogen (wobei sie 
vorher noch ihres Geistes gemäß 
mit Babylätzchen den Satz 
»Wehret den Anfängen« bilde- 
ten), schlossen sich dann im wei- 
teren Verlauf fast alle SPD-Ab- 
geordneten und auch viele 
CDU-Politiker diesem undemo- 
kratischen Schritt an. Den Wor- 
ten vom Parlamentspräsidenten 
Jürgen Wohlrabe (CDU), so un- 
ausweichlich »die gelegentliche 
Entgleisung ist, so unverzichtbar 
ist der überwiegend faire Um- 
gang miteinander«, zum Hohn. 


Wo bleibt der freiheitliche 
Rechtsstaat? i 


Daß auf der Zuschauertribüne 
dann jugendliche Chaoten »Na- 
zis raus«, »Wir wollen keine Na- 
zischweine« skandierten und die 
»Internationale« sangen, kenn- 
zeichnet die  Heruntergekom- 
menbheit der politischen Berliner 
Szene. Ebenso wie die Tatsache, - 
daß es »im freiesten Staat, den 
wir je hatten«, freigewählten 
Abgeordneten nicht möglich ist, 
unbehelligt das Parlament betre- 
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Heuchelei 
statt Politik 


ten zu können, sondern durch 
den Mob der Straße gezwungen 
werden, mit riesigem Polizei- 
schutz das Gebäude durch Hin- 
tertüren zu betreten. Wo bleibt 
da der freiheitliche Rechtsstaat? 


Daß es bei den mehreren soge- 
nannten »spontanen«, in Wirk- 
lichkeit aber von den Linken or- 
ganisierten Demonstrationen zu 
Gewalttätigkeiten kam, bei de- 
nen weit über 100 Polizisten ver- 
letzt wurden, ist schon leider 
nichts Besonderes mehr, son- 
dern traurige, sich stets wieder- 
holende Realität. Hier schafft 
der Staat es nicht durchzugrei- 
fen. Dafür wird dann aber in 
Köln ein jüngerer Mann, der ei- 
nen schwarz-rot-goldenen Stik- 
ker mit dem Hakenkreuz und 
dem Satz »Ich bin stolz, Deut- 
scher zu sein« zu einer Geldstra- 
fe von 300 Mark verurteilt. 
Schließlich muß der Rechtsstaat 
hart durchgreifen, wenn durch 
solche rechtsradikalen Exzesse 
die innere Sicherheit der Bun- 
desrepublik ernsthaft gefährdet 
wird. 


Der Kölner »Express« scheute 
sogar vor der Perfidie nicht zu- 
rück, »die Aussprüche Schönhu- 
bers mit denen des »Führers«« zu 
vergleichen. Da werden dann so 
harmlose Sätze wie »Heute sind 
wir 100, morgen 1000, und über- 
morgen sind es 10 000«, »Je öf- 
ter man mich angreift, desto 
stärker werde ich kämpfen«, 
»Wir sind nicht mehr zu stop- 
pen« mit Hitler-Sätzen vergli- 
chen. Bei gar nicht allzu anstren- 
gender Suche ist leicht nachzu- 
weisen, daß so ziemlich jeder in 
deutschen Parlamenten vertrete- 
ne Politiker in Wahlkämpfen 
gleiches oder ähnliches gesagt 
hat; jetzt jüngst auch Bundes- 
kanzler Helmut Kohl bei Angrif- 
fen gegen ihn, als er beispiels- 
weise erklärte »Wenn einer ge- 
gen mich antritt, dann tragen wir 
es aus«. 


Welche »Qualifikation« der 
Schreiber dieses »Artikels« im 
»Express« hat, kann man auch 
leicht daran erkennen, daß er 
. die Liedzeile »Heute hört uns 
Deutschland und morgen die 
ganze Welt« in das »Horst-Wes- 
sel-Lied« verlegt und statt, wie 
es richtig heißt, »hört uns 
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Deutschland« falsch »gehört uns 
Deutschland« schreibt. 


Wer sind die Berliner 
Alternativen? 


Dann hatten sehr viele Zeitun- 


gen sowie Fernseh- und Rund- 


funkberichterstatter nichts Eili- 


geres zu tun, als den »kriminel- 
len Lebenslauf« Andres’ zu ver- 
öffentlichen. Er hatte den Wech- 
sel eines Nebenjobs nicht ange- 
geben, sondern, damit dies nicht 
auffiel, gefälschte Bestätigungen 
der alten, nicht mehr existieren- 
den Firma abgegeben. Wahrlich 
ein verabscheuungswürdiges, 
ihn für alle Zeiten abqualifizie- 
rendes Verbrechen. Der republi- 
kanische Abgeordnete Rudolf 
Kendzia gehörte früher einmal 
der Deutschen Partei, der Deut- 
schen Reichspartei und der NPD 
an, was auch Angriffe gegen ihn 
auslöste. 


Über die Alternative Liste 
(AL), die Momper schon als 
»demokratische Kraft« und Jo- 
chen Vogel als »durchaus ma- 
nierlich und verantwortungsbe- 
wußt« bezeichnete, und deren 
Abgeordneten ist aber kaum et- 
was zu hören. Dabei ist deren 
Lebenslauf, den die »Welt am 
Sonntag« jetzt skizzierte, viel in- 
teressanter: 


Hans-Christian Ströbele vertei- 
digte nicht nur RAF-Terrori- 
sten, sondern baute gleichzeitig 
auch ein Informationssystem für 
die Inhaftierten auf. Weitere 
Strafen bekam Ströbele wegen 
»Beleidigung« und »Unterstüt- 
zung einer terroristischen Ver- 
einigung«. Renate Künast von 
der AL, die jüngst die »Abschaf- 
fung der Gefängnisse« forderte, 
hat bereits erklärt, was von der 
Zustimmung der AL zu einigen 
Punkten zu halten ist. »Die 
Übernahme von Bundesgeset- 
zen ist eine Kröte, die wir 
schlucken müssen. Aber man 
kann ja ein Gesetz übernehmen 
und dann großzügig damit ver- 
fahren — das machen andere 
Bundesländer ja auch. Man 
kann zum Beispiel das Gesetz 
für maschinenlesbare Ausweise 
übernehmen und dann sagen: 
Für ein neues Lesegerät haben 
wir kein Geld.« Oder: »Der 
Staat hat das Recht zu entschei- 
den, wer Zwang ausüben darf. 
Aber wir wollen weiterhin hinter 
Frauen stehen, die rechtswidrig 
abgetrieben haben. Wir wollen 
zu Demonstrationen aufrufen, 


auch wenn wir nicht garantieren 
können, daß sie gewaltlos blei- 
ben. Und wir wollen abgewiese- 
ne Flüchtlinge schützen.« 


Politik, die das Ausland 
wünscht 


Die 46jährige Heidemarie Bi- 
schoff-Pflanz versteckte 1986 als 
Initiatorin einer sogenannten 
»Aktion Fluchtburg« mehrere 
von Ausweisung bedrohte Aus- 
länder vor der Polizei. Harald 
Wolf gehörte der »Gruppe inter- 
nationaler Marxisten (GIM)« 
an, die vom Verfassungsschutz 
als »handlungsfähigste trotzkisti- 
sche Organisation« eingestuft 
wird. Die »GIM« propagiert die 
»Zerschlagung des bürgerlichen 
Staatsapparates«, die »perma- 
nente Revolution« und die »Dik- 
tatur des Proletariats« in Form 
von »Rätesystemen«. Und Birgit 
Arkenstette erklärte, daß das 
Gewaltmonopol des Staates 
durch eine Regelung mit der 
SPD »nicht anerkannt« werde. 


Das sind also die Personen, mit 
denen Momper die nächsten vier 
Jahre regieren will (was er noch 
am Tag der Wahl eindeutig ver- 
neinte) und die. er sogar den 
Schulsenator stellen läßt. Damit 
ist vorprogrammiert, daß die 
Schüler in Berlin einseitig links- 
radikal erzogen werden. Strot- 
zen schon jetzt viele Schulbü- 
cher von monströsen Ge- 
schichtsfälschungen und einseiti- 
ger linker Tendenz, so steht zu 
befürchten, daß dies in Berlin 
nun noch schlimmer werden 
wird. 


In Hessen jetzt das gleiche Spiel. 
Die dortigen Erfolge der NPD 
und der Republikaner hatten das 
gleiche Echo wie in Berlin. Mit 
diesen Parteien dürften sich an- 
ständige Leute nicht an einen 
Tisch setzen, sie wären »unde- 
mokratisch« und »verkappte Na- 
zis«. Besonders verurteilt wur- 
den die Forderungen zur Aus- 
länderpolitik. Dabei bleiben die- 
se oftmals sogar hinter dem zu- 
rück, was in anderen als urde- 


‘mokratisch anerkannten Län- 


dern, wie beispielsweise der 
Schweiz, aber auch den USA, 
schon seit vielen Jahren prakti- 
ziert wird. 


Natürlich warnte auch der DGB, 
den politische Wahlen im Grun- 
de genommen überhaupt nichts 
angehen, vor einer »Rückkehr 
des Nazismus«. Der Moderator 


Rainer Holbe warnte im RTL- 


Frühstücksfernsehen davor, was 


nach den jüngsten Wahlerfolgen 
der Rechten jetzt wohl das Aus- 
land denke. Ja, Herr Holbe, 
kann man da nur fragen, haben 


' wir eine Politik zu betreiben, die 
wir als richtig empfinden, oder . 


eine, die das Ausland wünscht? ° 
Deutsche Politik hat sich an 
deutschen Interessen zu orien- 
tieren und nicht daran, was ir- 
gendein Politiker irgendeines 
Landes darüber denkt. 


Wer alles im Bonner Staat 
bestimmt 


Und einer durfte nicht fehlen - 
Heinz Galinski. Dieser bezeich- 
nete die Erfolge der Republika- 
ner als »schwere Niederlage der 
Demokratie«. Und auch hier 
muß klipp und klar gesagt wer- 
den, dab sich der Zentralrat der 
Juden in Deutschland lieber um 
die ungeklärte Frage der Nach- 
mann-Millionen (um die es hei- 
ße Gerüchte gibt, doch davon 
einmal später mehr) kümmern 
soll, anstatt demokratisch zu- 
stande gekommene Wahlergeb- 
nisse zu kritisieren. 


Verwunderlich ist aber, daß Mi- ° 
chel Friedmann, der in Frank- 
furt zu der Führungsspitze der 
dortigen jüdischen Gemeinde 
zählt, gleichzeitig auch in der . 
CDU der Stadt ein »hohes Tier« 
ist und sonst immer in vorderster 
Front gegen die vermeintliche 
»Gefahr von rechts« steht, bis- 
lang noch nichts von sich hören 
gelassen hat. Friedmann hatte 
einmal erklärt, daß er die jüdi- 
schen über die deutschen Inter- 
essen stelle. 


Auch der folgende Ausspruch 
stammt von ihm: »Versöhnung 
ist ein absolut sinnloser Be- 
griff... Die Erben des juden- 
mordenden Staates bieten den 
Opfern und Nachkommen der 
Opfer Versöhnung an und sind 
verbittert, wenn dieses Wort zu- 
rückgewiesen wird. Es kommt 
ihnen in Wirklichkeit gar nichts 
anderes zu, als die schwere hi- _ 
storische Verantwortung auf sich 
zu nehmen, generationenlang, 


. für immer.« Daß er dafür kein 


Ausschlußverfahren aus der 
CDU bekommen hat, wie es für 
eine »konservative deutsche Par- 
tei« eigentlich richtig gewesen 
wäre, braucht wohl nicht extra 
erwähnt zu werden. 


Wie sehr Bundestagsabgeordne- 
te demokratische Entscheidun- 


gen achten, geht auch aus einem 
“Interview des »Express« mit 
dem Vorsitzenden des Bundes- 
tags-Innenausschusses, Hans- 
Gottfried Bernrath (SPD), her- 
vor. Auf eine Frage, ob der Ver- 
fassungsschutz die Republikaner 
als Rechtsextremisten beobach- 
ten soll, antwortete der SPD-Po- 

. litiker: »Ja, das verlangen und 
erwarten wir. 40 Jahre nach 
Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland dürfen wir eine sol- 
che rechtsradikale Unterwande- 
rung von Parlament und Staat 
nicht dulden.« Über die Linken 
sagte Bernrath bezeichnender- 
weise nichts. 


Erzbischof fordert 
“ Anderung des 
Wahlsystems 


Das paßt ins Bild dessen, was 
der Verfassungsschutz-Präsident 
Gerhard Boeden dem in dieser 
Sache sehr agilen, aber. deswe- 
gen nicht objektiven »Express« 
in einem am 22. Dezember des 
vergangenen Jahres veröffent- 
lichten Interview sagte: »Viele 
“ scheinen zu vergessen, daß die 
Nazis nicht durch Revolution, 
sondern durch Wahlen und Ge- 
setze an die Macht kamen. Wir 
müssen daher auch solche Extre- 
misten beobachten, die ihre poli- 
tischen Ziele derzeit nicht mit 
"Gewalt verfolgen. Es muß die 
Devise gelten: Wehret den An- 
‚fängen!« 


Hier ging kein Aufschrei durch 
die politische Landschaft. Wenn 
aber der »Spiegel« oder sonst 
wer veröffentlicht, daß irgendwo 

- Politiker der Grünen vom Ver- 
fassungsschutz beobachtet wor- 
den sein sollen, dann geht der 
Aufruhr quer durch alle Partei- 
en. Dagegen hat noch kein Poli- 
tiker der von Boeden genannten 
NPD oder DVU irgendwelche 
gegen die Verfassung gerichtete 
Ausfälle gemacht, wie es Politi- 
ker der Grünen nahezu jeden 
Tag tun. 


Da die von »etablierter« Seite 
wie die Pest gefürchtete »Ge- 
fahr« immer größer wird, daß 
die Deutschen endlich ihren Na- 
tionalmasochismus ablegen und 
wieder Parteien wählen, die 


deutsche und nicht internationa- 


listische Interessen vertreten, 
stellt sich die Frage »Was tun?«. 
Wie die »Frankfurter Allgemei- 
ne Zeitung« berichtete, hat jetzt 
der Bischof von Fulda, Erzbi- 
schof Dyba, die Anderung des 


‘ Wahlsystems in der Bundesrepu- 


blik gefordert. Statt der Verhält- 
niswahl ‘soll demnächst das 
Mehrheitswahlrecht gelten. 


Dadurch würde der Bevölke- 
rung in der Bundesrepublik der 
seiner Ansicht nach »enorme 
Gesichtsverlust erspart bleiben«, 
den ihr der Wahlerfolg irgendei- 
ner »extremistischen Splitterpar- 
tei« in aller Weit immer wieder 
eintrage. Der Bischof soll sich 
lieber darum kümmern, daß der 
Papst wieder eine mehr am wah- 
ren Christentum orientierte Poli- 
tik betreibt und nicht, wie der- 
zeit, eine, die Christus, wäre er 
heute auf der Welt, entschieden 
bekämpft hätte. 


Am Ende eine Koalition 
der Versager 


War die bisherige Fünf-Prozent- 
Klausel schon demokratisch äu- 
Berst bedenklich, so würde die 
Verwirklichung des erzbischöfli- 
chen Vorschlags aber auf eine 
Festzementierung der Herr- 
schaft der. Umerzieher in 
Deutschland führen. Schon jetzt 
fallen bei rund 40 Millionen 
Wahlberechtigten im ungünstig- 
sten Fall 4,9 Prozent — fast zwei 
Millionen Stimmen - einfach un- 
ter den Tisch; wenngleich man 
natürlich eine unverhohlene 
Schadenfreude nicht verhehlen 
kann, daß die Umfallerpartei 
FDP endlich zumindest aus eini- 
gen Landesparlamenten heraus- 
geflogen ist. 


Ein Mindeststimmenanteil von 
einem oder gegebenenfalls auch 
zwei Prozent zum Einzug in ein 
Parlament würde vollkommen 
reichen. Damit würden dann ex- 
treme Splitterparteien, die nur 
eine Handvoll Stimmen erhal- 
ten, automatisch ausgesiebt, 
würde auf der anderen Seite 
aber auch Opposition ermög- 
licht. 


Wie wenig wirklich nationales 
Gedankengut, das wohlgemerkt 
immer den Gedanken eines frei- 
heitlichen Rechtsstaates wahrt, 
in der CDU - aber auch in ande- 
ren Parteien — vorherrscht, zeigt 
die jüngste. Diskussion, nachdem 
es einige CDU-Politiker gewagt 
hatten, eine Koalition mit den 
Republikanern zumindest. nicht 
für alle Zeit auszuschließen. 
Heiner Geißler, wie immer in 
solchen Fragen in vorderster 
Front, schmetterte sein »Nie- 
mals« 
deutschen Teilstaat. Andere 


durch den westlichen _ 


schlossen sich ihm an. Lieber 
wird also einer immer weiter 
nach links rückenden SPD eine 
große Koalition der Versager 
angeboten, als daß man auch nur 
bereit ist, ein kleines Stück 
wahrlich nationaler Politik in 
Deutschland zuzulassen. 


Was kümmert Bonn 
das Volk? 


Statt sich der berechtigten Sor- 
gen der Wähler, die zur Abwan- 
derung zu den nationalen Partei- 
en führten, anzunehmen und ei- 
ne am Willen des Volkes ausge- 
richtete Politik zu betreiben - so 
sprachen sich jetzt bei einer GE- 
WIS-Umfrage 88 Prozent für ei- 
ne Begrenzung des Ausländer- 
Zuzugs und 62 Prozent ganz 
oder teilweise für eine verstärkte 
Ausländerabschiebung aus -, 
wird stur an der für Deutschland 
fatalen Politik festgehalten. Frei 
nach dem Motto »Was kümmert 
mich das Volk«. 


Welch Blüten dies treibt, kann 
man sehr gut an folgendem Bei- 
spiel erkennen. In einem Inter- 
view sprach sich jetzt der Stutt- 
garter Oberbürgermeister Rom- 
mel - wenn man ihn mit seinem 
Vater, dem Wüstenfuchs, ver- 
gleicht, muß man Zweifel an der 
ansonsten richtigen Vererbungs- 
theorie Konrad Lorenz’ haben - 
für eine Kanzler-Kandidatur des 
baden-württembergischen Mini- 
sterpräsidenten Lothar Späth 
aus, nicht etwa weil er der beste 
CDU-Politiker wäre, sondern 
weil er der derzeit populärste 
CDU-Politiker sei. 


Damit nähern wir uns in der 
Bundesrepublik also auch lang- 
sam dem Politshowtheater der 
USA, wo es weniger um die 
Qualifikation des betreffenen 
Politikers geht, sondern aus- 
schließlich darum, wer am sym- 
pathischsten ist, wer am breite- 
sten grinsen kann und bei wem 
die auf den Arm genommenen 
Babys am wenigsten schreien. 


Und die SPD sympathisiert im- 
mer offener und unverhohlener 
auch auf Bundesebene mit den 
Grünen. Zum Abschluß soll aus 
einer Analyse der »Privat-Depe- 
sche« zitiert werden: 


»Der Jubel über die »neue Poli- 
tikfähigkeit der Grünen< kommt 


"zu früh. Der auf der Duisburger 


Bundeskonferenz gewählte Bun- 
desvorstand wird von durchtrai- 
nierten Kader-Funktionären der 


früheren Kfommunistischen)- 
Gruppen beherrscht, und zwar 


bis in die Sprecher-Spitze hinein. 


Einer der drei Sprecher ist Ralf 
Fücks (37), wegen einer soge- 


nannten Rektoratsbesetzung in, 


Bremen zu einer dreieinhalbmo- 
natigen Haftstrafe verurteilt. 


Fücks, von Beruf Sozialwissen- 
schaftler, gehörte bis 1978 zur 


maoistischen Sekte »Kommuni-- 


stischer Bund Westdeutschland« 


(KBW). Als der KBW sich auf- 


löste, erhielt Fücks den Auftrag, 
gemeinsam mit anderen Kadern 
die sechs Millionen des Bundes- 
vermögens für »alternative und 
ökologische Bewegungen einzu- 
setzen. 


Über Fücks schrieb die Zeitung 
»Arbeiterkampf« des konkurrie- 
renden »Kommunistischen Bun- 
des< (KB): »Ralf Fücks ist ein 
wirklich ultralinker Routinier.« 
Über seinen KBW urteilte der 
Verfassungsschutzbericht 1979: 
»Der prochinesische KBW tritt 
unverändert für die Zerschla- 
gung des »imperialistischen 
Staatsapparates... und die 
Errichtung der »Diktatur des 
Proletariats< .... ein. 


Die Mit-Sprecherin von Fücks, 
Verena Krieger (27), kommt aus 
der Redaktion des Blattes »Mo- 
derne Zeiten< (MOZ), das 1984 
zugunsten des vom KBW her- 
ausgegebenen  »Kommune-Fo- 
rum für Politik und Okonomie« 
eingestellt wurde. Krieger-Mit- 
streiter Jürgen Reents, ebenfalls 
Neu-Mitglied des Grünen-Bun- 
desvorstands, war Redakteur 
der MOZ, laut Verfassungs- 
schutzbericht (1975) »für zahlrei- 
che Publikationen< des KB ver- 
antwortlich und mehrere Jahre 
Herausgeber des befeits zitier- 
ten »Arbeiterkampfs«. 

die 


Von Reents berichtete 


‚Frankfurter Allgemeine Zei-: 


tung« am 14. März 1985: »Als 
Schily forderte... ., die Grünen 


sollten das staatliche Gewaltmo- 


nopol anerkennen oder wenig- 
stens darüber diskutieren, rief 
ihm Reents entgegen, genau an 
dieser Frage beginne der »Über- 
gang zur SPD«.« 


Jeder weitere Kommentar zu 
dieser Chaoten-Partei ist wohl 
überflüssig. Und eine Partei, 
die, wie die SPD, ernsthaft an 
eine Koalition mit “ihnen im 
Bund denkt, macht sich des Ver- 
rats an Deutschland in größt- 
möglichem Ausmaß schuldig. U 
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Ve a TFT 


Wie Geißler 


den 


deutschen 
Interessen 
schadet 


Fritz Dammann 


Der derzeit wohl einflußreichste Politiker der CDU ist der General- 
sekretär der Partei, Dr. Heiner Geißler. Fast schon bedingungslose 
Unterstützung für seine Politik, die den Interessen des deutschen 
Volkes diametral zuwiderläuft, bekommt er vom linken Flügel der 
Partei, und hier insbesondere von Rita Süssmuth, Norbert Blüm und 
Ulf Fink sowie der Jungen Union. In den vergangenen Jahren 
bestimmte Geißler, und nicht der Parteivorsitzende und Bundes- 
kanzler Helmut Kohl, die politische Richtung der CDU. Folge war 
ein starker Linksruck, der heute kaum noch von der dem deutschen 
Volk schadenden Politik eines Helmut Schmidt während seiner 


Kanzlerschaft zu unterscheiden ist. 


Ermöglicht wird dies durch ei- 
nen Bundeskanzler, dessen 
Wendeversprechen von 1982 
sich von Tag zu Tag mehr als 
eine Wahlpropaganda erweist 
und der nicht daran denkt, diese 
auch in der Tagespolitik umzu- 
setzen und dies auch noch nicht 
einmal versucht. Erleichtert 
wird dies für Geißler dadurch, 
daß die Union ganz allgemein in 
ihrer Mitgliederstruktur immer 
weiter nach links rückt und ihre 
ursprünglichen Ziele, wie sie 
beispielsweise noch in den fünf- 
ziger und sechziger Jahren ver- 
treten wurden, heute nur noch 
Makulatur sind und von verant- 
wortlichen Politikern dieser Par- 
tei gar als zu »weit rechts« abge- 
lehnt werden. 


Geißlers Taktik 
und Vorgehen 


Die noch einen wahren konser- 
vativen Standpunkt vertreten- 
den Politiker, wie beispielsweise 
Todenhöfer, Czaya oder früher 
Hupka, verfügen kaum noch 
über Einfluß in der Partei bezie- 
hungsweise wurden »geschaßt«. 


Dabei ist Geißlers Taktik, was 
jetzt die programmatische. Aus- 
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richtung der CDU und der Uni- 
on ganz allgemein anbelangt — 
denn die Intentionen der CSU 
verloren in den vergangenen 
Jahren trotz eines Franz-Josef 
Strauß immer mehr an Ge- 
wicht -, sehr interessant. Er ver- 
fährt dabei ähnlich wie ein cleve- 
rer Anwalt vor einem Geschwo- 
renen-Gericht. Selbst wenn er 
von vornherein weiß, daß seine 
Außerung, Frage oder Kom- 
mentierung vom Richter aus 
dem Protokoll gestrichen wird, 
weiß er, daß bei den Geschwore- 
nen etwas hängen bleibt, das 
nicht mehr ganz aus dem Be- 
wußtsein zu streichen ist. 


Und so verfährt auch Geißler. 
Selbst wenn er später auf Druck 
des zwar noch immer vorhande- 
nen, aber weitgehend seines 
Einflusses beraubten rechten 
Flügels der CDU von seinem öf- 
fentlich geäußerten Standpunkt 
etwas abrücken muß, ist zumin- 
dest eine öffentliche Diskussion 
darüber entstanden. Und ge- 
stützt durch seine linke Haus- 
macht sowie die FDP, und hier 
insbesondere Genscher, rückt es 
dann meist langsam, aber sicher 
in den politischen Standpunkt 
zuerst der CDU und dann der 
Gesamtunion hinein. 


7% 


Konrad Adenauer trieb immer ein gegen die deutsche Einheit 


gerichtetes Doppelspiel, und seine Enkel setzen die gleiche, » 


gegen die Wiedervereinigung gerichtete Politik fort. 


Und Geißler setzt in seinem 
Vorgehen noch auf zwei weitere 
Punkte. Zwischenzeitlich, be- 
sonders im Wahlkampf, streut er 
heftige polemische Angriffe ge- 
gen den politischen Gegner ein, 
denen auch — besonders — der 
rechte Flügel der Union zustim- 
men kann. Beispielsweise bei 
seinen Vorwürfen gegen die 
SPD, sie sei eine »Moskaufrak- 
tion«, oder bei seinem Vorwurf, 
der Pazifismus habe Auschwitz 
erst möglich gemacht. 


Zu Deutschland gehört 
nur noch die DD 


Der zweite Punkt ist, daß Geiß- 
ler seine linkslastigen Forderun- 
gen nie gesammelt vorbringt, 
sondern sie vielmehr im Abstand 
von einigen Wochen oder gar 
Monaten folgen läßt. Damit 
schafft er es, daß der eine Punkt 
aus dem Schußfeld der Unions- 
rechten verschwindet, während 
der andere »greifen« kann. 


Mit diesem Artikel soll aber auf- 
grund Geißlers eigener Zitate 
der für das deutsche Volk schäd- 
liche Standpunkt dieses Politi- 
kers, dessen Ansichten immer 
mehr 
dargestellt werden. 


Der erste Punkt soll dabei die 
Wiedervereinigung _Deutsch- 
lands sein, wobei auch Geißler 
interessanterweise in dieser Fra- 
ge immer nur vom Gebiet der 
jetzigen DDR spricht, die deut- 
schen von Polen besetzten Ge- 
biete aber völlig außer acht läßt. 
Doch haben Geißlers Außerun- 
gen zu diesem Punkt auch den 
Standpunkt der Gesamt-CDU 
deutlich herausgestellt, was aus 
folgendem hervorgeht: 


Bereits im Februar des vergan- 
genen Jahres hatte Geißler zur 
Wiedervereinigung erstmals sei- 
ne wahren Absichten kundge- 


Unionspolitik werden, 


tan. In einem Programmentwurf 


zum CDU-Bundesparteitag hieß 


es, »das Ziel der Einheit ist von 
den Deutschen nur mit Einver- 
ständnis ihrer Nachbarn in Ost 
und West zu erreichen«. Das 
Wort Wiedervereinigung wurde 
in Geißlers Entwurf mit keinem 
Wort erwähnt. Erst als die 
CDU-Rechte und große Teile 
der Bevölkerung alle Kräfte mo- 
bilisierten, wurden diese Passa- 
gen abgeändert. 


Doch Geißler gab nicht auf. An- 
fang November sagte er dann 
während einer Podiumsdiskus- 
sion, es sei ein »historischer Irr- 
tum« zu glauben, »wir stellen 
den Nationalstaat wieder her in 
den Grenzen von 19XY«; es be- 
- stehe ein Spannungsverhältnis 
zwischen dem Ziel der nationa- 
len und dem Streben nach euro- 
päischer Einheit. 


Zur Frage der 
Wiedervereinigung 
Lippenbekenninisse 


Auch hier wurde Kritik an dem 
Generalsekretär laut, die dieser 
mit folgenden ebenfalls bemer- 
kenswerten Worten beantworte- 
te: Er habe in dem umstrittenen 
Satz nicht von »der Nation«, 
‘sondern von dem »National- 
staat« gesprochen. Es sei ihm 
darum gegangen, der von einem 
Diskussionsteilnehmer vertrete- 
nen These entgegenzutreten, die 
CDU solle statt der Europa- 
Orientierung die alte national- 
staatliche Frage wieder in den 
Vordergrund stellen. Dazu paßt 
auch die jüngste Werbekampa- 
gne der Europa-Fraktion der 
CDU/CSU, in der. es heißt 
»Deutschlands Zukunft heißt, 
Europa«; und im »Spiegel« vom 
27. Februar dieses Jahres sagte 
Geißler: »Die CDU ist die Eu- 
ropa-Partei!« 


Obwohl die CDU sich immer als 
die Wiedervereinigungs-Partei 
darstellt, sieht es trotz aller Lip- 
penbekenntnisse doch in Wirk- 
lichkeit ganz anders aus. 


So sagte Bundeskanzler Helmut 
Kohl am 27. Februar 1985 im 
»Bericht zur Lage der Nation im 
geteilten Deutschland«: »Es 
geht nicht um Grenzen, nicht um 
Hoheitsgebiete, es geht nicht um 
Souveränität im Sinne des klassi- 
schen Nationalstaats. Es geht 
um. Selbstbestimmung und Men- 
schenrechte. Nicht souveräne 
Staaten, sondern souveräne Völ- 
ker werden den Bau Europas 
dereinst vollenden.« 


Die Ministerin für innerdeutsche 
Beziehungen, Frau Wilms, sagte 
am 6. Juni 1988 in Brüssel: »Die 
Teilung Deutschlands kann... 
allein im Zuge eines Prozesses 
aufgehoben werden, der... 
den östlichen Teil unseres Konti- 
nents... Anschluß an die fun- 
damental neue historische Phase 
Westeuropas finden läßt.« 


In der :»Frankfurter Allgemei- 
nen Zeitung« vom 7. Juni heißt 
es: »Die Frage, ob die europäi- 
sche Integration und die deut- 
sche Einheit im Widerspruch 
stünden, sei >klar zu verneinen«, 
sagte Frau Wilms..Sie verband 
dies mit der Absage an die Vor- 
stellung, es sei nationale Pflicht, 
unabhängig von europäischen 
Konstellationen das Gespräch 
mit Moskau zu suchen, wo der 
Schlüssel zur deutschen Einheit 
liege. Wer die deutsche Einheit 
wolle, könne die europäische 
Teilung nicht hinnehmen wol- 
len... »Einen deutschen Son- 
derweg zurück in eine isolierte 
nationalstaatliche Existenz kann 
und darf es nicht geben«,. sagte 
die Ministerin. 


Europäische Integration 
ist Ziel Nr.1 


Sie fügte an, die europäische 
Friedensordnung, >die uns vor- 
schwebt und die den Zeithori- 
zont unserer Deutschlandpolitik 
ausmacht, ist die eines Europas 
von Völkern, die sich minde- 
stens im Sinne - nicht notwendig 
in der Form - der Europäischen 
Gemeinschaft einig sind, das 
heißt, daß kein wichtiges natio- 
nales Problem mehr gegen die 
gemeinsamen Interessen gelöst 
wird«.« Und so was nennt sich 
»Ministerin für innerdeutsche 
Beziehungen«. 


Und der von Kohl und Genscher 
berufene Koordinator der 
deutsch-amerikanischen Bezie- 
hungen, Weidenfeld, sagte. in 
den USA laut »Frankfurter All- 
gemeine Zeitung« vom 24. März 
1988: »Von Anfang an hätten 
zudem die Deutschen in der 
Bundesrepublik erklärt, Freiheit 
sei wichtiger als Einheit ..... Der 


. Deutschlandvertrag von 1954 


enthalte als gemeinsames Ziel 
der drei Westmächte und der 
Bundesrepublik ein wiederverei- 
nigtes,. freiheitlich-demokrati- 
sches Deutschland, das »in die 
europäische Gemeinschaft inte- 
griert ist. Der’ Vertrag verpflich- 
te alle Unterzeichner zum 


deutschlandpolitischen Zusam- 
menwirken im Sinne der »Ver- 
bindung von deutscher und eu- 
ropäischer Perspektive«. 


In dieser Form müßten die ande- 
ren die Deutschen als verläßli- 
che Partner erleben, mit denen 


man gerne zusammenarbeite,. 


weil sie ihr nationales Bewußt- 
sein konstruktiv in die europäi- 
sche Identität eingebracht hät- 
ten: »So wird die europäische In- 
tegration die Prämisse für alle 
weitergehenden Ziele und Wün- 
sche der Deutschlandpolitik.«« 


Wer also sagt, Geißler stehe in 
der Union alleine da und die of- 
fizielle Regierungspolitik betrei- 
be aktiv die Erreichung der Wie- 
dervereinigung mit Mittel- und 
Ostdeutschland, der irrt. Viel- 
mehr liegt der Verdacht nahe, 
daß das Ziel der Wiedervereini- 
gung nur Lippenbekenntnisse 
sind, so wie auch Adenauer, wie 
sich jetzt herausstellte, niemals 
ernsthaft versucht hat, zumin- 
dest die Einheit West- und Mit- 
teldeutschlands aufrechtzuerhal- 
ten beziehungsweise wiederher- 
zustellen. 


Offen für Ausländer 
und Asylanten 


Und um es an dieser Stelle noch 
einmal zu wiederholen: Es geht 
nicht, wie es regierungsamtlich 
so schön heißt, um die Wieder- 
herstellung des Deutschen 
Reichs in den Grenzen: von Au- 
gust 1937, sondern um die Her- 
stellung des Deutschen Reichs in 
den Grenzen vom 31. August 
1939. Denn am 8. Mai 1945 hatte 
nur die Wehrmacht kapituliert 
und nicht das Deutsche Reich als 
solches. Und von daher steht 
Deutschland völkerrechtlich das 
Gebiet vom 31. August 1939, 
dem Tag vor Beginn des von 
England, Frankreich und Polen 
provozierten Polenfeldzugs, zu. 


Ein weiteres Anliegen Geißlers 
ist die »multikulturelle Gesell- 
schaft« in der Bundesrepublik. 
So sagte Geißler. Ende Oktober 
1988 der »Zeit«: »Ich kann nicht 
einsehen, warum Ausländer, die 
in der Bundesrepublik wohnen, 
arbeiten und sich integrieren 
wollen - Portugiesen, Griechen 
oder Menschen aus anderen 
Kulturen -, eine Gefahr für uns 
bedeuten sollen. Es bedeutet im 
Gegenteil eine Chance, solche 
Menschen bei uns zu haben... 
Für ein Land in der Mitte Euro- 


pas ist die Vision einer multikul- . 
turellen Gesellschaft eine große 
Chance. Deshalb müssen wir das 
Land offenhalten für Ausländer 


. und Aussiedler.« 


Als Geißler im Februar dieses 
Jahres auf einer CDU-Veran- 
staltung in Oberkaufungen bei 
Kassel von Bürgern auf die zu 
große Zahl der Ausländer in der: 
Bundesrepublik angesprochen 
wurde, antwortete er: »Ich bin 
einer der friedlichsten Menschen 
in ganz Deutschland, aber dar- 
:über kann ich mich aufregen. 
Wir haben die Ausländer, die 
seit vielen Jahren bei uns leben, 
doch geholt, damals, als bei uns 
niemand mehr in der Müllabfuhr 
arbeiten wollte.« 


Und im betreffenden »Spiegel«-. 
Gespräch verkündete der CDU- 
Generalsekretär: »Wenn wir ei- 
ne ausländerfreundliche Politik 
in der Bundesrepublik betreiben 
wollen - und das müssen wir als 
weltoffenes Land -, dann muß 
man den Mißbrauch  beseiti- 
gen... Als Europa-Partei las- 
sen wir uns auch von Ihnen (ge- 
meint ist Lafontaine) keine Aus- 
länderfeindlichkeit anhängen.« 


Mit falschen Argumenten 
gegen die Rechten 


Geißler ist also der Ansicht, daß 
knapp fünf Millionen Ausländer 
- gleich fast acht Prozent der in 
der Bundesrepublik lebenden 
Menschen; davon stellen die 
Türken mit rund 1,5 Millionen 
Personen den größten ausländi- 
schen Stamm - noch nicht genug 
sind. Schon heute gibt es jedoch 
Probleme zuhauf. In manchen 
Schulklassen sind deutsche Kin- 
der schon in der Minderheit. Die 
Verbrechensrate ist bei den Aus- 
ländern ungleich höher als bei 
den Deutschen. Für die Asylan- 
ten, die zu 90 Prozent aus reinen 
Wirtschaftsflüchtlingen beste- 
hen, müssen heute schon weit 
mehr als fünf Milliarden DM 
aufgewandt werden; denn zu 
den 3,5 Milliarden DM Sozialhil- 
fe müssen schließlich auch noch 
die Verwaltungs-, Personal- und 
Arbeitskosten zugerechnet 
werden. 


Und Geißler, der in seiner An- 
sicht von Süssmuth, Blüm, Fink 
und Konsorten unterstützt wird, 
macht genau mit den falschen 
Argumenten Stimmung gegen 
die »Rechten«, nämlich mit dem 
Schlagwort »Ausländer raus«. 
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Wie Geißler 
den 
deutschen 
Interessen 
schadet 


Kein verantwortlich ‚denkender 
volkstreuer Deutscher beabsich- 
tigt aber, alle Ausländer auf ei- 
nen Schlag aus der Bundesrepu- 
blik rauszuwerfen. Wer. schon 
lange hier lebt und Arbeit hat, 
soll auch bleiben können. Er soll 
aber nicht mehr seine vielköpfi- 
ge Familie nachholen können, 
wie beispielsweise der marokka- 

„nische Frührentner in Bielefeld, 
der jetzt Frau und fünf Kinder 
nachholte — und das Sozialamt 
muß zahlen. 


Wer aber arbeitslos wird oder ist 
und in einer bestimmten Zeit 
keine Arbeit findet, sollte das 
Aufenthaltsrecht für die Bun- 
desrepublik verlieren. Für neu in 
die Bundesrepublik kommende 
oder sich erst kurz hier Aufhal- 
tende müßte das Rotationsprin- 
zip nach Schweizer Vorbild ein- 
geführt werden. Kindergeld 
dürfte es erst für in Deutschland 
geborene Kinder geben; wobei 
es Pflicht sein müßte, daß die in 
der Bundesrepublik geborenen 
Ausländerkinder die Heimat- 
sprache ihrer Eltern lernen, um 
ihnen damit später die Integra- 
tion zu erleichtern. Sozialhilfe 
sollte für Familienmitglieder 
nicht gezahlt werden. Bei be- 
stimmten Straftaten müßte so- 


fort nach Abbüßung der Schuld 


die Abschiebung erfolgen. Da- 
mit ergäbe sich eine natürliche, 
allmähliche Verminderung der 
hier lebenden Ausländer, die die 
deutsche Wirtschaft vor keiner- 
lei Schwierigkeiten stellen wür- 
de; was jedoch bei einem soforti- 
gen Rauswurf der hier lebenden 
Ausländer zu erwarten wäre. 


Die Doppelzüngigkeit 
der cov Er 


Die Einbürgerung dürfte nur 
noch in Ausnahmefällen möglich 
sein. Denn ein Ausländer bleibt 
ein Ausländer, auch wenn er in 
Deutschland geboren ist. Die 
Forschung ist heute nahezu ein- 
hellig der Meinung, daß die Ver- 
erbung eine wesentlich wichtige- 
re Rolle als die Umwelt ’bei der 
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Entwicklung der Persönlichkeit 
spielt. Und türkische Eltern wer- 
den nun mal in Jahrhunderten 
gewachsene türkische Kultur- 
merkmale vererben und keine 
deutschen. 


Außerdem, Herr Geißler, was 
heißt »Wir haben die Ausländer 
doch selber geholt, als wir sie 
damals brauchten«. Wenn je- 
mand, der ein Eigenheim be- 
sitzt, heute gut verdient und sich 
einen Gärtner leisten kann, spä- 
ter aber, beispielsweise durch 
Arbeitslosigkeit, -in finanzielle 
Nöte gerät, dann entläßt er doch 
auch den Gärtner und verzichtet 
nicht auf die vernünftige Ernäh- 
rung oder Bekleidung seiner Fa- 
milie. Was also im Geschäftsle- 
ben - und auch im Privatleben - 
ganz normal ist, warum soll dies 
dann nicht auch für die Auslän- 
der gelten? 


Auch geht es hier nicht um »die« 
Ausländer. insgesamt. Kaum ei- 
ner hat etwas gegen die Englän- 
der, Iren, Skandinavier, Ameri- 
kaner, die hier leben und arbei- 
ten und sich vor allem integrie- 
ren. Auf Kritik stoßen haupt- 
sächlich die Südeuropäer, und 
hier insbesondere die Türken, 
sowie die Afrikaner und Mo- 
hammedaner, die sich fast gänz- 
lich gegenüber der deutschen 
Bevölkerung und. den Sitten 
Westeuropas abschotten und 
versuchen, ihre Kultur hier 
mehrheitsfähig zu machen. 


Zwar ist die CDU offiziell gegen 
ein Ausländerwahlrecht, doch 
sind hier Zweifel angebracht. So 
forderte beispielsweise im No- 
vember des vergangenen Jahres 
der »Bundesfachausschuß In- 
nenpolitik« der CDU, der unter 
der Leitung des früheren Berli- 
ner Innensenators Kewenig 
steht, die Einführung eines kom- 
munalen Wahlrechts für in der 
Bundesrepublik lebende Aus- 
länder aus Staaten der EG, eine 
Wiederkehroption für Auslän- 
der, die in der Bundesrepublik 
aufgewachsen sind, sich dann 
aber eine Zeitlang in ihrem Hei- 
matland aufhielten, sowie die 
Einführung einer Doppelstaats- 
angehörigkeit. Dafür sprechen 
sich auch die CDU-Sozialaus- 
schüsse aus. 


Viele Worte, 
aber keine Taten 


Und wenn man dann noch zu- 
sätzlich bedenkt, daß sich die 
Europafraktion der CDU/CSU 


nahezu einstimmig für ein EG- 
weites Kommunalwahlrecht für 
Ausländer ausspricht, müßten 
auch bei letzten nationaldenken- 
den Deutschen die Alarmglok- 
ken schellen. Denn wenn die EG 
ein EG-weites Kommunalwahl- 
recht für Ausländer beschließt, 
ist aufgrund der EG-Verträge 
auch die Bundesrepublik hieran 
gebunden. Man kann dann nur 
hoffen, daß das Bundesverfas- 
sungsgericht dem vielleicht doch 
noch einen Strich durch die 
Rechnung macht. 


Also, was könnte für die CDU 
dann näher liegen, als sich aus 
rein wahltaktischen Gründen ge- 
gen das Kommunalwahlrecht für 
Ausländer auszusprechen; . zu- 
mal es, wie aus volkstreuer Sicht 
zu befürchten ist, doch bald 
kommt, man aber nicht dafür öf- 
fentlich eintreten muß. 


In der CDU wird nun auch zu- 
nehmend nach dem Berliner 
Wahldesaster der Ruf nach einer 
Verschärfung der Asylanten- 
Frage laut. Insbesondere sollen 
nicht als politische Flüchtlinge 
Anerkannte schneller wieder ab- 
geschoben werden. als derzeit. 
Doch schon Goethe sagte: »Der 


‘“ Worte hör ich wohl, allein mir 


fehlt der Glaube.« Denn neu 
sind diese, Forderungen der 
CDU nun wirklich nicht. Man 
hört sie immer wieder, vor allem 
vor Wahlen! 


Man könnte hunderte Beispiele 
hierfür nennen, doch soll: ein 
Beispiel genügen: So erklärte 
der ehemalige Bundesinnenmi- 
nister Friedrich Zimmermann, 
der als einer der eifrigsten Ver- 
fechter einer schärferen Gangart 
gegen die Scheinasylanten galt, 
bereits im Juni 1986: »Der Zu- 
strom der Asylsuchenden in die 
Bundesrepublik Deutschland 
hat besorgniserregende Ausma- 
ße angenommen ... Nicht nur 
beim Zugang an Asylsuchenden, 
sondern auch hinsichtlich der 
Zahl der sich im Land befindli- 
chen Flüchtlinge mit oder ohne 
Flüchtlingsstatus liegen wir weit 
vor den anderen westeuropäi- 
schen Staaten... . Ich habe ver- 
anlaßt, daß das.Bundesamt für 
Anerkennung politischer Flücht- 
linge in Zirndorf bevorzugt die 
Asylanträge von Personen aus 
Indien, Ghana, Bangladesch 
und Pakistan (bei denen die An- 
erkennungsquote besonders ge- 
ring ist) bearbeitet, damit durch 
ein möglichst schnelles Verfah- 
ren und eine baldige Abschie- 


bung - hier bestehen keine Ab- 
schiebungshindernisse - eine Si- 
gnalwirkung eintritt und poten- 
tiellen Wirtschaftsflüchtlingen 
aus diesen Staaten verdeutlicht 
wird, daß sich die Reise in die 
Bundesrepublik . Deutschland . 
nicht rentiert.« Nur Taten sind 
diesen schönen Worten bis heute ° 
nicht gefolgt. 


Ein weiteres Thema ist der jähr- 
liche Holocaust an Hunderttau- . 
senden ungeborenen Menschen 
im Leib der »Mutter« (sofern 
dies Wort auf diese Personen 
überhaupt anwendbar ist; ausge- 
nommen sind natürlich alle Fälle 


. festgestellter. schwerer körperli- 


cher Schäden des Ungeborenen 
und Vergewaltigungsschwanger- 
schaften). 


Am 8. Oktober des vergangenen 
Jahres sprach sich Geißler auf 
der 29. Bundestagung des Evan- 
gelischen Arbeitskreises der 
CDU/CSU gegen eine weitere 
Verschärfung des Abtreibungs- . 
paragraphen 218 aus. Notwendig. 
sei vielmehr eine Anderung des 
Bewußtseins dahingehend, daß 
Schwangerschaftsabbruch Tö- 
tung menschlichen Lebens be- ; 
deute. Deshalb stelle Bonn 15 
Millionen DM für eine Aufklä- 
rungskampagne bereit. 


Zweierlei Maß 
bei Menschlichkeit 


Wie soll sich das Bewußtsein 
aber ändern, wenn selbst die 
Staatsanwaltschaft es ablehnt, 
gegen Jutta Ditfurth von den 
Grünen ein Ermittlungsverfah- 
ren einzuleiten, nachdem sie er- - 
klärte, daß zwei Abtreibungen 
auf ein knapp 20jähriges lustvol- 
les Liebesleben nicht besonders 
viel seien? 


Unterstützung findet Geißler na- 
türlich in Fink und Süssmuth. So 
erklärte die damalige Familien- 
ministerin (welch Perversion des 
Wortes) Ende September im - 
Deutschen Bundestag bei einer 
Aussprache zu dem Memminger 
Abtreibungsprozeß: »Memmin- 
gen ist ein bedrückender Zu- 
stand.« Süssmuth meinte dabei 
aber nicht die vielen Abtreibun- 
gen des Arztes, sondern das 
Verfahren gegen eben diesen. 
Die Verfahren dort zeigen Süss- 
muth zufolge, daß es nicht ge- 
lungen sei, die Schwierigkeiten 
für die betroffenen Frauen zu lö- 
sen; in.einem Rechtsstaat sei das 
Recht »sensibel,  menschlich« 


durchzuführen. Den Vergleich 
des CSU-Abgeordneten Geis, 
bei Nachprüfungen der Justiz im 
Steuerstrafrecht gebe es solche 
Beschwerden nicht, wie jetzt in 
Memmingen, wies Süssmuth zu- 
rück. In der Intimsphäre sei 
nicht zu »schnüffeln«. 


Der Rechtsstaat soll also Süss- 
muth zufolge »menschlich, sensi- 
bel« sein. Wo bleibt..aber die 
Menschlichkeit und die Sensibi- 
lität, wenn heute noch 84- und 
86jährige, oftmals schwerkranke 
Greise wegen irgendwelcher an- 
geblicher Verbrechen während 
des Dritten Reichs vor Gericht 
gestellt werden. Ist es mensch- 
lich und sensibel, wenn Alfred 
Streim von der Erfassungsstelle 
für NS-Verbrechen in Ludwigs- 
burg vor wenigen Wochen er- 
klärte, es gebe derzeit noch rund 
10 000 Ermittlungsverfahren we- 
gen Verbrechen aus der NS- 
Zeit, davon etwa 1000 in Frank- 
furt wegen Auschwitz? 


Es gibt in der Bundesrepublik ei- 
gentlich genug für Heiner Geiß- 
ler zu tun, doch sieht er eine sei- 
ner Hauptfunktionen darin, die 
seiner Ansicht nach so schlim- 
men Verhältnisse in Chile, Nica- 
ragua und Südafrika anzupran- 
gern. Zur DDR und der Sowjet- 
union hört man dies aber in die- 
ser Deutlichkeit nicht. Als Ho- 
necker die Bundesrepublik be- 
suchte, war von Geißler nichts 
wegen der dortigen Menschen- 
rechtsverletzungen zu hören. 
Das gleiche ist zu erwarten, 
wenn Gorbatschow im Juni den 
westlichen deutschen Teilstaat 
besucht. 


Kein Platz für nationale 
deutsche Interessen 


Wer aber nach den nun 13 für 
die CDU hintereinander verlo- 
rengegangenen Landtagswahlen 
geglaubt hatte, daß die CDU 
sich auf ihre angeblichen »kon- 
servativen Werte« erinnert und 
von dem von Geißler initiierten 
Linksschwenk abrückt, sieht 
sich, wie aber eigentlich nicht 
anders zu erwarten war, ge- 
täuscht. Die Kritik von rechten 
Unionspolitikern an . Geißler, 
und vor allem die Forderung 
nach dessen Ablösung, wird von 
führenden CDU-Politikern wie 
folgt beantwortet: 


So erklärte der Vorsitzende der 
linkslastigen CDU-Sozialaus- 
schüsse, der frühere Berliner 


Gesundheitssenator Ulf Fink, 
der sich vor allem durch seine 
großzügige Aids-Politik hervor- 
getan hat, bereits vor einem 
Jahr, Geißler sei »der bedeu- 
tendste Generalsekretär, den die 
CDU je hatte«. 


Blüm sagte, »Heiner Geißler ist 
ein prima Generalsekretär, ein 
großer Kämpfer für die Union«. 


Und Kohl forderte mit zornesro- 
tem Kopf (so die »Bild«), »diese 
völlig sinnlose Personaldiskus- 
sion muß beendet werden«. 


Und der baden-württembergi- 
sche Ministerpräsident Lothar 
Späth wandte sich gegen Versu- 
che, Geißler zum Sündenbock 
zu machen. Man dürfe nicht zu- 
lassen, daß er »angeschossen« 
werde. 


Doch im Grunde genommen 
muß jeder volkstreue Deutsche 
froh über Geißler sein: denn er 
demaskiert die . janusköpfige 
CDU, die sich konservativ-na- 
tional gibt, in Wirklichkeit aber 
eine alles andere als an den wah- 
ren nationalen Interessen 
Deutschlands ausgerichtete Poli- 
tik betreibt. Auch dem letzten 
Nationalen muß spätestens jetzt 
klargeworden sein, daß diese 
Partei für alle volkstreuen Deut- 
schen unannehmbar ist. Und 
Geißlers Linkswende hat ‚we- 
sentlich dazu beigetragen, daß 
beispielsweise die Republikaner 
in Berlin und Hessen so stark 
geworden sind. Doch darf dies 
auf der nationalen Parteienseite 
noch nicht das letzte Wort sein. 


Bemüht um Einklang . 
mit dem Zeitgeist 


Als Abschluß dieses »Geißler- 
und CDU-Demaskierungsarti- 
kels« eine bereits vor einem Jahr 
veröffentlichte Analyse der »Pri- 
vat-Depesche« über die CDU: 


»Altwähler der CDU und gläu- 
bige »Wende«-Wähler warten 
immer noch darauf, daß Helmut 
Kohl seine linken »Kettenhunde« 
Geißler und Blüm öffentlich. zu- 
rückpfeift. Sie warten vergeb- 
lich. Denn: 


Die CDU ist längst keine natio- 
nal-konservative Wirtschaftspar- 
tei mehr. Was ihr Generalsekre- 
tär Geißler in seinen Programm- 
papieren für den Wiesbadener 
Parteitag festgeschrieben hat, ist 
heute Mehrheitsmeinung bei 


Mitgliedern und Funktionären 
der Union. Nur die Wähler ha- 
ben das noch nicht so recht ge- 
merkt. Aber: 


Künftig wird es die. CDU auch 
dem letzten Bürger ganz deut- 
lich machen, daß sie sich als so- 
ziale Fortschrittspartei um Ein- 
klang mit dem »Zeitgeist« be- 
müht. Sie kehrt damit zu einem 
großen Teil der linken Vorstel- 
lungswelt ihrer Anfänge zurück, 
die von der christlichen Sozial- 
lehre geprägt war (Ahlener Pro- 
gramm!). 


Beachten Sie: Auch die CDU ist 
für »Umverteilung« — doch nicht 
für eine an organisierter Ge- 
werkschaftsmacht orientierte so- 
zialistische Planungspolitik, die 
ja letztlich den »Starken« zugute 
kommt, wohl aber für eine Um- 
verteilung zugunsten sozial 
Schwacher, die über keine 
mächtige Pressure-Group verfü- 
gen: Familien, Frauen, Kinder, 
alleinstehende Mütter und alte, 
pflegebedürftige Menschen - das 
sind für Geißler die Repräsen- 
tanten der >»neuen sozialen 
Frage«. 


Dazu tritt immer stärker in den 
Vordergrund die Solidarität mit 
den Arbeitslosen, die von den 
Gewerkschaften bisher im Stich 
gelassen wurden. Und hier spielt 
Geißler neuerdings sogar einem 
SPD-Politiker (namens Lafon- 
taine) Bälle zu. Die große Rich- 
tung« stimmt also. 


Geißler ist überzeugt: Diese 


Programmatik steht im Einklang - 


mit dem »Wertewandek in der 
Gesellschaft. Immaterielle Wer- 
te und menschliche Zuwendun- 
gen steigen im Kurs. Auf dieser 
Welle will der CDU-Generalse- 


kretär reiten, um seiner Partei 
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neue Wählerschichten zur Siche- 
rung der Mehrheitsfähigkeit zu 
erschließen. Dafür wird der 
rechte Rand der Wähler 
bewußt vernachlässigt. 


Geißlers Thesen sind 
die CDU-Politik von 
morgen 


Wichtig: Der Parteivorsitzende 
Helmut Kohl stützt seinen Ge- 
neralsekretär bei der Neuaus- 
richtung der CDU. Der Bundes- 
kanzler stand in seiner Partei öf- 
ters links von der Mitte. Sein 
Aufstieg vollzog sich mit den 
ihm ergebenen Truppen der Jun- 
gen Union, der Frauenvereini- 
gungen und zum großen Teil 
auch der Sozialausschüsse. Nur 
sein Gespür für Stimmungen 
läßt ihn nach außen vorsichtiger 
formulieren als Geißler (so zum 
Beispiel in den deutschlandpoli- 
tischen Fragen). Aber in der Sa- 
che sind sich der Vorsitzende 
und sein Generalsekretär einig. 
Trotz gelegentlicher heftiger 
Meinungsverschiedenheiten. 


Das kommt auch in der Perso- 
nalpolitik zum Ausdruck. Hier 
drängt sich fast der östliche Be- 
griff der Kaderpolitik auf. Denn: 
Systematisch sind in den letzten 
Jahren viele Funktionen mit 
Leuten des »Reformflügels< be- 
setzt worden. Außer Dregger 
gibt es heute keinen profilierten 
Vertreter des rechten Flügels 
mehr in einer führenden Posi- 
tion. Den Kurs der CDU bestim- 
men Kohl/Geißler-Parteigänger. 
Sie prägen auch das Bild der 
Fraktion und der Parteitagsdele- 

ierten. Schon heute kann des- 

alb kein Zweifel mehr daran 
bestehen: Die Geißler-Thesen 
von heute sind die CDU-Politik 
von morgen.« U 


; 
ED 


Bonn 


Nein, Frau 


Lehr! 


Christa Meves 


Die Verlautbarungen der neuen Bundesfamilienministerin Ursula 
Lehr folgen Schlag auf Schlag. In einem ZDF-Interview erklärte sie, 
daß die Ehe ohne Trauschein »oft koneiger sei als eine Ehe mit 


Trauschein, die nach kurzer Zeit ausei 


andergeht«. Gleichzeitig deu- 


tete sie an, wie sie den Konflikt der Mütter zwischen Beruf und 
Familie zu lösen hoffe: »Durch Verlängerung der Kindergartenzei- 
ten, der Schulzeiten auf täglich sechs bis sieben Stunden.« 


Vor kurzem wurde Frau Lehr 
noch deutlicher. Die Möglich- 
keit, Kinder zu verwahren, solle 
im neuen Kindergarten schon 
vom zweiten Geburtstag an 
möglich werden, um Jungmüt- 
tern »ohne schlechtes Gewissen« 
die nahtlose Berufstätigkeit zu 
ermöglichen. 


Von einer CDU- 
Regierung 
in Szene gesetzt 


Aber jetzt ließ sie ihre Tendenz 
unverblümt aus-dem Sack: Sie 
bezeichnete den Rat des ärztli- 
chen Psychotherapeuten an die 
Frau Dr. Brinkmann in der Sen- 
dung »Schwarzwaldklinik«, der 
Verhaltensstörung ihres dreijäh- 
rigen Sohnes durch ein Aufge- 
ben ihrer Berufstätigkeit als 
Arztin zu begegnen, als »verant- 
wortungslos« und wußte per weit 
gestreuter Pressemeldung zu be- 
deuten, daß dieser Rat einem 
»veralteten Rollenklischee« ent- 
springe, das wissenschaftlich wi- 
. derlegt sei. 


Was hier - paradoxerweise von 
einer CDU-Regierung - in Sze- 
ne gesetzt werden soll, ist un- 
überhörbar: Die Ministerin setzt 
dazu an, die Kinder im Kleinkin- 
deralter der personalen Bezie- 
hung in der Familie zu entwin- 
den und sie zum größten Teil ih- 
res Tages einer frühen Kollekti- 
vierung auszusetzen. Die Regie- 
rung wagt ein solches Modell an- 
zubieten gerade:zu einem Zeit- 
punkt, an dem das die Kinder 
seit 70 Jahren am strammsten 
kollektivierende Land, die So- 
wjetunion, den Offenbarungseid 
ihres Scheiterns erbringt - allen 
voran Generalsekretär Michail 
Gorbatschow. 
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Gorbatschow stützt sich gewiß 
nicht auf Vermutungen, sondern 
auf wissenschaftliche Untersu- 
chungen, wenn er in seinem 
Buch »Perestroika« aussagt, daß 
die schweren Probleme mit der 
Jugend, dem Alkohol, der Wirt- 
schaft dadurch hervorgerufen 
wurden, daß man die Mütter so 
weitgehend in die Berufe ein- 
band und der Familie entzog. 
Diese Erfahrungen sind eben 
nicht »veraltet«, wie das Frau 
Lehr noch 1989 zu behaupten 
wagt. 


Wie hoch soll die gekenn 
wachsende Zahl der Rauschgift- 
toten in ‘der Bundesrepublik 
Deutschland noch steigen, wie 
viel höher noch die Kriminali- 
tät? Wie haltbar erweisen sich 
die Beweise der Ministerin, daß 
die Enthäuslichung der Mütter 
den Kindern nicht schade, in der 
Langzeitpraxis? 


Veraltet ist Frau Lehr 
mit ihrem Konzept 


Ich kann die Vorstellung der 
Frau Familienministerin durch 
die Praxis hundertfältig widerle- 
gen. Ich kann der Frau Ministe- 
rin zahllose Nachuntersuchun- 
gen und schriftliche Begründun- 
gen von Müttern, die ich beriet 
oder die meine Bücher lasen, 
vorlegen, in denen die Richtig- 
keit des ärztlichen Rates an die 
Frau Dr. Brinkmann mit genau 
dieser erschütternd schönen Er- 
fahrung bestätigt wird: Daß das 
dreijährige, Haare raufende, 
kopfschlagende, suchtartig dau- 
menlutschende, nachts auf- 
schreiende, bockende, psycho- 
somatisch auf den Mutterverlust 
reagierende Kind nach verhält- 
nismäßig kurzer Zeit-bereits sei- 


ne verzweifelte Not aufgeben 
konnte, weil die Mutter wieder 
fortgesetzt bei ihm war, nach- 
dem sich durch sorgfältigte 
Recherchen eben das als Stö- 
rungsursache Nr. 1 herausge- 
stellt hatte. Aber selbst wenn an- 
dere Faktoren die Störung her- 
vorriefen, erwies sich oft die 
Mutter als der beste Trost und 
Garant zur Heilung des Kindes. 


Es ist für mich als Praktikerin 
schlechterdings unfaßlich, wenn 
eine Familienministerin diesen 
Rat glaubt als »veraltetes Rol- 
lenklischee« abtun zu können. 
Nein, veraltet ist Frau Lehr mit 
ihrem Konzept, wenn sie uns 
1989 noch kremihafter als der 
Kreml ein schwedisches Modell 
der Kinderkollektivierung anzu- 
bieten wagt, statt sich wenig- 
stens am Leiden der staatlich 


-entmachteten. schwedischen El- 


tern zu orientieren. 


Der Schock sitzt tief. Mein Tele- 
fon läuft heiß. Namhafte Kin- 
derärzte gehen mit folgenden 
Schlagzeilen in den Aufstand: 
»Familienpolitik gegen Kinder«, 
»Lehr will Krippen für Zwei- bis 
Dreijährige als Kindergärten 
tarnen«, »Kinderärzte gegen 
Lehrs neue Krippenpolitik«. 
»Kinderärzte laufen Sturm ge- 
gen Täuschungsmanöver der Mi- 
nisterin Lehr.« 


Professor Johannes Pechstein, 
der Leiter des Instituts für So- 
zialpädiatrie in Mainz, schrieb in 
einem offenen Brief an den Bun- 
deskanzler: »Gerade wir Kinder- 
ärzte, die in den vergangenen 
Jahren eine geistig-moralische 
Wende der Politik in Richtung 
auf Familie und die Kinder als 
dem wahren Fundament unserer 
Zukunft mitherbeibeschworen 
haben, stellen heute - nach über 
sechsjähriger Amtszeit Ihrer Re- 
gierung - fest, daß die Zukunfts- 
politik für Kinder und Familie 
über Anfänge nicht herausge- 
kommen ist. Eine geistige- Stär- 
kung der Familie ist ausge- 
blieben. 


Der Bundeskanzler 
ist gefordert 


Die bedeutsamste, aber 
schwächste Minderheit im Lan- 
de, die Kinder, geht immer 
schwereren Zeiten entgegen: mit 
immer weitergehender Destabi- 
lisierung ihrer Vertrauensbezie- 
hungen, mit immer noch fort- 
schreitender Kinderferne der 
Erwachsenen, der Lieblosigkeit, 


mit der Tendenz zu den bedau- 
ernswerten »schwedischen: Ver- 
hältnissen< der flächendecken- 
den Zwangs-Ganztagskindergär- 
ten und Ganztagsschulen. 


Ihre Regierung hat nicht die ver- 
sprochene Politik für Mütter ge- 
macht, sondern ist aus einer 
wahrscheinlich irrtümlichen Ein- 
schätzung des »heutigen Lebens- 
gefühls der jungen Frauen« den 
Wortführerinnen einer kleinen 
Minderheit privilegierter Frauen 
gefolgt, die ohne Rücksicht auf 
die Kinder und die Zukunft des 
Ganzen nur die Berufs- und Er- 
werbstätigkeit im Mittelpunkt 
mediatisierten Wunschdenkens 
gestellt haben. Die Wirklichkeit 
braucht anderes. 


Die Wirklichkeit ist so, daß eine 
überwiegende Mehrheit junger 
Frauen, die, beruflich wohl aus- 
gebildet, ihren Beruf liebt, dann 
doch Sinnerfüllung ihres Daseins 
im Erleben und Erziehen eige- 
ner Kinder sucht und dafür auch 
eine zeitlang ganz für die Kinder 
da sein will. Die Wirklichkeit ist 
so, daß diese Mehrheit berufstä- 
tiger Mütter dies aber nicht 
kann, weil sie wegen der auch 


materiell massiven Benachteili- ' 


gung der Familien gegenüber 


Alleinlebenden und kinderlosen _ 


Ehepaaren vom Steuer- und 
Rentenrecht dazu gezwungen 
ist, daß beide Eltern Geld ver- 
dienen müssen. 


Alle Mängel früherer Politik für 
Mütter, 
angstauslösend unzureichenden 
Möglichkeiten des Wiederein- 
tritts der Mütter in das Berufsle- 
ben nach einer Familienpause, 
bestehen weiterhin; weiterhin 
gelten Mütter als die »letzten 
Idealisten der Nation und dür- 
fen als »Heimchen am Herd« 
öffentlich verhöhnt werden.« 


Nun ist der Bundeskanzler ge- 
fordert. Er. kann es unmöglich 
zulassen, daß das Grundkonzept 
der Kindererziehung sich so weit 
vom christlichen Weltbild der 
personalen Verantwortung der 
Eltern für ihre Kinder entfernt. 
Die ministerielle Empörung, mit 
der Frau Lehr das Opfer der 
Selbstverwirklichung einer Mut- 
ter für ihr krankes Kind als »un- 
verantwortlich«  zurückweist, 
stellt die Wahrheit und die 
Grundvorstellungen des christli- 
chen Wertesystems geradezu auf 
den Kopf und verunsichert, ja 
diffamiert die Mütter. uU 


vor allem auch die - 


A 


Bundesrepublik 


Kohls naiver 
Iraum von 
Europa 


Alfred König 


Ein Datum rückt näher, das noch immer von vielen Deutschen in 
seiner Wirkung für unseren Staat kraß unterschätzt wird. Gemeint ist 
der 18. Juni 1989, der Tag, an dem die dritten Wahlen zum Europäi- 
schen Parlament stattfinden. Wenn das deutsche Volk nicht aufpaßt, 
dann wird dieses Datum die allergrößten Auswirkungen auf Deutsch- 
land, und zwar auf das ganze Deutschland und nicht nur auf den 
westlichen Teilstaat, haben. Auswirkungen, die vielleicht noch 
schlimmer sein werden als die des Zweiten Weltkrieges. 


Denn der ab Ende 1992 verwirk- 
licht sein sollende Europäische 
Binnenmarkt bringt in Wirklich- 
keit fast nur den anderen Län- 
dern Vorteile, dem bundesdeut- 
schen Staat dagegen fast nur 
Nachteile. Und es gibt noch ei- 
nen zweiten Gewinner: Das sind 
die Multis, die auch in Wirklich- 
-keit. diejenigen sind, die am 
kompromißlosesten darauf hin- 

earbeitet und all ihren Einfluß 

ei den Politikern - soweit diese 
ohnehin nicht von ihnen abhän- 
gig sind — geltend gemacht 
haben. 


Das Vorbild 
sind die USA 


Als Vorbild für den Gemeinsa- 
men Markt und für die Vorteile, 
die dieser uns angeblich bringt, 
werden uns von den Europa- 
Verfechtern immer die Vereinig- 
ten Staaten genannt. Diese seien 
ein zusammenhängender, unter 
einer Regierung stehender Wirt- 
schafts- und Militärblock, der 
gerade dadurch die Super- 
machtstellung der USA in der 
Welt garantiert. Nationalstaaten 
alleine könnten dies heute in 
diesem Maß gar nicht mehr be- 
wirken. 


Von den Verfechtern dieser 
These wird aber immer eins ger- 
ne »vergessen« zu erwähnen: 
daß die europäischen Staaten 
nämlich in Jahrtausenden für 
sich allein homogen gewachsen 
sind und ihre ganz speziellen Ei- 
genarten entwickelt haben, sei 
es kulturell, wirtschaftlich oder 
auch nur von der Mentalität her. 


gehend auf den Naturgesetzen 


orientierte Kultur errichtet, die 
zwar keine Dichter, Opernkom- 
ponisten oder große Philoso- 
phen herausbrachte, dafür aber 
der europäischen in vielen ande- 
ren Dingen überlegen war. Trotz 
aller Kämpfe zwischen Sioux, 
Apachen, Commanchen, Nava- 
jos und wie sie alle hießen, bil- 
deten aber auch sie ein einheitli- 
ches Ganzes. 


Dieses wurde dann aber durch 
den weißen Mann ausgerottet, 
und zwar im wahrsten Sinne des 
Wortes. Die »industrielle Revo- 
lution« wurde über sie gebracht. 
Diese erfolgte aber nicht durch 
eine Kultur, sondern vielmehr 
durch ein wahres Völkerge- 
misch. Waren die Spanier zwar 
die ersten, die den Tod über die- 
ses Land brachten, so folgten ih- 
nen schon sehr bald Engländer, 


Hans-Dietrich Genscher betreibt eine Politik, die alles zum Ziel 
hat, nur nicht die Interessen Deutschlands. 


Selbst ein Deutschland, das im 
17. und 18. Jahrhundert in fast 
schon a zu nennende, 
teilweise sehr kleine Fürstentü- 
mer aufgeteilt war, hatte eine ei- 
gene zusammenhängende Kul- 
tur. Sie führten auch Kriege un- 
tereinander, waren aber doch 
auch immer gegen einen gemein- 
samen Feind zusammen präsent. 
Die vielen damaligen Auseinan- 
dersetzungen mit Frankreich 
sind doch eines der besten Bei- 
spiele hierfür. Und genauso, 
oder zumindest sehr ähnlich, er- 
ging es den anderen Staaten des 
alten Kontinents. 
\ 


Doch wie sieht es in Nordameri- 
ka aus? Bevor der weiße Mann 
den Kontinent »zivilisierte«, hat- 
ten dort die Indianer eine weit- 


Franzosen, sehr viele Italiener 
und nicht zu vergessen auch vie- 
le Deutsche und Skandinavier. 
Es waren oftmals das, was man 
heute »gescheiterte Existenzen« 


nennen würde. Sie bildeten aber. 


kein Ganzes, weder kulturell 
noch mentalitätsmäßig und auch 
nicht intellektuell. 


Der Verlierer heißt 
wieder Deutschland 


Von daher kann trotz der zuerst 
dort auch erfolgten Einzelstaat- 
bildung keine Rede von gegen- 
über Europa vergleichbaren 
Einzelstaaten sein. Etwas Derar- 
tiges ist dort nie gewachsen; alle 
Einzelstaaten, sei es Texas, Kali- 
fornien oder wie sie. alle heißen, 
waren im Grunde schon: immer 


ein wirres Völkergemisch. Und 
für diese bestanden nur zwei 
Möglichkeiten; entweder unter- 
gehen oder sich unter gemeinsa- 
men Bannern zusammenschlie- 
ßen. Dies erfolgte dann erst im 
Süden und dann im Norden - 
und nach dem Bürgerkrieg, der 
im wesentlichen auch von Frei- 
maurern beherrscht wurde, wa- 
ren dann die »United States of 
America« geboren. 


Allein diese kurze Darstellung 
der geschichtlichen Entwicklung 
der USA und Europas zeigt, daß 
ein Vergleich Europa - USA un- 
möglich ist. Jetzt einmal ganz 
außer acht lassend, daß es da- 
mals bei der Gründung der USA 
noch keine unterschiedliche 
Mehrwertsteuer, Quellensteuer, 
Straf- und Asylgesetze und vie- 
les mehr gab. 


Dies führt dann aber direkt zu 
der Frage, wer denn nun wirk- 
lich der Gewinner einer europäi- 
schen Einigung ist. Denn es ist 
eines der urältesten Gesetze, 
daß es da, wo ein Gewinner ist, 
auch einen Verlierer geben muß 
- auch Kompromisse sind letzt- 
lich nichts anderes. 


Die Antwort fällt leicht: Der 
Hauptverlierer ist Deutschland, 
gefolgt wohl von England, Ge- 
winner sind neben den Multis al- 
le südeuropäischen Staaten, und 
vor allem auch Frankreich. 


Denn Deutschland ist das Land, 
das trotz der verheerenden Nie- 
derlage 1945 und der darauf fol- 
genden Ausbeutung und Aus- 
blutung heute wieder am wirt- 
schaftlich gesundesten dasteht 
(trotz der Regierung eines Willy 
Brandt, Helmut Schmidt oder 
Helmut Kohl). Frankreich aber, 
sich immer seines Sieges über 
Nazi-Deutschland rühmend, 
steht kurz vor dem Bankrott - 
und dieses darf eben nicht sein. 
Also wird flugs etwas gebastelt, 
was die Waage sich wieder zu 
Lasten Deutschlands und zugun- 
sten der anderen Staaten neigen 
läßt. 


Rettung für 
das bankrotte Frankreich 


Sehen wir uns nur einmal das 
Argument an, daß der deutsche 
Handel von dem Binnenmarkt 
profitiert: 1913 wanderten 43 
Prozent des deutschen Exports 


Bone ıs 


Bundesrepublik 


Kohls naiver 
Traum von 
Europa 


in die heutigen EG-Staaten. 
1938, also ‚unter der Regierung 
Hitlers, waren es bereits 47 Pro- 
zent. Und heute — etwas mehr 
als 50 Prozent. Dies beweist, daß 
es ganz alleine auf die Qualität 
der Waren ankommt, auf »Made 
in Germany« - und eben nicht 
auf einen »Gemeinsamen 
Markt«. Praktisch bei allen Din- 
gen, die nicht wetterabhängig 
sind (also Obst), können die aus- 
ländischen Waren gegenüber 
deutschen nur dann auf den 
Weltmärkten konkurrieren, 
wenn. diese massiv durch den 
Staat subventioniert sind — ein 
Beispiel ist der ‚Stahl - oder 
durch exzessiv niedrige Arbeits- 
kosten zu Dumpingpreisen ange- 
boten werden können. 


Die Deutsche Mark ist heute die 
stabilste Währung der Welt, 
noch stabiler, wie sich gerade in 
diesen Monaten beweist, als der 
Schweizer Franken, das britische 
Pfund oder auch der Dollar, der 
zu einem reinen Spekulationsob- 
jekt verkommen ist. Francs, 
Lire, Peseten, und wie sie alle 
heißen, sind mehr oder weniger 
Monopoly-Geld. Kein Mensch 
würde auf. die Idee kommen, 
beispielsweise sein für das Alter 
zurückgelegte Geld in Anlagen 
. dieser Währungen zu investie- 
ren; dort werden fast ausschließ- 
lich nur kurzfristige Gelder »ge- 
parkt«. 


Also was passiert: Ganz oben 
auf der Liste der restlichen EG- 
Staaten stehen die einheitliche 
Währung, der Ecu, sowie eine 
gemeinsame Notenbank - alles 
; natürlich wieder zu Lasten der 
DM, die beim Ecu die maroden 
Wirtschaften der anderen Staa- 
ten subventionieren würde. Die 
europäische Notenbank würde 
eine Geldpolitik betreiben, die - 
zwangsläufig — die Ungleichge- 
wichte der einzelnen Staaten 
„auszugleichen versuchen müßte 
- zu Lasten Deutschlands. Das 
gleiche gilt für die angestrebte 
europaweite Fusionskontrolle, 
die fast ausschließlich zu Lasten 
der Bundesrepublik gehen wür- 
de und nach ihrer Erstellung bin- 
nen vier Wochen durchgeboxt 
werden sollte - was aber selbst 


16 [SODE 


»unseren« Politikern zu weit 
ging und dann zusammen mit 
den Briten abgelehnt und zur 
neuerlichen Beratung an die zu- 
ständigen Gremien zurücküber- 
wiesen wurde. 


Immer mehr Macht 
für die Multis 


Das »Handelsblatt« schrieb dar- 
über: »Das Bundeskartellamt 
soll entmündigt werden.« Es 
ging dabei um die Frage, ab 
wann die nationalen Behörden 
noch über Fusionen entscheiden 
dürfen — ab, wie Deutschland 
und Großbritannien es wollten, 
bei umgerechnet 20 Milliarden 
DM Gesamtumsatz oder, wie 
die Franzosen es wollten, bereits 
bei zwei Milliarden DM Gesamt- 
umsatz. 


So schrieb dann auch das »Han- 
delsblatt«: »Besonders engagiert 
an einer schnellen Vereinbarung 
zeigte sich die französische Han- 
delsministerin Edith Cresson.« 
Und noch entlarvender: »Bonn 
und London wünschen ein reines 
Untersagungsverfahren nach 
wettbewerbspolitischen Grün- 
den, während Paris für ein Ge- 
nehmigungsverfahren unter Be- 
rücksichtigung industriepoliti- 
scher und internationaler Kon- 
kurrenzaspekte plädiert.« Kein 
Wunder, Frankreich würde 
nämlich in exorbitantem Maße 
von einer Mitbestimmung über 
deutsche Unternehmen profi- 
tieren. 


Ebenfalls kein Wunder, daß die 
Mehrzahl der deutschen Unter- 
nehmen, vor allem der Mittel- 
stand, noch Bedenken gegen 
den Binnenmarkt hat. Und dies 
auch noch aus einem anderen 
Grunde: denn noch nie gab es 
soviel Übernahmen mittelständi- 
scher Betriebe durch Großkon- 
zeıne wie in den vergangenen 
Monaten. Und der Mittelstand 
stellt nach wie vor das Gros der 
Beschäftigung. Das bedeutet 
aber nichts anderes, als daß die 
immer größer werdenden Multis 
zukünftig über eine immer grö- 
Ber werdende politische Macht 
verfügen würden. 


Ein zweiter Punkt ist, daß der 
ohnehin heute schon überbor- 
dende Zustrom der Ausländer in 
die Bundesrepublik sich weiter 
verstärken würde. So schrieb die 
»Bild«-Zeitung: »EG-Bürger 
werden dort arbeiten wollen, wo 
am meisten verdient wird (Stun- 


denlohn in Portugal: 5 DM). Die 
Bundesrepublik gehört zu den 
am besten zahlenden Ländern. 
Darum dürften viele zu uns 
übersiedeln — und die Mieten in 
manchen deutschen Städten um 
25 Prozent steigen. 


Jeder Bürger kann ab ’9% alle 
sozialen Vorteile ausnutzen, wo 
es ihm paßt. Die Bundesrepu- 
blik zahlt am besten: Kinder- 
geld, Wohngeld, Sozialhilfe, Ar- 
beitslosengeld... Das sum- 
miert sich für eine vierköpfige 
Familie schnell auf 1600 Mark 
im Monat — mehr als der Ver- 
dienst eines Facharbeiters in 
neun der zwölf EG-Länder. Das 
wird uns viele neue Bürger be- 
scheren.« 


Das Asylrecht 
muß »heilig« bleiben 


Hatte die CDU im Wendejahr 
1982 noch in Flugblättern er- 
klärt, 4,7 Millionen Ausländer 
im Bundesgebiet seien zu hoch, 
und gleichzeitig die »Verhinde- 
rung der mißbräuchlichen Aus- 
nutzung des deutschen Sozialsy- 
stems«, »bessere Gesetze gegen 
den Zustrom von Wirtschafts- 
asylanten« und »Ausweisung 
und Abschiebung _ straffälliger 
Ausländer in ihre Heimatlän- 
der« angekündigt, ohne jedoch 
wirklich etwas Derartiges getan 
zu haben, so gaukelt sie- jetzt 
vor, gegen diese Mißstände an- 
zugehen. Gemeint sind die jüng- 
sten Beschlüsse des Bundeskabi- 
netts zur »Eindämmung des 
Asylmißbrauchs«. 


Unter anderem ist darin eine 
Visumpflicht für Jugendliche 
enthalten — ausgenommen sind 
jedoch ausdrücklich alle Jugend- 
lichen aus den EG-Ländern und, 
man lese und staune, auch aus 
Jugoslawien, Marokko, Tune- 
sien und der Türkei. Experten 
vertreten die Ansicht, daß damit 
rund 80 Prozent aller in Frage 
kommenden jugendlichen Asy- 
lanten von vorneherein von der 
Visumpflicht ausgenommen 
sind. 


Die Einreise von Polen wurde 
jetzt zwar deutlich erschwert, 
doch braucht an der Grenze bloß 
das Wort »Asyl« gestammelt zu 
werden — und schon muß der 
Grenzbeamte ihn einlassen. 
Denn gesetzliche Regelungen, 
diese Leute direkt an der Grenze 
wieder zurückzuschicken, gibt es 
bislang nicht. 


Wie fadenscheinig in Wirklich- 
keit das Vorgehen der Union ist, 
beweisen folgende Beispiele und 
Zitate: Auf dem Europa-Kon- 
greß der CDU im April in Bonn 
schloß Kohl »eindeutig« eine 
Änderung des im Grundgesetz 
garantierten Rechts auf Asyl für 
politisch, religiös und rassisch 
Verfolgte in der Bundesrepublik 
aus. »Dies muß so bleiben«, sag- 
te der Bundeskanzler. Bei sei- 
nem Spanien-Besuch im Februar 
dieses Jahres sagte Kohl: »Das 
Asylrecht muß jedoch nach der 
Nazizeit heilig bleiben.« 


Die hessische Landtagsfraktion 
der CDU hat jetzt eine erleich- 
terte Einbürgerung für Auslän- 
der und ein kommunales Wahl- 
recht für Bürger der EG-Staaten 
in allen Mitgliedsstaaten gefor- 
dert. Bei der Einbürgerung soll 
dabei die derzeit geforderte 
Summe von in der Regel 75 Pro- 
zent des Bruttoeinkommens 
oder maximal 5000 DM auf 100 
DM gesenkt werden. 


Alle sollen 
Asyl erhalten 


Und das EG-weite Kommunal. 
wahlrecht bedeutet eben nicht, 
wie es die Befürworter einer der- 
artigen Regelung immer be- 
haupten, einen gerechten Aus- 
gleich untereinander. Während 
nämlich bei uns rund 1,5 Millio- 
nen Ausländer wählen und da- 
mit über den Oberbürgermeister 
und den Stadtrat mitbestimmen 
dürfen, kämen dagegen in den 
anderen EG-Staaten nur rund 
150 000 Deutsche in den zweifel- 
haften »Genuß« dieser Rege- 
lung, blieben damit also ohne je- 
den Einfluß. 


Den größten Sprengstoff birgt 
jedoch die »Entschließung des 
EG-Parlaments zu Fragen des 
Asylrechts« vom 13. Mai 1987 in 
sich. Aus Platzgründen können 
hier nur einige wenige Dinge aus 
dieser Entschließung genannt 
werden. Dort heißt es beispiels- 
weise: »Anerkannte Flüchtlinge 
in der EG müssen die gleichen 
Rechte und Pflichten wie EG- 
Bürger aus anderen Mitglieds- 
staaten erhalten.« Also auch 
Wahlrecht für als Asylanten an- 
erkannte Afrikaner oder 
Asiaten. 


»Alle Personen sollen Asyl er- 
halten, die wegen ihres Ge- 
schlechts oder aufgrund ihrer se- 
xuellen Orientierung verfolgt 


werden.« Schwule aller Länder, 


macht euch auf nach der EG! 


»Die : Grenz-, Einwanderungs- 
und Ausländerbehörden sollen 
das Nicht-Zurückweisungsprin- 
zip einhalten«, »Dem Asylbe- 
werber muß es freistehen, sein 
Asylland in der Europäischen 
Gemeinschaft auszuwählen.« 
Dreimal darf geraten werden, 
wohin die Mehrzahl gehen wird, 
nach Portugal, Spanien oder in 
die florierende und mit dem be- 
sten Sozialwesen ausgestattete 
Bundesrepublik. 


Alleine in den vergangenen vier 
Jahren hat die Bundesrepublik 
rund 52 Prozent aller Asylbe- 


werber, die sich in der EG mel- 


deten, aufgenommen. Gegen- 
über dem an zweiter Stelle lie- 
genden Frankreich liegt die 
Asylantenrate hier doppelt so 
hoch! Und so geht es munter 
weiter. 


Die SPD und die Grünen sind 
natürlich dafür. Schließlich 
brachten »Testwahlen« der Aus- 
länder in Berlin und Hessen bei- 
den Parteien zwischen 30 und 60 
Prozent. 


Das schlimmste für alle Nationa- 
len aber ist die Aufgabe der 
Wiedervereinigung, ja des ge- 
samten deutschen Staates. 


So sagte Kohl bei dem bereits 
erwähnten Europa-Kongreß der 
CDU: »Wer von rechts oder 
links außen für die Rückkehr zu 
einer nationalstaatlich be- 
schränkten Wirtschaft und Ge- 
sellschaft plädiert, legt die Axt 
an unseren Wohlstand.« . 


Bei seinem Belgien-Besuch im 
November des vergangenen Jah- 
res erklärte Kohl, die Westbin- 


dung sei »unwiderruflich«. Bei - 


dieser »Werteentscheidung ste- 
hen wir an der Seite der westli- 
chen Demokratien, weil dort un- 
ser geistiger und politischer 
Standort ist... Diese Entschei- 
dung steht heute wie auch künf- 
tig nicht zur Disposition. Sie ist 
Teil der Staatsräson der Bundes- 
republik Deutschland.« Dann 
kam Kohls Absage an eine Wie- 
dervereinigung: »Man kann dies 
auch auf andere Weise ausdrük- 
ken: Freiheit hat Vorrang vor 
Einheit. Das ist ein entscheiden- 
der Satz, eine entscheidende 
Maxime deutscher Politik.« 


Freiheit hat Vorrang 
vor Einheit 


Die deutsche Frage gehe »alle 
europäischen Völker an... Wir 


können eine Lösung der deut- 
schen Frage nur mit unseren 
Nachbarn und vor allem nur mit 
dem Rückhalt der Gemeinschaft 
freier Staaten erreichen.« 


Am 18. Januar dieses Jahres leg- 
te Kohl, wie die »Frankfurter 
Allgemeine« schrieb, ein »Be- 
kenntnis zur Bildung eines west- 
europäischen Bundesstaates« 
ab. Wörtlich: »Zu seiner Politik 
sagte er, er habe eine konkrete 
Vision, nämlich eine Friedens- 
ordnung, die ganz Europa in 
Freiheit vereine, auch die Deut- 
schen. Die Vollendung des Bin- 
nenmarktes sei nur eine Zwi- 
schenstation; er wolle die Euro- 
päische Union verwirklichen, 
die Modell für eine europäische 
Friedensordnung sein solle. 


Die europäische Einigungspoli- 
tik sei die einzig sinnvolle Ant- 
wort auf die ungelöste deutsche 
Frage; deshalb sei es absurd, ei- 
nen Widerspruch zwischen deut- 
scher Wiedervereinigung und 
europäischer Einigung zu kon- 
struieren. Wiedervereinigung 
und Westintegration seien paral- 
lellaufende und zusammengehö- 
rige Aufträge des Grundge- 
setzes.« 


Wie naiv und wirklichkeitsfremd 
ist »unser« Bundeskanzler ei- 
gentlich, kann man da nur fra- 
gen. Und welche Positionen ver- 
tritt er? Deutsche jedenfalls 
nicht. Bewiesen wird diese Auf- 
gabepolitik auch durch zum Teil 
ganzseitige Annoncen der Uni- 
on, die als Abschluß der Satz 
»krönt«e: »Deutschlands Zukunft 
heißt Europa.« 


Bei den vergangenen beiden. 


Wahlen blieben viele Wähler 
den Wahlurnen fern, weil sie 
sich sagten, die EG interessiert 
mich nicht, und die Auswirkun- 
gen auf Deutschland bleiben 
aufgrund mangelnder Kompe- 
tenzen sowieso gering. Das hat 
sich aber nun geändert oder wird 
sich ändern. Von daher kann aus 
nationaler Sicht die Forderung 
nur lauten: Hingehen zur Wahl 
und die Parteien wählen, die na- 
tionale Interessen vertreten und 
sich gegen die EG, zumindest 
gegen eine, wie sie jetzt besteht, 
wenden. Dies kann aber nur der 
erste Schritt sein; der zweite und 
wichtigste Schritt hat dann im 
Spätherbst 1990 zu erfolgen: 
nämlich die Wahl einer wahrhaft 
nationalen Partei. U 


: Dr. Karl Salm 


Fahnenflucht 
als politische 
Weltanschauung? 


Eine zeitgeschichtlich-politische Studie 
zum Fall Richard Freiherr von Weizsäcker 


Reihe Forum Band 11, 184 Seiten, kartoniert, DM 19,80 


Die eingehende Analyse des erfahrenen Juristen 
kommt zu dem Urteil, daß Richard von Weizsäcker 
als junger Hauptmann im April 1945 vor dem schwer 
umkämpften Berlin Fahnenflucht begangen hat. 
Das daher rührende Trauma hat zu der überzogenen 
Vergangenheitsbewältigung des amtierenden Bun- 
despräsidenten geführt: ein Buch höchster politi- 
scher Brisanz. 


Postfach 1611 
7400 Tübingen 


HOHENRAIN- 


. Der Islam 
wird uns fressen! 


Feinde der christlichen Religion haben die Landes- 

kirchen — und auch die großen Freikirchen — 

unmerklich besetzt und behandeln sie wie ihr 
Privateigentum. 


Auch wer dem Evangelium fernsteht, sollte über 

diese folgenschwere Entwicklung orientiert sein. 

Denn die marxistische Zersetzung der christlichen 
Kirchen öffnet die Tore für den Islam. 


Der in 4. Auflage vorliegende Warnruf: 


Die protestantischen Kirchen. 
im Sog des Kommunismus. 


Autor: Dr. jur. B. C. Bäschlin, 46 Seiten, 
SELVAPIANA-Verlag, CH-6652 Tegna 


Preis 14,— DM/12,- sfr. Direkt beim Verlag 
(Porto inbegriffen) oder im Buchhandel. 


Revisionismus 


Greuellüge 
K 


uber 


atyn 


entlarvt 


Kurt Haußmann 


»1943: Entdeckung von Massengräbern bei Katyn mit den Leichen 
‘ von ca. 4000 erschossenen polnischen Offizieren durch die Deut- 
schen«, so steht es im DTV-Atlas zur Weltgeschichte, Band 2, Mün- 
chen 1981. Auch das Leib- und Magenblatt der Links-Liberalen, vor 
allem deutscher Lehrer, »Die Zeit«, hat noch bis vor wenigen Mona- 
ten die gleichen falschen historischen Tatsachen mit den entspre- 
chenden Kommentaren verbreitet. Jetzt ist diese angeblich »festste- 
hende historische Tatsache« als Greuellüge entlarvt - nun sogar ganz 


offiziell! 


Was jeder Deutsche, der sich 
nur etwas in der Zeitgeschichte 
auskennt, seit vielen Jahren 
weiß, wird jetzt sogar von den 
Roten eingestanden: Das von 
den antideutschen _ Greuelpro- 
pagandisten den Deutschen an- 
gelastete Massaker von Katyn 
wurde von den Russen be- 
gangen. 


Selbst das Rote Kreuz 
fügte sich der 
-Greuelpropaganda 


Die polnische Wochenzeitung 
»Odrodzenie« hat in ihrer jüng- 
sten Ausgabe einen Bericht des 
ehemaligen Generalsekretärs 
des polnischen Roten Kreuzes, 
Kazimierz Skarzynski, über die 
Untersuchungen am Massengrab 
von Katyn veröffentlicht. Dar- 
aus geht eindeutig hervor, daß 
die dort gefundenen mehr als 
4000 polnischen Offiziere im 
Frühjahr 1940 vom sowjetischen 
Sicherheitsdienst ermordet 
wurden. 


Bezeichnend ist, daß der polni- 
sche Historiker Wladzimiers Ko- 
walski dieses in nur noch einem 
Exemplar existierende Doku- 
ment in einem britischen Archiv 
gefunden hat, wo es als »top se- 
cret« (»streng geheim«) gekenn- 
zeichnet war. 


Noch 44 Jahre nach Kriegsende 
wollen unsere westlichen 
»Freunde und Verbündeten« die 
Aufdeckung von historischen 
Wahrheiten verhindern. Mitar- 
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Massengräber im Wald von Ka- 
tyn unterrichtet und sie aufge- 
fordert, Beobachter zu entsen- 
den. Einige Tage später sei er 
mit mehreren Vertretern des 
polnischen Roten Kreuzes nach 
Katyn gefahren, um für die 
Identifizierung der Opfer und ih- 
re würdige Beisetzung in neuen 
Gräbern zu sorgen. 


Die offene Frage zwischen 


Polen und der UdSSR 


Gespräche der polnischen Rot- 


kreuz-Vertreter mit der örtli- 
chen Bevölkerung hätten bestä- 
tigt, daß von Anfang März bis 
zur zweiten Hälfte April täglich 
zwei bis drei vergitterte Wagen 
mit polnischen Offizieren an der 
nächstgelegenen Bahnstation 
Gniezdowo angekommen seien. 
Die Häftlinge seien in Autos 
verladen und in das abgesperrte 
Gebiet des sowjetischen NKWD 


Deutsche Soldaten finden die Leichen von 4000 ermordete 


polnischen Soldaten in einem Massengrab bei Katyn. 


beiter der polnischen Zeitung er- 
klärten, daß monatelang auf die 
Genehmigung zur Veröffentli- 
chung gewartet wurde. 


In dem vier enggedruckten Zei- 
tungsseiten umfassenden Bericht 
schildert Skarzynski, wie das 
polnische Rote Kreuz bemüht 
war, sich trotz des grausigen 
Fundes der Massengräber von 
Katyn nicht vor den »Karren der 
Nazipropaganda« spannen zu 
lassen. Selbst das Rote Kreuz 
mußte sich also 1943 der Greuel- 
propaganda gegen Deutschland 
fügen. 


Die deutschen Besatzungsbehör- 
den hätten die Leitung des pol- 
nischen Roten Kreuzes am 
9. April 1943 von dem Fund der 


im Wald von Katyn gebracht 
worden. Ein Bauer habe berich- 
tet, daß er täglich viele Schüsse 


- und Schreie gehört habe. 


Bei den schon stark verwesten 
Leichen habe man Papiere ge- 
funden, die ebenfalls keinen 
Zweifel daran ließen, daß die 
Offiziere im März und April 
1940 erschossen wurden. So ha- 
be man bei der Leiche des Ma- 
jors Solski eine vom 9. April 
1940 datierte Notiz gefunden. 
Darin heißt es: »Eine Gruppe 
von Offizieren aus dem (Inter- 
nierungslager) Kozielsk ist um 
3.30 Uhr in Smolensk angekom- 
men. Einige Minuten vor 5.00 
Uhr wurden wir geweckt. Sie ha- 
ben uns in Gefängnisautos ge- 
setzt. Wir sind zu einem Wald 


Er ns a  gn 


gekommen, der nach einer Som- 
merfrische aussieht, wo man uns 
Eheringe, die Uhr und Taschen- 
messer abnahm. Was wird aus 
uns?« 


Der Mord an den polnischen Of- 
fizieren in Katyn ist eine der 
wichtigsten noch offenen Fragen 
zwischen Polen und der Sowjet- 
union. Trotz der neuen Politik 
der Perestroika hatte der sowje- 
tische Parteichef Michail Gor- 
batschow bei seinem Polen-Be- 
such im vergangenen Jahr kein 
klärendes Wort darüber gesagt. 


Die Sowjets hatten bis vor kur- 
zem immer behauptet, die polni- 
schen Offiziere seien von den 
Deutschen nach dem Einmarsch 
in: die Sowjetunion ermordet 
worden. Die Forderung der pol- 
nischen Exil-Regierung in Lon- 
don nach Aufklärung der Morde 


von Katyn hatte Stalin zum Vor- 


wand genommen, um die diplo- 
matischen Beziehungen abzu- 
brechen. 


Die Geschichtsbücher 


müssen gesäubert werden 


Die in Katyn ermordeten Offi- 
ziere waren den Sowjets im Sep- 
tember 1939 in die Hände gefal- 
len, als sie aufgrund des Hitler- 
Stalin-Pakts Ostpolen besetzten. 
Von rund 10 000 Offizieren, die 
sich in anderen Internierungsla- 
gern befanden, fehlt noch immer 
jede Spur. 


Wahrscheinlich sind auch die 
10 000 wie unzählige andere 
Kriegstote .ein Teil der Millio- 
nen, die bisher den »deutschen 
Verbrechen« zugerechnet wer- 
den, und für die wir bis zum 
Jüngsten Tag büßen und zahlen 
werden, wenn sich nicht junge, 
unbelastete Lehrer und Schüler 
die Aufgabe stellen, in jedem 
nachweisbaren Einzelfall wie 


diesem die Lehrbücher’ von den ( 


Greuellügen der Kriegs- und 
Nachkriegspropaganda zu säu- 
bern. 


Die Inschrift eines Warschauer 
Mahnmals, das an die Ermor- 
dung polnischer Offiziere in Ka- 
tyn während des Zweiten Welt- 
krieges erinnert, soll nach den 
Worten von Regierungssprecher 
Uraban geändert werden. Ent- 
gegen der bisherigen offiziellen 
Version soll nicht länger der 
»Hitler-Faschismus« für den 
Massenmord verantwortlich ge- 
macht werden. U 
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Revisionismus 


Tatsache 


gegen 
Be- 


hauptungen 


Tom Valentine 


Mehr als hundert Teilnehmer trafen sich im südlichen Kalifornien zur 
neunten International Revisionist Conference (Internationale Konfe- 
renz der Revisionisten). Obwohl Historiker der revisionistischen 
Schule schon immer auf Lücken bei den Behauptungen über den 
angeblichen geschichtlichen Ablauf der Ereignisse der letzten fünfzig 
Jahre hingewiesen hatten, die in diesen Jahren als erfolgreiche Pro- 
paganda zu deutsch-feindlichen und pro-israelischen Zwecken 
benutzt worden sind, zeichnete sich die diesjährige Tagung dadurch 
aus, daß zum erstenmal hieb- und stichfeste, gerichtlich verwertbare 
Beweise vorgelegt wurden, mit denen viele Behauptungen widerlegt 
werden. Diese Behauptungen hatten die Opposition gegen den poli- 
tischen Zionismus dermaßen eingeschüchtert, daß jede ehrliche Dis- 
kussion praktisch verhindert wurde. 


Das Beweismaterial der Revisio- 
nisten wurde erstmals in Kanada 
während des zweiten Prozesses 
gegen Ernst Zündel vorgelegt, 
der unter Anklage stand, weil er 
Bücher veröffentlicht hatte, in 
denen die Holocaust-Behaup- 
tungen in Frage gestellt werden 
—-in Kanada ebenfalls eine straf- 
bare Handlung. 


Leuchters 
Forschungsergebnisse 


Sowohl in Kanada als auch auf 
dieser Konferenz wurden die 
Beweise des amerikanischen In- 
genieurs Fred Leuchter vorge- 
legt. Fred Leuchter ist »der Welt 
führende Autorität in Sachen 
Gaskammer-Technologie«. 


Kurz gesagt, der »Leuchter-Be- 
richt« beweist, daß die »angebli- 
chen Gaskammern in Ausch- 
witz, Birkenau und Majdanek, 
Polen« nicht, wie behauptet, zur 
Hinrichtung von vier Millionen 
Menschen benutzt worden sein 
können. 


Leuchter, ein homorvoller Wis- 
senschaftler mit zurückhalten- 
den Manieren, war kein »Revi- 
sionist«, als er sich dazu bereit- 


Professor Faurisson hat mit 


seinen wissenschaftlichen 
Studien eine weltweite Kon- 
troverse ausgelöst. 


erklärte, die Einrichtungen in 
Polen zu untersuchen. Er schloß 
mit Zündel einen Vertrag über 
diese Untersuchung ab und 
glaubte fest daran, daß es in 
Auschwitz Gaskammern gab. 


Zündel war damit einverstan- 
den, Leuchters Forschungser- 
gebnisse zu verwenden, auch 
wenn sie seiner Verteidigung vor 
dem Kanadischen Gericht ab- 
träglich sein würden. 


EEE ZELTE EEE NE EEE 


Winston Churchill hatte das einzige Ziel: Amerika in den euro- 
päischen Krieg hineinzuzerren und den Krieg zu einem Welt- 


krieg zu machen. 


Ein »bekehrter« Leuchter be- 
kannte vor den Tagungsteilneh- 
mern: »Die Verbreitung dieser 
Behauptung, es seien Menschen 
durch Gas vernichtet worden, ist 
unrichtig und eine Beleidigung 
für jede einzelne Person auf die- 
sem Planeten«. 


Der Morgenthau-Plan als 


Perversion der Politik 


Die heutige Holocaust-Legende 


ist unzweideutig von den Ein- 
richtungen von Auschwitz ab- 
hängig, da alle Behauptungen 
über Menschenvernichtung in 
bezug auf alle Konzentrationsla- 
ger in Deutschland - selbst 
schon vor langer Zeit durch die 
Geschichtsforschung widerlegt 
wurden. 


Außer diesen handfesten Ergeb- 
nissen von Leuchters wissen- 
schaftlichen Untersuchungen, 
die wie eine Bombe einschlugen, 
gab es für die Teilnehmer an der 
Konferenz noch eine Reihe ein- 
drucksvoller revisionistischer 
Vorträge. Dr. Anthony Kubek, 
seit 35 Jahren ein bedeutender 
amerikanischer Historiker und 
Aufbereiter der amtlichen Re- 
gierungsdokumente, die als 
»Morgenthau Diaries« (Morgen- 
thau-Tagebücher) bekannt wur- 
den, sprach über den »Morgen- 
thau-Plan und das Problem der 
Perversion der Politik«. 


David Irving, der populäre briti- 
sche Historiker, dessen Fleiß- 
arbeit in den heiligen Hallen 
der orthodoxen Geschichtsfor- 
schung, in denen er einst 
als blonder Wunderknabe galt, 
Unbehagen hervorgerufen hat, 
bestätigte den Konferenzteilneh- 
mern nicht nur, daß der Leuch- 
ter-Bericht »jeden Zweifel dar- 
über beseitigt« hat, daß die Ho- 
locaust-Geschichten reine My- 
thologie sind, sondern berichtete 
auch den Medien auf einer nach 
der Tagung stattfindenden Pres- 
sekonferenz von diesen bedeu- 
tenden Erkenntnissen. 


Irvings eigene Bombe des Revi- 
sionismus, die er auf dieser Ta- 


Der Amerikaner Fred Leuchter 
ist »die weltführende Autorität 
in Sachen Gaskammer-Tech- 
nologie«. 


Revisionismus 


Tatsachen 
B. en 
ehauptungen 

gung platzen ließ, drehte sich um 
Winston Churchill und die Be- 
weise dafür, daß der britische 
Premierminister rechtzeitig im 
voraus wußte, daß die Japaner 
einen Bombenangriff auf Pearl 
- Harbor planten, und daß er die- 
se Entwicklung tatsächlich mit 
Behagen genoß, die er selbst ge- 
fördert hatte dadurch, daß er 
Druck auf Franklin Delano Roo- 
sevelt ausübte, wirtschaftliche 
Sanktionen gegen Japan zu ver- 
hängen, obwohl er genau wußte, 
daß dies die Vereinigten Staaten 


in den Krieg mit Deutschland 
hineinziehen würde. 


Die Lücken sprechen 
Bände 


Es war Churchills einzige Ret- 
tung: Amerika in den europäi- 
schen Krieg hineinzuzerren und 
den Krieg zu einem Weltkrieg zu 
machen. Churchills Platz als 


Politiker und sein Platz in der 
Geschichte wurde durch Pearl 
Harbor gesichert - auf ungeheu- 
re Kosten. 


& 


Ernst Zündel stand in Kanada 
vor Gericht, weil er die Holo- 
caust-Behauptungen in Frage 
gestellt hatte. 


Irving hob hervor, daß es der 
Berufshistoriker mit der Zeit 
lernt, die »Lücken« in den Auf- 
zeichnungen zu lesen, während 
er seine Forschungen betreibt. 
Er habe zum Beispiel festge- 
stellt, daß alle britischen Doku- 
mente vom Oktober und No- 
vember 1941 — die Monate die zu 
Pearl Harbor führten - »fehlen«. 
Die »Lücke« spreche daher 
Bände. 


Irving berichtete auch, daß das 
Tagebuch des US-Secretary of 
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Dr. Anthony Kubek, ein bedeutender amerikanischer Historiker, 


sprach über den berüchtigten Morgenthau-Plan. 


War (Kriegsministers) Harry 
Stimson für den 7. Dezember 
1941 eine sauber mit der Maschi- 
ne neu geschriebene Seite ent- 
hält - eine offensichtliche »Be- 
richtigung« durch den Verfasser, 
die sich auf das bedeutende Er- 
eignis jenes Tages bezieht. 


Eine dritte Bombe platzte auf 
der Konferenz am dritten Tage, 
als Herman Otten, ein lutheri- 
scher Pastor aus dem US-Bun- 
desstaat Missouri und Herausge- 
ber der »Christian News« den 
Tagungsteilnehmern ohne ein 
Blatt vor den Mund zu nehmen 
erklärte, daß Christen immer die 


Wahrheit verteidigen und 
Schwindeleien zurückweisen 
müssen. 


Otten zählte zwölf Schwindel 
des 20. Jahrhunderts auf, die so- 
wohl von der Kirche als auch 
vom Staat begangen wurden, 
und zitierte Nr. 12 klar und deut- 
lich wie folgt: »Die Deutschen 
vernichteten rund sechs Millio- 
nen Juden mit einem klaren Pro- 
gramm; alle Juden im Zweiten 
Weltkrieg zu beseitigen, die mei- 
sten von ihnen durch Vergasung. 
Dieser Holocaust ist eine absolu- 
te Tatsache. Diejenigen, die be- 
zweifeln, daß die Deutschen 
sechs Millionen Juden vernichtet 
haben, sind Antisemiten, Rassi- 
sten und Dummköpfe.« 


Der unerschrockene Pastor ver- 
urteilte auch eine Reihe von 
festgesetzten doktrinären Tradi- 
tionen, die »Christentum« sein 


wollen, die aber »Schwindel« 
seien, darunter die Vorstellung, 
daß »Jesus Christus ein König- 
reich des Friedens auf dieser Er- 
de errichten und 1000 Jahre lang 
von Jerusalem aus regieren 
wird.« 


Ein Pastor entlarvt die 
Lügen dieser Welt 


Es ist ein ungeheurer Schwindel, 
zu predigen, daß »der moderne 
Staat Israel eine Erfüllung der 


biblischen Weissagung ist«. Die- . 


ser Schwindel, Nr. 7 auf der Li- 
ste des Pastors Otten, gehört an- 
scheinend zu denen, die einen 


David Irving, der meistgele- 
senste Historiker englischer 
und deutscher Sprache, be- 
stätigte, daß der Leuchter-Be- 
richt jeden Zweifel beseitigt 
habe. 


Großteil der Außenpolitik des 
ehemaligen Präsidenten Ronald 
Reagan gestalteten. 


Dr. Robert Faurisson aus Frank- 
reich, der Nestor der heute le- 


benden Revisionisten des Holo-. 


caust, war der letzte Redner. 
Dieser Mann, der teuer dafür 
bezahlen mußte, daß er auf ge- 
schichtliche Tatsachen, nicht auf 
»judicial notice« (Anerkennung 
durch das Gericht) des be- 
haupteten Holocaust beharrte, 
sagte den Teilnehmern an der 
Konferenz, er hege jetzt »weni- 
ger Pessimismus in bezug auf die 
Revisionisten«. 


Faurisson hatte bei früheren Ge- 
legenheiten, nachdem er Prügel 
erdulden mußte, seine Professo- 
renstellung verloren hatte und 
Gehaltseinbußen hinnehmen 
mußte, weil er es gewagt hatte, 
seine Forschungsergebnisse, die 
dem Holocaust widersprechen, 
zu veröffentlichen, einen »gro- 
ßen Pessimismus« zum Aus- 
druck gebracht für Leute, die es 
wagten, das emotionell geladene 


feststehende Dogma anzu- 
fechten. 

Ein Opfer schlechter 
Hirten 


»Die Wand der faustdicken Lü- 
ge bricht zusammen«, sagte Fau- 
risson und wies darauf hin, daß 
die Zerstörung der Holocaust- 
Behauptungen auf eine »große 
Tragödie für die jüdische Ge- 
meinde hindeutet«, die das Op- 
fer »schlechter Hirten« gewor- 
den sei. 


Faurissons schon viele Jahre 
währendes Beharren darauf, daß 
handfeste, vor Gericht verwert- 
bare Beweise erarbeitet werden 
müßten, veranlaßte den 
Deutsch-Kanadier Ernst Zündel 
dazu, sich um die professionel- 
len Dienstleistungen Fred 
Leuchters zu bemühen. 


Faurisson war sich der Tatsache 
sehr bewußt, daß all die Jahre 
hindurch kein gerichtlich ver- 
wertbares Beweismaterial für 
Massenvernichtungen von Men- 
schen durch Vergasung oder 
durch Verwendung von Wasser- 
dampf vorhanden war. Er zitier- 
te den Bericht eines französi- 
schen Offiziers aus dem Jahre 
1945, der seinerzeit unterdrückt 
wurde. In dem von einem Dekan 
der Pharmakologie angefertig- 
ten Bericht war dem alliierten 


Oberkommando mitgeteilt wor- 
den, daß bei den untersuchten 
Leichen »weder Gas- noch Gift- 
spuren« gefunden wurden. 


Faurisson wies auch darauf hin, 
daß die Denkmalsziffer von 
sechs Millionen vernichteter Ju- 
den von einem Mann namens 
Wilhelm Hoettl (ehemaliger SS- 
Führer) stammt, der gesagt ha- 
be, Eichmann hätte ihm gegen- 
über mit dieser Anzahl von Ge- 
töteten geprahlt - wahrschein- 
lich weil er betrunken war. Die 
dumme Prahlerei eines einzel- 
nen Mannes sei zu einer »Tatsa- 
che« geworden, die jetzt, 40 Jah- 
re später, in die Lehrpläne ame- 
rikanischer und deutscher Schu- 
len sowie in einem National-Mu- 
seum verankert wird, führte 
Faurisson aus. 


An der Revisionisten-Konferenz 
nahmen außerdem noch teil: 
Carlo Mattogno, italienischer 
. Sprachwissenschaftler (spricht 
ein Dutzend Sprachen fließend) 


und Privatforscher, der in der. 


Nähe von Rom lebt. Er hielt ei- 
nen Vortrag mit dem Titel »Die 
erste Vergasung in Auschwitz: 
Die Entstehung eines Mythos«. 


Generalleutnant Hideo Miki, 
Professor für Geschichte an der 
japanischen Staatlichen Militär- 
akademie, hielt einen Vortrag 
mit dem Titel »Gedanken zur 
Militärgeschichte der Besetzung 
Japans«. 


Wie der CIA Geschichte 
macht " 


Jerome Brentar ist ein enger 
- Freund der Familie von John 
Demjanjuk, der seiner amerika- 
nischen Staatsbürgerschaft be- 
raubt und nach Israel ausgewie- 
sen wurde, wo ihm ein Schau- 
prozeß gemacht wurde, er schul- 
dig gesprochen und zum Tode 
verurteilt wurde, weil er der be- 
rüchtigte »Iwan der Schreckli- 
che« gewesen sein soll. Brentar, 
einer der führenden amerikani- 
schen Kritiker der Art und Wei- 
se, in der der Fall Demjanjuk 
durch die amerikanische und is- 
raelische Regierung behandelt 
wurde, legte einen »auf den 
neuesten Stand gebrachten Be- 
richt über den Fall Demjanjuk« 
vor. Er führte sehr überzeugend 
aus, daß der kürzliche »Selbst- 
mord« des israelischen Anwalts, 
der Demjanjuks Berufung über- 
nommen hatte, in Wirklichkeit 
Mord war. 


Dr. Robert Countess, Profesor 
für Geschichte an der Universi- 
tät of Alabama, hielt eine Rede 
mit dem Titel: »The Great Holo- 
caust Debate« (Die Große Holo- 
caust-Debatte). 


Victor Marchetti, ehemaliger 
Beamter der CIA und Verfasser 
von »The CIA and the Cult of 
Intelligence« (»Die CIA und der 
Kult der Geheimdienste«) hielt 
ein Referat mit dem Titel »The 
CIA and the Making of History« 
(»Die CIA und wie man Ge- 
schichte macht«). 


Florence Rost van Tonningen 
aus den Niederlanden hielt einen 
Vortrag mit dem Titel »Die Vi- 
sion des Mynheer van Tonnin- 
gen von der europäischen Wirt- 
schaft«. Der Mann von Frau 
Rost war während der Zeit des 
Dritten Reiches hoher Beamter 
in der niederländischen Regie- 
rung. Er. wurde nach dem Krieg 
von den Alliierten gefoltert und 
anschließend umgebracht. 


James Keegstra sprach über sei- 
ne eigene Auseinandersetzung 
mit dem offiziellen Kanada, un- 
ter dem Titel »Kanadische Zen- 
sur und der Fall Keegstra«. 


Holocaustomanie verzerrt 
die Prioritäten 


In seiner Eröffnungsansprache 
bemerkte der Historiker Mark 
Weber, der jedes Jahr als Mode- 
rator für diese Konferenz fun- 
giert: »Es wird mehr und mehr 
Amerikanern immer klarer, daß 
die Kampagne, die der amerika- 
nisch-jüdische Historiker Alfred 
Lilienthal sehr zutreffend >Holo- 
caustomanie< nennt, den Sinn 


unserer Nation für Prioritäten , 


schrecklich verzerrt hat. 


Präsident Ronald Reagan liefer- 
te in einer 1983 gehaltenen Rede 


.ein gutes Beispiel dafür, als er 


sagte, ich zitiere: »Es ist jetzt un- 
sere heiligste Aufgabe, sicherzu- 
stellen, daß die Erinnerung an 
diese größte menschliche Tragö- 
die niemals verblaßt.« Hat er das 
wirklich ernst gemeint? 


Darauf hinzuarbeiten, die Be- 
drohung eines weltweiten nu- 
klearen Krieges zu verbannen, 
oder die Plage des Verbrechens 
in den Großstädten unseres Lan- 
des zu beseitigen - diese Aufga- 
ben zum Beispiel, sind anschei- 
nend nicht so wichtig«, bemerk- 
te Mark Weber. 


Was hilft wirklich heilen ? 


— 


K.-O. Heede 


Millionen 

könnten 

geheilt 

werden! 

2. erw. Auflage 1986 
372 Seiten mit 27 teils 
farbigen Abbildungen. 
Mit einem Rezeptanhang 
Literatur- und Namens- 
verzeichnis, Register. 
Gebunden, DM 49,80 


MILLIONEN KÖNNTEN GEHEILT WERDEN 
zeigt den Weg zur heilenden Medizin der Zukunft, 
die den Kranken nicht mehr gefährdet, 
sondern ihn auf natürliche Weise 
von seinen Leiden befreit. 


MILLIONEN KÖNNTEN GEHEILT WERDEN 
ist kein billiges Schlagwort, 
sondern vielmehr die rettende Alternative, 
die Ihnen hilft, Ihr Leben 
gesünder und lebenswerter zu gestalten. 


MILLIONEN KÖNNTEN GEHEILT WERDEN 
ist ein Buch des Wissens aus dem 


VERLAG MEHR WISSEN - 4000 DÜSSELDORF 1 
Jägerstraße 4 - Telefon 0211/217369 


Holen Sie Ihre Gesundheit 
direkt aus der Matur 


Prof. Dr. med. Alfred Brauchle, 

der »Vater der Naturheilkunde«, zeigt auch 
Ihnen den Weg zu Lebensfreude und 
Gesundheit in seinem unübertroffenen 
Hausbuch der gesunden Lebensweise: 


»Das yroße Buch 
der Naturheilkunde« 


Mit einem vollständigen Lexikon der 
Krankheiten und ihrer naturgemäßen 
Behandlung. 752 Seiten mit 450 erläuternden 
Zeichnungen im Text und 12 Farbtafeln. 
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1) Verlag Mehr Wissen — Düsseldorf 


Letztmalige Sonderauflage 
(solange der Vorrat reicht) 
nur DM 29,80 


WISSEN UND LEBEN VERSAND 


Jägerstraße 4 - 4000 Düsseldorf 1 - Fernruf (02 11) 217369 


Bundesrepublik 


Vierzig 
Jahre Bonn 


Werner Symanek 


Nach 40 Jahren Bonner Bildungspolitik die katastrophale Erkennt- 
nis: Millionen Bundesbürger können nur unzureichend lesen und mit 
einem geschriebenen Text kaum etwas anfangen. Der Bevollmäch- 
tigte des Vorstandes der Stiftung Lesen, Professor Kurt Hoffmann, 
sagte auf der Generalversammlung des Verbandes Deutscher Zeit- 


schriftenverleger (VDZ) in Köln, 
funktionalen Analphabetismus« sei 
steigend. 


Beschämend aber bezeichnend 
für die 40jährige Bundesrepu- 
blik: 200 000 Kinder sind Trin- 
ker. Immer mehr Kinder und Ju- 

endliche trinken Alkohol. 

chon 200 000 Heranwachsende 
sind in Deutschland alkohol- 
krank oder stark suchtgefährdet. 
Davor warnten Ärzte auf einer 
Tagung des Hartmann-Bundes 
in Marl. In drei von vier Fällen 
erleben die Jugendlichen ihren 
ersten Vollrausch auf einer Fa- 
milienfeier. Häufiger Grund für 
den Alkoholismus: Fehlende el- 
terliche Zuwendung in den er- 
sten drei Lebensjahren. 


Keinen Grund 
zum Feiern 


Deutschlands Jugend wird von 
einer Drogenwelle überrollt, wie 
sie noch nie dagewesen ist. 
»Amerikanische Verhältnisse« 
drohen. 


637 Rauschgifttote im Jahr 1988, 
doppelt so viele wie im Vorjahr. 
Um 38 Prozent auf 6997 Perso- 
nen stieg die Zahl der festgestell- 
ten Erstkonsumenten harter 
Drogen. Insgesamt wird die 
Zahl der Konsumenten harter 
Drogen auf 80 000 bis 100 000 
Personen geschätzt. Weil skru- 

ellose Dealer mit allen Mitteln 

eine Umsatzsteigerungen erzie- 
len, werden von ihnen neue Op- 
fer gesucht, zum Beispiel Ju- 
gendliche in den Schulen. Die 
Konsequenzen für die Betroffe- 
nen sind Diebstahl, Raub und 
Prostitution. 


Nach 40 Jahren Demokratie und 
Sicherheit: Polizei in einer ohn- 
mächtigen Lage. Angesichts des 
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die Tendenz zum »sogenannten 
in den Industriestaaten allgemein 


stärker werdenden organisierten 
Verbrechens hat der Vorsitzen- 
de der Gewerkschaft der Polizei 
(GDP), Lutz, die »ohnmächtige 
Situation« der Polizei beklagt. 
Experten meinen, so Lutz, daß 
es bereits »fünf nach zwölf« sei. 
Wenn es um die Bekämpfung 
von terroristischen Gewalttaten 
gehe, spiele Geld für die Politi- 
ker keine Rolle. Rund. 100 000 
Menschen seien bereits in priva- 
ten Sicherheitsdiensten beschäf- 
tigt. »Wer Geld hat, kann sich 
innere Sicherheit kaufen«, so 
Lutz. 


Es mag Leute geben, die sich an 
der Lage der Politiker freuen. 
Traurig ist, daß das Volk deren 
Sicherheit mitfinanzieren muß. 


Nach 40 Jahren Wiedergutma- 
chung: Roma im Hungerstreik. 
In der Gedenkstätte des ehema- 
ligen Konzentrationslagers Neu- 
engamme bei Hamburg sind im 
Februar rund 20 Roma in einen 
unbefristeten Hungerstreik ge- 
treten. Wie der Vorsitzende der 
Hamburger Roma- und Sinti- 
Union, Kawczynski, erklärte, 
will die Gruppe damit gegen die 
»Abschiebepolitik und Vertrei- 
bung« von Roma und Sinti pro- 
testieren. 


In der Bundesrepublik bauen 
türkische Moslems in immer 
mehr kleineren und mittleren 
Städten Moscheen. Zusätzlich 
zu den bereits bestehenden neun 
islamischen Gotteshäusern be- 
finden sich zwölf weitere in der 
Planung oder im Bau. Darüber 
hinaus gibt es etwa 1000 Gebets- 
stätten in ehemaligen Lagerhal- 
len, Büros oder Wohnungen. 
Das teilte jetzt das Islam-Archiv 


Deutschland in Iserlohn mit. Die 
Moscheen würden durch Spen- 
den der in der Bundesrepublik 
lebenden Moslems finanziert. 


Soweit ist es nach 
40 Jahren gekommen 


Empörte Türken blockieren 
Eingangstür am Gymnasium. 
Etwa 40 junge Türken haben in 
der Mittagszeit den Eingang der 
Karl-Rehbein-Schule in Hanau 
versperrt, um gegen eine »aus- 
länderfeindliche« Flugblattak- 
tion zu demonstrieren, an der 
angeblich auch Schüler des er- 
wähnten Gymnasiums beteiligt 
waren. Bei der Blockade habe 
ein Sprecher der Türken mit der 
Schulleitung verhandelt. Diesem 
und auch Schüler sei nichts von 
den Flugblättern bekannt gewe- 
sen, die sich gegen Ausländer in 
der Bundesrepublik gerichtet 
haben sollen, noch hätten Schü- 
ler benannt werden können, die 
an der Verteilung mitgewirkt 
hätten. Auch die etwa zehn Tür- 
ken, die beim Eintreffen der Po- 
lizei noch anwesend waren und 
sich als Zuschauer der Blockade 
bezeichneten, hätten keine Aus- 
künfte über den Anlaß der Ak- 
tion geben können. 


Nach 40 Jahren Schein-Souve- 
ränität: US-Armee verseucht 
Grundwasser. Amerikanische 
Streitkräfte verunreinigten das 
Mannheimer Grundwasser mit 
Chlorkohlenwasserstoffen. Scha- 
denersatz zu fordern ist weder 
der Stadt noch der Landesregie- 
rung gestattet. Rund vier Millio- 
nen DM investierte die Kommu- 
ne bereits 1985 in den Bau und 
Betrieb einer provisorischen Ak- 
tivkohlefilter-Anlage, um so das 
verseuchte Grundwasser von 
den Chlorkohlenwasserstoffen 
zu reinigen. Weitere Investitio- 
nen von noch einmal rund vier 
Millionen DM sind notwendig. 


Bisher haben die Kosten in Mil- 
lionenhöhe die Stadt Mannheim 
und die Rhein-Neckar-Wasser- 
werke AG beglichen. Den Scha- 
den können sie, anders als von 
deutschen Verursachern, nicht 
von den Amerikanern einfor- 
dern, denn »den deutschen Be- 
hörden stehen keine hoheitli- 
chen Befugnisse gegenüber den 
ausländischen Streitkräften« zu. 


Hamburger Polizei registriert 
Straftaten-Rekord: Die Zahl der 
Straftaten in Hamburg hat eine 
neue Rekordmarke erreicht. 


1988 vermerkte die Polizei in 
Hamburg insgesamt 278 856 De- 
likte. Das sind 7189 oder 2,6 


Prozent mehr als ein Jahr zuvor, 


sagte Innensenator Werner 
Hackmann (SPD) bei der Vor- 
stellung der Kriminalstatistik. 
Zurückzuführen ist die erneute 
Steigerung nach seinen Worten 
vor allem auf die dramatische 
Entwicklung der Rauschgiftkri- 
ng und der Betrugsde- 
ikte. 


Beschämende Rekorde 
nach 40 Jahren 


Die Zahl der Rauschgiftdelikte 
stieg um 25,5 Prozent oder 
knapp 1200 Fällen auf 5915 al- 
lein in Hamburg. 


Nach Pressemeldungen vom 
1. März 1989 hat die SPD die 
Bundesregierung aufgefordert, 
mit den Herkunftsländern der 
Aussiedler über eine Begren- 
zung der Ausreisen zu verhan- 
deln. Es müßten Vorkehrungen 
getroffen werden, »damit wir 
uns nicht überfrachten«, sagte 
die SPD-Bundesgeschäftsführe- 
rin Anke Fuchs. Als falsch be- 
zeichnete sie es, angesichts des 


“ Aussiedler-Andrangs das Asyl- 


recht einzuschränken. 


Das kann doch nicht gut gehen 
und muß böses Blut geben: 
Während wir für inzwischen 
800 000 sogenannter Asylanten 
gewaltige Milliarden-Beträge - 
ein Asylant kostet pro Monat 
2335 DM - ausgeben, müssen 


mehr als zwei Millionen unserer . 


deutschen Rentner mit monat- 
lich 700 DM auskommen. Alte 
Leute, die oft unverschuldet in 
Not geraten sind, obwohl sie ihr 
ganzes Leben hart gearbeitet 
und Kinder groß gezogen haben 
- sie sind finanziell schlechter 
gestellt als jeder Asylant. Oft ge- 
nug schämen sich diese alten 
Menschen beim Sozialamt um 
weitere Hilfe zu bitten. 


Man bedenke, bei dieser wohl- 
wollenden Asylanten-Politik, 
die in der Bundesrepublik geübt 
wird, werden 300 000 unschuldi- 
ge deutsche Kinder jährlich 
grausam im Mutterleib ermor- 
det, weil man ihnen in unserer 
sogenannten Wohlstandsgesell- 
schaft oft keine Lebensmöglich- 
keit bieten kann. 


Wer aber diese Zustände kriti- 
siert, ist sofort ein »Rechtsradi- 
kaler« oder »Rassist«. Mi 


Aktienmarkt 


Deutsche 


Bank, 


Daimler und : 


die Macht im 


Staat 


Günther Jansen 


In den vergangenen Monaten hat CODE detailliert aufgezeigt, daß 
die Deutsche Bank im Laufe der Jahre zum Machtfaktor Nummer 
eins in diesem Staat herangewachsen ist. Ohne sie läuft nichts mehr - 
und seitdem Alfred Herrhausen den Vorstandssitz übernommen hat, 
versucht Deutschlands größtes Geldhaus seine Macht noch ungenier- 


ter auszubauen. 


In dieser Folge geht es darum, 
wie die Deutsche Bank und die 
von ihr kontrollierten Daimler, 
wie der frühere Amtsgerichts- 
direktor Rudolf Deichner her- 
ausgefunden haben will, zum 
Schaden vieler Kleinanleger den 
Einstieg bei MBB vorbereiteten 
und sich dabei gleichzeitig den 
Bremer Vulkan, Deutschlands 
wohl beste Werft, unter den Na- 
gel rissen. Doch dies ist es nicht 
allein. Immer vorausgesetzt, 
Deichner hat recht - und es sieht 
so aus -, dann zeigt dies auch in 
aller Deutlichkeit die Machtfülle 
des Großkapitals und wie sehr 
. staatliche Interessen ihm in die 
‚Hände spielen, statt es in die 
Schranken zu weisen und zu ver- 
. suchen, den volkswirtschaftlich 
viel wichtigeren Mittelstand zu 
fördern. 


Die Vorbereitungen 
liefen seit Jahren 


Dabei stellt sich heraus, daß die 
Pläne Daimlers, bei MBB einzu- 
steigen, nicht erst jüngster Natur 
sind, sondern die Vorbereitun- 
gen hierfür in aller Stille und 
vordergründig auch über viele 
Nebenwege bereits viele Jahre 
laufen. Wahrscheinlich wäre die 
Wahrheit nie ans Licht gekom- 
men und hätten viele Aktionäre 
‘ihr Geld verloren, ohne die Hin- 
tergründe zu kennen, wenn nicht 


Gegen den ehemaligen Bun- 

deswirtschaftsminister Martin 

Bangemann wurde Klage we- 

gen »Beteiligung am Kapital- 

a erho- 
n. 


Deichner, der bei Bremer Vul- 
kan ungefähr drei Millionen DM 
verloren hat, auf eigene Faust 
langwierige Recherchen begon- 
nen hätte. 


Deichner will dabei herausge- 
funden haben, daß auch maß- 
gebliche Leute der Bundesregie- 
rung und des Bremer Senats an 
diesem, wie er es nennt, »Kapi- 
talerhöhungsschwindel zu La- 
sten der Kleinaktionäre«, der für 
diese zu einem Verlust von 
knappen 200 Millionen DM ge- 
führt habe, eine unrühmliche 
Rolle spielten. 


Aufgrund der großen Kompli- 
ziertheit und Verschachtelung 
der Eigentumsverhältnisse bei 
MBB und beim Bremer Vulkan 
soll an dieser Stelle hier nur das 
für den Unbeteiligten unbedingt 
Notwendige dargestellt werden. 


Bundeskanzler Kohl und sei- 
ne Regierung wußten mehr 
über den »Kapitalerhöhungs- 
schwindel« als die Kleinan- 
leger. 


Bevor Daimler den Einstieg bei 
MBB in die Wege leitete, sah es 
so aus, daß die ABM 19,2 Pro- 
zent hielt (und damit eine Sperr- 
minorität besitzt; die Satzung 
schreibt bei wichtigen Entschei- 
dungen eine Mehrheit von min- 
destens 82 Prozent vor), wäh- 
rend 80,8 Prozent in Händen an- 
derer Aktionäre lagen. Die An- 
teile der ABM waren wiederum 
wie folgt verteilt: 24,36 Prozent 
hielt die Allianz Holding AG, 
23,05 Prozent die Robert Bosch 
GmbH (die wiederum mehrheit- 
lich der Robert Bosch Stiftung 
GmbH gehört, deren Mitgesell- 
schafter Bundespräsident Ri- 
chard von Weizsäcker ist) und 
52,59 Prozent die VFW. Diese 
wiederum gehörte voll und ganz 
der Bremer senatseigenen Hi- 
beg. Die Hibeg wiederum nann- 
te einen großen Anteil an Bre- 
mer Vulkan-Aktien ihr eigen, 
1985 verkaufte sie aber plötzlich 
einen 40-Prozent-Anteil am 
Vulkan in die Schweiz. 


Bremer Senat stützt 
Machtkonzentration 


Nachfolgend soll der Einfachheit 
halber aus mehreren Schriftsät- 
zen der diesbezüglich derzeit 
beim Oberlandesgericht Bremen 


anhängigen Klage Deichners ge- 
gen die Hibeg wegen »Kapitaler- 
höhungsschwindels« zitiert 
werden: 


»Die Transferierung der Bre- 
mer-Vulkan-Aktien in . die 
Schweiz erfolgte, um die Aktio- 
närsverhältnisse der Firma Bre- 
mer Vulkan AG zu verschleiern 
und zu ermöglichen, daß der bis 
zum heutigen Tage nicht be- 
nannte Großaktionär eine Betei- 
ligung der Beklagten zu 2) (Bre- 
mer Vulkan) heimlich erwerben 
konnte. Darüber hinaus war es 
danach für den Großaktionär 
oder die entsprechende indu- 
strielle Machtkonzentration 
möglich, im Zusammenwirken 
mit dem Senat der Freien Han- 
sestadt Bremen, der Hibeg und . 
der Bremer Vulkan AG gesell- 
schaftsrechtliche Konstruktio- 
nen zu erarbeiten und in die Tat 
umzusetzen, die der Vorberei- 
tung des Engagements der 
Daimler-Benz AG bei MBB und 
dem Geselischafterausschluß der 
Kleinaktionäre der Bremer 
Vulkan AG dienen sollten. 


Die geschilderten Aktionen lie- 
ßen sich nicht geheimhalten. 
Das Bundesverteidigungsmini- 
sterium beobachtete aufmerk- 
sam die Geschehnisse um den 
Rüstungskonzern Bremer Vul- 
kan, dem Anfang Dezember 
1985 der Auftrag erteilt worden 
war, zwei Fregatten für ca. 1,2 
Milliarden DM zu bauen. Auf 
Presseanfrage erklärte der Spre- 
cher der Rüstungsabteilung des 
Bonner Verteidigungsministe- 
riums wörtlich: 


Das Schweigen 
der Bundesregierung 


»Selbstverständlich haben wir so- 
fort, nachdem die Gerüchte um 
die neuen Anteilseigner beim 
Bremer Vulkan bekannt wur- 
den, ein neues Datenblatt der 
Werft geschickt und alle notwen- 
digen Informationen erhalten. 
Danach bestand für die Bundes- 
regierung kein Grund, wegen 
der neuen Anteilseigner den 
Fregattenauftragg zu über- 
denken.«« 


Man stelle sich einmal vor, die 
Bundesregierung weiß also, wer 
der neue Großaktionär ist, wei- 
gert sich aber, diesen Namen zu 
nennen. Dabei haben die Klein- 
aktionäre, die schließlich Mitei- 
gentümer der Gesellschaft sind, 
ja wohl ein größeres Recht hier- 


[SoDE 23 


Aktienmarkt 


Deutsche 
Bank, 
Daimler und 
die Macht im 
Staat 


zu als die Bundesregierung - nur 
sie haben es bis heute nicht er- 
fahren. 


Im September 1986 begann dann 
nach Worten Deichners der 
zweite Teil der Komödie. Bei ei- 
ner Kapitalerhöhung des Bre- 
mer Vulkans um nominal 80 Mil- 
lionen DM auf 222 Millionen 
DM, die von einer außerordent- 
lichen Hauptversammlung am 
30. September 1986 genehmigt 
werden sollte, sollte das gesetzli- 
che Bezugsrecht der Aktionäre 
ausgeschlossen werden (nach- 
dem vorher schon am 4. März 
des. gleichen Jahres das Grund- 
kapital um 66 Millionen DM auf 
154 Millionen DM aufgestockt 
wurde). 


Vielmehr sollten die 1,36 Millio- 
nen jungen Aktien, für einen 
Ausgabekurs von 110 DM je 
Aktie (= 149,6 Millionen DM) 
von der Hibeg gegen eine von 
dieser getätigten Sacheinlage 
übernommen werden. Die Sach- 
einlage bestand aus einem 
74 Iprozentigen Anteil an VFW, 
was durchgerechnet 7,49 Pro- 
zent an MBB entspricht. Diese 
VFW-Beteiligung sollte einem 
Gutachter zufolge genau ‚dem 
Gegenwert für die jungen Ak- 
tien entsprechen. 


Wie sieht es aber wirklich aus? 
Lassen wir wieder Deichner zu 
Wort kommen: 


»Der (Bremer-Vulkan-)Vor- 
stand hat hierbei wohlweislich 
verschwiegen, daß umfangreiche 
Regelungen zugunsten der Hi- 
beg, insbesondere bezüglich An- 
kaufs-, Anbietungs- und Vor- 
kaufsrecht sowie der Vertretung 
im Aufsichtsrat von MBB, die 
Fungibilitätt (Verwertbarkeit) 
der VFW-Anteile für den Bre- 
mer Vulkan bis zum 31. 12. 1995 
(bis zu diesem Zeitpunkt war 
den Außerungen des damaligen 
Vulkan-Vorstandsvorsitzenden 

Henke auf der Hauptversamm- 
lung zufolge der Hibeg ein Vor- 
kaufsrecht in Höhe von angeb- 
lich 150 Millionen Mark zuge- 
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standen worden; der Verf.) er- 
heblich einschränken sollen und 
demzufolge die einzubringenden 
VFW-Anteile für den Bremer 
Vulkan bis zu diesem Zeitpunkt 
lediglich den Charakter einer Fi- 
nanzanlage haben.« 


Das Spiel 
mit den Nebenabreden 


Erst am 1. Oktober, also einen 
Tag nach der Hauptversamm- 
lung, wurde der Vertrag mit die- 
sen Nebenabreden von dem Bre- 


mer Vulkan und der Hibeg un-. 


terzeichnet. Ein Vertrag, »der 
die Rechte des Bremer Vulkan 
in der VFW weitgehend aus- 
höhlt«. Im Vorfeld der Haupt- 
versammlung hatte der Heraus- 
geber des Aktionärsjournals 
»Effecten-Spiegel«, Bolko Hoff- 
mann, durch eine Stimmrechts- 
sammlung eine Sperrminorität 
aufgebaut, da dem Vulkan auch 
noch die marode Beteiligung an 
der Seebeckwerft aufgebürdet 
werden sollte. Nachdem die Hi- 
beg aber ihren Verzicht hierauf 
erklärt hatte, stimmte Hoffmann 
dann für die Kapitalerhöhung. 
In seinem Blatt erklärte er aber 
jetzt, daß er dies nie getan hätte, 
wenn er über die ganzen Hinter- 
gründe, und vor allem über die 
Nebenabreden, wahrheitsgemäß 
informiert worden wäre. 


Mindert dies allein schon den 
Wert der von der Hibeg getätig- 
ten VFW-Einlage, so enthält der 
Einbringungsvertrag aber noch 
weitere Merkwürdigkeiten. Laut 
Deichner bestimmt Paragraph 
10 Absatz 2, d (3) dieses Ver- 
trags nämlich, »daß auf den 
Stichtag der Ausübung des An- 
kaufsrechts der Verkehrswert 
des angekauften Geschäftsan- 
teils bzw. der angekauften Ge- 
schäftsanteile durch einen Wirt- 
schaftsprüfer festzustellen ist. 
Weicht der durch Gutachten 
(ohne Berücksichtigung der 
Vorrechte der Hibeg) ermittelte 
Kaufpreis um mehr als 30 Millio- 
nen DM nach oben oder nach 
unten ab, so ergibt sich eine ge- 
änderte Kaufpreisfeststellung.« 


Für die Zeit nach dem 1. Januar 
1996 wurde dann von den Gut- 
achtern aufgrund der »allgemein 
anerkannten Grundsätze der 
Unternehmensbewertung« für 
diesen Anteil nach der direkten 
Ertragswertmethode dann aber 
sogar nur noch ein Wert zwi- 
schen 70,2 und 81,9 Millionen 
DM errechnet. 


Dies sieht Deichner als Beweis, 
daß die Sacheinlage niemals ei- 
nen Gegenwert von rund 150 
Millionen DM aufwies, sondern 
dieser Betrag in den Gutachten 
nur fingiert wurde, um billig an 
die jungen Aktien zu kommen. 
Dies ergebe sich auch daraus, 
daß sich die Hibeg nicht zum 
Ankauf des VFW-Anteils zu 150 
Millionen DM bis Ende 1995 
verpflichtet habe, sondern die 
Gutachter vielmehr sogar selber 
schreiben »bei einem unterstell- 
ten Ankauf durch die Hibeg« 
oder von einem »voraussichtli- 
chen Ankaufspreis« sprachen. 


Und warum soll die Hibeg etwas 
beispielsweise 1993 oder 1994 zu 
150 Millionen DM kaufen, was 
sie wenige Jahre später zwischen 
70,2 und 81,9 Millionen DM be- 
kommt - und durch das ihr über- 
tragene Vorkaufsrecht und die 
Übertragung der Gesellschafts- 
rechte ist auch sichergestellt, 
daß kein anderer Einfluß bei der 
VFW erlangen kann. 


Ohne Rücksicht auf Recht 


und Ordnung 
Als weitere Indizien dafür, daß 
der VFW-Anteil nur einen 


Bruchteil der genannten 150 
Millionen DM wert ist, nennt 
Deichner die Tatsache, daß es 
bereits zum Zeitpunkt der Über- 
tragung 1986 klar war, daß die 
MBB auf Jahre dividendenlos 
bleiben und 1986 ein Verlust in 
dreistelliger Millionenhöhe er- 
leiden werden würde. 


Deichner schreibt weiter: »Daß 
die Beklagten vor Durchsetzung 
der Kapitalerhöhung die Vor- 
rechte der Beklagten zu 1) nicht 
offenkundig werden lassen woll- 
ten, entsprach ihrer Strategie, 
Kleinaktionäre und Registerge- 
richt »glaubwürdig« zu täuschen 
unter Zuhilfenahme angesehe- 
ner Wirtschaftsprüfungsgesell- 
schaften. Die Formulierung in 
dem Einbringungs- und Abtre- 
tungsvertrag, »die Einigkeit von 
Hibeg und BV über die vorste- 
hend beschriebenen gesell- 
schaftsrechtlichen Gegenstände 
konnte in dem Gesellschaftsver- 
trag der VFW nicht rechtswirk- 
sam dokumentiert werden, weil 
nach dem einverständlich Ge- 
wollten Anderungen gesell- 
schaftsvertraglicher Vorschriften 
aufgrund von Umständen wirk- 
sam werden sollten, die einem 
Dritten, auch dem Registerrich- 
ter, nicht in der gebotenen Form 


erkennbar sein würden« offen- 
bart, daß die Beklagte ohne 
Rücksicht auf Recht und Ord- 
nung ihre gesteckten und ver- 
deckten Ziele verfolgen. 


Der Einbringungsvertrag vom 
1. 10. 1986 enthält unter $ 5 Nr. 
1 eine vertragliche Regelung, 
nach der die Beklagte zu 2) im 
Falle der Kapitalerhöhung von 
MBB bei Nichterbringung eines 
diesbezüglichen Finanzierungs- 
anteils verpflichtet werden kann, 
einer entsprechenden Änderung 
der Beteiligungsquoten an der 
VFW zuzustimmen. Tatsächlich 
ist, wie nicht anders zu erwarten, 
die Freie Hansestadt Bremen 
bereit, DM 40 Mio. aufzubrin- 
gen, sollte im Zuge des Daimler- 
Benz-Engagements eine Kapi- 
talerhöhung bei MBB vereinbart 
werden. 


Sacheinlage im Wert von 
null Mark 


Im gegebenen Fall würde das be- 
deuten, daß die Beteiligung der 
Beklagten zu 2) an der VFW von 
derzeit 74,9% auf 45% absinken 
könnte, mit der Folge, daß die 
Beklagte zu 2) nach dem 
31. 12. 1995 keinesfalls mehr 
Anspruch auf einen Sitz im Auf- 
sichtsrat von MBB zu beanspru- 

chen hätte... 


Die Auslegung des Einbrin- 
gungs- und Abtretungsvertrags 
vom 1. 10. 1986 und des Gesell- 
schaftsvertrags führt bei verstän- 
diger Würdigung zu der Feststel- 
lung, daß faktisch ein Beherr- 
schungsvertrag zugunsten der 
Beklagten zu 1) zustande ge- 
kommen ist. Mit Ausnahme des 
Gewinnbezugsrechts ab dem 
1. 1. 1988 hat die Beklagte zu 2) 
in der VFW keine Rechte von 
Belang, die sonst derjenige inne 
hat, der über 74,9% Geschäfts- 
anteile verfügt.« 


Damit hat die Sacheinlage für 
Bremer Vulkan nach Ansicht 
Deichners einen Wert von null 
Mark. Selbst wenn man, wie die 
Gutachter es getan haben, für 
die Sacheinlage eine Refinanzie- 
rungsmöglichkeit zu zinsgünsti- 
gen. Konditionen ableitet und 
diese mit mindestens 0,5 Prozent 
von 150 Millionen DM (= 
750 000 DM jährlich) ansetzt, ist 
dies kein Wert, »der bei objekti- 
ver Betrachtung dem 74,9. pro- 
zentigen VFW-Anteil inne- 
wohnt«. Denn bis zum 31. De- 
zember 1995 gerechnet, ergäbe 


dies einen Barwert von - sage 
und staune — 5,105 Millionen 
DM - und das für junge Aktien 
im Gegenwert von knapp 150 
Millionen DM. 


Und nur ein dreiviertel Jahr spä- 
ter, am 26. Juni 1987, wurde ei- 
ne neuerliche Kapitalerhöhung 
beschlossen, diesmal um 74 Mil- 
lionen DM auf 296 Millionen 
DM. Hierbei wurde das gesetzli- 
che Bezugsrecht für die Aktio- 
näre nicht ausgeschlossen. Da- 
durch, daß der Bezugskurs aller- 
dings bei 90 DM lag, der aktuel- 
le Börsenkurs aber um einige 
Mark darunter, ergab sich aber 
ein faktischer Bezugsrechtsaus- 
schluß, da kaum ein Kleinaktio- 
när eine junge Akte bezicht, 
wenn er die Altaktie billiger 
über die Börse kaufen kann. 


Fairerweise muß hier aber ge- 
sagt werden, daß der Bremer Se- 
nat Börsengerüchten zufolge 
entgegen Deichners Ansicht ver- 
sucht haben soll, den Kurs der 
Altaktie über 90 DM zu drük- 
ken, dies aber durch mehrere 
massive Verkaufsempfehlungen 
des »Effecten-Spiegels« verhin- 
dert wurde; dies ändert aber 
nichts an der Tatsache, daß die 
im Hintergrund agierenden 
Großaktionäre letztendlich da- 
von profitierten, da ihr Anteil 
am Vulkan immer mehr wuchs. 


Der Bundespräsident 
wurde informiert 


Es gäbe noch über mehr Eigen- 
tümlichkeiten zu berichten, so 
daß beispielsweise Abteilungsdi- 
rektor Lemhöfer vom Bundes- 
kartellamt Deichner erklärt ha- 
ben soll, daß die ABM die Ver- 
mögensverwaltungs-Gesellschaft 
Daimlers sei, daß die MBP-Soft- 
ware und System GmbH den 
Bremer Vulkan im Auftrag 
Daimlers wirtschaftlich über- 
prüft haben soll, daß die VFW in 
einem Geschäftshaus, das MBB 
gehört, logiert, daß die Daimler- 
Benz-Tochter MTU im zentra- 
len Verwaltungsgebäude des 
Vulkans sitzt und die AEG im 
ehemaligen Verwaltungszen- 
trum, daß der Vulkan in Form 
alter Daimler-Werbung selber 
Werbung betreibt. 


Dies alles dient nach Angaben 
Deichners nur dem Ziel, Daim- 
ler den Eintieg in MBB zu er- 
möglichen beziehungsweise ih- 
nen weitere Anteile »zuzuscha- 
chern«. Die VFW habe dabei ei- 


ne Strohmannfunktion inne. 
Dies wiege um so mehr, da Bun- 
despräsident Richard von Weiz- 
säcker mittelbar über die Robert 
Bosch GmbH zusammen mit der 
VFW an der ABM beteiligt sei. 
Und laut Deichner hat der da- 
malige Bremer Vulkan-Auf- 
sichtsratsvorsitzende Wilhelm 
Schneider ihm (Deichner) ge- 
sagt, »daß er selbst die Gesell- 
schafter der ABM-Beteiligungs- 
gesellschaft mbH, darunter Dr. 
Richard von Weizsäcker, über 
die Hintergründe der bevorste- 
henden Kapitalerhöhung beim 
Bremer Vulkan vom 30. Sep- 
tember 1986 ins Bild gesetzt 
habe«. 


Das Schweigen der 
Bonner Politiker 


Deichner schreibt dazu: »Insbe- 
sondere am 16. 7. 1986 haben 
die verantwortlichen Organe der 
Beklagten gemeinsam mit den 
Vertretern der Treuarbeit anläß- 
lich einer Besprechung im Hause 
der Beklagten zu 1) abgespro- 
chen, den Großaktionär der Be- 
klagten zu 2) zu verschleiern, um 
das gesteckte Ziel, rechtswidrige 
Veränderung der Mehrheitsver- 
hältnisse in der Bremer Vulkan 
AG durch einen Kapitalerhö- 
hungsschwindel nicht zu ge- 
fährden ... 


Nach der Strategie der Beklag- 
ten, die mit dem Großaktionär 
und der Deutschen Bank abge- 
stimmt war, sollte die Kapitaler- 
höhung vom 4. 3. 1986, bei der 
das Grundkapital von DM 88 
Millionen auf DM 154 Millionen 
aufgestockt wurde, dazu dienen, 
die finanzielle Leistungskraft der 
Kleinaktionäre auszuschöp- 
fen... 


Es war das zwischen den Beklag- 
ten, dem Großaktionär der Be- 
klagten zu 1) und der Deutschen 
Bank AG ausdrücklich verein- 
barte Ziel, die prozentuale Be- 
teiligung der Kleinaktionäre an 
der Firma der Beklagten zu 2) 
nach Möglichkeit auf Null zu re- 
duzieren, was mit den gewählten 
Mitteln, nämlich einerseits Kapi- 
talerhöhungen und andererseits 
das Bewirken eines Kursverfalls, 
zum Teil schon erreicht wurde.« 


Und der Anteil der Politiker lie- 
ge darin, daß sie zum einen 
(Bundesregierung) wüßten, wer 
der Großaktionär des Vulkans 
ist, und zum anderen (Bremer 
Senat) aktiv an dem »Kapitaler- 


höhungsschwindel« beteiligt sei- 
en. Aus diesem Grunde hat 
Deichner auch gegen mehrere 
führende Politiker, darunter 
Bundespräsident von Weizsäk- 
ker, Bundeskanzler Kohl und 
den früheren Bundeswirtschafts- 
minister Bangemann Klagen we- 
gen »Beteiligung am Kapitaler- 
höhungsschwindel« erhoben. 


Gerüchte wollen jetzt wissen, 
daß die Hibeg bereit sein soll, 
falls Daimler eine Autoproduk- 
tion nach Bremen legt, dem 
Konzern im Gegenzug auch die 
restlichen Anteile an der VFW 
und damit mittelbar weitere 2,51 
Prozent an MBB zu überlassen. 


In jüngster Zeit ist der Kurs der 
Bremer Vulkan-Aktie bei Rie- 
senumsätzen steil um rund 20 
Prozent angestiegen. Laut Bör- 
sengerüchten kauft Daimler 
jetzt den diversen Strohmän- 
nern, die vorher im. Daimler- 
Auftrag Vulkan-Aktien gekauft 
hätten, diese ab, um dann 
»wahrheitsgemäß« behaupten zu 
können, man habe die Aktien 
ganz offiziell über die Börse ge- 
kauft. 


Das alles kann heute 
jedem passieren 


Verschwiegen werden soll nicht, 
daß Deichners Klage gegen die 
Hibeg und den Bremer Vulkan 
vom Landgericht Bremen abge- 
wiesen wurde. Deichner, der als 
früherer Amtsgerichtsdirektor 
und jetzt zugelassener Anwalt 
auf diesem Gebiet firm ist, wirft 
dabei dem Richter Rechtsbeu- 
gung vor und geht deswegen ge- 
gen diesen auch vor. Es hat sich 
ın der Vergangenheit leider 
mehrfach gezeigt, daß das alte 
Sprichwort »Vor Gericht und 
auf hoher See ist alles möglich« 
leider oft genug zugunsten des 
Großkapitals stimmt. 


Deichner hat gegen die Land- 
gerichts-Entscheidung Wider- 
spruch beim Oberlandesgericht 
Bremen eingereicht, über die 
wahrscheinlich im Sommer die- 
ses Jahres entschieden werden 
soll. Gleichzeitig hat Deichner 
aber beim Bundesverfassungsge- 
richt Verfassungsbeschwerde ge- 
gen den Fall eingereicht, und 
den mit der Eilbedürftigkeit der 
Sache begründet. Doch auch 
diese ist bis nach dem ordentli- 
chen Gerichtsweg (nach dem 
Oberlandesgerichtt muß auch 
noch der Bundesgerichtshof an- 


gerufen werden) zurückgestellt 
worden. 


Sollte dies alles stimmen, was 
Deichner bei seinen langwieri- 
gen Recherchen und mit teilwei- 
se abenteuerlich anmutenden 
Mitteln in Erfahrung gebracht 
hat - und vieles spricht dafür -, 
dann wäre dies ein weiterer Be- 
weis dafür, wie rücksichtslos und 
wie geschickt das Großkapital 
mit dem »kleinen Mann, in die- 
sem Fall den Kleinaktionären 
des Bremer Vulkan, umgeht, 
wenn es ihre Interessen »nötig« 
erscheinen lassen. Da dies je- 
dem passieren kann, haben wir 
den Fall auch so ausführlich ge- 
schildert, da er einen sehr guten 
Einblick in die Vorgehensweise 
des Großkapitals bietet. 


Großkonzerne haben 
ganze Staaten in der Hand 


Und was das schlimmste: ist: 
Durch die verdammenswerte 
Verwirklichung des Europäi- 
schen Binnenmarktes ab 1993 
schreitet die Konzentration der 
Wirtschaft auf einige wenige 
Großkonzerne immer weiter 
voran. Man muß nur den Wirt- 
schaftsteil der Zeitungen etwas 
intensiver lesen, dann fällt ei- 
nem zwangsläufig ins Auge, daß 
die Übernahmen mittelständi- 
scher Betriebe durch Großunter- 
nehmen in schon extrem zu nen- 
nendem Maße zugenommen ha- 
ben. Und dies ist nur der An- 
fang. Je näher der Termin 1993 
rückt, um so schärfer werden die 
Übernahmekämpfe werden, und 
mehr und mehr wird der Mittel- 
stand verschwinden. 


Doch jeder auch nur etwas an 
Wirtschaft Interessierte weiß, 
daß ein gesunder Mittelstand das 
A und O eines gesunden Staates 
ist. Denn auch heute noch, trotz 
fortschreitender Konzentration, 
stellt der Mittelstand den Groß- 
teil der Beschäftigten. Und da- 
durch ist vor allem auch der 
Staat weniger erpreßbar, als 
wenn einige wenige Großkon- 
zerne es in der Hand haben, den 
Arbeitsmarkt und damit das 
Wohl einer ganze Region oder 
sogar eines ganzen Staates in die 
eine oder andere Richtung lau- 
fen zu lassen. Von daher müßte 
der Kampf gegen ein vereintes 
Europa, zumindest eines mit den 
derzeitigen Vorzeichen, ganz 
oben auf der Liste jedes national 
eingestellten Deutschen stehen. 
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Philippinen 
einigen sich 
mit dem IWF 


Der Internationale Währungs- 
fonds (IWF) und die Aquino- 
Regierung der Philippinen ha- 
ben die Differenzen über die 
Wirtschaftspolitik des Landes, 
die im Dezember 1988 eine Ver- 
einbarung über ein Darlehen 
von 1,3 Milliarden Dollar ver- 
hinderten, begraben. Die Ver- 
einbarung, die im Grundsatz 
zwischen Prabhabar Narvekar, 
dem Direktor der asiatischen 
Abteilung des IWF, und Vincen- 
te Jayme, dem philippinischen 
Finanzminister, getroffen wur- 
de, öffnet die Tür zu einer Wie- 
deraufnahme von Gesprächen 
mit Schuldnern der Handelsban- 
ken über bis zu 1,6 Milliarden 
Dollar an neuen Krediten. 


Der Schwerpunkt der Vereinba- 
rung liegt auf einem Darlehen in 
Höhe von 900 Millionen Dollar, 
das darauf abgestimmt ist für die 


kommenden drei Jahre die Lük-- 


ke in der Zahlungsbilanz des 
Landes zu schließen. 


Außerdem gehört dazu_ein Kre- 
dit von 400 Millionen Dollar, 
den das Land in Anspruch neh- 
men kann, um die Auswirkun- 
gen starker Schwankungen in 
den Verbrauchsgüterpreisen 
wettzumachen. 


Aber andere mögliche Geldver- 
leiher und Spender stehen schon 
in den Startlöchern. Manila hat 
Handelsbanken um 1,8 Milliar- 
den Dollar an Neudarlehen er- 
sucht. Es will fast 700 Millionen 
Dollar in Zinszahlungen, die in 
diesem Jahr an den Klub von Pa- 
ris, einen privaten Handelsban- 
kenkonzern, fällig werden, um- 
strukturieren. Die Umplanung 
der an den Klub von Paris fällı- 
gen Schulden wird allerdings 
warten müssen bis ein neues Pa- 
ket mit dem IWF unterzeichnet 
ist. 


Eine IWF-Mannschaft wird in 
der nächsten Zeit die Philippi- 
nen besuchen, um für die Fonds- 
Leitung einen Bericht zu erstel- 
len. Beide Seiten haben aber be- 
reits im Grundsatz ein-Abkom- 
men über das zulässige Defizit 
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des öffentlichen Sektors, die 
voraussichtlichen Steuereinnah- 
men, die angestrebte Wachs- 
tumsrate und Maßnahmen zur 
Sicherstellung von Investitionen 
auf dem Sektor - das heißt über 
eine Form von einschneidenden 
Sparprogrammen - getroffen. 


Dieses Abkommen deutet ganz 
eindeutig darauf hin, daß Präsi- 
dentin Corazon Aquino die Ar- 
gumente einiger ihrer Regie- 
rungsmitglieder und Politiker 
des Landes zurückgewiesen hat, 
die empfahlen, daß es besser sei, 
wenn das Land die Rückzahlung 
der Schulden begrenzen würde. 


Opiumkrieg 
im goldenen 
Dreieck 


Die größte Opiumernte, die je- 
mals in der burmesischen Sek- 
tion des »goldenen Dreiecks« 
eingebracht wurde, löste Kämp- 
fe unter fünf Armeen in der Re- 
gion aus. Der Korrespondent 
des Londoner »Observer«, An- 
drew Drummond, legte den Be- 
richt aus Chiang Mai im nördli- 
chen Thailand vor. Drummond 
selbst wird von einigen Leuten 
mit dem Flügel der burmesi- 
schen »Opposition« in Zusam- 
menhang gebracht, von der man 
a daß sie mit Drogen han- 
elt. 


Drummond war darum auch in 
der Lage, mit dem im nördlichen 
Burma ansässigen »Opium-Kö- 
nig« Khun Sa auf dem befestig- 
ten Stützpunkt seiner volkschi- 
nesischen Shan-Armee nahe 
der burmesisch-thailändischen 
Grenze ein Gespräch zu führen. 
Die Thai-Regierung hat einen 
Preis von 25 000 Dollar auf Sas 
Kopf ausgesetzt. 


Burmesische Kommunisten, das 
thailändische Militär, die Shan- 
Armee und, so behauptet Drum- 
mond, »die Überbleibsel der chi- 
nesischen Kuomintang-Nationa- 
listen« befinden sich alle im 
Kriegszustand wegen 2000 Ton- 
nen Rohopium, die zum Trans- 
port und Verkauf bereitstehen. 
»Dies ist jetzt ein Kampf, um die 
Beherrschung der thailändischen 
Grenze«, sagte Khun Sa. »Wenn 
wir siegen, dann haben wir die 
Kontrolle über 80 Prozent des 
Opiums im goldenen Dreieck.« 


Einer der Gründe für die reich- 
haltige Ernte sei darin zu sehen, 


daß die burmesische Regierung, 
durch Unruhen und Katastro- 
phen gelähmt, den Bauern im 
Staat Shan gesagt habe,. sie 
könnten ihren traditionellen 
Opiumanbau wieder aufneh- 
men. Alle westlichen Nationen 
haben wegen »Verletzungen der 
Menschenrechte« die Wirt- 
schaftshilfe für Burma einge- 
stellt, und die USA haben alle 
Hilfsleistungen zur Drogenbe- 
kämpfung storniert. 


»Dies bedeutet, daß die Ernte, 
die erwartungsgemäß etwa 1200 
Tonnen betragen sollte, jetzt et- 
wa 2000 Tonnen sein dürfte«, 
sagte Khun Sa - genug um den 
amerikanischen Heroinmarkt 
zehn Jahre lang zu versorgen. 


Burmesische Bauern bestätig- 
ten, daß die Regierung ihnen zu- 
gesagt habe, niemand würde für 
den Anbau von Opium bestraft. 
Sie behaupten allerdings, daß 
die Ernte eigentlich etwas gerin- 
ger als im Vorjahr ausgefallen 
sei. Mm 


Der IWF und 
seine Politik 


des Völker- 


mords 


Die führende Zeitung Venezue- 
las »La Nacion« veröffentlichte 
einen Artikel unter der Über- 
schrift »Der IWF hat den Tod 
von Millionen Menschen der 
dritten Welt verursacht«. Der 
Bericht basiert auf dem Rück- 
trittsschreiben von Davison 
Budhoo an den Internationalen 
Währungsfonds (IWF). Budhoo, 
ein langjähriger Mitarbeiter des 
IWF und Vertreter des Fonds in 
mehreren Ländern, enthüllte, 
daß es die Politik sei, die Wirt- 
schaft der unter dem IWF-Dik- 
tat stehenden Länder zu zerstö- 
ren. Das Diktat beruht auf der 
Politik der Anleihe-»Konditio- 
nalitäten« im Rahmen der »Be- 
völkerungskontrolle, das heißt, 
einer Politik des Völkermords 
gegenüber der dritten Welt«. 


Aus seiner eigenen Erfahrung 
heraus schildert Budhoo im ein- 
zelnen wie der IWF seine Daten 
über die Volkswirtschaften von 
Trinidad und Tobago gefälscht 
habe, um die Vorschriften der 
Völkermords-Politik einzuhal- 
ten. 


»La Nacion« veröffentlichte 
auch Budhoos Bericht über die 
persönlichen Nöte, die er durch- 
machen mußte, bevor er sich 
schließlich dazu entschloß, sei- 
nem Gewissen zu folgen und von 
seinem mit 145 000 Dollar pro 
Jahr dotierten Posten zurückzu- 
treten. oO 


Neuer 
Bestechungs- 
skandal in 


Japan 


Einer der angesehensten japani- 
schen Industriellen, der 78jähri- 


‚ge Dr. Hisashi Shinto, wurde in 


seinem Krankenhausbett unter 
der Anklage der »Verschwörung 
zur Annahme von Bestechungs- 
gelder« verhaftet und in das To- 
kioer Gefängnis eingeliefert. Er 
ist das jüngste Opfer im Han- 
delsskandal Recruit-Cosmos. 
Sein langjähriger Mitarbeiter, 
der 63jährige Kozo Murata, 
wurde ebenfalls festgenommen. 


In dem Skandal wurden Politi- 
ker und andere Persönlichkeiten 
beschuldigt, Tips für den An- 
kauf von Recruit-Aktien als Ge- 
genleistung für verschiedene Ge- 
fälligkeiten gegenüber der Firma 
entgegengenommen zu haben. 


Dr. Shinto hatte zwar selbst kei- 
ne Recruit-Aktien gekauft, aber 
er war als Leiter von Nippon Te- 
legraph and Telephone - der 
größten Firma der Welt - im De- 
zember 1988 zurückgetreten, als 
bekannt wurde, daß sich etwa 
neun Millionen Yen an Profiten 
von Recruit-Cosmos auf seinem 
persönlichen Bankkonto be- 
fanden. 


Die Verhaftung einer solchen 
Persönlichkeit wie Shinto trägt 
den Skandal auf eine höhere 
Ebene, auf der Japans politische 
und wirtschaftliche Nachkriegs- 
struktur unmittelbar bedroht 
wird. Experten nennen darum 
diesen Vorgang nicht nur eine 
»Regierungskrise«, sondern eine 
»Krise des Systems«. 


Shinto war für sein effizientes 
Management und sein sauberes 
Image bekannt. Er wurde von 
dem ehemaligen Premiermini- 
ster Nakasone 1981 ersucht, 'sei- 
nen Pensionärsstatus aufzuge- 
ben und Nippon Telegraph and 


Telephone zu übernehmen, die 


damals privatisiert wurde. Shin- 
to war der unumstrittene Führer 
der Schiffbauindustrie, einer der 
Industrien, die am meisten zur 
Wiederherstellung des Landes 
‘nach dem Krieg beigetragen 
haben. 


Indessen baut sich gegen den ja- 
anischen Premierminister No- 
oru Takeshita »eine Meuterei« 

auf. Buchmacher übernehmen 

Wetten, wie lange die Takeshita- 

Regierung und Partei überleben 

wird, da die Unterstützung 

durch die Bevölkerung ständig 

weiter zurückgeht. U 


Die Probleme 

‚Mexikos mit 
dem Schulden- 
dienst 


In einem bemerkenswerten 
Überblick über die ibero-ameri- 
kanische Schuldenkrise berichte- 
te die US-Zeitung »Baltimore 
Sun«, daß nach einer Schätzung 
Mexiko einen höheren prozen- 
tualen Anteil seines Bruttoso- 
zialprodukts für den Schulden- 
dienst bezahlt als Deutschland in 
der Weimarer Zeit an Kriegsre- 
parationen zahlen mußte, was 
zum Aufstieg Hitlers und letzt- 
endlich zum Zweiten Weltkrieg 
führte. Die Zeitung berichtete, 
daß die mexikanischen Reallöh- 
ne in fünf Jahren um 50 Prozent 
gefallen sind. »Viele Familien 
haben einmal im Monat Fleisch, 
und Unterernährung bei den 
Kindern ist epidemisch.« 


Mitglieder des US-National Se- 
curity Council »sollen vor allem 
über die Lage in Venezuela 
schockiert sein, und einige Re- 
gierungsmitglieder der Regie- 
rung empfinden die sich. ver- 
schlimmernde Lage in Mexiko 
als besonders alarmierend«, 
heißt es in dem Artikel. 


Aber anstatt Lösungen zu emp- 
fehlen, die eine Wiederholung 
der dreißiger Jahre abwenden 
könnten, zitiert die »Baltimore 
Sun« diese schrecklichen Ge- 
schichten, um  fragwürdige 
Schuldenreduzierungsvorschläge 
voranzutreiben, von denen die 
Banker begünstigt würden, wäh- 
rend die Wirtschaft der Region 
weiter ins Elend gestürzt wird. 


Opposition 
gegen den 
F wächst 


In einem Beitrag in der »Inter- 
national Herald Tribune« wird 
berichtet, daß die Opposition 
zum Internationalen Währungs- 
fonds (IWF) in einem derartigen 
Ausmaß wächst, daß einige der 
dort Beschäftigten jetzt sagen, 
sie hätten bei ihrer Arbeit für 
den IWF ein »Bunkergefühl«. 
Verschiedene Mitarbeiter . des 


“ Fonds glauben, daß der IWF »in 


erheblichem Ausmaß zum Sün- 
denbock gemacht wird«. 


Der Generaldirektor des IWF, 
Michel Camdessus, weist ein- 
dringlich darauf hin, daß der 
IWF nicht: »die Rolle des Sün- 
denbocks spielen wird, um das 
Leben der Politiker zu erleich- 
tern«, ob in Venezuela oder in 
irgendeinem anderen Land. Er 
sagt, es habe keinen Zweck, 
auch ernsthaft mit jenen zu re- 
den, die behaupten, der IWF sei 
für die inneren Unruhen in den 
Schuldnerländern verantwort- 
lich, da solche Leute in einem 
»künstlichen Universum« Res 


Kairo verlangt 
Schulden- 
konferenz 


Eine »Kairo-Konferenz« aller 
verschuldeten Länder der drit- 
ten Welt sollte abgehalten wer- 
den, empfielt die in Paris ansäs- 
sige arabische Wochenzeitung 
»Koll al Arab«. In einem Artikel 
wird gegen das »Abwarten-und- 
Tee-trinken«-Verhalten der 
ägyptischen Regierung polemi- 
siert und warnend darauf hinge- 
wiesen, daß Kairo in der gegen- 
wärtigen Situation mit zwei Op- 
tionen .konfrontiert wird: Er- 
stens, sich allen Sparprogram- 
men und Forderungen des IWF 
zu unterwerfen, wodurch eine 
Lage herbeigeführt werde, in 
der die Armee gegen eine revol- 
tierende Bevölkerung aus- 
schwärmen muß, wie das in Ve- 
nezuela geschieht; oder zwei- 
tens, Zeit zu gewinnen durch 
Weigerung, den Forderungen 
des IWF nachzukommen, wo- 
durch eine Lage geschaffen wer- 
de, in der die USA schließlich 
die Hilfeleistungen kürzen 
müssen. 


»Koll al Arab« empfiehlt der 


ägyptischen Führung, einige der 
außenpolitischen Initiativen aus 
der Zeit zu erneuern als Agyp- 
ten und Indien die Non-Aligned- 
Movement (Nichtanpassungs- 
Bewegung) anführten, und eine 
Tagung einzuberufen, die man 
die »Kairo-Konferenz der ver- 
schuldeten Länder« nennen soll- 
te. Auf dieser Konferenz sollten 
genaue Pläne und Vorschläge 
ausgearbeitet werden, wie die 
Rückzahlung der Schulden um- 
geplant und vertagt werden 
kann. 


Der Aufruf erfolgt zu einem 


‘ Zeitpunkt, wo Kairo von Wa- 


shington sowohl wegen seiner 
Weigerung, sich der IWF-Politik 
zu unterwerfen als auch wegen 
seiner militärischen Industrie an- 
gegriffen wird. Der Nahost-Un- 
tersuchungsausschuß des ameri- 
kanischen Senats kritisierte 
Ägypten wegen seiner Zusam- 
menarbeit mit Brasilien und Ar- 
gentinien bei der Entwicklung 
von Mittelstreckenraketen wie 
auch wegen seiner angeblichen 
Arbeit an chemischen Waffen. U] 


Alan Garcia 
verlangt Ein- 
stellung der 
Schulden- 
rückzahlung 


»Die richtige Entscheidung mei- 
ner Regierung bestand darin, die 
Schuldenrückzahlung zu begren- 
zen«, sagte der peruanische Prä- 
sident Alan Garcia. Die Explo- 
sion in Venezuela sei ein Bei- 
spiel für Länder, die immer noch 
die Schulden zurückzahlen wol- 
len, ganz gleich was geschieht, 
und wenn die venezuelische Re- 
gierung Perus Politik der Nicht- 
zahlung an Gläubiger übernom- 
men hätte, dann hätte Venezue- 
la heute 15 bis 20 Milliarden 
Dollar mehr an Reserven, statt 
lediglich sechs Milliarden, die 
restlos für die Bezahlung von 
Schulden und Zinsen verplant 
sind. 


Garcia rechtfertigte Perus Nicht- 


zahlung an die Inter-American 


Development Bank und fragt, 
warum Peru 101 Millionen Dol- 
lar zahlen soll, um nur 17 Millio- 
nen Dollar an Neukrediten zu 
bekommen. Auf Vorwürfe, er 
habe Peru von den Banken »iso- 
liert«, erwiderte er: »Wir glau- 


ben, daß derjenige isoliert ist, 
der seine Dollar bei Zahlungen 
verliert, ohne irgend etwas als 
Gegenleistung zu bekommen. 
Wir können beruhigt sagen, daß 
wir zumindest unsere Reserven 
verzehrt haben.« 


»Peru«, sagte Garcia, »hat den _ 
Gedanken vorgetragen, die mei- 
sten Ausfuhr-Dollar für notwen- 
dige Einfuhren zurückzubehal- 
ten. Wenn Peru den Schulden- 
dienst abgezahlt hätte, dann hät- 
ten wir keine Reserven, und das 
Land hätte nicht so wachsen 
können wie es in den Jahren 
1986 und 1987 geschah. Wir hät- 
ten dem IWF ein Schreiben zu- 
senden müssen, indem wir hät- 
ten eingestehen müssen: »Hilfe, 
IWF, kommt und macht mit uns 
was ihr wollt!«« 


Garcia sagte weitere erzwunge- 
ne Zahlungseinstellungen vor- 
aus, und meinte, die einzige Lö- 
sung sei ein neuer Währungs- 
Fonds für Entwicklung. Do 


Schwarze Süd- 
afrikas gegen 
Wirtschafts- 
sanktionen 


Wirtschaftssanktionen und Ge- 
walt zur Überwindung der 
Apartheid lehnt die Mehrheit 
der schwarzen Bevölkerung Süd- 
afrikas ab. Einer von der briti- 
schen Zeitung »The Indepen- 
dent« veröffentlichten Mei- 
nungsumfrage zufolge, die in 
von Schwarzen bewohnten Städ- 
ten durchgeführt wurde, verur- 
teilen 61 Prozent Gewaltaktion 
gegen die Regierung. 


78 Prozent der Befragten äußer- 
ten den Wunsch, daß ausländi- 
sche Firmen Südafrika nicht ver- 
lassen. Ein großer Teil von ih- 
nen ist,der Auffassung, daß die 
Firmen zur Abschaffung von 
Diskriminierung beitragen. 58 
Prozent sorgen sich um Arbeits- 
losigkeit, aber nur 13,5 Prozent 
um die alltägliche Apartheid. U] 


Geld 


Das 


Dilemma mit 
der Inflation 


C. Gordon Tether 


Steht uns eine Rückkehr der zweistelligen Inflationsraten bevor? Zu 
Beginn der achtziger Jahre belief sich die Inflation in den großen 
Industrieländern auf jährlich um die 12 Prozent. Einigen wenigen 
Ländern dieser Kategorie - Japan und Deutschland zum Beispiel - 
war es gelungen, sie einstellig zu halten. 


Aber in einigen anderen Län- 
dern schritt die Inflation so mun- 
ter fort, daß man annehmen 
konnte, sie würde ihnen bald 
ebenso aus den Händen gleiten 
wie das im allgemeinen bei den 
weniger entwickelten Ländern 
der Fall war und übrigens immer 
noch ist. 


Das Übel , 
kommt aus den USA 


Amerikas eigene Inflationsquote 
lag mit rund 14 Prozent gut über 
dem Durchschnitt, während die 
Großbritanniens nicht weit unter 
der Zwanzig-Prozent-Grenze 
lag. 


Glücklicherweise starteten die 
schrittmachenden Länder dann 
einen konzertierten Vorstoß, um 
das Übel durch eine Vielfalt von 
Änderungen in der Politik aus- 
zumerzen. Unterstützt durch 
eine wesentliche Senkung der 
Preise für Brennstoffe und ande- 
re Grundverbrauchsgüter, funk- 
tionierte dies so gut, daß um die 
Mitte der achtziger Jahre herum 
eine reale Aussicht bestand, daß 
zum ersten Mal seit der Zeit vor 
Beginn des Zweiten Weltkrieges 
eine volle Rückkehr zur dauer- 
haften Preisstabilität bald er- 
reicht werden würde. 


So belief sich 1986 die Preisstei- 
gerung in der industriellen Welt 
im Schnitt auf bloße 2,5 Prozent. 
Einige Länder verzeichneten in 
dem Jahr sogar einen Netto- 
Preisrückgang, und die Verei- 
nigten Staaten erzielten eine 
Preissteigerung von weniger als 
zwei Prozent. 
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Schließlich wurde aber das ver- 


: heißene Land der monetären 


Stabilisierung, abgesehen von 
ganz wenigen Fällen, niemals er- 
reicht. Im ganzen gesehen wurde 
die Verlangsamung des Auftrie- 
bes der Preise ungefähr um die 
gleiche Zeit gestoppt und schlug 
kurz darauf tatsächlich um. Je- 
doch war die Verschlechterung 
eine Zeitlang von allzu beschei- 
dener Größenordnung, um Un- 
ruhe hervorzurufen. 


Erst in den vergangenen zwölf 
Monaten trat sie ausreichend 
deutlich hervor, wobei aus den 
Vereinigten Staaten Preissteige- 
rungen im Bereich von vier bis 
fünf Prozent pro Jahr gemeldet 
werden und in Großbritannien 
fast der Stand von sieben Pro- 
zent erreicht wurde, so daß doch 
Unruhe hervorgerufen wurde. 


Wir müssen uns jetzt fragen, es 
ist traurig zu sagen, ob sich nicht 
eine neue inflationäre Bewegung 
von jener Art, die Ende der 
siebziger Jahre eine weltweite 
Wirtschaftskrise hervorrief, sich 
zu uns auf den Weg gemacht hat. 


Die einzige Waffe 
besteht in höheren Zinsen 


Es ist klar, daß die Zentralban- 
ken-Gemeinde zumindest halb- 
wegs davon überzeugt ist, daß 
diese Gefahr nicht länger unter- 
schätzt werden darf. Die derzei- 
tige Begeisterung der Zentral- 
banker für die Entfaltung der 
einzigen Waffe zur Abwehr der 
Inflation, die sie immer noch für 
zuverlässig halten — das Hoch- 
drücken der Zinsfüße -, deutet 
darauf hin. 


Wie groß ihr Erfolg bei diesen 
Bemühungen sein wird, hängt 
wesentlich davon ab, wie weit sie 
ihre politischen Herren davon 
überzeugen können, daß die von 
der Inflation her drohende Ge- 
fahr ernsthaft genug ist, eine 
Verringerung des Wirtschafts- 
wachstums in Kauf zu nehmen, 
um die Gefahr zu bannen. 


Von den kürzlich erfolgten Mei- 
nungsaustauschen zwischen der 
neu gebildeten amerikanischen 
Bush-Regierung und der Federal 
Reserve Bank her gesehen, hat 
es den Anschein, daß man die 
Dinge in den Vereinigten Staa- 
ten nicht als leicht betrachtet, 
und offensichtlich hat sich in 
Deutschland und anderen füh- 
renden Industrieländern eine 
ähnliche Einstellung entwickelt. 


Man sollte jedoch gleichwohl er- 
kennen, daß eine Entmutigung 
der Ausgaben durch Hochdrük- 
ken der Kosten für das Leihen 
von Geldern, um diese zu finan- 
zieren, vielleicht nicht mehr das 
mächtige Gegenmittel gegen die 
Steigerung des Inflationsdrucks 
ist. Die Bankengemeinschaft hat 
versucht, jeden davon zu über- 
zeugen, daß es das ist; was nur 
mit anderen Worten besagt, 
daß, selbst wenn sie bei ihrem 
Ringen mit wachstumsbewußten 
Politikern die Oberhand behal- 
ten sollten, die neue Inflations- 
gefahr nicht unbedingt sofort ge- 
bannt werden wird. 


Höheren Zinsen 
folgen höhere Löhne 


Ein Grund dafür ist zu sehen, 
daß ein Verlassen auf hohe Zins- 
füße zur Eindämmung der Infla- 
tion in dem Ausmaß wie das bei 
dem Behördentum derzeit der 
Fall ist, bis zu einem gewissen 
Punkt gegenproduktiv sein muß. 
Zinskosten sind heutzutage ein 
viel größeres Element in den Le- 
benshaltungskosten als das in 
der Vergangenheit der Fall war. 
Sie nach oben zu schrauben 
stärkt daher unvermeidlich die 
Forderung nach höheren Löh- 
nen und Gehältern, wodurch die 
Geldseite der Gleichung Geld- 
Waren erhöht wird. 


Im Falle der Vereinigten Staaten 
haben erhöhte Zinssätze auch ei- 
ne besonders inflationäre Wir- 
kung auf die Haushaltssituation, 
da das Land sich in den letzten 
Jahren der Außenwelt gegen- 
über so tief verschuldet hat. Und 
es ist unnötig zu sagen, daß das 


US-Haushaltsdefizit bereits als 
wesentlicher Faktor angesehen 
wird, der mit zu der Tendenz 
beiträgt, daß die Nachfrage nach 
Waren und Dienstleistungen 
dem Angebot den Rang abläuft. 


Da ist noch ein weiterer Punkt: 
Jede Tendenz zur Erweiterung 
der Lücke in der Rückzahlung 
der amerikanischen Auslands- 
schulden als Folge erhöhter 
Zinszahlungen an andere Län- 
der übt zwangsläufig einen 
Druck auf den Dollar nach un- 
ten aus; eine Entwicklung, die 
wiederum den Kräften Auftrieb 
geben könnte, die die Inlands- 
preise nach oben treiben. 


Nicht weniger relevant ist die 
Tatsache, daß, dank der massi- 
ven Kreditbeschaffung in der die 
internationale Bankengemeinde 
in den achtziger Jahren schwelg- 
te, wir heute in einer Welt leben, 
die mit flüssigen Geldern gera- 
dezu überschwemmt wird. Denn 
die in der Vergangenheit ge- 
machte Erfahrung zeigt, daß der 
Erfolg eines Programms zur Be- 
kämpfung der Inflation ebenso 
stark davon abhängt, es schwie- 
riger zu machen, zu einem Kre- 
dit zu kommen, wie davon, den 
Preis dafür für den Kreditneh- 
mer zu erhöhen. 


Vorgewarnt heißt, 
vorgewappnet zu sein 


Was jetzt zutage tritt, ist die Tat- 
sache, daß die Inflationsgefahr 
allmählich bedrohlicher wird in 
Ländern wie die Vereinigten 
Staaten und Großbritannien, die 
es versäumt haben, auf ihren Er- 
folgen der früheren achtziger bei 
der Bekämpfung der Inflation 
aufzubauen. Glücklicherweise 
ist es unwahrscheinlich, daß sich 
in der ersten Hälfte von 1989 so 
etwas wie ein größerer Ausbruch 
ereignen wird. 


Um das eintreten zu lassen, 
müßten die breite Offentlichkeit 
und die Geschäftswelt vor allem 
»inflationäre Erwartungen« in 
einem viel größeren Ausmaß zur 
Schau tragen, als sie dies tun, 
das heißt, wenn man dies nach 
der jüngsten lustlosen Nachfrage 
nach Gold, der anerkannten In- 
flations-Schutzhecke, beurteilt. 


Aber es wird ganz klar notwen- 
dig sein, diesen Aspekt der Wirt- 
schaftslage von nun an genauer 
im Auge zu behalten. Vorge- 
warnt zu sein heißt, vorgewapp- 
net zu sein. m 
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Schuldenkrise 


Der 


Steuerzahler 
wird zur 


Kasse 


gebeten 


C. Gordon Tether 


Die Methoden, die angewendet werden, um mit der Schuldenkrise 
der dritten Welt fertigzuwerden, haben das wirtschaftliche Wohler- 
gehen lateinamerikanischer Länder ruiniert. Und die beunruhigen- 
den Nebenwirkungen auf die westlichen Industriestaaten - vor allem 
auf die Vereinigten Staaten - können nur durch neue Forderungen 
an die Steuerzahler in Grenzen gehalten werden. 


Als die Schuldenkrise der dritten 
Welt Anfang der achtziger Jahre 
erstmals ausbrach, wurde offen- 
sichtlich, daß ihre Auswirkun- 

en für die Gesundheit der Ban- 

en in den entwickelten Län- 
dern, die einen Großteil der dar- 
in verfangenen Anleihegelder 
bereitgestellt hatten, verheeren- 
de Folgen haben würde. Einige 
amerikanische Großbanken 
wurden in der Tat nur durch 
massive Stützungsmaßnahmen, 
die größtenteils mit Öffentlichen 
Geldern finanziert wurden, vor 
einem sofortigen Zusammen- 
bruch bewahrt. 


Rückgriff auf 
Reserven und Gewinne 


Viele andere hatten sich auf der 
gleichen Rutschbahn zur Kata- 
strophe wiedergefunden, wäre 
das Vertrauen ihrer Anleger in 
ihre Stabilität nicht durch die 
Mitteilung des Federal Reserve 
Bord, der US-Bundesbank, ver- 
stärkt worden, daß für alle be- 
deutenden Banken, die es nötig 
haben, automatisch Fangnetze 
aufgehalten würden. 


In den seither verflossenen Jah- 
ren haben sich die betroffenen 
Banken mit Maßnahmen be- 
schäftigt, um die Auswirkungen 
der Wellen, die durch das über- 


mäßige Borgen der dritten Welt 
hervorgerufen wurden, dadurch 
zu mildern, daß sie auf Reserven 
und Gewinne zurückgriffen, um 
den Buchwert des von ihnen er- 
worbenen verwundbaren Wert- 
papiers abzuschreiben. 


Als flankierende Maßnahme er- 
folgte ein konzertierter Vorstoß 
der Zentralbankengemeinde, 
um eine direkte Nichterfüllung 
seitens der Schuldnerländer 
durch Mobilisierung der Res- 
sourcen der internationalen offi- 
ziellen Institutionen — vor allem 
der Weltbank und des Interna- 
tionalen Währungs-Fonds - auf 
ein Mindestmaß zu beschrän- 
ken, um ihnen zu helfen, 
ihren Verpflichtungen nachzu- 
kommen. 


Das Ergebnis dieser Bemühun- 
gen besteht darin, daß die Ge- 
fahr eines Zusammenbruchs des 


internationalen Bankwesens un- 


ter dieser Belastung jetzt weit, 
hinter uns liegt. Dies ist offen- 
sichtlich eine beruhigende Sache 
für Anleger in Handelsbanken in 
den Vereinigten Staaten und an- 
derswo in der entwickelten 
Welt. Aber dies bedeutet nicht, 
und das sollte man erkennen, 
daß das Schuldenproblem der 
dritten Welt etwa aufgehört hät- 
te, für die Völker der entwickel- 


ten Länder ein Gegenstand der 
Besorgnis zu sein. 


Eine  Schuldenkrise-Strategie, 
die ihr Schwergewicht darauf 
legt, das internationale Bankwe- 
sen über Wasser zu halten, be- 
deutet offensichtlich, die Schuld- 
nerländer in einer Lage zurück- 
zulassen, in der sie sich in einer 
Umwelt wachsender Schwierig- 
keiten um sich selbst kümmern 
müssen. Das Endergebnis liest 
sich in der Tat sehr traurig. Es ist 
nicht nur so, daß der wirtschaft- 
liche Fortschritt in der allgemei- 
nen Entwicklung dieser Länder 
um 10 bis 20 Jahre zurückgewor- 
fen wurde. 


Es ist auch so, daß die Verschul- 
dung, die sie in erster Linie in so 
eine miese Lage gebracht hat, 
weiterhin schnell angestiegen ist. 
Zusammen schulden sie jetzt 
fast doppelt so viel als zu dem 
Zeitpunkt, als die Krise erstmals 
ausbrach, wobei sich die Diffe- 
renz zu einem großen Teil durch 
die nichtgezahlten Zinsen er- 
klärt, die ihren Schulden hinzu- 
gerechnet wurden, weil sie 
ebensolange ganz oder teilweise 
mit ihren Zahlungen im Rück- 
stand blieben. 


Häßliche Flecken in der 
Weltwirtschaft 


Dies ist eine Lage, von der man 
sehr wohl sagen kann, daß sie 
den Völkern der entwickelten 
Länder allein schon aus humani- 


. tären Gründen Anlaß zur Be- 


sorgnis gibt. 


Denn es gibt viele Beweise da- 
für, daß der häßliche Fleck auf 
der Weltwirtschafts-Landschaft, 
zu dem die Schuldenkrise inzwi- 
schen geworden ist, direkt und 
ziemlich ernsthaft die Interessen 
der Gläubigerländer zu gefähr- 
den beginnt. 


Es gibt auch zwei Hauptgründe 
dafür: Der erste und offensicht- 
lichere Grund besteht darin, daß 
der Zustand einer mehr oder we- 
niger dauerhaften Verarmung, 
zu der viele der Schuldnerländer 
jetzt verurteilt sind, durch die 
Schuldenprobleme und die wirt- 
schaftliche Stagnation, die ihnen 
das Ringen mit diesen Proble- 
men auferlegt hat, unweigerlich 
eine scharfe und dauerhafte 
Schrumpfung ihrer Exporte aus 
den Gläubigerländern hervor- 
ruft. 


Dies wiederum wirkt als Bremse 
von wachsender Bedeutung für 
das Wirtschaftswachstum in der 
entwickelten Welt, mit Folgen 
für den dortigen Stand der Ar- 
beitslosigkeit, die man nicht 
sonderlich zu unterstreichen 
braucht. 


Der zweite Grund, warum die 
Völker der Gläubigerstaaten 
Anlaß zu steter Besorgnis über 
die Krise in der Dritten Welt ha- 
ben, ist von besonderer Bedeu- 
tung für die Amerikaner, ange- 
sichts der Tatsache, daß ihre 
nächsten Nachbarn in Latein- 
amerika zu den Ländern mit den 
bedrückendsten Schuldensorgen 
zählen. 


Die Folgen der 
Schuldenlasten 


Dies wurde durch Jean Naneth, 
einem erfahrenen Wirtschaftler 
an der Weltbank, auf den Punkt 
gebracht, als er kürzlich warnte, 
daß die Alternative zu einer 
schnellen Handlung seitens der 
Gläubigerländer an der Front 
der Schuldenkrise darin besteht, 
»an ihren Grenzen oder an ihren 
Küsten mit wirtschaftlicher Stag- 
nation, mit politischen und so- 
zialen Unruhen, und mit Strö- 


: men von Flüchtlingen, die un- 


weigerlich damit einhergehen, 
konfrontiert zu werden«. 


Dies bedeutet, daß viele Regie- 
rungen unter Druck geraten 
werden, umfassende Hilfsmaß- 
nahmen einzuleiten, unter Ver- 
wendung von Geldern, die ‚der 
Öffentlichkeit aus der Tasche 
gezogen werden. Nachdem sie 
schon so viele Schwierigkeiten 
auf sich genommen haben, um 
die Handelsbanken aus der Bre- 
douille, in die sie sich durch ihre 
übermäßigen Geldverleihungen 
selbst gebracht haben, herauszu- 
bringen, sollten sie darauf beste- 
hen, daß diese Institutionen jetzt 
die Verantwortung zur Zahlung 
des Papiers übernehmen. 


Schließlich geschah es vor allem, 
weil sie die monetaristischen Ex- 
zesse der Reagan-Regierung 
ausbeuteten, um ihre Zinsforde- 
rungen himmelhoch zu treiben, 
daß die Schuldenkrise der drit- 
ten Welt zum Ausbruch kam. 
Seitdem haben sie wenig getan, 
um die Zinssätze wieder auf ein 
angemessenes Niveau herunter- 


zudrücken. - 
[SoDE 2 . 


Drogenhandel 


Das Kartell 
der Banker 


und 


Gangster 


James Harrer 


Der Drogenhandel ist ein weltweites Kartell, in dem korrupte 


Beamte, 


anker, Versandmagnate und opportunistische Zeitungs- 


verleger eng mit Schmugglern und Gangstern zusammenarbeiten. 
Der Drogenhandel wird von oben nach unten gesteuert. 


Neue Beweise hierfür kommen 
täglich ans Tageslicht. Zum Bei- 
spiel meldete die Federal Reser- 
ve Bank in Los Angeles einen 
Bargeldüberschuß von 3,8 Mil- 
liarden Dollar im Jahr 1988, eine 
Bestätigung dafür, daß das Ge- 
biet ein Drogen- und Geldwä- 
schezentrum ist, das mit Süd- 
Florida wetteifert. 


Die Kassen 
der Banken sind voll 


Der Bargeldüberschuß von 3,8 
Milliarden Dollar stellt einen un- 
geheuren Anstieg von 2200 Pro- 
zent seit 1985 dar, als der Bar- 
geldüberschuß dort noch bei 165 
Millionen Dollar lag. Im Gegen- 
satz dazu fiel der Bargeldüber- 
schuß in Miami im Jahr 1988 von 
einem Hoch im Jahr 1985 von 
6 Milliarden Dollar auf 4,8 Mil- 
liarden Dollar im vergangenen 
Jahr. 


Amerikanische Vollstreckungs- 
beamte betrachten die Statistik 
der Federal Reserve Bank als 
zuverlässigen Indikator der Dro- 
gengeldwäsche-Aktivitäten. Ein 
Uberschuß wird erzeugt, wenn 
Banken in der Gegend mehr 
Bargeld-Einlagen bekommen als 
für die normale Geschäftsfüh- 
rung benötigt werden. 


Aber es gibt einen Silberstreifen 
am Horizont. US-Präsident 
George Bush hat den Krieg ge- 
gen die Drogen an die Spitze der 
Dringlichkeitsliste für seine Re- 
gierung gesetzt, und jenen, die 
sich in den internationalen Han- 
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Im Rahmen der gleichen Ermitt- 
lungen wurden im vergangenen 
Monat mehr als 30 Juweliere aus 
Los Angeles und deren Ge- 
schäftspartner verhaftet, und es 
wurde Anklage gegen sie erho- 
ben, mehr als eine Milliarde 
Dollar an Drogengeld durch den 
Juwelierbezirk in der Innenstadt 
gewaschen zu haben. 


Außerdem gab die US-Regie- 
rung bekannt, daß als Ergebnis 
der zweijährigen versteckten 
Fahndung neun Banken in Pana- 
ma und Kolumbien, zwei von 
deren höheren Beamten und 125 
andere Personen unter Anklage 
gestellt wurden. 


Trotz dieser weithin publizierten 
Razzia gegen angebliche Dro- 
gengeldschieber blieb nach den 
gleichen Berichten die »oberste 
Etage« dieses weltweiten Dro- 


Bis jetzt sind noch keine Regierungsbeamte aus dem US-Vertei- 
digungsministerium bei der Razzia gegen Drogenschieber ver- 
haftet worden. 


del mit Drogen und Geld einge- 
lassen haben, wird langsam klar, 
daß dies der Anfang vom Ende 
sein könnte. 


In der jüngsten Anklagerunde 
des US-Bundesgerichts gab Ge- 
neralstaatsanwalt Thornburgh 
auf einer Pressekonferenz in 
Washington die Beschlagnahme 
einer halben Tonne Kokain und 
mehr als 45 Millionen Dollar an 
Bargeld, Juwelen und Immobi- 
lien, die in direktem Zusammen- 
hang mit dem berüchtigten ko- 
lumbianischen Kokainkartell 
Medellin stehen, bekannt. 


Thornburgh teilte auch mit, daß 
amerikanische Bundesbeamte 
tätig wurden, um Beschlagnah- 
mungsbefehle für bis zu 412 Mil- 
lionen Dollar an Einlagen in 16 
Banken in Atlanta, Miami, New 
York und San Francisco zuzu- 
stellen. 


genkartells — das sich nach den 
gleichen Berichten aus Groß- 
bankern, Versandmagnaten und 
sogar Regierungsbeamten, die 
heimliche außenpolitische Ziele 
verfolgen, zusammensetzt - bis- 
her unbehelligt. 


»Sie nehmen eine Menge Fest- 
nahmen vor, aber nicht an der 
Spitze«, sagte ein erfahrener 
Drogennachrichten-Experte, der 
in den ersten Jahren der Rea- 
gan-Regierung im Weißen Haus 
gedient hatte. »Ich sehe nicht, 
daß irgendeine jener Hauptstüt- 


. zen umgestoßen wird.« 


Und dennoch werden weiter An- 
klagen herumgewirbelt, die be- 
sagen, daß Drogenprofite ver- 
wendet werden, um gewisse 
amerikanische außenpolitische 
Initiativen zu finanzieren, und 
diese werden von den Behörden 


nicht zum Schweigen gebracht 
oder auch nur angesprochen. 


Zum Beispiel erhob der ameri- 
kanische Oberstleutnant James 
»Bo« Gritz, der höchstausge- 
zeichnete Veteran des Vietnam- 
krieges, die Anschuldigung, daß 
General Khun Sa, der drogen- 
schmuggelnde Kriegsherr des 
goldenen Dreiecks in Burma, 
ihm mitgeteilt habe, daß ameri- 
kanische Regierungsbeamte den 
Drogenhandel aus der Region 
heraus erleichtert haben. Gritz 
traf sich mit Khun Sa während 
eines Versuchs, amerikanische 
Gefangene, die noch von den 
Vietnamesen festgehalten wer- 
den, zu retten. 


Schwere Beschuldigungen 
gegen US-Beamte 


Viele Fragen wurden während 
der Iran-»Contra«-Anhörungen 
erhoben, daß der CIA Drogen 
schmuggelte oder mit Drogen- 
schmugglern zusammenarbeite- 
te, um Gelder aufzutreiben zur 
Finanzierung der Contras und 
zum Waffenversand durch ille- 
gale Kanäle, die bereits von den 
Schmugglern eingerichtet wor- 
den waren. Bis jetzt sind insge- 
samt sieben in der offiziellen 
Untersuchung namhaft gemach- 
te Personen entweder durch Ge- 
walt, geheimnisvolle Krankheit 
oder bei Flugzeugabstürzen ums 
Leben gekommen. 


In der Schweiz, als Schweizer 
Behörden in diesem Jahr das 
größte Drogenfinanzierungsnetz 
der Geschichte aufdeckten, 
führte der Skandal zu dem Hin- 
auswurf des Polizei- und Justiz- 
ministers der Schweiz, Elizabeth 
Kopp. Aber der Schweizer Vize- 
präsident Achille Casanova gab 
kürzlich bekannt, dieses Dro- 
genfinanzierungssystem habe 
dem CIA und »anderen gehei- 
men US-Kreisen« Geldwäsche- 
dienste geleistet. 


Im Lichte der langlebigen Ge- 
rüchte und Beschuldigungen um 
den Drogenhandel herum sind 
Beobachter mehr und mehr dar- 
über erstaunt, daß der amerika- 
nische Kongreß keine Untersu- 
chung des Drogenhandels auf 
breiter Basis verlangt hat. Aber 
das Vorhandensein dieser Be- 
richte und die Indizienbeweise, 
die sie untermauern, gekoppelt 
mit. der Weigerung der US-Re- 
gierung, ihnen direkt entgegen- 
zutreten, weisen auf die Not- 
wendigkeit einer solchen Unter- 
suchung hin. 
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Absprachegremien 
Rockefellers 
Reise nach 
Polen 


James P. Tucker 


David Rockefeller und eine De- 
legation des Council on Foreign 
.. Relations (CFR) unternahm An- 
fang März dieses Jahres eine ge- 
heime Reise nach Polen, um 
über einen Plan zu verhandeln, 
wie man den amerikanischen 
Steuerzahler um Milliarden von 
Dollar prellen kann, um dieses 
kommunistische Land sowie an- 
dere Ostblockstaaten unterstüt- 
zen zu können. 


Kurz zuvor führten Rockefeller - 


und Henry Kissinger eine Dele- 
gation der Trilateralen Kommis- 
sion nach Moskau, um mit Mi- 
chail Gorbatschow über ihren 
Ausverkauf zu verhandeln. Die- 
se Pläne wurden nun abgeschlos- 
sen und abgesegnet auf der dies- 
jährigen Sitzung der Trilateralen 
Kommission vom 8. bis 10. April 
in Paris. Natürlich wird auch die 
Schwesterorganisation, die Bil- 
derberger, diesem Vorhaben die 
Zustimmung erteilen. 


David Rockefeller ist der Grün- 
der und die beherrschende Kraft 
in der Trilateralen Kommission, 
die Finanzleute und Politiker aus 
Nordamerika, Europa und Ja- 
pan an. sich zieht. Er teilt sich 
seine Macht mit den Rothschilds 
aus Großbritannien und Europa 
in der älteren Bilderberger- 
Gruppe, die die gleiche Mitglie- 
derschaft hat, die aber Japan 
nicht einbezieht. 


Die Führüng dieser beiden ge- 
heimen Absprachegremien 
überlappt sich gegenseitig und 
reicht in das hinein, was einige 
die »neue Universität« nennen: 
den Council on Foreign Rela- 
tions (CFR). 


Während alle Beratungen der 
Trilateralen und Bilderberger 
hinter verschlossenen Türen er- 
folgen, ist es die Aufgabe des 
CFR, offiziell als Denk-Tank be- 
zeichnet, die Politik unter den 
Maklern der Macht mit »Berich- 
ten« voranzutreiben. 


Jonathan Zemmol, der zum Stab 
der Hauptgeschäftsstelle des 
CFR in New York gehört, gab 
zu, daß Rockefeller eine Delega- 
tion nach Polen geleitet hatte, 


David Rockefeller begleitete 
eine CFR-Delegation nach 
Polen, um den Besuch von 
George Bush vorzubereiten. 


wo sie mit Führungspersönlich- 
keiten der kommunistischen Re- 
gierung in Warschau zusammen- 
traf. 


Er sagte, Rockefeller sei von 
»führenden Bankern und Unter- 
nehmern« begleitet worden, 
lehnte es jedoch ab, sie nament- 
lich zu nennen. Er berichtete, 
»Ost-West-Fragen« seien disku- 
tiert worden, wollte aber nicht 
mehr dazu sagen. 


Aus anderen Quellen war zu er- 
fahren, daß das Geheimtreffen 
in Warschau mit dem Treffen in 
Moskau abgestimmt war. Die 
Trilateralen und die Bilderber- 
ger sind dabei einen Vorschlag 
zu entwickeln, der es ihnen er- 
möglichen soll, riesige Darlehen 
zu hohen Zinssätzen, aber ge- 
schützt durch amerikanische 
Bürgschaften, an Obstblocklän- 
dern zu vergeben. 


Hilfe für das bankrotte 
System 


In Moskau diskutierte Rockfel- 
lers Trilaterale Kommission dar- 
über, ob Moskau Mitglied von 
Weltkörperschaften werden soll, 
die daran gewöhnt sind, Steuer- 
gelder über die ganze Erde zu 
verteilen, wie die Weltbank und 
der Internationale Währungs- 
fonds (IWF). Über eine Mit- 
gliedschaft Polens und anderer 
Ostblockländer sprach Rocke- 
fellerss CFR-Delegation eben- 
falls. 


Mittlerweile ist der CFR dabei 
eine »Studie« zu entwerfen, mit 
der demonstriert werden soll, 
daß, wenn man dem Kommunis- 
mus dadurch zum Erfolg ver- 
hilft, das fehlgeschlagene und 
bereits bankrotte System mit 
amerikanischen Dollar gestützt 
wird, dies im Interesse der Ver- 
einigten Staaten liege. U 


Absprachegremien 


Das Programm 
für George 
Bush 


James P. Tucker 


Die Schatten-Weltregierung hat 
sich um den amerikanischen 
Präsidenten George Bush ver- 
sammelt, um den Vereinigten 
Staaten ihre globale Tagesord- 
nung aufzuerlegen. Der Council 
on Foreign Relations (CFR), die 
geheimnisvolle Bilderberger- 
Gruppe (BG) und die Trilaterale 
Kommission (TK) haben alle ho- 
hen Positionen in der Bush-Re- 
gierung für sich beansprucht. 


George Bush war selbst ein TK- 
Mitglied, bis er angesichts der 
Kritik seitens der damaligen 
Kandidaten Ronald Reagan und 
John Connally bei den Präsi- 
dentschaftsvorwahlen im Jahr 
1980 »zurücktrat«. Im darauffol- 
genden März, als amerikani- 
scher Vizepräsident, sprach 
Bush vor der TK, die dann von 
Ronald Reagan im Weißen Haus 
empfangen wurde. 


Der letzte große Namen, der in 
das Kabinett eintritt, ist Dick 
Cheney. Er wurde amerikani- 
scher _Verteidigungsminister. 
Cheney ist Mitglied des Auf- 
sichtsrates der CFR. Obwohl 
Cheney ein Liebling der »Kon- 
servativen« ist, weil er bislang 
als Kongreßmann noch nichts 
mit der American Civil Liberties 
Union zu tun hatte, ist er ein 
starker Verfechter der Strategi- 
schen Verteidigungs-Initiative 
(SDI). 


John Tower wurde von der 
Schattenregierung als Bewerber 
für den Posten des amerikani- 
schen Verteidigungsministers 
abgelehnt, weil er SDI, eine 
Quelle ungeheurer Profite, nur 
lauwarm unterstützte. 


Wegen des möglichen Profits be- 
grüßte die Schattenregierung 
SDI fast von dem Augenblick 
an, als US-Präsident Reagan das 
Programm im ‘März 1983 be- 
kannt gab. Im darauffolgenden 
Mai - kaum zwei Monate später — 
wurde die Bilderberger-Gruppe 
zu den Anführern der Beifallsru- 
fer für SDI, als sie in der Nähe 
von Withe Plains zusammentraf. 


Die BG, TK und CFR haben ei- 
ne sich überlappende Führung. 
Der CFR hält häufig Sitzungen 
ab, und über einige davon wird 
öffentlich berichtet. 


An der Spitze einer der 
Ihrigen 


Brent Scoweroft (BG, TK, 
CFR) wurde als Berater für na- 
tionale Sicherheit eingesetzt. 
Scoweroft ist ein im Ruhestand 
befindlicher General der US-Air 
Force, der die Bilderberger Jer- 
ry Ford und den Trilateristen 
Jimmy Carter in Verteidigungs- 
fragen beriet. Scowcroft setzte 
sich stark für Cheneys Ernen- 
nung ein. 


Wegen des großen Profitpoten- 
tials in Verteidigungsaufträgen 
hat die Schattenregierung stets 
darauf bestanden, daß einer der 
Ihrigen an der Spitze stehen 
müsse, und Tower befand sich 
außerhalb des Kreises. Unter 
Reagan waren Caspar Weinber- 
ger (CFR, TK) und Frank Car- 
lucci (CFR, BG) amerikanischer 
Verteidigungsminister. 


Der US-Außenminister James 
Baker III. (CFR, BG) sitzt mit 
seinem Mitarbeiter Nummer 
eins, Lawrence Eagleburger 
(CFR), fest im Sattel. 


Die Flanken der Schattenregie- 
rung beschützen Alan Green- 
span, Vorsitzender des Federal 
Reserve Board (CFR, TK) und 
Paul Volcker (CFR, BG), der 
früher diese Position bekleidete. 


Größere Entscheidungen, die 
die amerikanische Außen- und 
Wirtschaftspolitik berühren, 
werden getroffen, wenn die alt- 
eingesessenen Flügel der Trilate- 
ralen Kommission und der Bil- 
derberger im Frühjahr zusam- 
mentreffen. Die Trilateristen 
trafen sich vom 8. bis 9. April in 
Paris hinter verschlossenen und 
bewachten Türen. j 


Die Bilderberger kommen etwa 
einen Monat später zusammen, 
aber Tagesordnung, Zeitpunkt 
und Thema der Sitzung sind 
streng geheim. 


Die mehr öffentliche Rolle des 
CFR ist es, den Gesetzesma- 
chern und führenden Persönlich- 
keiten der westlichen Nationen 
die Politik der Trilateralen Kom- 
mission und der Bilderberg- 
Gruppe nahezubringen. = 
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Journal 


Das Loch 

. ® 

im Himmel 

Die Zwölfergemeinschaft ist sich 
einig über die totale Abschaf- 
fung der Fluorchlorkohlenwas- 
serstoffe (FCKWs), die die 
Ozonschicht zerstören: Völlige 
Abschaffung bis zum Ende des 
Jahrhunderts, Verringerung um 


85 Prozent »so schnell wie mög- 
lich«. 


Der Rat der Umweltminister der 
Europäischen Gemeinschaft 
(EG) ist damit viel weiter gegan- 
gen als das Protokoll von Mon- 
treal, das letztes Jahr von 
46 Ländern unterzeichnet und 
von 32 von ihnen - unter ande- 
rem von den EG-Staaten - ratifi- 
ziert worden war. Dieses Proto- 
koll sah nämlich bis zum Jahr 
2000 eine fünfzigprozentige Re- 
duzierung dieser für die Ozon- 
schicht zerstörerischen Gase 
vor. 


Tatsache ist jedoch, daß diese 
Maßnahme schon bei ihrem Be- 
schluß unzureichend war. Die 
schädlichen FCKW-Gase müs- 
sen sofort um 90 Prozent redu- 
ziert werden, wenn verhindert 
werden soll, daß die Ozon- 
schicht, die die Erde. vor den ul- 
travioletten Strahlen der Sonne 
schützt, unwiderbringlich be- 
schädigt wird. Es sind bereits 
»Löcher« in der Atmosphäre 
über den beiden Polen festge- 
stellt worden, und die Wissen- 
schaftler sind der Meinung, daß 
: die Lage besorgniserregend ge- 
worden ist. 


Und zwar um so besorgniserre- 
gender, als die Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoffe zu unserem täg- 
lichen Leben gehören: Jeden 
Tag begleiten sie uns, wenn wir 
auf die Sprühdose mit Rasier- 
schaum oder auf das Haarspray 
drücken, wenn wir den Kühl- 
schrank öffnen und ein Plastik- 
körbchen herausnehmen, wenn 
wir in unserem Auto oder unse- 
rem Büro die Klimaanlage an- 
stellen. 


Aber keine Angst: Abschaffung 
der FCKWs bedeutet nicht Ver- 
zicht auf unseren gewohnten 
Komfort. Ersatzstoffe gibt es 
schon, und sie können ebenfalls 
im großen Stil innerhalb ver- 
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nünftiger Zeiträume produziert 
werden. Allen industrialisierten 
Ländern ist klargeworden, wie 
ernst dieses Problem ist, und 
dies wird auch deutlich aus der 
Entscheidung der Zwölf sowie 
der Konferenz, die anschließend 
in London zu diesem Thema 
stattfand. 

In den Industrieländern hat der 
Kampf für die Erhaltung der 
Ozonschicht also begonnen, und 
nach den Worten des Kommis- 
sars für Umweltangelegenhei- 
ten, Ripa di Meana, bedeutet 
der Anstoß der EG-Kommission 
einen wichtigen Schritt in die 
richtige Richtung. Das Problem 
liegt beim Rest des Planeten: 
Hunderte Millionen Kühlschrän- 
ke, Klimaanlagen, Verdunster, 
Plastikverpackungen über- 
schwemmen China, Indien und 
Afrika und könnten all diese 
Anstrengungen zunichte ma- 
chen. Selbstverständlich wollen 
diese .Länder nicht auf bessere 
Lebensbedingungen verzichten. 
Für sie hat die Ozonschicht kei- 
ne Priorität, um so mehr, als sie 
in dieser Frage nur einen gerin- 
gen Teil der Verantwortung tra- 
gen im Vergleich zu den Indu- 
strieländern, denn diese produ- 
zieren und verbrauchen 80 Pro- 
zent der FCKWs im Gegensatz 
zu zwei Prozent in ganz China. 
Die dritte Welt ist also mit einer 
Abschaffung der Fluorchlorkoh- 
lenwasserstoffe einverstanden, 
verlangt indessen vom Westen 
die Bezahlung der Rechnung. U 


Ungarns neues 
Mehrparteien- 
System 


Aus Äußerungen von Führern 
der ungarischen Kommunisti- 
schen Partei geht hervor, was - 
abgesehen von der Notwendig- 
keit, die Menschen von ihrer 
wirtschaftlichen Not abzulenken 
— hinter dem kürzlich eingeführ- 
ten »Mehrparteien-System« 
steckt: die Gedanken der So- 
wjets über die Einbindung von 
»Europa 1992« in das Sowjet- 
Reich. 


Der ungarische Politiker Imre 
Poszgay führte dazu aus, daß die 
Teilung Europas nach dem 
Krieg ein »Fehler, ein Irrtum, 
gewesen sei. Es ist kein Zufall, 
daß in unserer Suche nach der 
mitteleuropäischen Idee, unse- 
rem Festhalten an Mitteleuropa, 


Ungarn sich geöffnet hat, beson- 
ders gegenüber Österreich. Dies 
könnte Erinnerungen wecken, 
an die schönen und gemeinsa- 
men Erfahrungen und Entwick- 
lungen mit Österreich ... Aber 
ich glaube, das Grundmotiv für 
Ungarns Öffnung gegenüber 
Österreich ist dessen gegenwär- 
tige Neutralität«. 


Ungarns Parteichef Karoly 
Grosz betonte vor dem Wilt- 
schaftsforum in Davos, daß sei- 
ne Gedanken im »Einklang mit 
den Ideen der Kooperation« des 
bundesdeutschen Außenmini- 
sters Hans-Dietrich Genscher 
stehen. Grosz: wörtlich: »Wir 
Ungarn haben den Weg zu ei- 
nem gemeinsamen Europa be- 
schritten. Wir führen politische 
und wirtschaftliche Reformen 
gleichzeitig durch ... Wir sind 
entschlossen in unseren strategi- 
schen. Bemühungen, uns der 
weiten Welt gegenüber zu öff- 
nen ... Durch die Errichtung 
von Freihandelszonen, die 
Gründung von gemischten Un- 
ternehmen und die Einschaltung 
des arbeitenden Kapitals streben 
wir nach ' Kooperation in der 
Produktion, die unsere traditio- 
nellen Handelsbeziehungen er- 
‚weitern wird«. OD 


Gorbatschow 
entdeckt 
Sabotage an 
Perestroika 


Der sowjetische Parteichef Mi- 
chail Gorbatschow hat einge- 
räumt, daß Perestroika heute ein 
Fehlschlag ist, aber auch ent- 
deckt, daß eine weitverbreitete 
»Sabotage« dafür die Ursache 
ist. In einer Rede benutzte Gor- 
batschow die Technik, aus 
»Briefen« zu zitieren, die er er- 
halten habe, um den ukraini- 
schen Partei- und Regierungs- 
funktionären mitzuteilen, daß 
jetzt in der Sowjetunion ein Pa- 
radox besteht. Es werden tat- 
sächlich »mehr Nahrungsmittel 
und andere Güter« produziert, 
aber die Verteilungs-Engpässe 
sind akuter, und deswegen glau- 
ben die Menschen, »es gehe ih- 
nen schlechter«. 


Aus seinen »Briefen«, sagte 
Gorbatschow, »geht klar hervor, 
daß die Arbeitsmoral, der Hun- 
ger nach Nahrungsmitteln, chro- 
nische lange Schlangen vor den 


Geschäften und Spekulation mit 
Gütermangel als eine Art Sabo- 
tage an der Perestroika zu be- 
trachten sei«. 


In einem »Brief« von einem 
»Genossen Dimitriew« in der 
Dnjepr-Stadt Kakhowka in der 
Ukraine heißt es: »Es scheint 
mir, daß in der Ukraine die Sa- 
botage in vollem Gange ist. Nu- 
deln, Konditoreiprodukte, Sü- 
Bigkeiten, Backwaren, Streich- 
hölzer, Reinigungsmittel sind 
verschwunden. Die Qualität des 
Brotes ist entsetzlich. Und auf 
diese Weise werden Steine auf 
Perestroika geworfen.« 


Gorbatschow fügte schnell hin- 
zu: »Derartige Briefe kommen 
nicht nur aus der Ukraine.« 


Gorbatschow hob einige größere 
Initiativen der Wirtschaftspolitik 
als Mittel zur Verbesserung her- 
vor. Zunächst machte er die Gü- 
terknappheit dafür verantwort- 
lich, daß die Löhne schneller 
steigen als die Arbeitsprodukti- 
vität, und kündigte damit zu- 
künftige Lohnsteuerungen an. 
Er kündigte ferner eine erneute 
Wirtschafts-Zentralisierung an 
und führte die Formel der 
»Selbstfinanzierung der Unter- 
nehmen« als Problem an, wes- 
wegen viele Unternehmen, die 
jetzt in einem wahnsinnigen 
Konkurrenzkampf engagiert 
sind, um Profite zu machen, alte 
Produktionsanlagen, die billige 
subventionierte Produkte erzeu- 
gen, gegen teuere »neue« Ein- 
richtungen verschrottet haben. 


Moskau 
befindet sich 
auf dem 
Vormarsch 


»In auswärtigen Angelegenhei- 
ten befindet sich Moskau auf 
dem Vormarsch«, heißt es in ei- 
nem Leitartikel in der »New 
York Times« von William Safi- 
re. Er stellt fest, daß Gorba- 
tschow im Nahen Osten Bindun- 
gen mit Ägypten wieder herstellt 
und Israel mit dem Versprechen 
der Anerkennung lockt, wobei 
er sich als Friedensmacher gibt, 
während Moskau weiterhin ara- 
bische terroristische Staaten be- 
waffne. 


Safire stellt fest, daß in Fernost 
das Ende der Entfremdung zwi- 


schen den größeren kommunisti- 
schen Mächten in greifbarer Nä- 
he ist. Und in Westeuropa habe 
eine Geste der Sowjets zur Ab- 
rüstung die Nato selbstgefällig 
gemacht. 


»Dies ist die wirkliche Sowjet- 
union: Sie konzentriert die poli- 
tische Macht auf einen einzigen 
- Führer, fischt in unseren trüben 
Gewässern, macht Propaganda- 
Konzessionen, um die benötig- 
ten Kredite und Technologie zu 
erhalten, und nutzt ihren Rück- 
zug aus Afghanistan aus, um ih- 
ren Einfluß in Asien auszudeh- 
nen«, stellte Safire fest. 


In Osteuropa sollten wir »uns 
darauf einstellen, daß Herr Gor- 
batschow eine Razzia macht, wie 
Stalin es getan haben würde, in- 
dem er brüderlich die Panzer 
einrollen und die Dissidenten er- 
schießen läßt. Der derzeitige 
Kremi-Chef will bestimmt nicht 
den Vorsitz bei der Auflösung 
des Sowjet-Reiches führen.« U 


Sowjets sehen 
Kissingers 
Einfluß 
gefährdet 


Moskau befürchtet, daß Bushs 

Schwierigkeiten Kissingers Ein- 
fiuß in der neuen amerikani- 
schen Regierung aufgrund des 
»zögernden Starts der neuen Re- 
gierung« in den Vereinigten 
Staaten gefährden könnte. Mos- 
kau ist beunruhigt über »Erinne- 
rungen an 1977, als Carter die 
Regierung übernahm und seine 

„neue Mannschaft mit Cyrus 
Vance und Zbigniew Brzezinski 
die amerikanische Geschichte 
neu schrieb und entschlossen 
war, das, was auch immer Kis- 
singer getan hatte, ins Gegenteil 
umzukehren. 


»Die russischen Befürchtungen 
sind wahrscheinlich fehl am 
Platz«, heißt es dazu in der briti- 
schen Zeitung »Observer«, 
»aber es besteht eine unglück- 
liche Parallele zwischen Carter 
und Bush. Bezeichnend hierfür 
ist James Bakers Weigerung, das 
Datum für ein Gipfeltreffen fest- 
zusetzen bei seinen Gesprächen 
mit dem sowjetischen Außenmi- 
nister Eduard Schewardnadze.« 


Die Ungewißheit der Ernennung 
von Lawrence Eagleburger zum 


stellvertretenden amerikani- 
schen Außenminister wegen sei- 
ner Beziehungen zu Kissinger 
Associates wurde in Moskau mit 
Beunruhigung registriert. 


Eagleburger ist ein bezeichnen- 
des Beispiel für das Problem, 
mit dem Bush zu kämpfen hat. 
Der »Observer« schreibt dazu: 
»Der Schatten Henry Kissingers 
schwebt wie ein Geier über die- 
ser Regierung, und selbst der 
Schatten von Henry reicht aus, 
um seine alten Feinde im Senat 
dazu zu veranlassen, ihre Messer 
zu wetzen.« 


® 

Sowjets geben 

® ® 
Blitzkrieg- 

® [1] . 
Divisionen zu 
Die Sowjetunion hat bestätigt, 
daß es in Osteuropa fünf gegen 
den Westen gerichtete Blitz- 
krieg-Superdivisionen gibt, be- 
richtet die »Washington Times«. 
Die Zeitung schreibt, ein Bera- 
ter des USA -Verteidigungsmini- 
steriums sei bereit, dies einem 
Gremium der House Armed 
Services (Dienststellen des US- 
Repräsentantenhauses, die sich 
mit den Streitkräften beschäfti- 
gen) zu bestätigen. 


Die Sowjets haben das Vorhan- 
densein der Superdivisionen jah- 
relang bestritten. Das Einge- 
ständnis verleiht »Argumenten 
der USA und der Nato, daß die 
Sowjets eine Vorweg-Angriffs- 
ie aufbauen«, Glaubwürdig- 
eit. 


Wenn diese Blitzkrieg-Divisio- 
nen einmal aufgelöst werden, 
dann wird die Fähigkeit der So- 
wjets zur Durchführung von 
Überraschungsangriffen dra- 
stisch beschnitten. Aber selbst 
wenn das geschehen sollte, dürf- 
ten die Nato und die USA ihre 
Streitkräfte nicht verringern - 
zumindest nicht vor Ende 1990, 
wenn der von Gorbatschow an- 
gekündigte stufenweise Abbau 
planmäßig beendigt sein wird. U 


Die Schulden 
des Ostblocks 


In einer von der Organization 
for Economic Cooperation and 
Development (OECD) heraus- 
gegebenen Studie wird davor ge- 
warnt, daß in Osteuropa »die ge- 


genwärtige Lage mit der vor 
1981, dem Jahr des Beginns der 
Schuldenkrise, vorherrschenden 
Situation vergleichbar sein 
könnte«. 


Nach diesem Bericht schossen 
die in konvertierbaren westli- 
chen Währungen benannten ost- 
europäischen Schulden zwischen 
1984 und 1987 BR um 
60 Prozent, von 82 auf 131 Mil- 
liarden Dollar in die Höhe. 


Während .die neue Woge in 
westlicher Verschuldung dazu 
benutzt wurde, Versuche zur 


- Modernisierung der Industrie in 


den Comecon-Volkswirtschaften 
Osteuropas zu finanzieren, stellt 
OECD fest, daß ein Großteil der 
Neuschulden zur Finanzierung 
von verstärkten OECD-Einfuh- 
ren verwendet worden ist, was 
die Handelsbilanzen weiter aus- 
gewaschen habe. Und: Das Pro- 
blem der ineffizienten Investitio- 
nen hat sich verschlimmert. 


In einer ähnlichen Entwicklung 
habe die polnische Regierung 
ein »Abkommen« mit Lech Wa- 
lesa unter Dach und Fach ge- 
bracht, unter dem die Opposi- 
tion Solidarität einen Aufruf der 
polnischen Regierung an westli- 
che Regierungen zur Milderung 
der polnischen Auslandsschuld 
von 38 Milliarden Dollar unter- 
stützen wird. In dem gemeinsa- 
men Aufruf wird um die Erleich- 
terung von Zinszahlungen, Er- 
neuerung von Garantien seitens 
westlicher Regierungen für Han- 
delsbank-Anleihen an Polen und 
bessere Bedingungen für IWF- 
Bereitschaftsdarlehen ersucht. 


Dem Bericht zufolge würde der 
Aufruf zu dem Zeitpunkt erfol- 
gen, an dem die Bush-Regierung 
eine breitangelegte Überprüfung 
osteuropäischer Fragen, darun- 
ter die Möglichkeit für Staaten 
des Warschauer Pakts wie Po- 
len, engere Bindungen an den 
Westen zu entwickeln und ihre 
Abhängigkeit von Moskau zu 
verringern, ohne sowjetische In- 
teressen zu bedrohen, durch- 
führt. 04 


Westliche Regierungen streben 
auch nach einem koordinierten 
Angehen des Problems, das hel- 
fen könnte, eine Änderung der 
Lage in Osteuropa anzuregen, 
wobei jene Art von Unterdrük- 
kung, von der die Tschechoslo- 
wakei und Polen 1981 heimge- 
sucht wurde, vermieden wird. 
Der Aufruf würde die Bush-Re- 


gierung und ihre westlichen Ver- 
bündeten zu einer Entscheidung 
zwingen, ob sie ihre Verspre- 
chen, Polens Schuldenprobleme 
lindern zu helfen, einhalten wol- 
len, wenn Warschau bereit ist, 
die Unterdrückung der Gewerk- 
schaft Solidarität zu beenden. 
Nach amtlichen Informationen 
ist die Unterstützung für den 
förmlichen Aufruf ein Teil des 
Preises, den die Solidarität zu 
zahlen bereit war, um ihren 
Rechtsstatus wiederzubekom- 
men. 


Das erste 
Menschen- 
vertilgungsmittel 
von Tochter- 
firma der 
Hoechst 


Scharfe Kritik an der Produktion 
der »Abtreibungspille« in Frank- 
reich hat der Ordinarius für 
Gentechnik an der Pariser Uni- 
versität Sorbonne, Professor Je- 
rome Lejeune, geübt. Die Be- 
hauptung, das Präparat werde 
nur unter strenger Kontrolle 
weitergegeben, halte der Wirk- 
lichkeit nicht stand. Tatsächlich 
seien schätzungsweise zehn Mil- 
lionen Pillen mit der Bezeich- 
nung RU 486 von dem Unter- 
nehmen Roussel-Uclaf - einer 
Tochterfirma der deutschen 
Hoechst AG - produziert wor- 
den, sagte der Wissenschaftler. 
Die Abtreibungspille sei auf 
dem Schwarzmarkt überall in 
Paris zu haben. 


Lejeune nannte das Präparat das 
erste »Menschenvertilgungsmit- 
tel«. Die Behauptung des Che- 
mie-Unternehmens, es sei von 
der Regierung gezwungen wor- 
den, die Abtreibungspille weiter 
herzustellen, nannte Lejeune ei- 
ne »Boulevardkomödie um Le- 
ben und Tod«. Es handele sich 
um ein abgekartetes Spiel zwi- 
schen Staat und Industrie, die 
die Bevölkerung »für dumm ver- 
kaufen« wollten. Fatal sei, daß 
die Regierung den Erlaß zur 
Produktion der Pille ausgerech- 
net am 28. Dezember 1988 her- 
ausgegeben habe. An diesem 
Tag wird nach christlicher Tradi- 
tion der »unschuldigen Kinder« 
gedacht, die. König Herodes 
nach der Geburt Jesu ABER 


ließ. 


Europäische Gemeinschaft 


Mrs. 


Thatcher als 
Stolperstein 


C. Gordon Tether 


Das größte Hindernis für den Plan der Vereinigten Staaten von 
Europa .liegt jetzt in der Thatcher-Regierung in Großbritannien 
begründet. Die stufenweise Vereinigung Westeuropas ist das Ziel der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG), seitdem diese unmit- 
telbar nach dem Zweiten Weltkrieg durch den Vertrag von Rom ins 
Leben gerufen wurde. Die Gemeinschaft umfaßt jetzt fast alle 
bedeutenden Länder in Westeuropa, und die einzigen Ausnahmen 
sind die Schweiz, Norwegen, Schweden, Österreich und Finnland. 


Ein höchst ehrgeiziger Plan zur 
Vorantreibung der wirtschaftli- 
chen und monetären Einheit in- 
nerhalb von zehn Jahren wurde 
tatsächlich entworfen, nachdem 
Großbritannien, Irland und Dä- 
nemark Anfang der siebziger 
Jahre der Gemeinschaft beitra- 
ten, aber dieser wurde durch die 
Ölpreisexplosion von 1973 bis 
1974 zunichte, bevor er über- 
haupt aus den Startlöchern her- 
auskam. 


Der Abbau 
aller Kontrollen 


Es: wurden jedoch stufenweise 
Fortschritte gemacht in Rich- 
tung der Beseitigung von Zoll- 
mauern und anderer Barrieren, 
die den freien Fluß des Wirt- 
schaftsverkehrs zwischen den 
Teilnehmern blockierten, und 
1987 kam man darüber überein, 
daß man dem Integrationspro- 
zeß einen gewaltigen Schub nach 
vorne geben sollte durch einen 
- Vorstoß, die Herbeiführung ei- 
nes »Einzelmarktes« bis 1992 zu 
beenden. 


Da die Beschränkungen auf dem 
sichtbaren Ausfuhr- und Ein- 
fuhrverkehr schon weitgehend 
beseitigt worden sind, war das, 
was mit dem neuen Sprung ins 
Auge gefaßt wurde, der Abbau 
von Kontrollen über den Versi- 
cherungs-, Banken- und sonsti- 
gen Geldverkehr sowie über De- 
visengeschäfte und andere Kapi- 
talbewegungen. 
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Mit der Verabschiedung der 
»Ein-einziges-Europa«-Gesetz- 
gebung durch die Parlamente 
der Mitgliederstaaten, die erfor- 
derlich war, um dem Programm 
Rechtswirksamkeit zu verleihen, 
sah es im Anfang so aus, als ob 
die Idee der Schaffung eines 
westeuropäischen Superstaates, 
in der Größe und Bedeutung mit 
den Vereinigten Staaten ver- 
gleichbar, zumindest begonnen 
hätte, größere Formen anzuneh- 
men. Und was keineswegs über- 
raschend ist, die übrige Weltge- 
meinde begann sich darüber Ge- 
danken zu machen, was dies für 
sie bedeuten würde. 


Meinungsverschiedenheit 
in der E 


Aber bevor der Prozeß, dies her- 
auszufinden, sehr weit gediehen 
war, trat ein großes neues Rätsel 
in Erscheinung. Es wurde plötz- 
lich bekannt, daß es größere 
Meinungsverschiedenheiten un- 
T den Mitgliedern der EWG 
gab. 


Frankreich, Italien und Deutsch- 
land schienen es für gegeben zu 
halten, daß der kommende Bin- 
nenmarkt einen Schritt in Rich- 
tung auf wirtschaftliche und mo- 
netäre Einheit sowie eine größe- 
re Machtkonzentration in den 
Händen der Europäischen Kom- 
mission in Brüssel verlangt. Es 
gab sogar Hinweise darauf, daß 
bei Nichtvorhandensein solcher 
Maßnahmen die Abschaffung 
von Beschränkungen auf den 


Fluß der Devisen und Investitio- 
nen eine gefährliche Destabili- 
sierung der Volkswirtschaften 
der schwächeren Mitgliedsstaa- 
ten hervorrufen könnte. 


Es wurde bald klar, daß dieses 
Herangehen an die Sache völlig 
unannehmbar war, soweit es die 
britische Regierung betraf. Pre- 
mierministerin Margaret That- 
cher versicherte unverblümt, 
daß sich aus der Beteiligung an 
solch einem Programm eine 
Auswaschung (Erosion) der bri- 
tischen Souveränität ergeben 
würde, die »nur über ihre Lei- 
che« erfolgen könne. 


Downing Street, sagte sie, 
möchte Europa einiger und mit 
einem größeren Sinn für die ge- 
meinsame Sache sehen. Aber 
dies müsse in einer Weise ge- 
schehen, in der die unterschied- 
lichen Traditionen, parlamenta- 
rischen Kräfteverhältnisse und 
der Sinn für nationalen Stolz im 
eigenen Lande bewahrt werden. 


Gerade als die Westeuropäer an- 
gefangen hatten, sich an den Ge- 
danken zu gewöhnen, daß der 
Vormarsch der Internationalisie- 
rung dazu bestimmt war, ihre 
staatliche Identität in eine regio- 
nale Hegemonie unterzutau- 
chen, beharrte Downing Street 
darauf, daß es keine Form der 
Integration in die Europäische 
Gemeinschaft dulden würde, die 
nicht der nationalen Unabhän- 
gigkeit der Mitgliederländer 
höchsten Vorrang einräumt. 


Es hatte den Anschein, daß die 
Souveränität wieder einmal in 
Mode war - zumindest was die 
Briten betraf. War es wirklich 
so? 


Um das zu verstehen, ist es not- 
wendig, den Zusammenhang, in 
dem Mrs. Thatchers Widerstand 
gegen die Auswaschung der 
staatlichen Souveränität über die 
Bühne geht, einmal näher unter 
die Lupe zu nehmen. 


Das freie Spiel 
der Kräfte 


Der Startpunkt für eine derarti- 
ge Übung ist die Erkenntnis, daß 
das Grundprinzip des Thatche- 
rismus — die Philosophie, die die 
britische Szene in den letzten 
zehn Jahren beherrscht hat - 
darin besteht, daß die Angele- 
genheiten einer Nation am be- 
sten gedeihen, wenn ihre Wirt- 
schaft dem Spiel der internatio- 


nalen Marktkräfte voll ausge- 
setzt ist. 


Im Namen dieser Einsicht er- 
folgte eine Schnellüberprüfung, 
um festzustellen, inwieweit das 
britische Volk überhaupt noch 
die Macht hat, die Herrschaft 


über sein eigenes Wirtschaftsle- 


ben auszuüben. 


Das Eigentum an großen Unter- 
nehmen ist in ausländische Hän- 
de übergegangen, und das Geld, 
das sonst verfügbar gewesen wä- 
re, um die industrielle Entwick- 
lung daheim zu fördern, ist kräf- 
tig angezapft worden, um Aus- 
landsunternehmen zu finanzie- 
ren. Große Teile der Wirtschaft, 
die vorher in öffentlicher Hand 
waren, sind an private Interes- 
senten verkauft worden, mit we- 
nig oder gar keiner Rücksicht- 
nahme darauf, was das für ihre 
Arbeiter bedeutet. 


Es ist kaum verwunderlich, daß 
die Industrie stagniert hat und 
die Arbeitslosigkeit weit über 
den normalen Stand emporge- 
schnellt ist. 


Der Verlust 
der Souveränität 


Kurz gesagt, der Thatcherismus 
hat einen tiefen Einschnitt in die 
Souveränität vollzogen, die dem 
Mann und der Frau auf der Stra- 
ße am meisten bedeutet - näm- 
lich die, die mit ihrem wirt- 
schaftlichen Wohlergehen zu tun 
hat. Und es besteht kein Zweifel 


“ darüber, daß der Aspekt des eu- 


ropäischen Binnenmarktes, dem 
Downing Street zugetan ist, der- 
jenige ist, der den Prozeß da- 
durch beschleunigen würde, daß 
den »Marktkräften« noch mehr 
Spielraum eingeräumt wird, um 
ihre Schulaufgaben zu machen. 


Das setzt ein großes Fragezei- 
chen über die Ehrlichkeit der 
plötzlichen Wiederentdeckung 
der Tugenden der Souveränität 
durch die Thatcher-Regierung. 
Das gleiche gilt für die von ihr 
angeführten Gründe, den Maß- 
nahmen entgegenzutreten, die 
andere Mitgliederstaaten als we- 
sentlich für den Erfolg der neuen 
Form der Einigung erachten. 


Aus all diesen Dingen eıgibt 
sich, daß, was auch immer das 
Ergebnis der Rauferei um den 
Binnenmarkt sein wird, die Völ- 
ker Westeuropas dazu ver- 
dammt sind, eine fortwährende 
Erosion ihrer nationalen Unab- 
hängigkeit zu erleiden. u 
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Ein Test für 
Gorbatschow 


Mike Blair 


Für die Welt waren die Wahlen in der Sowjetunion ein Test für 
Michail Gorbatschow und die übrige Hierarchie des Kreml sowie für 
die neue Glasnost-Politik, dem angeblich neuen Geist der »Offen- 
heit« und Reform in der UdSSR. Bei den Wahlen bewarben sich 
antisowjetische Kandidaten um Sitze für den Kongreß, die Litauen, 
eine kleine, einstmals freie Republik an der Ostsee, in der neuen 
gesetzgebenden Körperschaft der Sowjetunion zugeteilt sind. 


Um einer offenen Konfrontation 
mit den Sowjets vor der Wahl 
aus dem Weg zu gehen, zog der 
anti-sowjetische Block absicht- 
lich zwei seiner Kandidaten zu- 
rück. Andernfalls hätte er sich 
um alle 42 zur Verfügung ste- 
henden Sitze bemüht. Es wurde 
jedoch vor der Wahl beschlos- 
sen, anti-sowjetische Kandida- 
ten, die gegen den Führer der 
litauiscen Kommunistischen 
Partei, Algirdas Brazauskas, 
und seinen Stellvertreter, Wladi- 
mir A. Berezow, antreten soll- 
ten, zurückzuziehen, da diese 
ohnehin von der Moskau-Linie 
abweichen. 


Das Trachten 
nach mehr Freiheit 


Alle anti-sowjetischen Kandida- 
ten sind Mitglieder der litaui- 
schen Bewegung zur Unterstüt- 
zung der Perestroika oder Saju- 
dis, einer in Litauen gegründe- 
ten nationalen demokratischen 
Bewegung. Die Sajudis-Bewe- 
gung tritt für wirtschaftliche und 
politische Autonomie für den 
einst unabhängigen Staat Litau- 


“ enein. 


Die Nationalversammlung der 
Sajudis-Bewegung faßte einen 
Beschluß, in dem ein freies de- 
mokratisches und neutrales Li- 
tauen in einer entmilitarisierten 
Zone gefordert wird. 


Die Resolution stellt kurz und 
bündig fest, daß sich die litaui- 
sche Nation »niemals mit dem 
Verlust ihrer staatlichen Souve- 
ränität abgefunden« habe, und 
betont mit einem kaum verhüll- 
ten Hinweis auf die sowjetische 
Annektion der baltischen Repu- 
blik im Jahre 1940 eindringlich, 


daß »Litauen bis zum heutigen 
Tage jeder Offenbarung eines 
Staatskolonialismus entgegen- 
steht«. 


Sajudis kann nach sowjetischem 
Gesetz, das nur die Kommunisti- 
sche Partei zuläßt, keine politi- 
sche Partei werden. 


Sajudis arbeitet 
an der Basis 


Da die Sajudis-Bewegung in er- 
ster Linie in Litauen auftritt, ist 
sie nicht wählbar zur Erlangung 
irgendwelcher Sitze im Kongreß 
der Volksabgeordneten, die für 
sowjetische Organisationen re- 
serviert sind, die angeblich 
Zweigverbände in allen Teilen 
der Sowjetunion unterhalten. 
Nach dem Wahlverfahren war es 
Ortsverbänden der Sajudis-Be- 
wegung auch nicht gestattet, of- 
fiziell Kandidaten für die Wahl 
am 26. März 1989 zu nomi- 
nieren. 


Sajudis überwand jedoch diese 
Beschränkungen durch Aktio- 
nen an der Basis, indem ihre 
Ortsverbände die Bürger mobili- 
sierten, offiziellen Versammlun- 
gen von »Arbeiter-Kollektiven« 
zur Auswählung vor der Wahl 
beizuwohnen, um dort für die 
Ernennung von Kandidaten mit 
Rückendeckung der Sajudis-Be- 
wegung abzustimmen. 


In vielen Wahlbezirken ließen 


Sajudis-Kandidaten ihre Rivalen 
in der Anzahl der Nominierun- 
gen bei den Auswählungen vor 
der Wahl mit Leichtigkeit hinter 
sich. 


Hätten die Sowjets sich bei der’ 


Wahl eingemischt, dann wäre es 


für jeden Beobachter des Wahl- 
vorgangs in Litauen klargewe- 
sen, daß Glasnost nur eine wei- 
tere verräterische sowjetische 
Täuschung ist. 


Die Vereinigten Staaten erken- 
nen die Annektion der drei balti- 
schen Staaten auch heute noch 
nicht offiziell an und betrachten 
sie als zwangsweise von den So- 
wjets besetzte Gebiete. 


Estland rümpft Moskau 
gegenüber die Nase 


Auch die einstmals freie Repu- 
blik Estland rümpft weiterhin 
gegenüber dem sowjetischen 
Monolithen, der sie seit fast 50 
Jahren mit eiserner Hand re- 
giert, die Nase. 


Allen Berichten zufolge ist der 
Wille nach Freiheit in der klei- 
nen baltischen Republik auch 
nach fast einem halben Jahrhun- 
dert immer noch lebendig. 


In den baltischen Staat ebenso 
wie in die Nachbarstaaten Lett- 
land und Litauen fiel die Sowjet- 
union 1940 ein und annektierte 
sie mit Gewalt für das Sowjet- 
reich. 


Seitdem stehen die Kleinstaaten 
unter sowjetischer Herrschaft, 
abgesehen von einer kurzen Zeit 
während des Zweiten Welt- 
kriegs, als die Sowjets von den 
einmarschierenden deutschen 
Truppen hinausgetrieben wur- 
den. Viele Balten schlossen sich 
damals bei ihren Bemühungen, 
die verhaßten Sowjets zu ver- 
nichten, den Deutschen an. 


Am 16. November 1988 setzte 
das estnische Parlament die Welt 
dadurch in Erstaunen, daß es 
sich zur souveränen Nation er- 
klärte und den »Vorrang seiner 
Gesetze über die Gesetze der 
UdSSR« verkündete. 


Weniger als zwei Wochen später 
erklärte das in Moskau zusam- 
mengetretene Präsidium des 
Obersten Sowjet, Estlands 
Recht auf Souveränität und sein 
Recht, die sowjetischen Gesetze 
abzulehnen, für ungesetzlich. 


Nichtsdestoweniger rümpfen die 
Esten weiterhin die Nase gegen- 
über der Sowjetmacht und lösen 
weiterhin ihre Bindungen an die 
Sowjetunion auf. 


Seit Beginn dieses Jahres verbie- 
tet die estnische Regierung den 


Esten, spärliche Verbrauchsgü- 
ter an Freunde, Verwandte und 
Kunden anderswo im Sowjet- 
reich zu senden. Dieser Schritt 
wird von Beobachtern des 
Kreml im Westen als schwerer 
Schlag gegen das Konzept eines 
einzigen sowjetischen Binnen- 
marktes angesehen. 


Zahlreiche pro-sowjetische Füh- 
rungspersönlichkeiten und deren 
Nachfolger haben einer neuen 
nationalen politischen Bewe- 
gung auf breiter Basis in Estland 
ihren Segen erteilt. 


Nach Ansicht westlicher Besu- 
cher scheint das estnische Volk 
keine Angst zu haben, das The- 
ma der Unabhängigkeit von der 
Sowjetunion auf den Tisch zu 
bringen. Eine Unabhängigkeits- 
Partei wurde gegründet und eini- 
ge Esten fordern offen die. Un- 
abhängigkeit, sogar in Leser- 
briefen, die in Zeitungen in der 
Hauptstadt Tallinn veröffent- 
licht werden. 


Für Gorbatschow 
ein ernstes Problem 


Die Sowjets und besonders der 
sowjetische Generalsekretär Mi- 
chaill Gorbatschow scheinen 
nicht zu wissen, wie sie ihr »est- 
nisches Problem« anpacken sol: 
len. 


Bevor Gorbatschow damit: be- 
gann, sein neues Glasnost-Pro- 
gramm, eine angebliche »neue 
Offenheit«, zu forcieren, hätten 
die Sowjets lediglich die Unab- 
hängigkeitsbewegung mit ihrer 
Militärmacht niedergeschlagen, 
wie sie das 1956 in Ungarn und 
1968 in der Tschechoslowakei 
getan haben. 


Gorbatschow, der sich der Welt- 
meinung stärker bewußt ist als 
seine Vorgänger im Kreml, sieht 
sich dem Dilemma gegenüber, 
was es vor der übrigen Welt für 
einen Eindruck machen würde, 
wenn die Rote Armee in Bewe- 
gung gesetzt würde, um die Frei- 
heitsbewegung einer winzigen 
Nation von nur 1,5 Millionen 
Einwohnern zu zerschlagen. 


Die Sowjets sind besorgt dar- 
über, daß sich die Unabhängig- 
keitsbewegung bis in das be- 
nachbarte Litauen und Lettland 
ausbreiten könnte, wo ein »Un- 
abhängigkeits-Untergrund« be- 
reits darauf wartet, losgelassen 
zu werden, sollten die Esten tat- 
sächlich ihre Freiheit erlangen. 
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EEE LEERE GE HEHE EERGZZEEE WEERBEE ZELLE 


Das Ziel 


heißt 


Schweden 


John Bishop 


Eine Reihe von geheimen Eindringungen der Sowjets in das Territo- 
rium seines neutralen Nachbarn Schweden hat westliche Militärex- 
perten dazu veranlaßt, sich darüber Sorgen zu machen, daß das 
skandinavische Land Ziel eines sowjetischen Angriffs sein könnte. 


Seit mehreren Jahren dringen 
sowjetische U-Boote fast routi- 
nemäßig in schwedische Küsten- 
gewässer und Häfen ein, offen- 
bar im Zuge von Aufklärungs- 
einsätzen, um die Stärken und 
Schwächen der schwedischen 
Verteidigungseinrichtungen zu 
erkunden. 


Eine Flotte von 
Spionage-Lkw 


Zu diesen U-Booten gehören 
streng geheime sowjetische Mid- 
get-Boote, die, wie berichtet 
wird, mit panzerartigen Raupen- 
ketten ausgerüstet sind, die es 
ihnen ermöglichen, den Meeres- 
grund zu überqueren und an der 
Küste zu landen. Das schwedi- 
sche Militär weiß, daß die sowje- 
tischen U-Boote in zahlreichen 
Fällen auf schwedischem Boden 
gelandet sind. 


Das Eindringen von sowjeti- 
schen U-Booten findet schon 
seit Jahren, mindestens aber seit 
1982 statt, als schwedische Mari- 
nestreitkräfte nicht weniger als 
sechs konventionelle sowjetische 
U-Boote vor der Küste der Insel 
Musko, wo sich Schwedens 
wichtigster Marinestützpunkt 
befindet, stellten und bela- 
gerten. 


Die Sowjets betreiben routine- 
mäßig eine Flotte von schweren 
Lastkraftwagen für angebliche 
Handelszwecke, von denen etwa 
2.000 jederzeit auf westeuropäi- 
schen Straßen unterwegs sind. 
Die meisten von ihnen werden in 
Wirklichkeit zu Spionagezwek- 
ken verwendet und sind oft mit 
ausgeklügelten elektronischen 
Abhörgeräten ausgerüstet. 
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scheinlichsten Zielen in Westeu- 
ropa in einem zukünftigen Krie- 
ge zu bekommen. 


Die Lastwagen waren besonders 
aktiv in Schweden und das be- 
sonders in den letzten Jahren. 


Die Lkw fahren auf ihrem Weg 
zu baltischen Häfen vermutlich 
durch schwedisches Gebiet. 


Sorgen des schwedischen 
Geheimdienstes 


Das schwedische Militär macht 
sich in der letzten Zeit große 
Sorgen, weil entdeckt worden 
ist, daß Funkgeräte, Kriegsaus- 
rüstungen, Rationen und sogar 
schwedische Uniformen aus 


Seit Jahren beschwert sich Schweden darüber, daß die Sowjets 
mit U-Booten in schwedische Gewässer eindringen. 


Eine große Anzahl dieser Spio- 
nage-Lkw werden dabei beob- 
achtet, wie sie in der Nähe von 
empfindlichen schwedischen Mi- 
litäreinrichtungen vorbeifahren. 


Die Sowjets können diese Lkw 
fast ungehindert unter den Be- 
dingungen der Transport Inter- 
national Routier (TIR)-Verein- 
barungen betreiben, wonach 
verplombten Lastwagen auf der 
Fahrt zu ihren Bestimmungsor- 
ten zollfreie Durchfahrt gestattet 
ist. 


Die Flotte der Spionage-Lkw 
fährt unter dem Kommando von 
Glavnoye Razvedyvatelnoye 
Upraveleniye (GRU), des mili- 
tärischen Nachrichtendienstes 
der Sowjets. Durch Einsatz die- 
ser Lkw gelang es den Sowjets 
über Jahre hinweg, detaillierte 
Seitenansichten von den wahr- 


Schwedens System der Mobil- 
machungs-Bunker, aus Tausen- 
den von Ausrüstungsdepots, die 
sich an strategischen Standorten 
im ganzen Lande befinden, um 
die Reservestreitkräfte in 
Kriegszeiten ausrüsten zu kön- 
nen, verschwunden sind. 


Experten des schwedischen Ge- 
heimdienstes befürchten, daß 
das Gerät von Sowjets entwen- 
det wird, die von den Lkw und 
U-Booten aus operieren und zur 
Tarnung sowjetischer Sabotage- 
mannschaften verwendet wer- 
den, die jeder sowjetischen In- 
vasion Schwedens vorangehen 
würden. 


Die Schweden haben auch des- 
wegen besonders Angst davor, 
weil sie wissen, daß die sowjeti- 
schen Lastwagen und Untersee- 
boote oft mit Spetsnaz (Sonder- 


einheiten) der Roten Armee.und 
der Roten Kriegsmarine besetzt 
sind. 


»Wir wissen, daß/’die Sowjets 
Pläne zur Ausschaltung unserer 
Hauptverteidigungs-Einrichtun- 
gen und zur Stiftung von Chaos 
als Vorspiel zu einer Invasion 
besitzen«, sagte ein schwedi- 
scher Militärexperte. 


In der Tat, der schwedische Ge- 
heimdienst hat von einem sowje- 
tischen Plan erfahren, schwedi- 
sche Jäger-Piloten durch Spets- 
naz-Einheiten ermorden zu las- 
sen. Die Spetsnaz-Einheiten ha- 
ben eine Liste mit den Namen 
von schwedischen Piloten zu- 
sammengestellt, die zur Aus- 
schaltung vorgesehen sind. 


Die Schweden glauben, daß die 
Mordlisten von Lkw-Spionen zu- 
sammengestellt wurden. 


Schweden kann man nicht 
einfach überrollen 


Die Ernsthaftigkeit des Pro- 
blems wird offensichtlich, wenn 
man in Betracht zieht, daß die 
staatliche Transportlinie der So- 
wjets, Sowtrans, jedes Jahr 
mehr als 1 000 Fahrten durch 
Schweden unternimmt, wobei 
sie üblicherweise an schwedi- 
schen Militäranlagen vorbei- 
fährt. 


Die Sowjets wissen, daß Schwe- 
den, wenn auch ein kleines 
Land, sich bei militärischen 
Konfrontationen nicht einfach 
überrollen lassen wird. 


Die Schweden geben einen 
Großteil ihres Bruttosozialpro- 
dukts für das Militär aus, das un- 
ter einer Politik der »bewaffne- 
ten Neutralität« im Einsatz ist. 


Schweden unterhält eine ziem- 
lich schlagkräftige Kriegsmari- 
ne, mit sechs modernen Zerstö- 
rern und 16 Diesel-elektrischen 
Unterseeboten. Es legt auch 
großes Schwergewicht auf 15 Mi- 
nenleger, die in der Lage sind, 
seine Küstengewässer im Kriegs- 
fall schwer zu verminen. Die 
Schweden verfügen auch über 
eine Flotte von 30 Minenräu- 
mern. 


Die schwedische Luftwaffe, oder 
Flyvapnet, unterhält etwa 420 
Kampfflugzeuge, darunter in er- 
ster Linie hochwertige Saab- 
oder Saab-Scania-Düsenjäger 
und Bodenangriffs-Flugzeuge. U] 


IE ein ee Ta 


Vatikan 


 Gehörten 
- Roncallı und 
: Montini der 
Loge an? 


Moises Carmona 


Bei den nachfolgenden Zitaten handelt es sich um Auszüge aus 
Jaime Ayala Ponces »Introduccion a al Francmasoneria« (»Einfüh- 
rung in die Freimaurerei«), erster Teil, Mexiko 1983. Moises Car- 
mona erklärt dazu: »Ich kaufte dieses schamlose Buch nur, um darin 
den Beweis dafür zu finden, daß sowohl Angelo Roncalli als auch 
Giovanni Montini sich vor ihrer Wahl zum Papst in die Freimaurerei 
aufnehmen ließen, weswegen nach der Bulle von Papst Paul IV. 
»Cum ex apostolatus officio< ihre Wahl nichtig und all ihre Amts- 


handlungen illegitim waren.« 


Aufgrund seiner intensiven frei- 
maurerischen Arbeit wurde der 
Autor dieses Buches mit 34 Jah- 
ren auf Verlangen seiner Brüder 
Freimaurer in den höchsten und 
letzten Grad der sogenannten 
Schottischen Freimaurerei be- 
fördert. Jaime Ayala Ponce ge- 
hörte als aktives Mitglied des 
Obersten Rates von Mexiko 
dem 33. Grad des Alten und An- 
genommenen Schottischen Ritus 
an: 


Freimaurerpäpste 
im Vatikan 


Ich mache darauf aufmerksam, 


daß die Freimaurerei danach 
strebt, freie und ehrenhafte, 
starke und gelassene, tolerante 
und tapfere, intelligente und ge- 
rechte Männer in ihrem Schoß 
zu bilden. Deshalb hat sie das 
unveräußerliche Recht, den 


unehrenhaften, feigen, zaghaf- : 


ten und mittelmäßigen Männern 
die Aufnahme zu verweigern. 


Waren Pius IX., Johannes 
XXIH. und Paul VI. Freimau- 
rerpäpste? Damit kein Zweifel 
bleibe über das Verhältnis, in 
dem Sinne, daß die Freimaurerei 
mit der Religion verfeindet sei, 
und über die Art der Unterwei- 
sung, die man in der Bruder- 
schaft erhält, weisen wir darauf 
hin, daß Papst Pius IX. - in der 

profanen Welt bekannt als Gio- 


‚Der Freimaurer-Papst Johan- 


I 


nes XXlll. berief das zweite 
Vatikanische Konzil ein. 


vanni Mastai Ferreti - Freimau- 
rer war. Wir müssen aber klar-' 
stellen, daß er schon eine Zeit- 
lang vor seiner Erhebung zum 
Papst sich von der Bruderschaft 
getrennt hatte und sich durch 
seine Grausamkeiten auszeich- 
nete. Am 9. November 1846 ver- 
öffentlichte er eine Enzyklika 
gegen die Freimaurerei. 


Vor einigen Jahren beabsichtigte 
der Freimaurer Professor Lic. 
Alfonso Sierra Partida, in den 


Zeitungen des Landes eine Ko- 
pie der Aufnahmeakte einer Pa- 
riser Loge zu veröffentlichen, 
worin eingetragen ist, daß die 
Profanen Angelo Roncalli und 
Giovanni Montini am gleichen 
Tag zur Einweihung in die erha- 
benen Mysterien der. Bruder- 
schaft eingeführt wurden. Aller- 
dings wollte die Landespresse 
das nicht tun, weswegen der 
Meister aus seinen eigenen Mit- 
teln Kopien machen ließ, die 
zahlreich in den Freimaurerzir- 
keln des Landes zirkulierten. 


Wenn noch Zweifel an 
den Behauptungen 
bestehen 


Angelo Roncalli und Giovanni 
Montini sollten mit der Zeit bes- 
ser bekannt werden als die Päp- 
ste Johannes XXIII. und Paul 
VI., die große Reformen in die 
katholischen Kulte einführen 
sollten, damit diese an die mo- 
dernen Zeiten, in denen sie leb- 
ten, angepaßt würden. 


Wenn noch ein Zweifel an dieser 
Behauptung besteht, laden wir 
jeden, der es tun möchte, dazu 
ein, alles, was sich während des 
ökumenischen Konzils Vatika- 
num II, von Johannes XXIII. 
einberufen, ereignet hat, zu stu- 
dieren, und wir werden sehen, 
wie bei den Begründungen, die 
gemacht wurden, viele auf frei- 
maurerischen Prinzipien und 
Postulaten basieren. 


Sollte es dennoch Fanatiker ge- 
ben, die an dem zweifeln, was 
ich hier bekanntgebe, möchte 
ich sie bitten, mir die Berechti- 
gung vorzulegen, die Johannes 
XXIH. hatte, um die Abschaf- 
fung der Exkommunikationsbul- 
len anzuordnen, die vor seiner 
Besteigung des Stuhles Petri 
noch in Kraft waren. 


Im Jahre 1935 ist das Leben 
nicht leicht für Angelo Roncalli, 
Erzbischof von Messembria und 
Apostolischer Gesandter in der 
Türkei. Es sind Kriegszeiten, 
und wie andere Priester und Or- 
densleute sieht er sich gezwun- 
gen, Laienkleidung zu tragen. 
Genau zu dieser Zeit-wird er ein- 
geladen, in eine Geheimgesell- 
schaft einzutreten, die Erbin der 
rosenkreuzerischen Lehren ist, 
und große Kraft mögen ihm in 
der Vergangenheit Louis Claude 
de Saint-Martin, der Comte de 
Saint-Germain und der Comte 
de Cagliostro gegeben haben. 


Auf dem Welt-Freimaurer-Kon- 
greß in Mexiko-Stadt im Okto- 
ber 1982 zirkulierte unter den 
Teilnehmern an diesem Kongreß 
ein sehr inniges Gebet dieses 
großen Papstes, der Johannes 
XXIH. war, worin er definitiv 
seine Mitgliedschaft in der Frei- 
maurerei akzeptiert. Ich hoffe, 
Kopien von den beiden betref- 
fenden Dokumenten bekommen 
zu können, sowohl von der Akte 
in Französisch - vor Beendigung 
der Drucklegung des vorliegen- 
den Buches konnte sie nicht 
mehr beschafft werden; sie soll 
aber späteren Auflagen des Bu- 
ches angehängt werden — als 
auch von dem Gebet, welches 
ich als Anhang dieser Abhand- 
lung beifüge. 


»Herr und Großer 
Baumeister« 


Gebet des Johannes XXIII., ver- 
öffentlicht in »Il Giornale di Ge- 
nova« vom 9. August 1966; aus 
dem Italienischen ins Portugiesi- 
sche übertragen, abgedruckt in 
»Diario do Congreso Nacional 
Brasileiro« vom 4. März 1971, 
auf Vorschlag des Senators Be- 
nedito Ferreira; hier zitiert nach 
der Zeitschrift »Medio Dia en 
Punto« Nr. 2 vom März/April 
1978. 


»Herr und Großer Baumeister, 
wir werfen uns zu deinen Füßen 
nieder und bitten dich um Ver- 
zeihung für die kursierende Hä- 
resie, in unseren Freimaurer- 
Brüdern deine vornehmlichsten 
Verfolger. zu erkennen. Wir 
kämpfen immer gegen das freie 
Denken, weil wir nicht begriffen 
hatten, daß die erste Pflicht ei- 
ner Religion, wie das Konzil ver- 
sicherte, darin besteht, sogar das 
Recht, nicht an Gott zu glauben, 
anzuerkennen. 


Wir hatten all jene verfolgt, die‘ 
in der Kirche selbst vom Weg 
der Wahrheit abgewichen wa- 
ren, indem sie sich unter Gering- 
achtung aller Beleidigungen und 
Drohungen in die Logen ein- 
schrieben. Wir hatten unbedach- 
terweise glauben gemacht, daß 
ein Kreuzeszeichen höher sein 
könne als drei Punkte, die eine 
Pyramide bilden. 


All das tut uns leid, und mit der 
Verzeihung erflehen wir von dir, 
du mögest uns empfinden lassen, 
daß ein Zirkel auf einem Altar 
soviel bedeuten kann wie unsere 
alten Kruzifixe. Amen.« EB 
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Kirchen 


Christlich 
verklärter 
Sozialismus 


Beat Christoph Baeschlin 


Da wird nun fieberhaft auf das Basler »Konzil« für »Frieden, 
Gerechtigkeit und Bewahrung der Schöpfung« hingearbeitet. Aber 
das soll nur das Vorgeplänkel sein für eine planetare Aufregung in 
Form einer »Weltfriedensversammlung« von 1990 in Seoul, Süd- 


korea. 


Ein religiöses,. pseudochristli- 
ches Brimborium wird als ein gi- 
gantisches Haschen nach Wind 
in Szene gesetzt. Schon sind in 
Dortmund und Stuttgart letztes 
Jahr Mittelgipfel auf dieser 
Gratwanderung zum ewigen ir- 
dischen Frieden erklommen 
worden. 


Sozialismus als 
Reich Gottes 


Das große Kirchenkonzil von 
Basel tagte von 1431 bis 1449. 
Also 18 Jahre lang wurde nach 
Wegen gesucht, um die Einheit 
der katholischen Kirche wieder 
herzustellen, nachdem Frank- 
reichs König, Philipp der Schö- 
ne, im Jahre 1309 mit eiserner 
Faust den Papst in Avignon an- 
gesiedelt hatte. König Philipp 
‚ wollte die jeweiligen Oberhäup- 
ter. der Kirche unter seine Kon- 
trolle zwingen. 


Das Konzil von Basel bedeutet 
also einen Wendepunkt in der 
Kirchengeschichte. Seit »Basel« 
haben die Päpste ununterbro- 
chen in Rom residiert. Es blieb 
unserem Jahrhundert vorbehal- 
ten, Basel trotz oder wegen sei- 
ner protestantischen Ausrich- 
tung wiederum zur »Konzils- 
stadt« zu erheben. Das geschah 
im Herbst des Jahres 1912 mit 
dem »Weltkongreß des Sozialis- 
mus zur Verhinderung des Welt- 
krieges«. 


Es war Leonhard Ragaz, damali- 
ger Pfarrer am Basler Münster, 
der dieses Atheisten-Festival als 
»Konzil der Kirche des Sozialis- 
mus« bezeichnete und ihm damit 
zu einer religionsähnlichen Ver- 
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klärung verhalf. Ragaz war die 
Seele des »religiösen Sozialis- 
mus«, der in jenen Jahren sich 
zu einer kirchlichen Modeströ- 
mung auszuwachsen begann. 
Pfarrer Ragaz war vom Sozialis- 
mus so tief durchdrungen, daß er 
sich nicht scheute, die recht 
großmäulige Versammlung von 
1912 als »das zweite Basler Kon- 
zil« und als »das rote Konzil« zu 
bezeichnen. 


Die große Begeisterung des da- 
maligen Basler Münsterpfarrers 
über das, was er selber naiv- 
überschwenglich als »Konzil der 
Kirche des Sozialismus« bezeich- 
nete, klingt in seinen Lebens- 
erinnerungen näch: 


»Das Münster, >mein< Münster 
war nach einigem Widerstreben 
für eine Hauptversammlung des 
Kongresses abgetreten wor- 
den... Und nun war es ein 
großartiges Erleben, als unter 
den Klängen der Glocken des 
Münsters und dem Brausen der 
Münsterorgel die sozialistische 
Internationale in dieses uralte, 
herrliche Gotteshaus Christi ein- 
zog und die roten Fahnen der 
sozialistischen Parteien aller 
Länder sich um den Altartisch 
vor dem prachtvollen Chor reih- 
ten. Es war für mich wie die 
traumhaft gewaltige Erfüllung 
dessen, was ich in diesem Mün- 
ster und außerhalb desselben 
verkündet hatte. 


Ein Atheist predigt 
im Gotteshaus 
Das Münster war durch die ro- 


ten Fahnen und durch die Bei- 
fallsstürme, welche nach einzel- 


nen Reden erbrausten, nicht 


‚entweiht worden. Aber dieses 


Konzil der Kirche des Sozialıs- 
mus teilte mit jenen der christli- 
chen Kirche das Los, ein Fiasko 
zu sein.« 


Schon breitete sich in jenen fer- 
nen Tagen die gleiche christliche 
Orientierungslosigkeit aus, wie 
sie heute gang und gäbe ist und 
zum Beispiel die sogenannten 
deutschen Kirchentage zu wah- 
ren Hexensabbaten machte. Das 
nachchristliche Zeitalter war 
1912 also schon angebrochen, 
denn also sprach Pfarrer Leon- 
hard Ragaz: 


»Da stand auf der Münsterkan- 
zel Jean Jaures und predigte 
über den Text: Vivos voco, mor- 
tuos plango, fulgura frango; die 
Worte der Schillerglocke in 
Schaffhausen auf den drohenden 
Weltkrieg und die Aufgabe der 
Internationale anwendend. Es 
war eine gewaltige und erschüt- 
ternde Predigt, besonders mit ih- 
rer rednerisch großartigen Per- 
spektive auf die Schlachtfelder 
eines kommenden Krieges.« 


Nach dieser pompösen, kirchlich 
verklärten Maskerade begann 
das eigentliche »Konzil der Kir- 
che des Sozialismus« in dem 
»mit Fahnen und Losungen« ge- 
schmückten Versammlungs- 
raum. Da kam die bittere Wirk- 
lichkeit zum Vorschein: daß es 
sich bei dieser gleißenden Groß- 
kundgebung nur um ein wir- 
kungsloses Palaver handelte. 
Der »Weltkongreß zur Verhin- 
derung des Weltkrieges« ist oh- 
ne jede Wirkung verpufft. In ei- 
nem Augenblick, wo der Sozia- 
lismus noch als »großer Gedan- 
ke« erscheinen mochte, erwies 
er sich als bloßes Geschwäitz. 


Weniger als zwei Jahre später, 
im August 1914, erfaßte ein pa- 
triotischer Taumel alle europäi- 
schen Völker und fegte alle so- 
zialistischen Phrasen wie dürres 
Herbstlaub beiseite. 


Die Erinnerung an das sozialisti- 
sche Konzil war längst ausge- 
löscht, als der spätere Theolo- 
gieprofessor Ragaz seine Me- 
moiren schrieb. Er sagt dort im 
Zusammenhang mit dem grotesk 
anmutenden Redeschwall zur 
Verhinderung des Weltkrieges: 
»In der Erinnerung geblieben ist 
mir etwas Formelles: die ganz 
wunderbare Art, womit Angeli- 
ka Balabanoff aus dem Stegreif 
die Reden der Delegierten in al- 


le Sprachen übertrug, welche für 
den Kongreß in Betracht kom- 
men konnten.« 


Anbiederung an 
politische Sektierer 


Die einzige Person, die am gro- 
Ben sozialistischen Phrasen-Fe- 
stival von 1912 in Basel teilge- 
nommen hatte und der ich je- 
mals persönlich begegnet bin, ist 
eben diese Angelika Balabanoff. 
In den fünfziger Jahren traf ich 
sie in Rom, wo sie mir sehr anre- 
gend von Gegenwärtigem und 
Vergangenem erzählte: 


»Nie wieder hat es eine Zeit so 
freier Meinungsäußerung gege- 
ben wie im Westeuropa vor 
1914. Auch der Sieg über Hitler- 
Deutschland hat diese unbe- 
schwerte Freiheit nie zurückge- 
bracht.« 


Als erste Generalsekretärin der 
III. Internationale und als jahr- 
zehntelang wirkende Berufsre- 
volutionärin hatte sie Erfahrun- 
gen, die dem Durchschnittsmen- 
schen verschlossen sind. 


Natürlich erzählte sie mit Vorlie- 
be, wie Benito Mussolini sie zu 
Hilfe rief, als er durch geschickte 
Parteitagsmanöver unvermutet 
mit der Redaktion der sozialde- 
mokratischen Tageszeitung 
»Avanti« betraut wurde. »Es 
war am Parteikongreß von 1912 
in Bologna, als unsere antimili- 
taristische, extrem revolutionäre 
innerparteiliche Gruppe die bis- 
herige Parteileitung stürzte. Da- 
durch sind Mussolini und ich un- 
vermutet zu Exponenten der ita- 
lienischen Sozialdemokratie auf- 
gerückt.« 


Daß Mussolini seine steile politi- 
sche Laufbahn als Antimilitarist 
begonnen hat, weist darauf hin, 
daß Extremlinke für den Virus 
des Faschismus höchst anfällig 
zu sein scheinen. Und nun su- 
chen die Kirchen aus ihrer 
Orientierungslosigkeit herauszu- 
finden, indem sie sich an die 
Rockschöße politisch linker oder 
extremlinker Gruppierungen an- 
klammern. 


Mit dem Basler Konzil für »Frie- 
den, Gerechtigkeit und Bewah- 
sung der Schöpfung« von 1989 
wird der Irrtum in ebenso sturer 
Verblendung wiederholt. Nur 
läßt sich die protestantische 
Welt diesmal mit viel größerer 
Wucht als 1912 in den ideologi- 
schen Morast hineinmanövrie- 
ren. u 


Amerikas 
bitteres Erbe 


P. Samuel Foner 


Zu der Zeit, als der neue amerikanische Präsident George Bush zum 
ersten Mal als Führer der Vereinigten Staaten bei der Beerdigung des 
japanischen Kaisers die Weltbühne betrat, lauerte bereits eine 
andere Beerdigung im Hintergrund. Ein zweiter asiatischer Führer 
ist dabei, in die Geschichte einzugehen, aber dieser Fortgang ver- 
spricht alles andere als friedlich zu sein. Er stellt Bush und seine 
Mannschaft vor schwerwiegende Probleme. 


Der ehemalige philippinische 
Präsident Ferdinand Marcos 
liegt sterbenskrank im St. Fran- 
cis Hospital in Honolulu, unfä- 
hig zu sprechen, mit einer chi- 
rurgisch eingeführten Atmungs- 
röhre in der Kehle. Und wäh- 
. rend die Bush-Regierung hek- 
tisch hinter den Kulissen daran 
arbeitet, Marcos einzigen letzten 
Willen - in sein Heimatland zu- 
rückzukehren um dort zu ster- 
ben - zu erfüllen, könnte dies zu 
wenig und zu spät sein, in dem 
strategisch wichtigen pazifischen 
Inselstaat eine politische Krise 
zu vermeiden. 


Frau Aquino ist gegen eine 
Rückkehr BR 


Unruhe eskaliert weiter auf den 
Philippinen, weit über das hin- 
ausgehend, was die Medien des 
Establishments in den westli- 
chen Ländern berichten, kom- 
mentieren Freunde des ehemali- 
gen philippinischen Präsidenten, 
die in den Heimatinseln in stän- 
digem Kontakt mit den Anhän- 
gern von Marcos stehen. Und 
Beobachtern zufolge sitzt die 
Bush-Regierung »zwischen ei- 


nem Felsen und einer harten 


Stelle« fest. 


Inoffizielle Anträge werden an 
Corazon Aquino herangetragen 
mit dem Ziel, Marcos zu gestat- 
ten, zum Sterben nach Hause zu- 
rückzukehren. Nach Aussagen 
von Marcos Freunden werden 
die Anträge stillschweigend von 
der Bush-Regierung unterstützt. 


Aber ganz gleich, ob Marcos ge- 
stattet wird, auf die Philippinen 
zurückzukehren um dort zu ster- 
ben, oder ob er in seinem Exil 
auf Hawaii stirbt, es könnte zu 


spät sein, um den Strom der Kri- 
se, die Bush von der Reagan- 


Regierung geerbt hat, umzu- 
drehen. 
Mrs. Aquino ist gegen eine 


Rückkehr von Marcos, egal wie 
dessen körperliche Verfassung 
auch immer sein mag. Sie hat 
bereits öffentlich erklärt, daß die 
einzigen Bedingungen, unter de- 
nen er zurückkommen könnte, 
darin bestehen, daß er jedes und 
alle »Verbrechen gegen das 
Volk« eingesteht, erklärt ihre 
Regierung. 


Das Aquino-Regime, das kei- 
neswegs so stabil ist wie es sich 
die Medien des Establishments 
in der Welt erhofften, wird von 
der Marcos-Situation schwer er- 
schüttert. Demonstrationen zu- 

nsten von Marcos nehmen an 

tärke zu. 


Reagans Verrat 
an einem Freund 


Anfangs wurden die marcos- 
freundlichen Demonstrationen 
auf persönliche Befehle von 
Mrs. Aquino hin unterdrückt. 
Mindestens ein Dutzend Philip- 
pinos wurden dabei getötet. 
Aber seit Anfang der letzten Ja- 
nuarwoche weigert sich die Poli- 
zei, diesen Befehlen zu gehor- 
chen, und die Volksmengen bei 
diesen Demonstrationen schwel- 
len weiter an. 


Und die Lage ist für Amerika 
und die Amerikaner von böser 
Vorbedeutung: »Wenn mein 
Mann außerhalb der Philippinen 
stirbt, mache ich mir Sorgen um 
das Leben jedes Amerikaners 
auf den Philippinen«, teilte 
Imelda Freunden in Hawaii mit. 


In der Zwischenzeit hat Imelda 
zu persönlichen Freunden ge- 
sagt, sie und ihr Gatte seien zu- 
tiefst erschüttert und enttäuscht 
über Amerika und Ronald 
Reagan. Sie seien mit List und 
Tücke dazu veranlaßt worden, 
die Philippinen zu verlassen, so 
daß Mrs. Aquino die Macht 
übernehmen konnte, behauptete 
Frau Marcos. 


Jahrelang hatten sich die Marcos 
als persönliche Freunde von Ron 
und Nancy Reagan betrachtet. 
Sie vertrauten Ron als er Ferdi- 


'nand persönlich mitteilte, die 


Marcos wären in Amerika »Eh- 
rengäste«. Doch nach ihrer An- 
kunft wurden die Kontakte im- 
mer weniger und erfolgten in im- 
mer größeren Zeitabständen, bis 
sie der ehemalige US-Präsident 
ganz abbrach. 


Aber die Tatsache, daß sie im 
Stich gelassen wurden, war nicht 
der einzige Schock und Demüti- 
gung, die die frühere erste Fami- 
lie der Philippinen erdulden 
mußte. Reagans Regierungsbe- 
amte, darunter Abraham Sofe- 
ar, Berater des Außenministe- 
riums, suchte Marcos regelmä- 
Big auf »und schüchterte ihn we- 
gen des japanischen Geldes 
durch seine Arroganz ein«, sagte 
Imelda zu Freunden. 


»Die amerikanischen Regie- 
rungsbeamten sagten zu meinem 
Mann, er müsse ihnen den Ya- 
mashita-Schatz aushändigen, 
wenn .er einer strafrechtlichen 
Verfolgung entgehen wolle.« 


Die Suche nach dem 
japanischen Schatz 


Während des Zweiten Welt- 
kriegs versteckte der japanische 
General Tomoyuki Yamashita 
Edelmetalle im Werte von Mil- 
lionen Dollar auf den Philippi- 
nen. Marcos entdeckte diesen 
Schatz und, so Imelda, erhielt 
1947 zwischen 2000 und 3000 
Dollar jede Woche, was ihn zum 
reichsten Mann der Inselnation 
machte. 


Aber, so erzählte sie engen 
Freunden, er benutzte das Geld 
dazu, das Defizit seines Landes 
teilweise zu decken. Jetzt wollen 
sich die Amerikaner und Mrs. 
Aquino das übriggebliebene of- 
fenbar untereinander teilen. 


Und ungeachtet dessen was ei- 
ner glaubt, wieviel Geld die 
Marcos besitzen, sind sie derzeit 
mittellos, bestätigte Frau Mar- 


cos. Es gelang ihnen nicht, an 
irgendwelche ihrer Gelder her- 
anzukommen, seitdem sie nach. 
Amerika gebracht wurden. Sie 
leben derzeit von der Großzü- 
gigkeit ihrer Freunde, darunter 
durch die Hilfe der zurückgezo- 
gen lebenden Multimilliardärin 
Doris Duke, die das Kautions- 
geld aufbrachte, als Frau Marcos 
von einem amerikanischen Bun- 
desgericht angeklagt wurde. 


Und jene Anklage war ein wei- 
terer Verrat seitens der Reagen- 
Regierung, über den die Marcos 
erschüttert waren. Hätten sie ge- 
wußt, was mit ihnen geschehen 
würde als sie nach Amerika ka- 
men, dann hätte Ferdinand Mar- 
cos gekämpft, um seine Führung 
zu behalten, meint seine Frau 
Imelda. 


Bush muß das Problem 
lösen 


Indessen schlägt die Korruption 
auf den Philippinen über alle 
Stränge, viel schlimmer als alles, ° 
was während der Marcos-Regie- 
rung passierte. Und Mrs. Aqui- 
no verliert jeden Tag weiter an 
Unterstützung, ihrer Regierung 
durch die Bürger des Landes 
während die Kommunisten 
schon in den Startlöchern ste- 
hen, um die Macht auf den Phi- 
lippinen zu übernehmen. 


Es ist die gleiche Situation wie 
seinerzeit in Cuba und Nicara- 
gua, wo amerikafreundliche Po- 
litiker mit Hilfe der Vereinigten 
Staaten beseitigt wurden und die 
Kommunisten die Macht über- 
nahmen. 


Es war diese Situation, die dazu 
beitrug, Demonstrationen für 
Marcos anzuheizen. Die Anti- 
kommunisten haben sich ge- 
schworen, es nicht zuzulassen, 
daß ihr Land kampflos in die Sa- 
tellitenbahn der Roten hinein- 
gleitet. 


Dies ist jetzt auch die Situation, 
der sich US-Präsident George 
Bush gegenübersieht. Ein weite- 
res von seinem Vorgänger über- 
nommenes Vermächtnis. Er 
muß das Problem lösen - oder 
zusehen, wie es für ihn gelöst 
wird. 


Ende der 


Monroe- 
Doktrin 


Martin Mann 


Bewaffnete Truppen der Vereinten Nationen werden nach Mittel- 
amerika gehen und ein Jahrhundert der amerikanischen Oberherr- 
schaft in dieser von Krisen geschüttelten Region beenden, wenn ein 
von den Präsidenten der fünf Nationen in diesem Gebiet angenom- 
mener Plan wie vorgesehen im kommenden Sommer wirksam wird. 


Mit einem noch nie dagewese- 
nen Nasenstüber für die ameri- 
kanische Diplomatie riefen die 
Führer Guatemalas, El Salva- 
dors, Honduras’, Nicaraguas 
und Costa Ricas gemeinsam 
nach einer UN-»Friedensstreit- 
.macht«, die in ihrer von Hader 
zerrissenen Völkergemeinschaft 
Polizeidienste übernehmen soll. 


Die erste Aufgabe: 
Entwaffnung der Contras 


Nach ihrer Blaupause, die bei ei- 
nem zweitägigen Gipfeltreffen in 
El Salvador entworfen wurde, 
werden Truppen aus der Bun- 
desrepublik Deutschland, Spa- 
nien, den Niederlanden und Ka- 
nada, zu denen noch südameri- 
kanische Kontingente stoßen 
werden, in Mittelamerika unter 
der Flagge der Vereinten Natio- 
nen ausschwärmen. 


Die erste Aufgabe dieser inter- 
nationalen Brigade wird darin 
bestehen mitzuhelfen, die von 
den USA geförderte antikom- 
munistische nicaraguanische Le- 

ion, die als die »Contras« be- 

annt geworden ist, zu entwaff- 
nen und aus ihren Stützpunkten 
in Honduras zu vertreiben. 


Der UN-Generalsekretär Javier 
Perez de Cuellar, selbst ein alt- 
gedienter lateinamerikanischer 
Diplomat, »begrüßte« das mit- 
telamerikanische Verlangen 
nach Besetzung Mittelamerikas 
durch eine UN-»Friedenstrup- 
pe« ähnlich wie die internationa- 
len »Feuerwehren«, die in den 
vergangenen Jahren in den Li- 
banon und andere Unruheherde 
entsandt wurden. 
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Der starke Mann Panamas, 
Manuel Noriega, ist auch für 
Stationierung von UN-Trup- 
pen im Hinterhof der USA. 


Für die Bush-Regierung, Erbe 


des Vermächtnisses der Reagan- 
Ara einer aufs Ganze gehenden 
Unterstützung der von der CIA 
organisierten Contra-Streitkräf- 
te, stellt der neue mittelamerika- 
nische Ruf nach einem interna- 
tionalen Eingreifen einen »nie- 
derschmetternden diplomati- 
schen Rückschlag« dar. 


Über die unmittelbare Heraus- 
forderung, der sich Washington 
gegenübersieht, hinaus ist das 
Abkommen unter diesen kleinen 
Nationen, sich von der traditio- 
nellen amerikanischen Vor- 


mundschaft loszueisen, ein dra- 
matisches Symbol für die’ausein- 
anderbrechende amerikanische 
Führung in der Welt. 


N 


Daniel Ortega, der kommuni- 
stische Führer Nicaraguas, 
heißt die Truppen der Verein- 
ten Nationen willkommen. 


Um zu demonstrieren, daß der 
alarmierende internationale Ein- 
fall in die amerikanische Hemi- 
sphäre nicht nur eine vorüberge- 
hende Notmaßnahme ist, bot die 
aus zwölf Nationen bestehende 
Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft (EWG) den kleinen Na- 
tionen, die das UN-Friedenser- 
haltungsprogramm annehmen, 
starke finanzielle Unterstützung 
an. 


Machtpolitik der 
Europäischen 
Gemeinschaft 


Eine ungewöhnlich breit ange- 
legte Wirtschaftskonferenz auf 
hoher Ebene, die ein Dutzend 
europäische Außenminister mit 
ihren mittelamerikanischen Kol- 
legen zusammenführte, wurde in 
San Pedro Sula abgehalten. Auf 
diesem Treffen verpflichtete sich 
der wohlhabende europäische 
Block zur »festen und unzwei- 
deutigen Unterstützung« der la- 
teinamerikanischen Initiative, 
die US-Hegemonie über die Re- 
gion zu beenden. 


In den letzten Jahren ist die eu- 
ropäische Direkthilfe an Mittel- 
amerika stillschweigend von an- 
nähernd 40 Millionen Dollar 
1984 bis zu schätzungsweise 150 
Millionen Dollar im vergange- 
nen Jahr gestiegen — ein unge- 
heurer Aufschwung um mehr als 
300 Prozent. _ 


Weitere verstärkte Hilfe wurde 
auf der San-Pedro-Sula-Konfe- 
renz von den Europäern in Aus- 
sicht gestellt zur Unterstützung 
eines langgehegten. lateinameri- 
kanischen Wunsches: regionale 
Eingliederung der kleinen Na- 
tionen südlich von Mexiko in ei- 
nen ACM, Central American 
Common Market (Mittelameri- 
kanischer Gemeinsamer Markt). 


“Schnelles Lob für die globalisti- 


sche Interventionsstrategie und 
für die »Ausweisung der Yan- 
quis aus unseren Ländern« kam 
von einem lateinamerikanischen 
Politiker mit einem Würgegriff 
auf einem lebenswichtigen ame- 
rikanischen Vermögenswert. 


Europäer sollen Krise 


in der Region lösen 


Der panamaische Diktator Ma- 
nuel Antonio Noriega, bekannt 
als langjähriger CIA-Agent und 
in jüngster Zeit als angeklagter 
illegaler Drogenhändler, verlor 
keine Zeit, sich der neuen, von 
den “ Internationalisten be- 
herrschten mittelamerikanischen 
Allianz anzuschließen. Obwohl 
er nicht zu den fünf lateinameri- 
kanischen Führern gehört, die 
ursprünglich nach der UN-Inter- 
vention riefen, bekräftigte No- 
riega ihren Plan und kündigte 
an, daß er ihm beitreten werde. 


Unter dem gedankenlosen und 
gegen die Verfassung verstoßen- 
den Schenkungs-Vertrag, den 
die Carter-Regierung durchge- 
setzt hätte, wird der Panama- 
Kanal im kommenden Jahr zum 
souveränen Besitztum des No- 
riega-Regimes. 


»Die Vereinigten Staaten, die 
bei ihren Bemühungen, Frieden 
oder Wohlstand in diese Region 
zu bringen, versagt haben, ha- 
ben die Pflicht, den Europäern 
einen größeren Einfluß einzu- 
räumen in einem Gebiet, das sie 
seit 150 Jahren oder länger als 
ihren eigenen Hinterhof be- 
trachten«, berichtete der latein- 
amerikanische Korrespondent 
Tim Coone in der Londoner »Fi- 
nancial Times«. 


»Das Beste was die Bush-Regie- 
rung jetzt tun kann, ist auf den 
hinteren Sitzen Platz zu nehmen 
und den Europäern eine Chance 
zu geben, die Krise der Region 
zu lösen«, schloß das führende 
britische Blatt seinen Bericht ab. 
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Lateinamerika 


Abbruch der 
Beziehungen 
zu den USA 


Warren Hough und George Nicholas 


Die Nationen Mittelamerikas brechen auf dramatische Weise ihre 
traditionellen Bindungen zu den Vereinigten Staaten ab, indem sie 
nach einem Kontingent von UNO-Truppen verlangen und auch 
bekommen, die an ihren Grenzen Streifendienst versehen sollen, 
weil, wie es heißt, »die Intrigen der Washingtoner Bürokraten die 
stärksten und amerika-freundlichen Politiker in der Region vernich- 


tet haben«. 


Einige kenntnisreiche Beobach- 
ter und Kenner der lateinameri- 
kanischen politischen Szene 
wurden gefragt, warum das Gip- 
feltreffen von fünf mittelameri- 
kanischen Präsidenten mit ei- 
nem Aufruf an die westeuropäi- 
schen Mächte endete, eine 
»Friedenstruppe« zu entsenden, 
um in der Region unter der Fah- 
ne der Vereinten Nationen Poli- 
zeidienste zu leisten. 


Ende der 
US-Vorherrschaft 


Um dieses historische Auseinan- 
derbrechen, das das Ende der 
Monroe-Doktrin und der ameri- 
kanischen Vorherrschaft in der 
Region signalisiert, zu erklären, 
erinnerten Experten an den 
Sturz des nicaraguanischen Prä- 
sidenten Anastasio Somoza im 
Jahr 1979, der ein Wendepunkt 
war und Auftakt zu einem Jahr- 
zehnt des Sich-treiben-Lassens, 
der Unordnung und der Gewalt- 
tätigkeit in der Region. 


»Somoza war der wichtigste Ver- 
bündete der USA in Mittelame- 
rika«, berichtete Dr. Clemente 
Palmieri, ein erfahrener guate- 
malischer Konsularbeamter, der 
sich nach seinem kürzlich erfolg- 
ten Eintritt in den Ruhestand in 
Südflorida niederließ. 


»Aber. als er Ende der siebziger 
Jahre von bewaffneten marxisti- 
schen Rebellen belagert wurde, 
zogen die Washingtoner Büro- 
kraten ihm den Teppich unter 


Der ehemalige Präsident von 
Nicaragua, Anastasio Somo- 
za, war einmal der wichtigste 
Verbündete und Freund der 
USA in Mittelamerika. 


den Füßen weg. Es war ein be- 
schämender Ausverkauf. Somo- 
za wurde dazu getrieben, in Pa- 
raguay Unterschlupf zu suchen, 
und wurde dort ermordet. Nica- 
ragua wurde eine kommunisti- 
sche Diktatur.« 


Doppel-Loyalisten | 
een Jobs 


Bei Gesprächen mit lateinameri- 
kanischen Professionellen aus 
dem auswärtigen Dienst und Po- 
lizeiwissenschaftlern in ihrer 
spanischen Muttersprache gibt 
es harte Kritik am ehemaligen 
US-Präsidenten Ronald Reagan 
und an seiner Entscheidung, 
Doppel-Loyalisten zu Krisenma- 
nagern der mittelamerikani- 
schen Konflikte zu ernennen. 


»Ich nehme an, daß Abrams und 
Kagan etwas über Israel wissen 
und um dessen Interessen be- 
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sorgt sind«, sagte Dr. Jaime 
Bosch, ein ehemaliger Beamter 
des kubanischen Außenministe- 
riums, der jetzt als Forschungs- 
gelehrter in einem Dokumenten- 
zentrum in Miami tätig ist. 
»Aber sie wissen so gut wie 
nichts über Lateinamerika und 
haben sich noch weniger darum 
gekümmert.« 


Der Experte für öffentliche An- 
gelegenheiten bezog sich dabei 
auf den Assistant Secretary of 
State, Elliott Abrams, und des- 
sen Hauptstellvertreter Robert 
Kagan, die während der zweiten 
Reagan-Regierung mit zwi- 
schen-amerikanischen Angele- 
genheiten betraut waren. 


»Abrams und Kagan waren un- 
ter ihren Kollegen in Washing- 
ton spöttischerweise als »Dober- 


mann-Diplomaten«e bekannt«, 
berichtete Bosch. 
»Es waren reibungssüchtige 


Raufbolde, die die wachsenden 
Probleme Mittelamerikas da- 
durch lösen wollten, daß sie es 
behandelten, wie Israel die Palä- 
stinenser behandelt.« 


Verzweifelt um 


Anderung bemüht 


Augustin Alles, Nachrichtenre- 
dakteur des größten spanisch- 
sprachigen Rundfunkzentrums 
Miamis, sagte: »Die Lateiner 
warteten verzweifelt auf irgend- 
eine Änderung unter Bush. 


Statt dessen wirkte es bei ihnen 
wie ein Donnerschlag, daß Bush 
Abrams durch einen in Mißkre- 
dit geratenen linksliberalen 
Ideologen - den gleichen Mann, 
der bei dem verhängnisvollen 
Komplott zur Zerstörung des 
Somoza-Regimes in den siebzi- 
ger Jahren mitwirkte — ersetzen 
wollte.« 


Die Nachricht, daß Bernard 
Aronson, der während der Car- 
ter-Regierung als Redenschrei- 
ber und Unruhestifter arbeitete, 
zum neuen Chef des Bureau of 
Inter-American Affairs des ame- 
rikanischen Außenministeriums 
ernannt worden war, versetzte 
die mittelamerikanischen Regie- 
rungen ins »Trudeln«, sagte uns 
ein altgedienter honduranischer 
Diplomat. 


»Es war der letzte Strohhalm für 
uns«, erklärte dieser kenntnis- 
reiche Diplomat. »Die US-Poli- 
tik und das amerikanische Anse- 
hen haben sich in den vier Jah- 


ren, als Abrams und Kagan mit 
lateinamerikanischen Angele- 
genheiten betraut waren, immer 
mehr verschlechtert.« 


US-Rekord an 
Fehlschlägen 


Im März 1988 verkündete Ab- 
rams, daß General Manuel An- 
tonio Noriega, der panamaische 
Diktator, der in Florida wegen 
Drogenhandels unter Anklage 
stand, sich endlich auf dem Weg 
nach draußen befand. Ein Jahr 
später, Noriega ist immer noch 
an der Macht, noch fester im 
Sattel als je zuvor. 


Vier Jahre lang gab die Reagan- 
Regierung täglich 1,5 Millionen 
Dollar aus - Geld, das aus den 
amerikanischen Steuerzahlern 
herausgequetscht wurde -, um in 
El Salvador die ziellose und kor- 
rupte Regierung des Jose Napo- 
leon Duarte, eines von Abrams 
begünstigten »liberalen« Politi- 
kers, zu stützen. Im März, als 
die Wähler Salvadors zu den 
Wahlurnen gingen, warfen sie 
die Duarte-Regierung hinaus 
und wählten eine konservative 
Partei, deren Führer, Major Ro- 
berto d’Aubuisson, unter Ab- 
rams nicht einmal ein Visum 
zum Besuch der Vereinigten 
Staaten bekommen konnte. 


In Nicaragua gelobten Abrams 
und Kagan, den Kommunismus 
»zurückzuwälzen«. Jetzt sitzt die 
kommunistische Diktatur fester 
im Sattel als je zuvor. »Und 
Bush will Aronson - einen der 
Unberufenen, die sich in fremde 
Angelegenheiten einmischen 
und die für den Schlamassel ver- 
antwortlich sind, die Leitung 
übertragen«, stellte der latein- 
amerikanische Diplomat fest. 


Die Bekanntgabe des Weißen 
Hauses im Januar, daß Aronson 
der Chefbeamte der Bush-Re- 
gierung für lateinamerikanische 
Politik sein würde, gab amerika- 
nischen Konservativen ebenso 
wie mittelamerikanischen Füh- 
rungspersönlichkeiten Rätsel 
auf. 


»Seine einzige augenscheinliche 
Qualifikation für den Posten ist 
offenbar die, daß - Aronson, 
ebenso wie Abrams und Kagan, 
eine Schlüsselfigur in der Israel- 
Lobby ist«, versicherte Bosch. 
»Aber das reicht nicht, um sich 
mit Lateinamerika befassen zu 
können. Außerdem sollte Aron- 
son zuerst ein wenig Spanisch 
lernen.« oO 


Argentinien 


Schulden 
erdrücken 
das Land 


Martin Burn 


Es gibt einen prominenten Autor, Anhänger der Willensfreiheit und 
Finanzberater, der, wenn man ihn fragt, wann die Welt zu einem 
Ende kommen wird, antwortete: »Irgendwann zwischen morgen früh 
und in fünf Jahren von heute an gerechnet.« Damit meint er eine 
Finanz- und Wirtschaftskatastrophe, die er und andere schon lange 
voraussagen, die aber bislang nicht eingetreten ist. 


Die Leser dieser Zeitschrift wis- 
sen genug, um nicht über Vor- 
aussagen wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten zu spotten, be- 
sonders wenn sie auf eingehen- 
den und grundlegenden Unter- 
suchungen beruhen. Und selbst 
auf die Gefahr hin, als Bange- 
macher zu erscheinen, glaube 
ich, daß sich die Welt am Rande 
eines Ereignisses befindet, das 
sehr wohl eine Vertrauenskrise 
im  Bankensystem auslösen 
könnte. 


Ablehnung internationaler 


Schuldenverpflichtungen 


Wenn es nicht eingedämmt wer- 
den könnte, dann könnte dieses 
Ereignis zu einem wirtschaftli- 
chen Zusammenbruch führen. 
Und was noch schlimmer ist: die 
Tatsache, daß dieses Ereignis 
voll und ganz vorhersehbar ist 
und sehr wahrscheinlich eintre- 
ten wird, macht nicht einmal den 
Bruchteil eines Unterschiedes 
aus. 


Das Ereignis, das im Bankwesen 
einen Feuersturm auslösen 
könnte, ist die wahrscheinliche 
Wahl von Carlos Menem zum 
Präsidenten von Argentinien. 
Menem hat geschworen, daß Ar- 
gentinien unter seiner Regierung 
seinen internationalen Schulden- 
verpflichtungen - die sich derzeit 
auf 55 Milliarden Dollar belau- 
fen und ständig steigen — nicht 
mehr nachkommen wird, falls 
dadurch das argentinische Volk 
weiter verarmt. 


Jeder Penny dieser 55 Milliarden 
Dollar wurde natürlich von den 
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Auf diesem Posten führte er eine 
weitverbreitete Kampagne zur 
Organisation von Gewerkschaf- 
ten, die zur Gründung mächtiger 
Gewerkschaften unter den Ver- 
packungshaus-, Metall-, Textil- 
und landwirtschaftlichen Arbei- 
tern führte. Seine Unterstützung 
der Arbeiter Argentiniens war 
die Grundlage für seine späteren 
politischen Erfolge. 


Die Geschichte 
des Volkshelden Peron 


Schon 1945 war Peron Vizepräsi- 
dent von Argentinien. Im Okto- 
ber des gleichen Jahres wurde 
die Regierung in der er diente in 
einem weiteren militärischen 
Staatsstreich gestürzt, und Peron 
wurde ins Gefängnis gesperrt — 


Der argentinische Präsident Raul Alfonsin hat das Land in eine 
schwere Finanz- und Wirtschaftskatastrophe geführt. 


Handelsbanken der Welt aus 
dem blauen Dunst heraus ge- 
schaffen, und jeder Penny dar- 
auf gezahlte Zinsen stammt aus 
der Produktivität der arbeiten- 
den Bevölkerung Argentiniens. 


Nun, viele lateinamerikanische 
Politiker haben in der Vergan- 
genheit heftige Streitgespräche 
über diese Frage geführt, aber 
Menem ist Peronist - Anhänger 
des argentinischen Präsidenten 


Juan Domingo Peron 
(1895-1974). 
Peron war ein dynamischer 


Volksheld und die dominierende 
Kraft in der argentinischen Poli- 
tik des 20. Jahrhunderts. Als 
Mitglied der Militär-Junta, die 
im Juni 1943 die Macht ergriff, 
wurde Peron bald Arbeitsmini- 
ster. 


aber nur für eine Woche. Seine 
Anhänger unter den Arbeitern 
mobilisierten sich und verlang- 
ten seine Freilassung. 


Bei den im Februar 1946 abge- 
haltenen freien Wahlen wurde 
Peron mit fast zwei Drittel der 
Stimmen des Volkes gewählt, 
und das trotz des Widerstands 
aller etablierten politischen Par- 
teien, von den Konservativen bis 
hin zu den Kommunisten. 


Im September 1955 wurde Peron 
durch einen Staatsstreich des 
Militärs gestürzt. Sein Ver- 
mächtnis lebte jedoch weiter. 
Bei den Wahlen von 1973 wurde 
Perons ausgesuchter Kandidat, 
Hector Garcia, zum Präsidenten 
gewählt. Wie geplant, forderte 
Garcia Peron auf, aus seinem 
spanischen Exil zurückzukeh- 


ren, trat als Präsident zurück 
und Peron wurde erneut in freier 
Wahl zum Präsidenten gewählt. 
Im darauffolgenden Jahr starb 
Peron im Amt im Alter von 79 
Jahren. 


Im März 1976 ergriff wieder ein- 
mal eine Militär-Junta die 
Macht. Diese Junta erreichte 
neue Gipfel der Inkompetenz, 
sogar für lateinamerikanische 
Verhältnisse. Sie stürzte Argen- 
tinien tief in Schulden. Unter 
dem Vorwand den Kommunis- 
mus und Terrorismus zu be- 
kämpfen, entführte sie ohne je- 
de Formalität Tausende von Ar- 
gentiniern und brachte sie um. 


Juan Peron, der unvergesse- 
ne argentinische Regierungs- 
chef, hatte seine Anhänger in 
allen Schichten des Volkes. 


Im Kielwasser des äußerst be- 
schämenden Debakels, nämlich 
des verlorenen Krieges gegen 
Großbritannien um die Falk- 
land-Inseln/Malvinen von 1982, 
setzte sie nicht einmal ihre 
Schulden bei britischen Banken 
von etwa zwei bis drei Milliarden 
Dollar aus, noch viel weniger 
dachte sie daran, sie nicht anzu- 
erkennen. 


Der Ruin 
der Währung 


Diese Junta von Generälen 
kämpfte einen Marx-Brothers- 
Krieg gegen die einfallenden 
Briten. In dem Feldzug, der an 
den italienischen Feldzug gegen 
die Briten in Nordafrika 1940-41 
erinnerte, als italienische Gene- 
räle versuchten, den Krieg von 
Rom aus zu führen, gab die ar- 
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gentinische Regierung unreali- 
stische Befehle an ihre schlecht 
ausgerüsteten und schlecht ge- 
führten Truppen auf den Malvi- 
nen (Falkland-Inseln) aus, wäh- 
rend ihre Führer ganz gemütlich 
in Buenos Aires saßen. 


Peinlich betroffen und gedemü- 
tigt trat das Militär beiseite und 
wurde 1983 durch eine vom Prä- 
sidenten Raul Alfonsin und sei- 
ner sogenannten Radikalen Par- 
tei geführten gewählten Regie- 
rung abgelöst. 


Die »radikale« Regierung Ar- 
gentiniens ist ebenso radikal wie 
ein Haufen Landklub-Republi- 
kaner. Es gelang ihr nicht, Ar- 
gentiniens historischen und 
rechtmäßigen Anspruch auf die 
Malvinen durchzusetzen. Bei ih- 
rem verzweifelten Versuch, die 
von ihren unmittelbaren Vor- 
gängern gemachten Schulden zu 
honorieren, hat sie das Volk von 
Argentinien verarmt und die 
Währung des Landes gründlich 
ruiniert. 


In einer Serie von Streiks im Ok- 


"tober 1988 brachten Argenti- 


niens Arbeiter, denen die Dinge 
zum Halse heraushingen, das 
Land fast zu einem Stillstand. 
Lehrer, Post- und Eisenbahnar- 
beiter, Telefon- und andere Ar- 
beiter aus dem Dienstleistungs- 
wesen legten alle die Arbeit nie- 
der und verlangten eine Erhö- 
hung der Mindestlöhne, die etwa 
dem Gegenwert von 80 Dollar 
pro Monat entsprachen. Die Re- 
gierung Alfonsin führte den 
Vorsitz über eine Inflation, die 
bis zu 1000 Prozent pro Jahr be- 
trug. 


Kein Vertrauen 
zu den Banken 


Die Journalistin Maureen Mee- 
han, die in »Third World Week« 
schreibt, beschreibt eine Wirt- 
schaft im Stadium des Zusam- 
menbruchs. Sie zitiert einen 
Lehrer der nachts Taxi fährt und 
der gesagt haben soll: »Bei den 
seltenen Gelegenheiten, wo ich 
über zusätzliches Geld verfüge, 
kaufe ich Ziegelsteine, Automo- 
bilteile, Stoffe — alles was ich 
später wieder verkaufen kann. 
Das Geld selbst wird so schnell 
wertlos; und natürlich hat nie- 
mand Vertrauen zu den 
Banken.« 


Miß Meehan zitiert auch eine 
Hausfrau aus einem verarmten 
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Viertel,.die gesagt haben soll, sie 
ziehe es vor, Nahrungsmittel für 
ihre Kinder zu kaufen, anstatt 
ihre Stromrechnung zu bezah- 
len: »Bestände nicht das Chaos 
und die Streiks im Elektrizitäts- 
werk, dann wüßte man dort in- 
zwischen, daß ich meine Strom- 
rechnung schon ein Jahr lang 
nicht bezahlt habe.« 


1987 waren die Peronisten die 
großen Gewinner in landeswei- 
ten und örtlichen Wahlen in Ar- 
gentinien. 1988 gewannen sie ei- 
ne Reihe von Nachwahlen zum 
nationalen Parlament. Derzeit 
erfreuen sie sich einer deutlichen 
Führung bei öffentlichen Mei- 
nungsumfragen. 


Im vergangenen Dezember 
schrieb die maßgebende, in Lon- 
don ansässige »International 
Currency Review«, die 300 Dol- 
lar für sechs Ausgaben verlangt 
und hauptsächlich unter interna- 
tionalen Bankern und Angestell- 
ten von Zentralbanken und Fi- 
nanzministerien um den Erdball 
herum zirkuliert, in ihrer Be- 
richterstattung über die argenti- 
nische Wirtschaft, daß die Pero- 
nisten sich darauf vorbereiten, 
»Senor Alfonsin und seine Radi- 
kalen bei den Wahlen im kom- 


Der Peronist Carlos Menem, 
ein charismatischer Politiker, 
will, daß Argentinien seinen 
finanziellen Verpflichtungen 
nicht mehr nachkommt. 


Barber R. Conable, Vorsitzen- 
der der Weltbank: »Argenti- 
nien steht vor ernsten Proble- 
men und einem immer härter 
werdenden Kampf.« 


menden Mai in den Mülleimer 
der Geschichte zu fegen.« 


UÜberhang von Schulden 
in Milliardenhöhe 


Das Blatt bemerkte auch, daß 
»die Vereinigten Staaten bei den 
Peronisten feindschaftliche Ge- 
fühle erwecken durch ihre offe- 
ne Unterstützung dessen, was je- 
dermann als eine gescheiterte 
Regierung der Radikalen er- 
kennt, die ohne Hoffnung auf 
Überleben auf ihren Füßen da- 
hinstirbt«. 


Die »International Currency Re- 
view« schreibt weiter: »Unter- 
dessen bereiten die Peronisten 
sich zur Regierung vor, unter 
der Führung des unheilvollen 
Carlos Menem, der sich deutlich 
als neuer Juan Peron sieht... 
Die Verkündigung des Senor 
Menem und seiner Mannschaft 
waren verschwommen bis zum 
Außersten — abgesehen von ei- 
nem Thema: Argentinien will 
seinen Schuldenverpflichtungen 
nicht mehr nachkommen, wenn 
dies erhöhte Armut und langsa- 
meres Wachstum .bedeutet .... 
Es ist eine gewaltige und schnell 
wachsende Welle der Unterstüt- 
zung für die Peronisten in Ar- 
gentinien vorhanden, so daß 
einige Banker sogar versuchen 
sich selbst einzureden, daß eine 
Menem-Regierung letzten En- 
des vielleicht doch nicht so 
schlecht ist. Dies wird sich wahr- 
scheinlich als eine trügerische 
Hoffnung erweisen. 


Wie unsere Zeitung in der Ver- 
gangenheit schon oft ausgeführt 
hat, ist es eben der UÜberhang 
von Milliarden Dollar an Schul- 
den, der zu dem geführt hat was 
man erhöhte Armut und langsa- 
meres Wachstum nennt.« 


1982, als die internationale 
Schuldenkrise aus den Finanz- 
seiten verschwand und auf die 
Frontseiten der Zeitungen rück- 
te, belief sich die Auslands- 
schuld Argentiniens auf rund 40 
Milliarden Dollar. 


Das Militärregime (1976 bis 
1983), das der demokratisch ge- 
wählte peronistischen Regierung 
folgte, und die gewählte Regie- 
rung der »Radikalen« des Präsi- 
denten Raul Alfonsin (1983 bis 
jetzt) haben sich als gänzlich un- 
fähig erwiesen, in dieser Angele- 
genheit irgendwelche Fortschrit- 
te zu erzielen. Die Banker und 
der Internationale Währungs- 
Fonds (IWF) haben die Lage 
noch verschlimmert, indem sie 
gutes Geld dem schlechten hin- 
terherwarfen und unzahlbare 
Schulden auf unzahlbare Schul- 
den häuften. 


Immer neue, 
höhere Schulden 


Die erste »Rettung« Argenti- 
niens durch das Establishment 
erfolgte im Januar 1983 mit einer 
»Überbrückungsanleihe« vom 
IWF. Im August 1983 wurde ei- 
ne weitere multilaterale Verein- 
barung zur Linderung der Schul- 
den unterzeichnet, unter der sich 
die Gläubigerbanken dazu bereit 
erklärten, Argentinien mit zu- 
sätzlichen 1,5 Milliarden Dollar 
an »neuem Geld« zu unterstüt- 
zen, aber nur 500 Millionen Dol- 
lar von dieser Summe wurden 
tatsächlich ausbezahlt. 


Im Dezember 1984 wandelten 
die Handelsbanken 14,4 Milliar- 
den Dollar der Auslandsschuld 
Argentiniens um und stellten 
weitere 3,7 Milliarden Dollar an 
neuem Geld bereit. Im August 
1987 wurden 30,2 Milliarden 
Dollar der argentinischen Schul- 
den umstrukturiert und 1,5 Mil- 
liarden Dollar neues Geld be- 
reitgestellt. 


Diese beiden Sicherstellungen 
beinhalteten wesentliche langfri- 
stige Kredite zuzüglich zu der 
Umstrukturierung und den lang- 
fristigen Darlehen — nämlich 3,1 
Milliarden Dollar 1984 und 3,5 
Milliarden Dollar im Jahre 1987 
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Argentinien 


Schulden 
erdrücken 
das Land 


‚Wie die maßgebende »Latin 
American Times« berichtete, 
hatten »Argentiniens Rückstän- 
de - spätestens im September 
1988 -— bereits 1,2 Milliarden 
Dollar überschritten, ohne daß 
seit dem 15. April 1988 irgend- 
welche Zinszahlungen an Han- 
delsbanken geleistet wurden«. 


Wie reagierte das Establishment 
auf diese Krise? Natürlich indem 
es noch mehr Geld nach Argen- 
tinien schickte. 


Das Land steht 
vor dem Kollaps 


Auf einer Pressekonferenz am 
25. September 1988 in Westber- 
lin kündete der Vorsitzende der 
Weltbank, Barber R. Conable, 
ein ehemaliger US-Kongreßab- 
geordneter aus dem Hinterland 
von New York, vier separate 
Darlehen an Argentinien in ei- 
ner Gesamthöhe von 1,25 Mil- 
liarden Dollar an. Dieses Darle- 
hen-Paket, wie die vier ihm vor- 
ausgegangenen Sicherstellun- 
gen, wurde in erster Linie dazu 
verwendet, überfällige Zinsen zu 
zahlen. 


Die Kredite wurden natürlich 
noch schwerer auf die Schultern 
der arbeitenden Männer und 
Frauen Argentiniens gestapelt. 


Dieses traurige Spektakel hätte 
eigentlich — hat aber anschei- 
nend nicht - Conable deutlich 
vor Augen führen müssen, daß 
es völlig unmöglich ist, auf »Teu- 
fel-komm-raus« geliehene Gel- 
der mit aus dem blauen Dunst 
heraus geschaffenen zusätzli- 
chen Schuldengeldern zurückzu- 
zahlen. Dies wird die endgültige 
Lösung dieser Krise nur noch 
schmerzvoller gestalten. 


Und dennoch machte Conable 
eine gute Miene zu seinem tö- 
richten Spiel. »Lassen Sie es frei 
heraus sagen«, führte Conable in 
einer vorbereiteten Erklärung 
aus, »Argentinien steht vor 
ernsthaften Problemen und ei- 
nem immer härter werdenden 
Kampf, um aus der Langsam- 
“ wachstum-Hochverschuldungs- 
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Hochinflations-Falle, in der es 
sich befindet, wieder herauszu- 
kommen. Aber ich bin über- 
zeugt davon, daß das von der 
Regierung entworfene Pro- 
gramm ein großer Schritt in die 
richtige Richtung ist. 


Wenn es mit Beharrlichkeit 
durchgeführt und von der inter- 
nationalen Finanzgemeinde ab- 
gesichert.wird, dann wird es dem 
Lande ermöglichen, seine ma- 


“krowirtschaftliche Leistung be- 


deutend zu verbessern.« 


Es besteht nicht der geringste 
Zweifel daran, daß Argentinien 
sich in einer Lage befindet, die 
Conable als »Langsamwachs- 
tum-Hochverschuldungs-Hoch- 
inflations-Falle« bezeichnete. 
Argentiniens Währung, der 
Austral, ist Monopolygeld. Sie 
wurde im Juni 1985 eingeführt, 


. als ein Austral 1000 verdorbene 


Peso ersetzte und auf 1,00 Dol- 
lar = 0,80 Austral, oder 1,00 
Austral = 1,25 Dollar festgelegt 
wurde. 


Laufende Abwertung 
und hohe Inflation 


Bis spätestens 31. Dezember 
1987 konnte man für einen Dol- 
lar 3,75 Australs kaufen. Im Au- 
gust 1988 wurde nach einer 
scharfen Abwertung von der ar- 
gentinischen Zentralbank eine 
Handelsquote von 12 Australs 
m Dollar festgesetzt, einherge- 
end mit einer »Finanzquote« 
von 14,40 Australs = 1,00 Dol- 
lar. Bis spätestens Januar 1989 
hatte sich die Finanzquote wei- 
ter auf 16,86 Australs pro Dollar 
verschlechtert, und es ist kein 
Ende für den freien Sturz des 
Australs abzusehen. 


Wie es so oft der Fall ist, ging 
der freie Sturz des Australs, 
obendrein zu dem freien Sturz 
des argentinischen Peso, der vor 
dem Juni 1985 gesetzliches Zah- 
lungsmittel war, mit einer rasen- 
den Inflation einher. 1988 lag die 
monatliche Inflationsrate zwi- 
schen neun und 25,6 Prozent pro 
Monat. 


Eine monatliche Inflationsrate 
von 25,6 Prozent entspricht ei- 
ner Jahresrate von 1500 Prozent, 
da sich die inflationäre Raserei 
zusammenbalit und sich selbst 
ernährt. 


Die Antwort der Regierung Al- 


fonsin hierauf war der sogenann-- 


te »Primavera« (Frühlings)- 
Plan, der darauf abgestimmt ist, 
die Löhne und Gehälter niedrig 
zu halten, während die Preise 
weiter steigen können. 


Dies ist die klassische Reaktion 
von Regierungen der dritten 
Welt, die danach streben, aus- 
ländischen Gläubigern auf Ko- 
sten ihrer bereits verarmten 
Staatsbürger Geld zukommen zu 
lassen; die Nachfrage wird wirk- 
sam reduziert, so daß mehr In- 
landsgüter für die Ausfuhren 
und zur Preisfestsetzung für Ein- 
fuhren frei werden. 


Die Lage des Landes 
ist aussichtslos. 


Trotz aller Entbehrungen der 
Bürger Argentiniens zugunsten 
der Banker wird die Lage des 
Landes immer schlimmer, nicht 
besser. 


Wie die »International Currency 
Review« berichtete, gab die 
Chase Manhattan Bank im ver- 
gangenen September bekannt, 
daß sie in Argentinien mit nicht 
erfüllbaren Darlehen rechne. 


Das gleiche Journal berichtete, 
daß fast zur gleichen Zeit Kana- 
das Toronto Dominion Bank 
»wie berichtet Argentiniens mit- 
telfristige Wertpapiere in Höhe 
von rund 80 Millionen Dollar zu 
etwa 23 Cent pro Dollar ver- 
kauft hat«. 


Die »International Currency Re- 
view« schreibt weiter: »Ein Ana- 
lytiker von Solomon Brothers 
verlieh der optimistischen An- 
sicht Ausdruck, dies habe Ar- 
gentiniens Vermögenswerte im 
Preis niedrig gesetzt, und daß 
diese »den Boden erreicht haben 
könnten«. Wenn die Peronisten 
im kommenden Mai die Wahlen 
gewinnen, dann wird das, was er 
bis dahin gesehen hat, noch gar 
nichts sein«. 


Der peronistische Kandidat bei 
den Wahlen ist der 5Sjährige 
Gouverneur der Provinz La Rio- 
ja, einer kleinen armen Provinz 
im Nordwesten Argentiniens, 
die an Chile grenzt. Er ist rö- 
misch-katholisch und syrischer 
Abstammung. 


Die Sorgen 
der Ba 


In einer offenen und freien Vor- 
wahl am 9. Juli 1988 hob er den 


favorisierten Gouverneur der 
Provinz Buenos Aires, Antonio 


Cafiero, mit 57 zu 43 Prozent der . 


Stimmen aus dem Sattel. Die 
Presse des Establishment glaubt 
zu wissen warum, meint das Ma- 
gazin »Economist«: »Senor Me- 
nems schamlose Verteidigung 
des traditionellen Peronismus 
brachte ihm mächtige Unterstüt- 
zung seitens der rechtsgerichte- 
ten Arbeiter-Barone innerhalb 
der Partei ein.« 


Die »Washington Post« zitierte 
einen Gehilfen Cafieros, den das 
Establishment verspätet als »ge- 
mäßigten« Peronisten entdeck- 
te, der gesagt haben soll: »Es ist 
eine Art Anflug des Zaubers, 
ein nicht mit Vernunft erklärba- 
rer Weg zur Erlösung. Die Be- 
reiche der Vernunft waren unfä- 
hig irgendwelche Lösungen für 
die Nöte des Volkes zu finden, 
und so suchen die Menschen 
nach einer charismatischen Lö- 
sung.« 


Menem war Gegner des argenti- 
nischen Militärregimes und wur- 
de von jener Regierung fast fünf 
Jahre lang ins Gefängnis ge- 
sperrt. Dies war nach Ansicht 
argentinischer Beobachter im 
Wahlkampf ein Pluspunkt. 


Das Establishment 
macht sich Mut 


Das »Wall Street Journal« nann- 
te Menem »einen charismati- 
schen Populisten« und fügte hin- 
zu: »Ein unermüdlicher Feldzug, 
der ihn durch die Viertel der ar- 
beitenden Bevölkerung hin- 
durch führte, legte die Grundla- 
ge für seinen Überraschungssieg 
bei den Vorwahlen.« 


Das Establishment fürchtete 
ganz offensichtlich einen Wahl- 
sieg Menems und hofft, daß 
»Gemäßigte« und die »Mittel- 
klasse« sich irgendwie zusam- 
mentun werden, um ihn zu 
schlagen. Man scheint zu glau- 
ben, daß die Argentinier gegen 
niedrigere Steuern und dafür 
sind, Jahr für Jahr über fünf Mil- 
liarden Dollar an Zinsen an das 
internationale Banken-Esta- 
blishment zu zahlen. 


In dieser Hinsicht pfeift das 
Establishment deutlich im dunk- 
len, um sich selbst Mut zu ma- 
chen. Statt dessen sollte es sich 
auf eine neue Realität vorberei- 
ten. 
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Sudafrika 


Mrs. 


Thhatcher 
gibt Botha 


neuen 


Auftrieb 


Alec de Montmorency 


Als im März dieses Jahres die britische Premierministerin Margaret 
Thatcher unangekündigt im südafrikanischen Kapstadt landete, 
wurde jedermann von dieser Blitzreise und ihrer Ankunft über- 


rascht. Nun, fast jedermann! 


Nicht überrascht war der süd- 
afrikanische Präsident Pieter W. 
Botha, der um sein politisches 
Überleben kämpft. Für ihn war 
es die Gegenleistung für einen 
politischen Gefallen, den er 
Mrs. Thatcher vor sieben Jahren 
erwiesen hatte. 


Es ist eigentlich kein 
Rätsel 


Der von Mrs. Thatcher selbst 
angegebene offizielle Grund für 
ihre unerwartete Reise war die 
Ankündigung, daß ihre Regie- 
rung Sanktionen gegen Südafri- 
ka weiterhin entgegentreten 
wird. Aber da dies schon seit 
Jahren Londons stetige Politik 
ist, und zwar auch unter dem 
Druck der Vereinten Nationen, 
war das nun wirklich ein ausrei- 
chender Grund für einen Blitz- 
besuch unter Bedingungen der 
Geheimhaltung? 


Der wahre Grund für Mrs. That- 
chers plötzliche Reise trat zuta- 
ge, als die National Party, die 
versucht hatte, den 74jährigen 
Botha auszubooten und ihn 
durch den jüngeren Führer des 


liberalen Flügels der Partei, der ° 


von den Vereinigten Staaten be- 
günstigt wird, Frederick de 
Klerk, zu ersetzen, plötzlich 
nachgab und nichts tat. 


Aber warum vollzog Mrs. That- 
cher einen derart offenkundi- 


gen, kaum verhüllten störenden 
Eingriff in den internen südafri- 
kanischen Streit? Die Frage gab 
und gibt immer noch vielen der 
in Kapstadt ansässigen Korre- 
spondenten und Kommentato- 
ren daheim in Europa ein Rätsel 
auf. Aber es ist eigentlich über- 
haupt kein Rätsel. 


Mrs. Thatcher zahlte eine große 
politische Schuld zurück, die sie 
sieben Jahre zuvor gemacht hat- 
te. Weder sie noch Botha haben 
sie jemals erwähnt, denn es soll 
immer noch ein Staatsgeheimnis 
sein, obwohl einige Einzelheiten 
der Angelegenheit über die Jah- 
re hinweg: durchgesickert sind. 


Zusammenarbeit im 
Falkland-Krieg 


Die Sache geht zurück auf Ende 
März 1982, als in London die 
Nachricht einging, daß argenti- 
nische Streitkräfte drauf und 
dran waren, in die Falkland-In- 


seln (Malvinen) einzufallen. Die- 


Lage sah Böses verkündend aus. 


Das US-Außenministerium hat- 
te Whitehall mit immer druck- 
volleren Vorschlägen bombar- 
diert — die mehr und mehr wie 
Forderungen aussahen -, daß 
London die Liquidation seiner 
noch verbliebenen überseei- 
schen Besitzungen, besonders 
die im Südatlantik, die von Ar- 


gentinien beansprucht wurden, 
beschleunigen möge. 


Gab es eine Art Koordination 
zwischen der argentinischen Mi- 
litärjunta und dem amerikani- 
schen Außenministerium? 


Da war auch die gleichermaßen 
Böses verkündende Tatsache, 
daß von Anfang an, seitdem die 
Militärdiktatur im März 1976 in 
Buenos Aires zur Macht gekom- 
men war, Militärgerät aller Art, 
einschließlich Flugzeugen und 
Raketen, aus vielen Stellen des 
Erdballs in das Land der Pampas 
strömte. Und die US-Banken 
übernahmen auf den Rat (sprich 
Garantie) des Staates hin die 
vollen Kosten. 


Es gab die Befürchtung, daß ho- 
he Beamte in Washington, die es 
darauf abgesehen hatten, Eng- 
land seiner letzten überseeischen 
Besitzungen zu entledigen, ver- 
suchen könnten, Präsident Ro- 
nald Reagan dazu zu überreden, 
jedem britischen Versuch, ir- 
gendwelche ihrer von Argenti- 
nien übernommenen Besitzun- 
gen gewaltsam zurückzuholen, 
Hindernisse in den Weg zu le- 
gen. Es gab Gerüchte über ein 
Einfrieren aller anglo-amerika- 
nischen Vereinbarungen für die 
Dauer der britisch-argentini- 
schen Zwietracht. 


Zwei verschiedene 
Möglichkeiten 


Großbritannien hatte zwei ver- 
schiedene Möglichkeiten der 
Vorauslogistik in einem Krieg 
im Südatlantik: eine war Widea- 
wake Air Base auf der Himmel- 
fahrtsinsel, eine amerikanische 
Einrichtung auf einer von den 
Briten’besetzten Insel; die ande- 
re befand sich in Simonstown, 
das England 1957 an Südafrika 
übergeben hatte. 


Einige Jahre lang nach der 
Übergabe hatte das Südatlantik- 
Geschwader der britischen 
Kriegsmarine die dortigen Ein- 
richtungen mit Einwilligung von 
Pretoria benutzt. Aus Sparsam- 
keitsgründen war jenes Ge- 
schwader dann aufgelöst wor- 
den. Wenn dieser Stützpunkt zur 
Verfügung stünde, so wäre er ei- 
ne Alternative zu der Himmel- 
fahrtsinsel, falls sich die Verei- 
nigten Staaten dazu entschließen 
sollten, sich auf die Seite von 
Buenos Aires zu stellen. 


Mit diesem Gedanken im Kopf. 
wandte sich Mrs. Thatcher mit 
einem Notruf an Botha, und es 
wurde ihr versichert, daß briti- 
sche Streitkräfte die Einrichtun- 
gen jederzeit nach ihrem Belie- 
ben benutzen könnten, Einrich- 
tungen, zu denen ein Marine- 
stützpunkt, ein naher Flugplatz 
und ein angrenzendes Überwa- 
chungs- und Nachrichtenzen- 
trum gehörten, die Südafrika mit 
britischer Ausrüstung aufgebaut 
hatte. 


Wie sich herausstellte, sprach 
Mrs. Thatcher auch persönlich 
mit Reagan, und dieser erklärte 
sich bereit, sich auf die Seite 
Großbritanniens zu stellen, mit 
technischer Hilfeleistung wie Sa- 
telliten-Uberwachungsdaten für - 
die britische Einsatzgruppe, zu- 
sammen mit den Einrichtungen 
am Stützpunkt Wideawake. 


Ob. nun Bothas Entscheidung, 
britischen Streitkräften einen 
Vorausstützpunkt zur Verfü- 
gung zu stellen, Reagans Ent- 
scheidung beeinflußt hat oder 
nicht, wird man vielleicht nie 
wissen. Aber was Südafrika be- 
trifft, bleibt die Thatcher-Regie- 
rung fest. 


Politisches Durcheinander 
in Südafrika 


Um aus einer Depesche im 
»Journal of Commerce« von An- 
fang März zu zitieren: 


»Das Herausziehen von inve- 
stierten Geldern hat bislang 
noch nicht dazu geführt, Südafri- 
ka zu überreden, seine Rassen- 
politik zu ändern. Seitdem die 
Zurückziehungen 1985 began- 
nen, hat die Wirtschaft sich eini- 
germaßen erholt. Das Land 
zahlt seine Auslandsschulden 
mit einer Geschwindigkeit zu- 
rück, die von anderen Entwick- 
lungsländern und Ländern der 
dritten Welt nicht erreicht wird. 
Die von den Multinationalen ge- 
lieferten Güter sind hier immer 
noch frei verfügbar und deren 
Nachfolgefirmen. 


Das Herausziehen von Investi- 
tionsgeldern hat. zum Verlust 
von einigen Arbeitsplätzen für 
Schwarze geführt, hauptsächlich 
durch Rationalisierung von Be- 
trieben, die von Konkurrenten 
aufgesogen wurden, und viel- 
leicht in geringem Umfang durch 
Beschneidungen von positiven 
Aktionsprogrammen.« D 


Interessen- 
Konflikte ın 
der Bush- 


Regierung 


Victor Marchetti 


Lawrence Eagleburger, von US-Präsident George Bush für den 
Posten des stellvertretenden amerikanischen Außenministers ausge- 
wählt, sagte zu seinen Freunden, daß er es ablehnen wird, sich mit 
ministeriellen Angelegenheiten zu befassen, die sich auf gewisse 
Körperschaften und Länder beziehen. Er sagte, er wünsche dies so 
zu handhaben, weil er auch nur den Anschein von möglichen Interes- 
sen-Konflikten vermeiden möchte, die als Folge seiner früheren 
Geschäftsbeziehungen als Präsident von Henry Kissingers Associates 


entstehen könnten. 


Lawrence Eagleburger will es je- 
doch nicht ablehnen, sich mit 
Angelegenheiten zu befassen, 
die Israel betreffen. Und doch 
hatte er in der jüngsten Vergan- 
genheit persönlich sowohl mit 
der israelischen Regierung als 
auch mit mindestens einer von 
Israelis finanzierten Organisa- 
tion zu tun. Und in beiden Fäl- 
len erhielt er eine finanzielle 
Vergütung. j 


F ie Israel täti 
und von Israel bezahlt 


Also, während Eagleburger we- 
gen des Anscheins von Interes- 
sen-Konflikten in bezug auf sei- 
ne Geschäftsverbindung mit an- 
deren Ländern Besorgnis vor- 
täuscht, sieht er anscheinend ein 
solches Verhältnis nicht, wenn 
es sich darum handelt, für Israel 
tätig und von Israel bezahlt zu 
werden. 


Der erste passende Fall bezüg- 
lich Eagleburgers Interessen- 
Konflikte hinsichtlich Israels ist 
eine Verbindung mit dem Wa- 
shingtoner Institute for Near 
East Policy, ein von Israelis un- 
terstützter Denk-Tank. Im ver- 
gangenen Jahr führte Eaglebur- 
ger den Vorsitz - zusammen mit 
dem ehemaligen amerikanischen 
Vizepräsidenten Walter Monda- 
le - bei der Erstellung eines Son- 
derberichts durch das Institut. 
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Der Bericht wurde von der Pre- 
sidential Study Group on US- 
Policy in the Middle East (Stu- 
diengruppe für amerikanische 
Politik im Nahen Osten auf Prä- 
sidenten-Ebene)‘ ausgearbeitet 
und wurde inzwischen Präsident 
Bush als Blaupause für amerika- 
nische Politik in der Region vor- 


gelegt. 


Eagleburger erstellte den Be- 
richt vor einigen Monaten für 
AIPAC-Mitarbeiter und sagte 
bei dieser Gelegenheit, die 
Bush-Regierung müsse Israel 
beschützen, indem sie Syrien da- 
von abschreckt, gegen den zioni- 
stischen Staat Krieg zu führen. 


Dies soll auf folgende Weise ge- 
schehen: »Erstens durch Ver- 
stärkung der strategischen Zu- 
sammenarbeit mit Israel, mit 
Unterstützung Israels bei der 
Entwicklung einer - antitakti- 
schen Verteidigung mit ballisti- 
schen Raketen; zweitens durch 
Beeinflussung des Irak, nicht zu 
seiner früheren ablehnenden 
Ausrichtung gemeinsam mit Sy- 
rien zurückzukehren; drittens 
durch Aufwertung des ägyp- 
tisch-israelischen Vertrags, der 
weiterhin als Eckstein zur Stabi- 
lität in der Region gilt.« 


Eagleburger sagte auch, daß in 
dem Bericht der Gedanke ver- 
treten wird, einen US-Sonderbe- 


auftragten zu ernennen, um den 
Friedensprozeß zu erleichtern 
und das Wettrüsten im Nahen 
Osten zu verringern. Es wäre die 
Aufgabe des Sonderbeauftrag- 
ten, meinte er, »die amerikanı- 
schen Verpflichtungen gegen- 
über Israel — politische Ver- 
pflichtungen und solche hinsicht- 
lich der Sicherheit, die strategi- 
sche Beziehungen, die wirt- 
schaftlichen Bindungen und alle 
jene Dinge, die unsere beiden 
Länder aneinander binden, noch 
einmal zu bekräftigen und ein 
gegenseitiges Vertrauen aufzu- 
bauen«. 


Stärkung der 
US-Verpflichtungen 
gegenüber Israel 


Eagleburger fügte hinzu, daß in 


dem Bericht eine maßgebende 
internationale Friedenskonfe- 
renz abgelehnt und daß darin 
empfohlen wird, daß die USA 
»nichts mit einem einseitig er- 
klärten Staat der palästinensi- 
chen Regierung im Exil zu tun 
haben darf, und daß wir einen 
PLO-Staat ganz bestimmt nicht 
akzeptieren dürfen«. 


Die AIPAC-Mitarbeiter, die 
Eagleburger befragten, brauch- 
ten nicht weit zu reisen, um von 
seiner Arbeit im Namen Israels 
zu erfahren. AIPAC und ihr 
Nachrichtenblatt »Near East Re- 
port« sind im Hause 500 North 
Capitol Street in Washington an- 
sässig. Das Washingtoner Insti- 
tute for Near East Policy ist un- 
ter der gleichen Adresse zu 
finden: 


Die Tatsache, daß der künftige 
stellvertretende amerikanische 
Außenminister der selbstdienen- 
den und unhaltbaren Position 
der israelischen Regierung in 
Nahost-Angelegenheiten gegen- 
über voll und ganz verpflichtet 
ist, ist schlimm genug. Aber daß 
er und andere zukünftige ameri- 
kanische Politikmacher, die bei 
der Erstellung des Berichts des 
von den Israelis unterstützten 
»Denk-Tanks« mitwirkten, für 
ihre Arbeit finanzielle Vergü- 
tungen entgegengenommen hä- 
ben, ist ein klarer Interessen- 
Konflikt. 


Weitere Namen auf 
Israels Gehaltsliste 


Die anderen zukünftigen Ma- 
cher der amerikanischen Politik, 
die Eagleburger im vergangenen 


Jahr dabei halfen, die Haltung 
der israelischen Regierung im 
Nahen Osten zu stärken, waren 
Dennis Ross und Richard Haass. 


Ross, einst Mitglied des Natio- 
nal Security Council (NSC) im 
Weißen Haus unter Reagan, 
wurde zum Direktor des Pla- 
nungsstabs des Außenministe- 
riums ernannt. Er ist langjähri- 
ger und wohlbekannter Unter- 
stützer der Israelis und diente 
während des Wahlkampfes in 
der Bush-Mannschaft als Chef- 
Berater für Außenpolitik. 


Haass, ein weiterer ausgespro- 
chener Verfechter israelischer 
Interessen, trat an die Stelle von 
Ross als Spitzenmann des NSC 
in Nahost-Fragen. 


Nach Mitteilung aus Kreisen der 
pro-israelischen Gemeinde nah- 
men alle drei zukünftigen Poli- 
tikmacher für ihre Mitwirkung 
an der Präsidenten-Studie von 
dem von Israel unterstützten 
»Denk-Tank« Zahlungen in 
Form von Honoraren entgegen. 
Eagleburger erhielt seinerzeit 
auch sein Gehalt von mehr als 
200 000 Dollar pro Jahr von der 
Firma Kissinger Associates. 
Ross war vom NSC beurlaubt, 
bezog jedoch während der Zeit, 
als die Studie erstellt wurde, 
Geld von der Regierung. 


Der zweite einschlägige Fall be- 
züglich Eagleburgers Interessen- 
Konflikt hinsichtlich Israels 
rührt von seiner Position als Prä- 
sident von Kissinger Associates 
her. Sowohl Eagleburger als 
auch der ehemalige amerikani- 
sche Außenminister Henry Kis- 
singer (Mehrheits-Partner und 
Haupttriebkraft hinter der Bera- 
terfirma, die ihren beträchtli- 
chen Einfluß bei der US-Regie- 
rung an Meistbietende aus dem 
Ausland verkauft) halten ihre 
Kundenliste unter strengstem 
Verschluß. Aber es ist in Wa- 
shington ein offenes Geheimnis, 
daß verschiedene israelische 
staatseigene Körperschaften auf 
dieser Liste obenan stehen, 
ebenso wie eine Reihe von ame- 
rikanischen und deutschen Fir- 
men, die mit Israel Geschäfte tä- 
tigen. 


Andere bekannte Auslandskun- 


den, die Eagleburger persönlich 
vertreten hat, sind Firmen in 
Jordanien und Nord-Yemen im 
Nahen Osten, Jugoslawien und 
Südkorea, Italien, Schweden 
und einigen anderen Ländern 
rund um die Erde. 
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Obwohl Eagleburger von seinem 
Posten bei Kissinger Associates 
zurückgetreten ist, bedarf es ei- 
ner beträchtlichen Erweiterung 
der Vorstellungskraft, um zu 
glauben, daß der neue stellver- 
tretende US-Außenminister die 
Interessen des amerikanischen 
Volkes und seiner Regierung vor 
denen seiner ehemaligen - und 
möglicherweise zukünftigen - 
Kunden stellen wird. 


Bindungen zur 
zionistischen Sache 


Daß ein ehemaliger Beamter 
sich seine Erfahrung und seinen 
Einfluß nach seinem Ausschei- 
den aus den Diensten der Regie- 
rung zunutze macht, ist eine Sa- 
che; an seinen Regierungsdien- 
sten zu verdienen ist in so einem 
Fall eine Sache der Begünsti- 
gung. Aber Eagleburger hat das 
schon einmal getan. Ihm jetzt ei- 
ne weitere Chance einzuräumen, 
den Kreislauf zu wiederholen, 
nachdem er so deutlich seine 
starken Sympathien zu Israel - 
und seine finanziellen Bindun- 
gen zur zionistischen Sache im 
Nahen Osten - zur Schau getra- 
gen hat, ist es nicht nur eine Fra- 
ge des Interessen-Konflikts. 


“Es gibt keinen fairen Weg für 


diesen Mann, die Interessen des 
amerikanischen Volkes und der 
Vereinigten Staaten in Sachen 
Israel oder Nahost objektiv zu 
vertreten. 


Vor ideologischen und 
moralischen Konflikten 


Als weiteres grasses Beispiel 
schlechter Urteilsfähigkeit - und 
möglicher Interessen-Konflikte 
- seitens der Bush-Regierung 
wurde Morris Abram, der kürz- 
lich zurückgetretene Vorsitzen- 
de der Conference of Presidents 
of Major American Jewish Or- 
ganizations, zum amerikani- 
schen Botschafter für das Euro- 
päische Zentrum der Vereinten 
Nationen in Genf ernannt. Das 
UN-Zentrum in Genf ist Haupt- 
quartier für solche UN-Agentu- 
ren wie die Kommission für 
Menschenrechte, die Internatio- 
nale Arbeiter-Organisation und 
die Welt-Gesundheitsorganisa- 
tion. 


‚Als einer der einflußreichsten 


Mitglieder der amerikanisch-jü- 


‘dischen pro-israelischen Ge- 


meinde hat sich Abram häufig 
und unzweideutig für Israels blu- 
tige Zerschlagung des palästi- 


nensischen Aufstands ausge- 
sprochen. Er verteidigte nicht 
nur die primitive Politik des zio- 
nistischen Staates, sondern ar- 
beitete offen darauf hin, jede 
Kritik an jenen brutalen Metho- 
den unter den aufgeklärteren 
Elementen der amerikanischen 
jüdischen Gemeinde im Keime 
zu ersticken. 


Abram versuchte darüber hin- 
aus, die amerikanische Regie- 
rung und die amerikanischen 
Medien unter Druck zu setzen, 
die rohe und grausame Taktik 
der israelischen Regierung zu 
rechtfertigen. Er zeigte absolut 
keine Empfindsamkeit, ge- 
schweige denn Besorgnis über 
die Tatsache, daß die Israelis 
den Palästinensern ihre Men- 
schenrechte in himmelschreien- 
der Weise verweigern. 


Kein Verständnis für 
die Sache der PLO 


Angesichts seiner vergangenen 
Taten ist von Abram nicht zu er- 
warten, daß er die USA bei der 


Commission on Human Rights | 


oder der International Labor 
Organization der Vereinten Na- 
tionen ehrlich vertreten wird. Es 
ist klar, daß er das Untersu- 
chungsergebnis der US-Regie- 
rung, wie es in dem jüngsten Be- 
richt des amerikanischen Au- 
Benministeriums zum Ausdruck 
kommt, nämlich daß Israel 
durch seine erbarmungslose Nie- 
derschlagung des Aufstands die 
Menschenrechte ständig ver- 
letzt, nicht billigen wird. Außer- 
dem wird er kaum die Politik der 
amerikanischen Regierung, 
durch die derzeitigen Bemühun- 
gen des Handelsvertreters des 
Präsidenten Israels Verstöße ge- 
gen die Rechte der palästinensi- 
schen Arbeiter zu untersuchen, 
unterstützen. 


Abram steht vielleicht nicht auf 
der Gehaltsliste der israelischen 
Regierung, aber er ist sicherlich 
ein eifriger Apologet des israeli- 
schen Staates. Und dies stellt ei- 
nen ideologischen und morali- 
schen Interessen-Konflikt dar. U 
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Jeder liebt 
Richard 
Cheney 


Michael Collins Piper 


War das ein Liebesfest, wie der Abgeordnete Richard Cheney von 
den amerikanischen Senioren begrüßt wurde. Spontan erhielt er die 
Anerkennung, sie sahen in ihm eine makellose Persönlichkeit. Oder 
gab es einen anderen Grund für den warmen und einstimmigen 
Beifall, den Cheney vom amerikanischen Kongreß erhielt? 


Die Wahl des Abgeordneten,Ri- 
chard Cheney zum neuen ameri- 
kanischen Verteidigungsminister 
und die Ablehnung des ehemali- 
gen Senators John Tower für 
den gleichen Posten ist eine 
deutliche Demonstration der 
Machtausübung seitens der in- 
ternationalistischen Elite. 


Hauptsache ist die 


Mitgliedschaft im CFR 


Dies ist eine Elite, die das Mili- 
tär eher als Profitquelle und 
Werkzeug auf der internationali- 
stischen Tagesordnung denn als 
Garant der Sicherheit für die 
amerikanischen Interessen an- 
sieht. 


Mit anderen Worten: Wenn Sie 
Mitglied des mächtigen Council 
on Foreign Relations (CFR), ei- 
ne internationalistische Gruppe, 
deren Mitgliedschaft aus den 
Reihen der Reichen und Mächti- 
gen angeworben wird, sind und 
zufällig ein »Trinker und Schür- 
zenjäger«, dann gelten Sie als 
wählbar für ein hohes amerika- 
nisches Regierungsamt — sogar 
für einen Kabinettsposten. 


Aber wenn Sie nicht Mitglied 
des CFR und ein Trinker und 
Schürzenjäger sind oder zu ir- 
gendeiner Zeit einmal dem ei- 
nen oder anderen Laster gefrönt 
haben, dann brauchen Sie nicht 
damit zu rechnen, eine Spitzen- 
position in der amerikanischen 
Regierung einnehmen zu kön- 
nen; es sei denn, Sie hätten ein 
paar gute Freunde, die zum CFR 
ehören. Aber auch dann wird 
ür nichts garantiert. 


US-Verteidigungsminister Richard Cheney bekommt Beifall von 


US-Senats dauerte nämlich sum- 
ma summarum 15 Minuten, wo- 
nach über seine Ernennung auf 
der Vollsitzung des Senats be- 
richtet wurde, begleitet von ei- 
ner herzlichen Empfehlung, die- 
se zu billigen. 


Ein wahrer Kerl und 
Mitglied des CFR 


Cheney wurde von allen - De- 
mokraten und Republikanern, 
Liberalen und Konservativen - 
als großer Staatsmann ausgeru- 
fen, von Freund und Feind glei- 
chermaßen geachtet. Dazu 


kommt noch, daß er ein netter 
Kerl ist, der mit anderen zusam- 
menarbeiten kann ohne Ver- 
stimmung hervorzurufen oder 
eine persönliche Reiberei zu ver- 
ursachen. 


US-Präsident George Bush und Vizepräsident Dan Quayle. 


Dies ist die Lektion, die John 
Tower bei seiner unglücklichen 
Bewerbung um den Eintritt in 
das Kabinett des neuen US-Prä- 
sidenten George Bush als Ver- 
teidigungsminister erteilt wurde. 
Tower, der, angeblich wegen 
seiner moralischen Schwächen, 
die härtesten persönlichen An- 
griffe, die je einem für das Kabi- 
nett Vorgeschlagenen in der Ge- 
schichte zuteil wurden, über sich 
ergeben lassen mußte, ist kein 
Mitglied des CFR - und war es 
niemals. 


Jedoch der Mann, der schließ- 
lich den Posten einnahm, um 
den Tower gekämpft hatte, be- 
kam ihn ohne Kampf. Die An- 
hörung über seine Ernennung im 
Arms Services Committee des 


Die Medien, die sich wie ein wü- 
tender Hund verhalten hatten, 
der von Towers Feinden auf die- 
sen gehetzt wurde, rollten sich 
wie gehorsame Hündchen zu- 
sammen, als sie über Cheney be- 
richteten. 


Der Grund für diesen erstaunli- 
chen und überaus herzlichen 
Empfang für Cheney? Nun, au- 
ßer der Tatsache, daß er lang- 
jähriges Mitglied des CFR ist, 
hat er zufällig einen Sitz in des- 
sen Aufsichtsrat. 


Die Vernarrtheit der Medien in 
Cheney bestand offensichtlich 
von Anfang an. Die »New York 
Times« (zu deren Eigentümern 
und Chefredakteuren viele von 
Cheneys Kollegen im CFR gehö- 


ren) veröffentlichte nämlich ei- 
nen glanzvollen Artikel voller 
Lob über die ersten Tage des 
neuen amerikanischen Verteidi- 
gungsministers im Amt, als die- 
ser in Wirklichkeit noch gar 
nichts getan hatte. 


Die »Washington Post« (zu de- 
ren Eigentümern und Chefre- 
dakteuren auch Mitglieder des 
CFR gehören) verkündigte freu- 
dig, daß Cheneys Ernennung mit 
einem »21-Schuß-Salut nach der 
Art des Kongresses« begrüßt 
worden sei. 


Kenneth Adelman, ein Waffen- 
vermittler in der Reagan-Regie- 
rung, der eine Zeitlang unter 
Tower in Genf gearbeitet hat 
und der bei der Bestätigungs- 
Anhörung des Senats einer der 
Angreifer auf Tower war, hatte 
folgendes über Cheney zu sagen: 
»Geglänzt hat er und wird er, 
welche Ernennung ihm auch im- 
mer vor die Füße gelegt wird.« 


Die machtvolle Hand der 
Schattenregierung 


Laut Adelman ist Cheney auch 
»gut geeignet, die Verteidi- 
gungsmaschine zu steuern«. Und 
dies trotz der Tatsache, daß er, 
anders als Tower, keinerlei Er- 
fahrung in Fragen von Waffen 
und Verteidigung hat; er hat nie- 
mals in Uniform gedient, hat 
drei Herzanfälle und eine Herz- 
Bypass-Operation hinter sich. 


Cheney hat jedoch über die Jah- 
re hinweg eine Reihe von Semi- 
naren, die vom CFR gefördert 
werden, über Themen der Ver- 
teidigung und der Strategie be- 
sucht, vermutlich die Note »A« 
erhalten und ist daher ausrei- 
chend qualifiziert, das ‘größte 
Militär der Welt zu leiten. 


Die machtvolle Hand der Schat- 
ten-Weltregierung zeigt sich 
über die gesamte Episode der 
Ernennung Towers, seiner öf- 
fentlichen Demütigung und Che- 
neys erstaunlich glatte Bestäti- 
gung ohne Ränkespiele hinweg. 
Cheney scheint alle jene guten 
Dinge zu verkörpern, die über 


- ihn gesagt wurden, aber verleiht 


ihm dies die Qualifikation, das 
US-Verteidigungsministerium 
zu leiten? 


Nun, schließlich werden ihm 
mehr als genug Fachleute so- 
wohl innerhalb als außerhalb des 
Ministeriums und natürlich aus 
dem Brain Trust des CFR. zur 
Seite stehen. U 
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Israel 


Judische 
olidarität 


Mark Lane 


»Wir brauchen die Einheit und Solidarität unseres ganzen Volkes«, 
versicherte der israelische Premierminister Yitzhak Shamir und 
schlug dabei mit der Faust auf das Rednerpult. »Das Wort muß von 
hier hinausgehen in die Hauptstädte der Welt, daß das jüdische Volk 
nicht geschwächt ist, das jüdische Volk Israels Ruf hört und der 
Zukunft zusammen mit Israel entgegensieht.« 


Es war eine aufrüttelnde Rede 
von 22 Minuten, die der israeli- 
sche Ministerpräsident vor 300 
Mitgliedern des Steuerungsaus- 
schusses des Premierministers 
zur jüdischen Solidarität in Jeru- 
salem hielt. Aber die aufpeit- 
schende Rhetorik und das sorg- 
fältig gestaltete Programm - ge- 
plant sowohl um Meinungsver- 
schiedenheiten zu minimalisie- 
ren als auch um ein Image der 
Einheit vorzutäuschen - war 
kein voller Erfolg. 


Etwas ist besser. 
als gar nichts 


Shamir mußte sich bei seinen in- 
tensiven Bemühungen, die Illu- 
sion einer internationalen Soli- 
darität unter den Juden herbei- 
zuführen und um Unterstützung 
für seine lahme Annäherung an 
eine friedliche Lösung der palä- 
stinensischen Situation beim 
neuen amerikanischen Präsiden- 
ten George Bush und seinem 
Außenminister Baker zu erhei- 
schen, mit dem zufrieden geben, 
was er hatte, nach dem Motto: 
- Etwas ist besser als gar nichts. 


Die amerikanische Delegation - 
offensichtlich die Gruppe, deren 
Unterstützung Shamir am mei- 
sten brauchte — war kleiner, mit 
einem geringen Nimbus und we- 
niger hilfreich als sich der reak- 
tionäre Likud-Premierminister 
erhofft hatte. Shamir und seine 
Hilfskräfte hatten auf 3000 Dele- 
gierte aus aller Welt - weitge- 
hend aus den USA - gehofft, die 
der ‘ Konferenz beiwohnen 
würden. 


Es erschienen jedoch weniger als 
1200 Vertreter der Diaspora, 
und viele von denen, die erschie- 


nen, gaben ihrer Opposition ge- 
gen Shamirs hartnäckige Weige- 


'rung mit der PLO zu verhan- 


deln, und seine Bemühung, die 
fehlgeschlagene jordanische Op- 
tion wiederaufleben zu lassen, 
Ausdruck. 


Das durchsichtige Manöver des 
Premierministers — und seine 
hinterlistige Warnung - mit der 
Absicht die Sympathie des ame- 
rikanisch-jüdischen Kontingents 
dadurch zu gewinnen, daß er zu 
ihnen sagte, die Frage »Wer ist 
Jude« sei derzeit nicht auf der 
Tagesordnung der israelischen 
Gesetzgebung, wurde als das ge- 
sehen, was es war und daher 
ignoriert. 


Israel muß eine historische 
Wahl treffen 


Shamirs politischer Erzrivale in 
der Regierung der nationalen 
Einheit, Finanzminister Shimon 
Peres von der Arbeiter-Partei 
nutzte die Gelegenheit, der Ver- 
sammlung mitzuteilen, daß er ei- 
nen alternativen Friedensplan 
habe, der für die amerikanische 
Führung möglicherweise an- 
nehmbarer sei. 


In Erkenntnis dessen, daß sich 
die internationale öffentliche 
Meinung gegen Israel und zu- 
gunsten des PLO-Vorsitzenden 
Yasser Arafat wendet, sagte Pe- 
res zu den Delegierten: »Ich 
glaube, wir sollten uns in den 
kommenden Monaten entschei- 
den. Wenn wir (Israel und die 
Palästinenser) eine gemeinsame 
Lösung finden, gut. Wenn nicht, 
werden wir (Israel) eine histori- 
sche Wahl treffen müssen. Wir 
müssen das auf eine faire Art 
und zivilisierte Weise tun.« 


Peres deutete sogar an, daß die 
Arbeiter-Partei noch in diesem 
Jahr aus der Regierung der na- 
tionalen Einheit ausscheiden 
könnte, wenn Shamir und der 
Likud den Friedensprozeß nicht 
beschleunigen. Aber Peres zeig- 
te sich mehr als Politiker und 
nicht als der Friedensmacher, 
der er zu sein vorgibt. Er schlug 
eine Selbstregierung der Palästi- 
nenser in den »dicht bevölkerten 
arabischen Gebieten«, ein- 
schließlich der Verwaltung ihrer 
eigenen Institutionen »von der 
Gesetzgebung bis zum Gesund- 
heitswesen, von der Erziehung 
bis zur Landwirtschaft« vor. Er 
setzte jedoch hinzu, daß die be- 
stehenden jüdischen Siedlungen 
in der West Bank und im Gaza- 
streifen nicht aufgelöst werden - 
»was Shamir dazu veranlaßte, 
die Augenbrauen zu heben«, wie 
ein Beobachter der Konferenz 
mitteilte. 


In einer Stellungnahme zu Sha- 
mirs Versuch, internationale jü- 
dische Solidarität mit Israel zur 
Schau zu stellen, sagte Seymour 
Reich vom B’nai B’rith, Vorsit- 
zender der Konferenz der Präsi- 
denten größerer Amerikanisch- 
jüdischer Organisationen: »Die- 
se Konferenz ist kein Theater. 
Wir wollen unsere Unterstüt- 
zung in den Friedensprozeß ein- 
bringen.« 


Ein scharfer und 
gerissener Politiker 


Aber er räumte ein, daß Shamir 
mit der Einberufung dieser 
Großversammlung ein Risiko 
eingehe, da er sich der Kritik 
über seine Politik aussetzte. 
Nichtsdestoweniger, 
Reich, kann Shamir nur aus der 
Erfahrung lernen. Entweder un- 
terstützt eine Mehrheit der jüdi- 
schen Führer aus der Diaspora 
die Politik der israelischen Re- 
gierung, oder der Premiermini- 
ster lernt etwas daraus, daß er es 
mit einer Vielfalt von alternati- 
ven Ansichten zu tun hat. Der 
eigentliche Zweck der Konfe- 
renz sei es, jüdische Einheit bei 
der Unterstützung von Israels 
Bedürfnissen — Friede und Si- 
cherheit - zum Ausdruck zu 
bringen. 


Bezüglich der Frage der Ver- 
handlungen mit der PLO wählte 
Reich seine Worte sorgfältig 
aus: »Sehr wenige der Teilneh- 
mer an der Solidaritätskonferenz 
würden einen palästinensischen 


glaubt . 


Staat unterstützen«, sagte er. 
»Aber es gibt vielleicht welche, 
die für Verhandlungen mit der 
PLO sind«. 


Er setzte hinzu, daß, als er und 
andere amerikanisch-jüdische 
Führer sich im Weißen Haus mit 
Bush trafen, sie nicht den Ein- 
druck hatten, daß die USA da- 
bei waren, sich in Verhandlun- 
gen mit der PLO zu stürzen. 
Vielmehr rechne er damit, daß 
die USA die PLO unter Druck 
setzen wird, den Palästinensern 
in der West Bank und im Gaza- 
streifen zu gestatten, ihre eige- 
nen Vertreter zu den Friedens- 
verhandlungen zu wählen. 


Reich sagte, er erwarte, daß 
Shamir endlich Gedanken äu- 
ßert, die »den Friedensprozeß 
nach vorn bringen werden. Ich 
glaube, er kennt Friedensvor- 
schläge, die für Washington an- 
nehmbar sind«. Reich fügte hin- 
zu, daß Shamir »ein sehr schar- 
fer, sehr gerissener und sehr fä- 
higer Führer ist, um eine Frie- 
densinitiative in die Wege zu lei- 
ten, die von den Amerikanern 
angenommen wird.« 


Forderung nach 
Gesprächen mit der PLO 


Am Vorabend der Solidaritäts- 
konferenz ließen Rivalen von 
Shamir die alarmierende Nach- 
richt an die israelische Presse 
durchsickern, daß ein streng ge- 
heimer, für das Kabinett erstell- 
ter Bericht des Nachrichtendien- 
stes zu der Schlußfolgerung ge- 
kommen sei, daß ein bedeu- 
tungsvoller Dialog mit den Palä- 
stinensern ohne Beteiligung der 
PLO nicht geführt werden kann. 


Der Bericht, wonach die PLO 
eine wesentliche Veränderung 
zum Besseren vollzogen habe, 
kommt auch zu der Folgerung, 
daß der Palästinenser-Aufstand 
kein Ende finden wird, es sei 
denn die Israelis wären bereit, 
mit der PLO zu verhandeln. U 


[oDE 40 


Nahost-Journal 


Schlamperei in 
der 
israelischen 


Armee 


Die Isreal Defense Force (IDF) 
leidet unter der Kritik ausländi- 
scher Medien, daß das schlampi- 
ge und liederliche Aussehen is- 
raelischer Soldaten deren Wirk- 
samkeit bei der Zerschlagung 
des palästinensischen Aufstands 
beeinträchtigt. Die Steinewerfer 
bringen ihnen keinerlei Achtung 
mehr entgegen, sagen die Kri- 
tiker. 


»Schlechte Kleidung fordert 
Chutzpe (Frechheit) und Miß- 
achtung heraus, und das beein- 
trächtigt die Funktionen der Ar- 
mee«, stimmt der ehemalige 
Stabschef General Rafael Eitan, 
jetzt Mitglied der Knesset, dem 
zu. »Unsere Soldaten haben 
doch hübsche Uniformen. Wir 
brauchen ihnen keine neue zu 
kaufen. Aber die Uniformen 
sollten sauber und gebügelt sein, 
so daß die Soldaten nicht wie 
Schlampen aussehen.« 


Auf einer Pressekonferenz lehn- 
te es der derzeitige Chef des Ge- 
neralstabs, General Dan Shom- 
ron, zunächst ab, Fragen über 
die äußere Erscheinung israeli- 
scher Soldaten zu beantworten. 
Schließlich sagte er jedoch, daß 
die Reservisten eine hervorra- 
gende Arbeit leisten und nicht 
nach ihren Dickbäuchen und 

“langen Haaren beurteilt werden 
sollten. 


Aber Eitan, der fest daran 
glaubt, daß der Anblick eines 
Trupps Soldaten mit Feldmützen 
für potentielle Aufständler eine 
- Abschreckung ist, sagte: »Der 
beste Platz für eine Feldmütze 
ist auf dem Kopf. Wozu ist eine 
Feldmütze in der Gesäßtasche 
eines Soldaten gut? 


Wenn ein Soldat nicht dazu ge- 
zwungen wird, seine Feldmütze 
zu tragen, dann vergißt er auch, 
seine Stiefel zu putzen und seine 
Hose dort hineinzustecken. Dies 
bringt Mißachtung, und Mißach- 
tung bringt Chutzpe mit sich, die 
wiederum dazu führt, daß dem 
Soldaten Steine an den Kopf ge- 
worfen werden.« 
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Irgend jemand schlug daraufhin 
vor, daß es den Schlampen bes- 
ser ginge, wenn sie Helme statt 
Feldmützen tragen würden. DU 


Shamirs 
verhaßter 
Feind 


Indem er den Vorsitzenden der 
PLO Jassir Arafat mit Adolf 
Hitler verglich, sagte der israeli- 
sche Premierminister Yitzhak 
Shamir kürzlich, wenn Arafat in 
einer Friedensmission nach Is- 
rael käme, wie es der verstorbe- 
ne ägyptische Präsident Anwar 
Sadat vor zehn Jahren tat, »dann 
würden wir ihn ins Gefängnis 
sperten«. 


Gefängnishaft mag als ein ziem- 
liches rauhes Willkommen für 
den PLO-Führer erscheinen, 
sollte er mit einer Friedenspalme 
in der Hand nach Israel kom- 
men, aber es ist immer noch viel 
besser als das, was Shamirs Ka- 
binettskollege Ariel Sharon für 
Arafat im Sinn hat. Sharon, der 
ehemalige Verteidigungsmini- 
ster, der die israelische Invasion 
in den Libanon im Jahr 1982 lei- 
tete, sagte, er würde Arafat tö- 
ten, wenn dies möglich wäre. 
Sharon behauptet, daß es im Na- 
hen Osten keinen Frieden geben 
wird, solange Arafat noch »le- 
bend herumläuft«. 


In einem Interview mit Armaud 
de Borchgrave, Herausgeber der 
»Washington Times«, sagte Sha- 
mir, daß Arafat wie Hitler ist, 
weil »sie der gleichen Familie 
von Demagogen und Total-Poli- 
tikern angehören, Feinde des jü- 
dischen Volkes, Männer denen 
es nichts ausmacht, Millionen 
von Menschen zu töten, um ihre 
Ziele zu erreichen.« 


Shamir sagte auch, der Dialog 
zwischen den USA und der PLO 
sei »zwecklos«, weil Arafats An- 
erkennung des Existenzrechts Is- 
raels und sein Verzicht auf den 
Terrorismus »alles Unsinn und 
Lügen« sind. Die einzige Art 
und Weise, in der Arafat bewei- 
sen könnte, daß er und die PLO 
es aufrichtig meinen, besteht für 
ihn darin, »die Organisation auf- 
zulösen«.- 


Nach Meinung des Premiermini- 
sters ist der US-Dialog mit der 
PLO» »nicht gesund, weil er der 
PLO mehr Prestige und Bedeu- 


tung verleiht, und zwar so, daß 
gemäßigte Elemente, die einen 
Pfad zum wirklichen Frieden mit 
Israel finden möchten, entmutigt 
werden«. 


Shamir sagte, er hätte einen 
Vorschlag zur Lösung des palä- 
stinensischen Problems, den er, 
wie er andeutete, Präsident 
Bush vorlegte. Der Vorschlag 
beinhaltet eine Annäherung in 
zwei Stadien, wobei im ersten 
Stadium eine minimale Art der 
Selbstregierung für die Pälästi- 
nenser im Gaza-Streifen und an 
der West Bank zugelassen wer- 
de. Im zweiten Stadium würden 
»Verhandlungen über den end- 
gültigen Status der Territorien 
geführt, ohne jetzt zu entschei- 
den, was das Endergebnis dieser 
Verhandlungen sein wird«. 


Shamir hob hervor, daß sein 
Vorschlag in Zusammenarbeit 
mit den Palästinensern, »die in 
den Territorien leben«, funktio- 
nieren kann. Er sagte: »Die pa- 
lästinensische Zivilbevölkerung 
ist völlig in der Lage, sich selbst 
zu organisieren und eine Delega- 
tion zusammenzustellen - ohne 
Einmischung der PLO -, um 
Verhandlungen zu führen.« 


Dies ist der gleiche leere Frie- 
densvorschlag, den die Israelis 
im vergangenen Jahr propagier- 
ten, vom gleichen Augenblick 
an, als König Hussein von Jorda- 
nien sich im vergangenen Som- 
mer von seiner Beteiligung an 
dem Prozeß zurückzog und so- 
mit die sogenannte jordanische 
Option zunichte machte. Ortli- 
che palästinensische Führer ha- 
ben den Vorschlag schon mehr- 
mals zurückgewiesen und be- 
tont, daß es keine Verhandlun- 
gen ohne Beteiligung der PLO 
geben könne. OD 


Shamirs 
Erinnerungen 
an die Zeit als 
Terrorist 


Vor noch nicht so langer Zeit 
weckte der Premierminister 
Yitzhak Shamir auf einer Ver- 
sammlung von Freiheitskämp- 
fern in Jerusalem fröhliche Erin- 
nerungen an die gute alte Zeit 
vor 50 Jahren, als er und seine 
Kumpels im Untergrund auf pa- 
lästinensischen . Marktplätzen 
und in Lichtspielhäusern Bom- 
ben legten - dabei Hunderte er- 


mordeten und Tausende von un- 
schuldigen Opfern im Namen 
des Terrorismus und der israeli- 
schen Unabhängigkeit terrori- 
sierten. 


»Wir schlugen kräftig auf arabi- 
sche Aufständler ein, die Juden 
auf den Landstraßen und auf 
den Straßen der Städte ermorde- 
ten«, sagte Shamir. »Wir schlu- 
gen sie an den schwarzen Tagen 
mit Vergeltungsmaßnahmen, die 
gleichzeitig. mit den donnernden 
Minen durchgeführt wurden, die 
wir mitten unter die Mörder leg- 
ten.« Er sagte es mit stolzem 
Ton und überging dabei die Tat- 
sache, daß seine Opfer ebenso 
wahllos ausgesucht wurden, wie 
die jüdischen Opfer, von denen 
er behauptete, daß er sie rächen 
wollte. 


1937 trat Shamir der Irgun bei, 
jener zionistischen Untergrund- 
organisation zu der auch ein an- 
derer zukünftiger israelischer 
Premierminister, Menachem Be- 
gin, gehörte. Kurz danach be- 
gann die terroristische Einheit 
mit einem Programm der Bom- 
bardierung palästinensischer 
Ortlichkeiten. Im Juli des glei- 
chen Jahres tötete eine von der 
Irgun auf einem überfüllten ara- 
bischen Marktplatz in Haifa ge- 
legte Bombe rund 50 Menschen. 


Aber die Taktik der Irgun war 
für den jungen Shamir nicht bös- 
artig genug, deshalb trennte er 
sich von der Gruppe, trat der 
noch blutigeren Stern-Bande bei 
und wurde deren Einsatzleiter. 
In dieser Eigenschaft plante er 
die Morde an Lord Moyne, den 
britischen residierenden Mini- 
ster für den Nahen Osten im 
Jahr 1944, und’ an Graf Folke 
Bernadotte, den Sondervermitt- 
ler der Vereinten Nationen für 
Palästina, im Jahr 1948. 


Die Tatsache, daß der israeli- 
sche Premierminister immer 
noch die Gesinnung eines Terro- 
risten hat — der politische Pro- 
bleme mit Mord zu lösen pflegt - 
wurde im vergangenen Jahr un- 
termauert, als Shamir die Er- 
mordung des zweiten Mannes 
der PLO, Abu Jihad, in Tunis 
befahl. DI 


Ein neuer 
Zionismus 


Die Verzweigungen des Palästi- 
nenser-Aufstands reichen weit 


über die Grenzen Israels, der 
West Bank und des Gaza-Strei- 
fens- hinaus. Das Weiße Haus 
und sogar einige Kongreßmit- 
glieder in Washington haben da- 
“ mit begonnen, ihre Positionen in 
dieser Frage zu überdenken. 
Doch nirgendwo ist die Seelen- 
forschung verzweifelter oder 
schmerzvoller als unter einer 
kleinen Anzahl amerikanisch-jü- 
discher Intellektueller, die sıch 
in einer Bemühung verknotet 
haben, ihre Zuneigung zu Israel 
und dem Zionismus mit ihren 
moralischen und humanistischen 
Instinkten in Einklang zu 
bringen. : 


Ein einschlägiger Fall ist der von 
Leonard Fein, Autor, Aktivist 
und ehemaliger Herausgeber der 
Zeitschrift »Moment«, »dem 
Magazin für jüdische Kultur und 
Meinung«. Fein ist Gründer von 
Mazon, einer Organisation, die 
sich in einer weltweiten Bemü- 
hung zur Hungerbekämpfung 
engagiert, ein Berater des Reli- 
gious Action Center for Reform 
Judaism und Untersützer der 
Friends of Peace Now (Freunde 
‚ der Frieden-jetzt-Bewegung) in 
Amerika. 


Vor etwa einem Jahr gab Fein 
seine Stellung als Herausgeber 
von »Moment« auf und schrieb 
ein tief bewegendes, gedanken- 
volles Buch mit dem Titel »Were 
Are We? The Inner Life of 
America's Jews«. Natürlich 
neigten die meisten amerika- 
nisch-jüdischen Organisationen 
und Zeitungen dazu, sein Buch 
zu kritisieren, weil es sanft mit 
dem Aufstand umgeht. Einige 
Kritiker haben ihn sogar be- 
schuldigt, eine weiche Birne 
oder Schlimmeres zu haben. 


Nun hat der verwirrte, nach 
Wahrheit suchende Fein in der 
neuesten Ausgabe von »Mo- 
ment« einen langen Artikel mit 
-der Überschrift »Ein neuer Zio- 
nismus« geschrieben, in dem er 
danach strebt, einen logischen 
Weg zu finden, wie man sowohl 
echter Amerikaner als auch 
wahrer Zionist sein kann. Um 
der Fallgrube einer Doppel- 
Loyalität, die bislang das Versa- 
gen des amerikanischen Zionis- 
mus war, aus dem Weg zu ge- 
hen, kommt er mit einem neuen 
Lösungsversuch. 


Fein schreibt: »Der neue Zionis- 
mus muß der getrennten Ent- 
wicklung zweier jüdischer Ge- 
- -meinden - Israel und Amerika -, 


die in Freiheit und mit einem be- 
trächtlichen Ausmaß an Auto- 
nomie leben, Rechnung tragen. 
Er muß auch unvorhergesehe- 
nen Empfindlichkeiten einer Be- 
ziehung zwischen Ungleichen, 
zwischen einem souveränen 
Staat und einer mächtigen frei- 
willigen Gemeinde Rechnung 
tragen.« 


Mit anderen Worten, Fein will 
einen zionistischen Kuchen und 
ihn auch essen - in Amerika. 
Das geht nicht. Und früher oder 
später wird dieser gute Mann 
zwischen dem zionistischen Is- 
rael und seinem heimatlichen 
Amerika wählen müssen. 


Keineswegs überraschend 
schreibt der neue Herausgeber 
von »Moment«, Hershel Shanks, 
einen Gegenartikel zu Feins 
»New Zionism«; in dem er des- 
sen »inspirierende Vision« ein 


‚»fehlerhaftes Argument« nann- 


te. Worauf Shanks Widerlegung 
hinausläuft ist nichts weiter als 
eine Verteidigung des amerika- 
nisch-jüdisch-israelisch-zionisti- 
schen Status quo. 


Stillschweigend inbegriffen in 
seiner Verteidigung ist die Vor- 
stellung des amerikanischen Ju- 
dentums, daß seine Loyalität in 
erster Linie Israel und dem Zio- 
nismus gilt — selbst wenn die 
meisten amerikanischen Juden 
sich nicht dazu entschließen kön- 
nen. Aliya zu praktizieren, das 
heißt, ins Heimatland zurückzu- 
kehren. Klar, Shanks glaubt, 
daß jene Juden auch dienen, die 
nur in den Vereinigten Staaten 
bleiben und das Geld des ameri- 
kanischen Steuerzahlers nach Is- 
rael schicken. 


Für direkte 
Gespräche mit 
der PLO 


Seit der Intifada (Palästinenser- 
Aufstand) sind die israelischen 
Frauen taubenartiger geworden. 
Über 70 Prozent von ihnen sind 
für direkte Gespräche mit der 
PLO, sagen zwei Professoren an 
der hebräischen Universität und 
zitieren damit die Daten aus drei 
kürzlich stattgefundenen Erhe- 
bungen. Nur 50 Prozent der 
Männer befürworten derartige 
Gespräche. Religiöse Frauen 
seien falkenartiger als religiöse 
Männer, und. weltliche Frauen 


 taubenartiger als ihre Männer. 


Gebildetere Frauen seien 
taubenartiger als jene mit weni- 
ger Bildung. 


Mehr Geld 
für die 
Kibbutzim 


Israels berühmte Kibbutzim 
(Landwirtschaftskolchosen) be- 
finden sich in ernsthaften finan- 
ziellen Schwierigkeiten. Sie ma- 
chen die von den israelischen 
Banken erhobenen hohen Zins- 
sätze für ihre Probleme verant- 
wortlich. Doch die Banken und 
die Regierung beschuldigen die 
Kibbutzim, über ihre Verhältnis- 
se zu leben und schlechte Ge- 
schäftsentscheidungen zu 
treffen. 


Nichtsdestoweniger haben das 
Finanzministerium und größere 
Banken eingewilligt, die Kibbut- 
zim durch Sicherheitsleistungen 
aus ihren Schwierigkeiten her- 
auszubekommen. Unter der 
Vereinbarung werden Schulden 
in Höhe von einer Milliarde 
Schekel erlassen, Schulden im 
Werte von drei Milliarden Sche- 
kel werden 25 Jahre lang zu 
niedrigeren Zinssätzen refinan- 
ziert, und 650 Millionen Schekel 
an neuen Geldern werden in 
Schwierigkeiten geratenen Un- 
ternehmen über die kommenden 
sechs Jahre hinweg zur Verfü- 
gung gestellt. Ü 


Sowjetisch- 
jüdische 
migration 


Die Union of Councils for Soviet 
Jewy (Union der Räte für das 


‘ sowjetische Judentum), UCSJ, 


hat im Licht der verstärkten Ein- 
wanderung von Juden aus der 
Sowjetunion ihre Haltung gegen 
den Verzicht auf das Jackson- 
Vanik-Amendment gemildert. 
UCSJ-Führer gaben ihre Forde- 
rung auf, daß mindestens 50 000 
Juden pro Jahr die UdSSR ver- 
lassen sollten, bevor amerikani- 
sche Handelsbeschränkungen 
aufgehoben werden. Wenn die 
Sowjets mindestens 30 000 Ju- 
den pro Jahr freigeben, dann 
wird das die UCSJ zufriedenstel- 
len und könnte den amerikani- 
schen Kongreß ermutigen, Ein- 
fuhrkredite für die Sowjetunion 
zu genehmigen. DJ 


Neue 
Siedlungen auf 
der West Bank 


Die erste von acht für Judea und 
Samaria (die West Bank) und 
den Gaza-Streifen geplanten 
Neusiedlungen werden wahr- 
scheinlich bald in Samaria er- 
richtet. Der Likud und die Ar- 
beiter-Partei haben sich geei- 
nigt, in diesem Jahr fünf Sied- 
lungen in Judea und Samaria 
und drei im Gaza-Streifen zu er- 
richten, doch der Finanzminister 
Shimon Peres von der Arbeiter- 
Partei weigert sich nun, die er- 
forderlichen Gelder bereitzustel- 
len. Die Likud-Partei droht da- 
her damit, gegen die Hilfelei- 
stungen für die von der Arbei- 
ter-Partei unterstützten Kibbut- 
zim und Moschawim (Kollekti- 
ven) zu stimmen. Oo 


Irak will 
Atomkraftwerk 
wieder 


aufbauen 


Irak denkt ernsthaft darüber 
nach, das 1981 durch einen 
Bombenangriff der israelischen 
Luftwaffe zerstörte Atomkraft- 
werk wiederaufzubauen. Agyp- 
ten wird beim Neubau der Anla- 
ge, der wichtigste Partner sein. 
Wo die Technologie herkommen 
soll, ist noch nicht bekannt. 


Die halbamtliche arabische Ta- 
geszeitung »Al Ayyam« zitierte 
Informationsquellen aus dem 
ägyptischen Ministerium für 
Elektrizität und Energie dahin- 
gehend, daß ägyptische und ira- 
kische Beamte an der Errichtung 
von _Versuchs-Atomreaktoren 


zur Stromerzeugung als Teil ei- 
nes größeren Plans arbeiten, der 
von dem neuen Arab Coopera- 
tion Council (ACC) erstellt wur- 
de. Dieser Rat setzt sich aus Jor- 
danien, Irak, Agypten und dem 
Nord-Yemen zusammen. [MM] 


Israel 


Verhandlung 
durch Stärke 


Mark Lane 


Stellen Sie sich vor, Sie seien ein gutunterrichteter Beobachter der 
internationalen Szene, der vor ein paar Jahren in ein Koma gefallen 
ist, Sie sind gestern wieder aufgewacht und haben sich daran- 
gemacht, die Zeitungen zu lesen, um nachzuholen, was los gewesen 
ist. Was, die Sowjets bilden die Speerspitze eines umfassenden Frie- 
densvorstoßes im Nahen Osten? Die USA haben einen Dialog mit 
der PLO begonnen, sitzen aber sonst auf ihren Händen, während die 
Sowjets das Fundament für eine internationale Friedenskonferenz 
legen? Was geht denn hier vor sich? 


Die gleichen Fragen werden von 
allen gestellt, die diese Entwick- 
lungen beobachten. Und sie sind 
um so: treffender im Lichte ‘des 
Besuchs des israelischen Pre- 
mierministers Yitzhak Shamir in 
Washington. Der Zweck des Be- 
suchs war offiziell und anschei- 
nend absichtlich irgendwie ver- 
schwommen. Fest steht jedoch, 
daß die Grundregeln der beson- 
deren Beziehungen zwischen 
den USA und Israel geändert - 
überholt worden sind ist eigent- 
lich der bessere Ausdruck, durch 
die Ereignisse. 


Hektische Manöver 
hinter den Kulissen 


Zu diesen letzteren Entwicklun- 


gen zählen der scheinbar niemals 
enden wollende Palästinenser- 
Aufstand, die amerikanische 
Nachgiebigkeit gegenüber den 
Sowjets im Nahen Osten und die 
hektischen Manöver hinter den 
Kulissen seitens der Supermäch- 
te, der Europäer und der Betei- 
litten am Nahost-Konflikt 
selbst. 


Der Versuch herauszufinden, 
was vor sich geht, ist äußerst 
schwierig, da so viele dieser Ak- 
tivitäten auf den höchsten Ebe- 
nen der internationalen Führung 
vonstatten gehen und, was noch 
bedeutsamer ist, auf persönli- 
cher Ebene. In der Tat, man 
sagt, daß die »alten Hasen« im 
- US-Außenministerium derzeit 
murren, weil ihnen bei den jüng- 
sten Gesprächen auf höchster 
Ebene keine Karten ausgeteilt 
wurden. Sie beklägen sich dar- 
über, daß der amerikanische 
Außenminister James Baker und 
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der US-Präsident George Bush 
die Außenpolitik selbst betrei- 
ben und dabei die Bürokratie 
des Auswärtigen Dienstes völlig 
übergehen. 


Mitte Januar traf der sowjetische 
Außenminister Eduard Sche- 


-wardnadze mit Mosche Arens, 


seinem israelischen Kollegen, 
und mit dem PLO-Führer Yas- 
ser Arafat in Kairo zusammen. 
Bezeichnenderweise fanden bei- 
de Sitzungen am gleichen Tage 
statt. Wie berichtet wird, verlie- 
Ben alle Beteiligten mit lächeln- 
dem Gesicht den Tagungsort. 


Zur Beerdigung des japanischen 
Kaisers Hirohito in Tokio traf 
Bush mit dem ägyptischen Präsi- 
denten Hosni Mubarak, dem is- 
raelischen Präsidenten Chaim 
Herzog und Jordaniens König 
Hussein zusammen. Nach einem 


außergewöhnlichen Zusammen- 
treffen von Angesicht zu Ange- 
sicht mit dem iranischen Führer 
Ayatollah Khomeini hat Sche- 
wardnadze ein Treffen mit Ba- 
ker in den Vereinigten Staaten 
vereinbart. 


- Nach einer Informationsreise in 


den Nahen Osten der Außenmi- 
nister von Spanien, Frankreich 
und Griechenland in ihrer Ei- 
genschaft als Vertreter der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft ent- 
sandten sowohl die Vereinigten 
Staaten als auch die Sowjetunion 
Delegationen auf höchster Ebe- 
ne, um mit den sich informieren- 
den Außenministern zusammen- 
zutreffen. 


Außerdem hielt sich Arens eine 
Zeitlang in London zu einer 


Klausurtagung mit dem briti- 
schen Außenminister Sir Geof- 
frey Howe und Premierminister 


Margaret Thatcher auf, während . 


Shamir zur gleichen Zeit in Paris 
weilte. 


Beginn einer dramatischen 
- Neuentwicklung 


Es ist also klar, daß derzeit sehr 


viele Gespräche stattfinden und 


Abkommen getroffen werden. 
Aber was genau geht hier vor? 
Es ist nicht möglich, dies mit Si- 
cherheit zu sagen, aber eine dra- 
matische Neuentwicklung im 
Nahen Osten, mit oder ohne 
Kooperation der Israelis, scheint 
sich anzubahnen. 


Shamir war sozusagen vollbe- 
packt in Washington eingetrof- 
fen. Er hatte außerdem eine Zu- 


sammenkunft von jüdischen 
Führungspersönlichkeiten. aus 
allen Teilen der Welt einberu- 
fen, die formell den Titel trug 
»The Prime Minister’s Confe- 


‘rence on Jewish Solidarity with 


Israel« (»Die Konferenz des Pre- 
mierministers über die Solida- 
rität der Juden mit Israel«), eine 
Bezeichnung die nicht gerade ei- 
ne versöhnliche Haltung vermit- 
telt. 


In den Einladungen zu der Kon- 
ferenz, die zu Tausenden hinaus- 
gingen, schlug Shamir eine mo- 
sesähnliche Note an: »Die Re- 
gierung von Israel erwartet, daß 
das gesamte jüdische Volk Israel 
in seinem Verlangen nach Frie- 
den, Sicherheit und Wohlstand 
zur Seite steht.« 


Ungeachtet seiner Erwartungen 
erlebt Shamir derzeit jedoch ein 
Aus-der-Reihe-Tanzen derjeni- 
gen, auf die'er sich eigentlich am 
meisten verlassen können müßte: 
- die Bürger Israels. Eine kürzli- 
che Meinungsumfrage ergab, . 
daß 53 Prozent der Israelis der 
Ansicht sind, daß Verhandlun- 
gen mit der PLO sofort in An- 
griff genommen werden sollten. 
Diese Einstellung spiegelt sich in 
der wachsenden Zahl von inoffi- 
ziellen Kontakten auf unterer 
Ebene zwischen Israelis und 
Mitgliedern der PLO wider, 
über die die israelische Presse _ 
ausführlich berichtet. 


In der Tat hielt der PLO-Führer ° 
Arafat in Kairo eine Pressekon- 
ferenz speziell für die israelische 
Presse ab. Obwohl eine Bericht- 
erstattung über diese Pressekon- 
ferenz offiziell von Uri Porat, 
dem Chef der israelischen Rund- 
funkbehörde, verboten wurde, 
wurde diese Anordnung von 
Haim :Yevin, dem Direktor des 
Fernsehens, mißachtet, der die 
Pressekonferenz über die Bild- 
schirme laufen ließ. 


Mit dem Unvermeidlichen 
zusammenarbeiten 


Also, noch einmal gesagt, es 
bleibt eine offene Frage, wel- 
chen Kurs Shamir einschlagen 
wird. Wird er dramatisch eine ei- 
gene neue Friedensinitiative ver- 
künden, die darauf abzielt, die 
Weltmeinung zu besänftigen, 
während sie mit Sicherheit von 
der PLO zurückgewiesen wird? 


Wird er ganz einfach weiter eine 
starre Haltung einnehmen und 


direkt an den US-Kongreß ap- 
pellieren, Israel in seiner »Stun- 
de der Not« zu unterstützen? 


Obwohl der amerikanische Kon- 
greß Israel gegenüber sklavisch 
ergeben ist, tritt immer deutli- 
cher hervor, daß er - in der Er- 
kenntnis des Unmuts der Wähler 
über die barbarische Behand- 
lung der Palästinenser — nicht 
mehr bereit sein wird, durch je- 
den Reifen zu springen, ohne 
daß dies ihm gegenüber ausrei- 
chend gerechtfertigt wird. 


Oder wird Shamir nach der Art 
eines wahren Staatsmannes ein- 
sehen, daß, falls er nicht jetzt 
handelt, um zu einer Vereinba- 
rung zu kommen und mit der 
Völkergemeinschaft und der 
PLO zusammenarbeitet, er dann 
die übrige Welt geschlossen ge- 
gen Israel vereinigt finden wird? 
Diese Möglichkeit scheint 
höchst unwahrscheinlich zu sein, 
denkt man an Shamirs Vergan- 
genheit und an seine jüngsten 
Vorbereitungen auf seinen Be- 
such in Washington. 


Der ehemalige israelische Au- 
Benminister Abba Eban rief in 


‘ einem kürzlich veröffentlichten 


Artikel zu »Verhandlungen 
jetzt, aus der Stärke heraus«, 
auf, und zitierte Talleyrand in 
bezug auf Staatsmannskunst, 
die, wie er sagte, oft darin beste- 
he, »mit dem Unvermeidlichen 
zusammenzuarbeiten«. 


Shamir wird sich diesen Rat viel- 
leicht einfach zu Herzen nehmen 
und, obwohl verhandlungsbe- 
reit, dennoch nichts aufgeben, 
was er nicht aufgeben muß, und 
eine Menge Einwände erheben 
gegen jede Konzession, die er 
machen muß. 


Shamir hat wiederholt seine Ent- 
schlossenheit erklärt, die Bil- 
dung irgendeines unabhängigen 

alästinensischen Staates in den 

esetzten Gebieten zu vereitein. 
Auf unbewaffnete palästinensi- 
sche Jugendliche zu schießen 
und die Häuser ihrer Eltern in 
die Luft zu sprengen, ist eine 
Sache; aber Israels Fähigkeit, 
gegen das zusammengefaßte Ge- 
‚wicht der internationalen Mei- 
nung und gegen den von beiden 
Supermächten ausgeübten 
Druck, wenn diese sich einmal 
entschieden haben, daß genug 
genug ist — und sie 'scheinen das 
getan zu haben -, standzuhalten, 
ist eine ganz andereSache. U 


Israel 


Wutend über 
Shamir 


Mark Lane 


Menachem Rosensaft, Vorsitzender der Labour Zionist Alliance, ritt 
kürzlich ausgerechnet in der »New York Times« eine wütende fron- 
tale Attacke gegen den israelischen Premierminister Yitzhak Shamir. 


In einem Artikel gegenüber dem ° 


Leitartikel in der unerschütter- 
lich pro-israelischen Zeitung 
klagte Rosensaft darüber, daß 
»Shamir keinen Frieden machen 
will, weil er diesen mit Selbst- 
mord gleichsetzt«. 


Die Kritik der 
israelischen Rechten 


Rosensaft war einer von fünf 
amerikanischen Juden, die im 
vergangenen Dezember in 
Stockholm mit dem Vorsitzen- 
den der PLO, Yasser Arafat, zu- 
sammentrafen. Es war jene Zu- 
sammenkunft, die zu Arafats 
entscheidender Verlautbarung 
führte, daß die PLO endlich Is- 
raels Existenzrecht anerkennen 
und in ihrem Verlangen nach pa- 
lästinensischer Unabhängigkeit 
auf weitere Terrormaßnahmen 


verzichten wolle. 


Nach dem Stockholmer Treffen, 
sagte Rosensaft, »haben rechts- 
gerichtete Israelis und ihre Ge- 
hilfen im amerikanisch-jüdi- 


“schen Establishment uns sofort 


als willige Gimpel, Abtrünnige 
und noch Schlimmeres herunter- 
geputzt. In meinem Fall gab es 
konzentrierte, wenn auch erfolg- 
lose Bemühungen, mich aus ei- 
ner Reihe von Posten zu ver- 
drängen, die ich in jüdischen 
und zionistischen Gruppen inne- 
habe, um mich von Sitzungen 
der Conference of Presidents of 
Major American Jewish Organi- 
zatıons (Konferenz der Vorsit- 
zenden größerer amerikanisch- 
jüdischer Organisationen), de- 
ren Mitglied ich bin, auszu- 
sperren.« 


Aber Rosensaft läßt sich nicht 
einschüchtern und sagte: »Diese 
Versuche, jeden zu verfemen, 
der im gleichen Raum mit Mit- 
gliedern der PLO zusammen- 
sitzt, sind eine gedrängte Dar- 


stellung der 


psychologischen 
Neigung der israelischen Rech- 
ten. Unter einem hauchdünnen 


demokratischen Anstrich in 
westlichem Stil sind sie strenge 
politische Fundamentalisten, für 
die jede ideologische Abwei- 
chung auf Verrat hinausläuft.« 


Nur Druck aus Moskau ° 
und Washington hilft 


Er führte aus: »Israelis wie Pre- 
mierminister Shamir und Au- 
Benminister Mosche Arens glau- 
ben, daß das jüdische Volk ein 
von Gott gegebenes Recht auf 
das ganze biblische Land Israel 
habe, zu dem nach ihrer Ausle- 
gung auch die West Bank und 
der Gaza-Streifen gehören. Ihre 
starren Ansichten haben wenig 
mit Besorgnissen um die Sicher- 
heit zu tun. Die Prinzipien und 
das Programm der Likud-Partei 
schließen sogar den geringsten 
Kompromiß bezüglich irgendei- 
nes Teils des Landes zwischen 
dem Mittelmeer und dem Jor- 
danstrom aus. 


Sie’ vertreten auch die Ansicht, 
daß die bloße Handlungsweise 
eines Gesprächs mit der PLO die 
Anerkennung genau jener palä- 


stinensischen nationalistischen 
Bestrebungen impliziert, die mit 
ihrer absolutistischen Vision von 
einem Großisrael unvereinbar 
sind. Deshalb versuchen sie auch 
so sehr, jene unter uns zu ent- 
rechten, die das Recht der Palä- 
stinenser sowohl auf Selbstbe- 
stimmung als auch auf eine Füh- 
rung ihrer eigenen Wahl aner-. 
kennen.« 


Rosensaft kommt daher zu ie 
Schlußfolgerung, daß es naiv ist 
zu glauben, daß Shamir irgend- 
eine Art von glaubhaftem Frie- 
densvorschlag unterbreiten 
kann. Es ist viel wahrscheinli- 
cher, daß der israelische Führer 
»noch einen weiteren Public-Re- 
lations-Plan vorlegen wird, der 
darauf abzielt, die Aufmerksam- 
keit von seiner Unnachgiebig- 
keit abzulenken«. 


Andere amerikanisch-jüdische - 
Beobachter der israelischen Po- 
litik stimmen mit Rosensaft 
überein. Sie betonen, daß nur 
Washington und vielleicht Mos- 
kau Shamir unter Druck setzen 
können, einem Land-für-Frie- 
den-Abkommen mit den Palästi- 
nensern zuzustimmen. Aber sie 
sagen, daß selbst eine Druckaus- 
übung durch die Großmächte 
unter den gegebenen Umstän- 
den nicht ausreichen wird. 


Kein Raum für 
Kompromisse 


»Shamir ist ein politisches Tier«, 
sagte ein Beobachter. »Der mit- 
reißende Sieg des Likud-Blocks 
bei den kürzlich stattgefundenen 
Gemeindewahlen macht seine 
Position nur noch sicherer. Die 
Arbeiter-Bewegung in Israel 
stirbt ab. Likud und die Rechte 
sind im Kommen. So wie die Be- 
völkerung der Aschkenasim 
(Europäer) in Israel abnimmt, 
so verringert sich auch ihr Ein- 
fluß. Shamir und der Likud ha- 
ben mit ihrer starren Haltung ge- 
genüber den Palästinensern die 
Gedanken und Herzen der Se- 
phardim-(orientalischen)Mehr- 
heit gewonnen. 


Die Aschkenasim können jeder- 
zeit auswandern. Sie haben die 
Bildung und das Geld dazu. Nur 
die Sephardim bleiben in Israel 
hängen. 


Sie sehen das palästinensische 
Problem als eine Wir-oder-sie- - 
Situation an. Es ist kein Raum 
wur Kompromisse.« 
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Zitate | 


Identität 


Edmund Stoiber, bayerischer 
Staatsminister: »Die deutsche 
Identität wurde bereichert und 
erweitert durch das, was andere 
aus ihrer ursprünglichen Heimat 
an Talenten und Kulturgütern 
mitbrachten. Aber sie wurde be- 
wahrt, weil sie der unverrückba- 
re Orientierungspunkt blieb, auf 
den hin sich alle Integrationspro- 
zesse entwickelten. Die multi- 
kulturelle Gesellschaft setzt da- 
gegen auseinanderstrebende 
Kräfte frei, führt die Konflikte 


hinein, zerstört den Grundkon- 


sens zur Lösung von Problemen 
und wird damit zwangsläufig 
tendenziell intolerant und un- 
friedlich. Die multikulturelle 
Gesellschaft ist deshalb weder 
ein Weg für unser Volk, noch 
bringt sie humane Lebensbedin- 
gungen für Menschen, die als 
Ausländer in unser Land 
kommen.« 


Abrüstung 


General John R. Galvin, Ober- 
ster Alliierter Befehlshaber der 
NATO in Europa: »Ich kann 
weder eine Veränderung bei so- 
wjetischen Stationierungen noch 
bei Übungen und Beständen 
feststellen. Es heißt, »gebt den 
Sowjets Zeit«, aber Generalse- 
kretär Gorbatschow hat in seiner 
mehr als dreijährigen Amtszeit 
keinen Vorschlag zum Abbau 
der Rüstungsproduktion unter- 
breitet.« i 


Islam 


Hans Küng, Professor für katho- 
lische Theologie: »Wenn der Is- 
lam sich nicht abschotten will ge- 
genüber moderner Wissenschaft 
und Technologie, dann muß er 
sich genauso wie die Christen- 
heit diesen Problemen der Mo- 
derne stellen und muß durch die 
gegenwärtige. Krise hindurch. 
Schließlich: Wenn der Islam ge- 
merkt hat, daß das, was die 
. Christenheit zuvor lernte, daß 
man nicht unbedingt gegen mo- 
derne Wissenschaft, Technolo- 
gie, Industrie und auch Demo- 
kratie sein muß, um Gottgläubi- 
ger (Christ oder Muslim) zu 
sein, dann wird Zusammenleben 
auch mit dem Islam einfacher. 
Die Fragen werden ja gerade in- 
teressant, jetzt 200 Jahre nach 
der Französischen Revolution, 
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wie die Religionen sich mit den 
Menschenrechten nun abfinden. 
Das ist ein Problem, das auch in 
der katholischen Kirche noch 
keineswegs gelöst ist, wenn man 
bedenkt, wie zur Zeit Bischofs- 
sitze besetzt werden, wie die 
Frauen behandelt und die Theo- 
logen schikaniert werden. Ich 
habe auch in Teheran nieman- 
den gefunden, der grundsätzlich 
die Menschenrechte abgelehnt 
hätte. Im Gegenteil man hat nur 
erhebliche Mühe mit der Ver- 
wirklichung.« 


Geräuschlos 


Alfred Herrhausen, Vorstands- 
sprecher der Deutschen Bank: 
»Wir tun das, was wir tun, nicht 
aus Eitelkeit, wir tun das aus der 
Erkenntnis heraus, schlichter 
Notwendigkeit. Wir tun es aller- 
dings in einer anderen Form, als 
das früher der Fall war, nämlich 
offener. Wir sind nicht mehr der 
Meinung, daß man in einer 
emanzipierten Welt, in der Men- 
schen informiert sein wollen, 
das, was man seine eigenen stra- 
tegischen Ziele nennt, besser für 
sich behält. Wir bekennen uns 
offen dazu und sagen, worin sie 
bestehen und was wir tun wol- 
len, um sie zu realisieren. Wenn 
die Öffentlichkeit das hier und 
da als eitlen Lärm empfindet, 
bedaure ich das. Die Intention 
ist genau gegenteilig. Wir wollen 
keine Geräusche machen, son- 
dern wir wollen Klarheit 
schaffen.« 


Europa 1992 


Rudolf v. Bennigsen-Foerder, 
Vorstandsvorsitzender des 
Strom-, Chemie- und Handels- 
riesen Veba: »Der Binnenmarkt 
gibt großen Schub. Es wird ge- 
wiß an manchen Stellen Tränen 
geben. Aber im Grund genom- 
men ist der Binnenmerkt eine 
Riesenchance gerade für uns 
Deutsche. Auch das, was sich im 
Osten tut, ist eine Hoffnung, 
von der ich nur sagen kann, hof- 
fentlich realisiert sie sich.« 


Gentechnik 


Ignaz Kiechle, Bundeslandwirt- 
schaftsminister (CSU): »Auf- 
grund der bisherigen Erfahrun- 
gen ist davon auszugehen, daß 
von der Anwendung der Gen- 
technik grundsätzlich keine neue 


. Dimension der Gefährdung der 


Umwelt zu erwarten ist. Um aus 
Vorsorge-Gesichtspunkten aus- 


zuschließen, daß nicht doch aus 
einzelnen Anwendungen der 
neuen Techniken Gefährdungen 
für Mensch, Tier und Umwelt 
erwachsen, dürfen gentechnisch 
veränderte Organismen grund- 
sätzlich nicht in die Umwelt ent- 
lassen werden. Dies darf nach 
den bisherigen Sicherheitsbe- 
stimmungen nur in Ausnahme- 
fällen geschehen, wenn in einem 
Antragsverfahren beim Bundes- 


gesundheitsamt unter Anhörung, 


der Zentralen Kommission für 
die biologische Sicherheit und 
im Einvernehmen mit anderen 
zuständigen Behörden die Zu- 
lassung für eine Freisetzung er- 
teilt wird. In diesem Verfahren 
wird sehr sorgfältig geprüft, ob 
Gefahren für Mensch, Tier und 
Umwelt ausgeschlossen sind. Es 
ist davon auszugehen, daß diese 
Regelung für Mikroorganismen 
auch in dem in Vorbereitung be- 
findlichen Gen-Gesetz erhalten 
bleibt.« 


Kirche 


Erich Wiedemann, Spiegel-Re- 
porter, in seinem Buch »Die 
deutschen Ängste. Ein Volk in 
Moll«: »Das real existierende 
Christentum ist wesentlich 
schuld an der Demontage des 
Evangeliums. Vor allem die pro- 
testantische Kirche. Sie hat bei 
der Untertunnelung der alten 
Werte tüchtig mitgebuddelt, ist 
aber mit der Vermittlung von 
neuen Werten deutlich im Rück- 
stand geblieben. Die jungen 
evangelischen Theologen sehen 
es nicht als ihre Aufgabe an, gu- 
te Botschaften zu verbreiten. Sie 
haben das ganze Jahr Bußtag 
und würden, wenn man sie ließe, 
am liebsten ein elftes Gebot in 
die Bibel hineinredigieren, das 
da lautet: Du sollst dich nicht 
freuen . . . Sie haben die Hosen 
voll und die Herzen leer.« - 


Asyl 

Rita Süssmuth, Bundestagsprä- 
sidentin (CDU): »Wegen unse- 
rer. Vergangenheit im Dritten 
Reich müssen wir die Gralshüter 
des Grundrechtes auf Asyl 
sein.« 


Berliner 
Mauer 


Alexander Jakowlew, Gorbat- 
schow-Berater und Politbüro- 
mitglied: »Nicht wir haben diese 
Mauer gebaut - das ist ja nicht 


unsere Mauer. Das ist Sache. der 
DDR. Sie wurde unter konkre- 
ten Bedingungen offensichtlich 
gebaut. Und wenn man sich ein- 
mal ganz aufmerksam hier die 
Wurzeln dieser Angelegenheit 


anschaut, dann ist das ja recht. 


kompliziert.« 


Linsengericht 


Dr. Günter Kießling, Bundes- 
wehrgeneral a. D.: »Man kann 
nicht ungestraft jahrzehntelang 
Einigkeit und Recht und Frei- 
heit für das deutsche Vaterland« 
fordern - und sie in Wirklichkeit 
verhindern wollen, um die Frei- 
heit der deutschen Nation für ein 
Linsengericht westdeutscher Be- 
quemlichkeit. einzutauschen. 
Mögen unsere verantwortlichen 
Politiker der Auffassung zunei- 
gen, diese westdeutsche Freizeit- 
und Wobhlstandsgesellschaft 
komme ohne innere Bindung an 
die Nation aus, sie benötige nur 
wirtschaftliches Wachstum, und 
das wird ihr der vielgepriesene 
europäische Binnenmarkt schon 
bringen. Sie täuschen sich. Wer 
so weit heruntergekommen ist, 
daß er sich bereit findet, gar die 
Teilung seines Vaterlandes hin- 
zunehmen, der muß daran erin- 
nert werden, daß dieser Status 
quo auch militärische Konfron- 
tation der Supermächte und'ih- 
rer Blöcke bedeutet - und das 
mitten in Deutschland. Beides - 
deutsche Teilung und militäri- 
sche Konfrontation — hängt un- 
abdingbar zusammen. Unsere 
große Chance, die Einheit und 
Freiheit der Nation zu erlangen, 
besteht nun einmal darin, daß al- 
le anderen Nationen - selbst die- 
jenigen, die einer deutschen 

iedervereinigung mit Unbeha- 
gen entgegensehen - einen gesi- 
cherten Frieden wollen. Das ist 
aber nur möglich, wenn die mili- 
tärische Konfrontation über- 
wunden wird. Spätestens seit 
dem Gipfel von Reykjavik sollte 
jedermann klar sein, daß die Su- 
permächte auf dieses Ziel hin- 
wirken. Der Zusammenhang 


von Abrüstung und deutscher 
Frage ist offenkundig. Mögen 
das auch die Bonner Größen als 
»blühenden Unsinn< abtun, die 
Entwicklung wird über sie hin- 
weggehen.« oO 


Kulturgeschichte 


Der 


Tremplerstaat 


Ralf Ettl 


Über die quasi-politischen Vorstellungen des Templer-Ordens ist im 
allgemeinen wenig bekannt. Allein das Konzept der »Verchristli- 
chung der Wirtschaft« hat auch seitens der Wissenschaft hier und 
dort einmal Interesse hervorgerufen; und hier wiederum im besonde- 
ren die geld-philosophischen Überlegungen und deren Ansätze in der 
praktischen Anwendung während des Mittelalters. Schließlich weiß 
man doch mitunter einiges über die angestrebte Aufwertung des 
Handwerks und über Gedanken hinsichtlich eines höheren Stellen- 
wertes für die Frau - allerdings in einem Sinn, der nichts mit »Eman- 
zipation« gemein hatte, die Frauen zu »Erstzmännern« machen will, 
sondern im-Gegenteil als Verstärkung des ur-weiblichen Elements im 


Lebensgefüge. 


Über die eigentliche Staatsidee 
der Templer ist hingegen fast 
nichts allgemein bekannt. Und 
das liegt wohl in erster Linie dar- 
an, daß diese Idee mit keiner der 
gegenwärtig herrschenden Ge- 
sellschaftsordnungen in Ein- 
klang zu bringen wäre, zugleich 
aber eine sowohl logische wie 
moralische Überlegenheit ge- 
genüber den herrschenden Sy- 
stemen deutlich erkennen läßt. 


Die vielfältigen 
Übereinstimmungen 


Die Idee des »Templerstaates« ‘ 


ist im wesentlichen die Idee ei- 
ner  aristokratisch-republikani- 
schen Theokratie besonderer 
Ausformung. Das Christentum 
ist dabei nur ein Eckpfeiler. Der 
zweite geht auf die babylonisch- 
assyrisc und karthagische 
Staatsform zurück. 


Wenn sich im »Templerstaat« 
verschiedene Einklänge mit alt- 
germanischen Vorstellungen 
vom Zusammenleben finden, so 
geht dies jedoch auf die zuvor 
erwähnten altorientalischen 
Quellen zurück. Die vielfältigen 
und verblüffenden Übereinstim- 
mungen zwischen dem alten 
Germanentum und dem alten 
Orient, im besonderen Babylo- 
nien/Assyrien, sind mittlerweile 
enträtselt, worüber zu sprechen 
jedoch an dieser Stelle zu weit 
führen würde. 


Die endgültige Ausformung des 
»Konzepts« vom »Templerstaat« 
geht auf Wildgraf Hugo zurück, 


Raimundus Lullus, der mit Ja- 
kob von Molay befreundet 
war, auf einer Meerfahrt zu 
den Ungläubigen und im Ge- 
spräch mit Sarazenen. 


der in Wien eine genaue Schrift 
dazu hinterließ. 


Um die Ideen des »Templerstaa- 
tes« richtig verstehen zu können, 
ist es unabdingbar notwendig, 
diese im direkten Zusammen- 
hang mit der durch den Orden - 
mehr oder minder heimlich — 
vertretenen Glaubenslehre zu 
sehen. Von dieser Glaubensleh- 


re soll deshalb hier kurz gespro- 
chen werden. 


Dem Uneingeweihten mag dar- 
an. manches sonderbar und auf 
den ersten Blick schwer ver- 
ständlich erscheinen. Es soll hier 
auch nur das Prinzip geschildert 
werden, das verstanden zu ha- 
ben eine Voraussetzung für das 
Verstehen alles Folgenden ist. 


Das Wissen 
der ewigen Wahrheit 


Die Glaubenslehre, aus der die 
theokratisca Ordnung des 
»Templerstaates« ihre Grundla- 
gen schöpft, ist die des Ur-Evan- 
geliums Christi, wie es in den 
der Vernichtung entgangenen 
Schriftfragmenten von Johan- 
nes, Matthäus und Marcion 
deutlich wird — und die sumeri- 


sche (auch babylonisch-assyri- 
sche und phönizisch-karthagi- 
sche) Ilu-Lehre, welche wieder- 
um als die wahre Bezugsbasis 
der Lehre Christi anzusehen ist. 


Kern all dessen ist das »Wissen 
der ewigen Wahrheit«, das Wis- 
sen vom Reich Gottes und vom 
ewigen Leben, das Jesus Chri- 
stus den Menschen gebracht 
(wiedergebracht) hatte. Im soge- 
nannten »Neuen Testament« ist 
all dies eliminiert worden, weil 
es mit dem dazugemogelten so- 
genannten »Alten Testament« 
nicht zusammenpassen könnte. 


Wir lesen zwar,noch, daß Jesus 
vom Reich Gottes lehrte - doch 
kein Wort mehr von dem, was er 
da lehrte! 


Hier nun diese Glaubenslehre — 
»Das Wissen der ewigen Wahr- 
heit« - in Stichworten: 


Wir Menschen sind alle gefalle- 
ne Engel. Wir sind nicht erschaf- 
fen worden, sondern von Voran- 
fang an als Keimlinge des Seins 
dagegewesen. Im Reich Gottes, 
einer herrlichen jenseitigen 
Welt, haben wir alle schon lange 
Zeiten gelebt; und zwar als »En- 
gel« (babyl. »Igigi«, punisch »In- 
gi«). Ein Großengel lehnte sich 
aber gegen Gott auf und wurde 
zum Verworfenen (»Schad- 
dein«). Er zog mit einigen An- 
hängern aus dem Gottesreich 
aus und baute aus untauglichen 
Stoffen (quasi Antimaterie) eine 


andere Welt, welche die Hölle 
wurde. 


Das Erlangen der 
Erkenntnis 


Durch die Verlockungen dieses 
Schaddein (El Schaddei = Jah- 
ve) zogen viele Engel aus dem 
Gottesreich aus, um sich die 
neue, angeblich noch schönere 
Welt anzusehen. Ehe sie aber - 
die in Wahrheit schreckliche 
Höllenwelt erreichten, fielen sie 
in Bewußtlosigkeit und verloren 
ihre »himmlischen« Körper. 
Und als bewußtlose Keimlinge 
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Kulturgeschichte 


Der | 
Templerstaat 


lagen die Ausgezogenen nun im 
»Meer des Schweigens« - und al- 
le diese Ausgezogenen waren 
wir Menschen. 


Um diesen vielen die Möglich- 
keit neuen Erwachens und der 
Heimkehr zu geben, schuf Gott 
den diesseitigen Kosmos mit der 
Erdenwelt. Dazu.schuf er einen 
»Bogen jenseitiger Welten«, die 
ihrer Art nach einer Stufenleiter 
ähneln, die vom Reich Gottes 
bis zur Hölle reicht.’ 


Auf weitere Jenseitswelten, wie 
etwa das Dämonenreich, das 
»Mittelreich« der positiven aus- 
gezogenen Großengel, oder das 
an-sich sehr bedeutsame »Grüne 
Land« soll hier nicht- eingegan- 
gen werden, um unnötige Ver- 
wirrung zu vermeiden. 


Aus dem »Meer des Schwei- 
gens« also kommen nach und 
nach die Samen der Menschen, 
erlangen wieder Bewußtheit 
(wenn auch nicht Erinnerung an 
ihr vormaliges Engelsdasein) 
und gehen einmal durch das Er- 
denleben. Hier sollen sie Er- 
kenntnis sammeln. Und je nach 
dem Grad ihrer Erkenntnis, ge- 
langen sie nach ihrem irdischen 
Sterben in eine ihrem Erkennt- 
nisgrad angemessene Jenseits- 
welt - von wo aus sie sich dann 
in eine nächste »voranarbeiten«, 
bis sie wieder jenen »Lichtgrad« 
haben, der ihre Rückkehr ins 
Gottesreich möglich macht. 


Damit ist der Sinn des Erdenle- 
bens erklärt: Es geht um das Er- 
langen der Erkenntnis; im kon- 
kreten der Erkenntnis des Guten 
und des Bösen. Wenn in den jü- 
dischen Schriften, dem sogenan- 
ten »Alten Testament«, der Sün- 
denfall ausgerechnet »Das Essen 
vom Baum der Erkenntnis des 
Guten und des Bösen ist«, so 


läßt sich darin unschwer die Of-- 


fenbarung des Schaddei erken- 
nen, der naturgemäß die Er- 
kenntnis des Guten und des Bö- 
sen verbieten muß, weil er selbst 
sonst als böse erkannt würde 
und die Menschen begriffen, daß 
er sich als »Gott« bloß aufspielt, 
in Wahrheit aber der Widersa- 
cher Gottes ist. 


Interessanterweise ist es im Is- 
lam der »Baum der Begierde«, 
von dem zu essen verboten wird. 


Der Schlüssel 
für die Ideen 


Es gibt also keine »Dreifaltig- 
keit: Gottvater - Sohn - Heiliger 
Geist«, denn Jesus Christus war 
die Menschwerdung Gottes 
selbst. Und der »Gott» EI- 
Schaddai-Jahve des sogenannten 
»Alten Testaments« ist der ober- 
ste der Teufel, der Satan. Hinge- 
gen spielen mehrere heidnische 
»Götter« im Sinne positiver 
Großengel eine Rolle; etwa 
Aschera / Ischtar oder Baal / 
Bel. Der Name des absoluten 
Gottes aber ist »Il« (aus den 
Kräften Ilu), der in der Person 
des Jesus Christus in Menschen- 
gestalt auf die Erde kam, um das 
wahre Wissen den »gefallenen 
Engeln«, die heute als Menschen 
durch das Erdendasein gehen, 
zurückzubringen und ihnen so 
den Weg des ewigen Lebens zu 
weisen. 


Innenansicht der Templerkirche von Tomar in Portugal. 


‘Das geamte Wissen, von dem 
hier nur Andeutungen gegeben 
wurden, war in drei Schriften zu- 
sammengefaßt worden: Dem 
»Kleinen Buch«, dem »Buch 
Ilu« und dem »Signum«, aus 
welchen dann ein Gesamtbuch 
enstand, das »Templer-Bre- 
vier«. Diese Schriften vermitteln 
ein so vollständiges Bild aller 
Dinge, daß sich eine perfekte 
theokratische Staatsordnung 
daraus ableiten, beziehungswei- 
se entwickeln ließ. Eine auf dem 
Ilu beruhende Rechtsprechung 
war schon in viel früherer Zeit 
durch König Sargon II. von As- 
syrien und Babylonien entwik- 
kelt worden, so daß alles und je- 
des quasi durch göttlich offen- 
bartes Gesetz regelbar wurde. 


Eine ähnliche Haltung findet 
sich übrigens im Islam, wie die 
theokratische Ordnung Imams 
Khomenie zeigt, wenngleich das 
islamische Gesetz von dem des 
Ilu verschieden ist. 


Im »Buch Ilu« findet sich eine 
sehr konkrete Darstellung der 


Gerechtigkeit 


Zustände im Gottesreich. Und 
dieses Wissen bildet den Schlüs- 
sel für die Ideen des »Templer- 
staats«. Man könnte sagen: Der 
Templerstaat sollte so weit wie 
möglich und auf Erden machbar 


ein Abbild des Gottesreichs - 


sein. Zum Maßstab sollte also 
die ewige göttliche Ordnung die- 
nen, deren für die Diesseitswelt 
gültige Form nicht zuletzt auch 
durch die Gesetzmäßigkeiten 
der Natur vorgegeben ist. Ord- 
nung, Liebe und Gerechtigkeit 
waren die drei Säulen, alles zu 
tragen. 


Jeder kann 
vollkommen sein 


Diese drei Begriffe bedürfen in 
der heutigen Zeit jedoch einer 
genaueren Definition; denn ihre. 
wahre Bedeutung ist längst ent- 
stellt worden. Es ist also notwen- 
dig, die Worte hier so zu verste- 
hen, wie die Alten - und auch 
die Väter der Idee vom »Temp- 
lerstaat« — sie richtigerweise ver- 
standen. 


Gerechtigkeit bedeutet, einem 
jeden Wesen nach seiner indivi- 
duellen Art gerecht zu werden. 
Das heißt das genaue Gegenteil 
dessen, wie das Wort »Gerech- 
tigkeit« nach sozialistisch-demo- 
kratisch-liberalem Verständnis 
pervertiert zu werden pflegt. 


kann nämlich 
eben nicht Gleichheit für alle 
heißen, sondern muß Ungleich- 


"heit für alle bedeuten. 


In einer wahrhaft gerechten 


Ordnung müssen einem jeden 
so viel Rechte zustehen, wie es 
seinen persönlichen Eigenschaf- 
ten und Fähigkeiten entspricht. 


Gleiche Beurteilung aller ist das 
Gegenteil von Gerechtigkeit im 
ursprünglichen Sinne. 


Liebe bedeutet, durch ein neid- 
loses Gemeinsamkeitsgefühl al- 
ler für alle die gegebenen Unter- 
schiede aufgrund der Einsicht ei- 
nes jeden in seine Daseinsposi- 
tion in gegenseitiger Achtung zu 
akzeptieren, und so Harmonie 
herzustellen. Denn wenn jeder 
Mensch schon einstmals als »En- 
gel« im Reich Gottes seine un- 
veränderbare Position innerhalb 
der sozialen Rangordnung inne- 
hatte, so kann dies gewiß nicht 
auf Erden verändert werden. 


Auch ist es eine alte Erfahrung, 
daß der Mensch Zufriedenheit 
und damit Offenheit für Göttli- 
ches nur dann findet, wenn er in 
einer seinen Möglichkeiten ge- 
mäßen Position und Lebenswei- 
se steht. 


schen - vor allem für jene, die 
aufgrund ihrer Anlagen nicht 
schritthalten können? 


Der Begriff der »Liebe« meint 
hier vor allem: Das Annehmen 
eines jeden, wie er ist - und das 


Templer werden verbrannt. Aus den »Chroniques de France ou 
de Saint Denis«, 1270 bis 1380. 


Goethe hat dies einmal so ausge- 
drückt: »Jeder kann vollkom- 
men sein, im Rahmen seiner 
Möglichkeiten«; und im Reichs- 
gesetz Sargons II. lesen wir da- 
zu: »Hurtig strebe ein jeder, sei- 
ne Gottheits-Gaben fleißig zu 
nutzen und voll auszuschöpfen, 
was er vermag. Wer darüber hin- 
aus aber mehr will erzwingen, 
der wisse: Solches Mehr ist vom 
Teufel.« (wörtlich: »aus der Ver- 
worfenheit«, was durch die erste 
Übersetzung in »vom Teufel« 
abgeändert wurde). 


Und ist es nicht gerade in der 
heutigen Zeit eben jenes »Mehr 
wollen, als die Anlagen zuge- 
ben«, was extremen Streß und 
Unglücklichsein bis häufig zum 
Selbstmord heraufbeschwört? 
Ist nicht darin vielleicht auch ei- 
ne Ursache für die extrem hohe 
Kriminalität unter den Farbigen 
in den USA zu erkennen? Ist das 
gewiß ursprünglich gutgedacht 
gewesene Prinzip der »gewaltsa- 
men Gleichheit« nicht in Wahr- 
heit eine Geißel für die Men- 


Akzeptieren, daß andere von 
der Anlage her fähiger sein 
können. 


Erstes Ziel 
heißt Harmonie 


In einem Johannes-Text über 
das Reich Gottes heißt es: »Und 
die Wesen kleinen Geistes wa- 
ren stolz darauf, was die Großen 
schaffen konnten; und die Gro- 
Ben freuten sich über das, was 
die Kleinen schufen.« 


Das ist die Haltung der Liebe 
untereinander. Der dritte Kern- 
Begriff, die Ordnung, meint 
schlüssig zum einen die soziale 
Rangordnung, wie sie überall in 
der Natur harmonisches Zusam- 
menleben bewirkt also eine ge- 
sunde hierarchische Ordnung, 
die alle Lebensbereiche durch- 
wirkt. Zum anderen meint der 
Begriff »Ordnung« die Staats- 
und Rechtsordnung, die sich 
ganz und gar nach den göttlichen 
Prinzipien aufbaut und aufgrund 


göttlich offenbarter Mechanis- 
men erhält. 


Gerechtigkeit - Liebe — Ord- 
nung im eben definierten $inne 
stellen die Tragebalken des 
»Templerstaats« dar, dessen er- 
stes Ziel die Harmonie zwischen 
Mensch und Gottheit durch Har- 
monie unter den Menschen hieß. 


Das: organisatorische Schema 
des »Templerstaats« geht ver- 
mutlich auf die erste Staatsver- 
fassung Karthagos zurück. Diese 
ist leider nicht mehr erhalten 
(mit Ausnahme der Gesetztafel 
Tani-Baal), Hinweise in Hugos 
Schrift lassen jedoch erkennen, 
daß er sich auf die Königin 
Elissa (Dido), die Gründerin 
Karthagos, bezieht, die dem- 
nach eigenhändig eine Staatsver- 
fassung aufgesetzt haben soll, 
die über dreihundert Jahre un- 
verändert in Kraft geblieben sei. 


Bernhard von Clairvaux, der geistige Vater des Templerordens, 


Wenn wir uns nun das »Organi- 
sationsschema« “des »Templer- 
staats« näher ansehen, so ist da- 
bei stets zu bedenken, daß Gott- 
gewolltheit als Maß aller Dinge 
angesetzt wurde. In der Gewiß- 
heit des Glaubens an die vorhan- 
denen Offenbarungen konnte 
kein Zweifel daran bestehen, 
daß man wußte, was gottgewollt 
ist und was nicht. 


Ein Staat 
ohne Gewaltanwendung 


Dies ließ die Abschaffung der 
vorhandenen Machtstrukturen 
zur ersten Voraussetzung Wer- 
den: Abschaffung der Kirchen- 
macht und Abschaffung der ab- 
solutistischen weltlichen Macht. 
Was die Neuordnung der wirt- 
schaftlichen Machtverhältnisse 
anbelangte, so waren bereits 
wichtige Schritte eingeleitet 
worden. 


=. 


als Prediger und seine Versuchung durch den Teufel. 


Kulturgeschichte 
Der | 
Templerstaat 


Es bleibe dahingetellt, wie diese 
Voraussetzungen hätten erfüllt 
werden können. An Gewaltan- 
wendung war ganz sicher nicht 
gedacht, sonst hätte der Orden 
nicht sein Heer - mit allein 
15 000 Mann Reiterei das größte 
stehende Heer der damaligen 
Welt - abgerüstet, als Kreuzzüge 
nicht mehr anstanden, noch vom 
Orden für wünschenswert gehal- 
ten wurden. Erst durch diese 
Abrüstung wurde die Zerschla- 
gung des Templerordens über- 
haupt möglich. 


Und wenn wir heute noch über 
einiges Ordenswissen verfügen, 
so ist dies allein der Tatsache zu 
verdanken, daß der deutsche 
Zweig des Templerordens sich 
einen Teil seiner Militärmacht 
bewahrte und daher die Forde- 
rung nach Auflösung des Ordens 
zunächst ganz einfach ignorierte. 
Allerdings war diese Reststreit- 
macht viel zu gering, um offensiv 
werden zu können, es reichte ge- 
rade so weit, daß ein wenig Zeit 
gewonnen werden konnte, um 
Wertvolles in Sicherheit zu brin- 
gen. Heute wäre es auch müßig, 
nach den damaligen Vorstellun- 
gen von Verwirklichungsmög- 
lichkeiten der templerischen 
Staatsidee zu fragen. 


Macht- und 
Willensbildung im 
Templerstaat 


Beginnend bei der kleinsten Ein- 
heit, der Sippe im Sinne von 
Großfamilie, besteht ein System 
von »Bestimmern«, die immer 
größere Einheiten vertreten und 
schließlich den Kaiser wählen. 


Jede Apps hat eine Stimme, die 
jeweils das älteste Mitglied der 
Großfamilie innehat - gleichgül- 
tig, ob Mann oder Frau. Diese 
»Bestimmer der Sippe» bilden 
die unterste und schließlich zu- 
gleich wichtigste Ebene der Ent- 
scheidungen im Staate. 


Das gesamte Staatswesen ist in 
Gruppen von jeweils zwölf Sip- 
pen unterteilt, eine wiederum 
kleine Einheit, deren Angehöri- 
ge sich mehr oder weniger alle 
persönlich kennen. Zwölf »Be- 
stimmer der Sippe« wählen aus 
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ihrer Runde einen »Bestimmer 
der Gruppe«.. 


Die nächst größere Einheit um- 
faßt ein Land-, Orts- oder Stadt- 
gebiet, in dem 120 Sippen leben. 
Die »Bestimmer der Gruppen« 
dieser Sippen wählen aus ihren 
Reihen einen »Bestimmer des 
Kreises« (der ein Mann sein 
soll). 


Die nächste Einheit umspannt 
einen Wohnraum von 360 Sip- 
pen. Die »Bestimmer der Krei- 
se« dieses Gebietes wählen aus 
ihren Reihen nun einen »Be- 
stimmer des Grafen«; und drei 
»Bestimmer des Grafen« wählen 
einen Adeligen aus ihrem Le- 
bensumfeld zum »Hochgrafen«. 


Jenem Adeligen, der nicht unbe-, 


dingt Graf sein muß, den die 
»Bestimmer des Grafen« zum 
»Hochgrafen« wählen, überge- 
ben sie »auf Ehrenwort im An- 
gesicht Gottes« vertrauensvoll 
das Mandat, den Besten aus ih- 
ren Reihen zum König zu 
wählen. 


Die »Hochgrafen« halten nun in 
ihren jweiligen Landkreisen ei- 
nen Rat ab, und jeder Landkreis 
delegiert einen »Hochgrafen« als 
»Wahl-Grafen«.zur Königswahl. 


Auf diese Weise werden in den . 


Ländern die Könige gewählt, die 
dann ihrerseits aus ihrer Runde 
einen zum Kaiser bestimmen. 


Der Adel selbst hat im »Temp- 
lerstaat« keine starre Form. Die 
»Bestimmer der Gruppen« kön- 
nen dem König jederzeit Perso- 
nen vorschlagen, die in den 
Adelsstand erhoben werden sol- 
len. Ebenso können sie aber 
auch das Ausstoßen eventueller 
Unwürdiger aus dem Adelsstand 
bewirken. Der Adel erfährt so- 
mit eine ständige Erneuerung. 


In der Sprache, 
die Christus sprach 


Auf diese Weise sollten alle Län- 
der der germanisch-keltisch-ro- 
manischen Welt einen Staaten- 
bund bilden, dessen gemeinsa- 
mes Oberhaupt der Kaiser ist. 
Während die Könige nur in ih- 
ren jeweiligen Ländern Befugnis 
hätten, also nur »Innenpolitik« 
und keine Außenpolitik, zu trei- 
ben ermächtigt wären, oblägen 
dem Kaiser - und allein ihm - 
sämtliche gemeinsamen Belan- 
ge; und so natürlich die Außen- 
politik gegenüber Völkern, die 


nicht dem Staatenbund, dem 
»Reich«, angehören. 


Auch die militärische Gewalt al- 
ler läge ganz in den Händen des 
Kaisers; die Könige der einzel- 
nen Länder des Bundes hätten 
keine Militärhoheit gehabt, wo- 
durch etwaige Konflikte inner- 
halb des Bundes unwahrschein- 
lich geworden wären. Im übri- 
gen sollte die militärische Füh- 
rung unbedingt aus Ordenskrei- 
sen kommen. 


Um keines der Reichsländer zu 
bevorzugen oder zu benachteili- 
gen, war als »Reichsamtsspra- 
che« die Einführung des Ara- 
mäischen (Syro-Aramäisch) vor- 
gesehen, jener Sprache, in der 
Christus gepredigt hatte. 


Bevor wir uns jetzt den Einzel- 
heiten der politischen und wirt- 
schaftlichen Aspekte näher zu- 


wenden, ist ein Blick auf eine‘ 


besondere Vorstellung hinsicht- 
lich der geistlichen Belange, na- 
mentlich bezüglich der priesterli- 
chen Betreuung der Menschen, 
sehr interessant. Der professio- 
nelle Klerus sollte ja abgeschafft 
und durch ur-christlich-marcio- 
nitische Wege ersetzt werden. 
Dabei werden jedoch auch alt- 
orientalische Einflüsse er- 
kennbar. 


Stärkerer Einfluß 
des Weiblichen 


Ähnlich wie unter je zwölf Sip- 
pen für politische Belange ein 
»Bestimmer der Gruppe« ge- 
wählt werden sollte, so sollte in- 
nerhalb jeder dieser Gruppen 
auch eine »Schwester der Heilig- 
sten Mutter« (Christi) erwählt 
werden - praktisch eine Prieste- 
rin. Als Symbol der Reinheit 
und der Unschuld sollte jeweils 
ein Mädchen von besonderer 
Schönheit und Klugheit ausge- 
wählt und zur Priesterin ernannt 
werden. Sie mußte Jungfrau 
sein, und ihre Haare durften 
noch nie geschnitten worden 
sein. So sollte sie bis zu ihrem 
siebenundzwanzigsten Lebens- 


. jahr das Priesterinnenamt inne- 


haben. 


Ähnlichkeiten mit den. Regeln 
für karthagische. Priesterinnen 
sind hier unübersehbar. Wenn 
die »Schwester der Heiligsten 
Mutter« dann ihr Amt an die 
Nachfolgerin übergab, war sie 
zugleich deren Lehrerin — wie 
diese Frauen überhaupt für 
spätere Lehrtätigkeit vorgese- 


hen gewesen sein dürften. Eine 
Frau, die zur Priesterin gewählt 
wurde, war auf Lebzeiten finan- 
ziell durch den Staat versorgt, 
zumindest aber so lange, bis sie 
nach ihrer Amtszeit heiratete. 


Auf diese Weise sollte das weib- 
liche Element stärkeren Einfluß 
auf die Gemeinschaft erlangen; 
also das Weiche, Zarte, Gefühl- 
volle. Die Könige, und selbst der 
Kaiser, sollten verpflichtet sein, 
eine solche Priesterin als Ratge- 
berin um sich zu haben. 


Man könnte hier gut vom Ge- 
danken einer Gewaltenteilung 
sprechen: Männlich ist gleich 
weltliche Kompetenz; Weiblich 
ist gleich geistige Kompetenz. 


Bei näherem Hinschauen wird in 
beiden Wahlprinzipien die 
Überlegung der Gottgewolltheit 
erkennbar. Was die Bestimmer 
der weltlichen Sphäre anbelangt, 
so fußt deren Wahl auf der Ent- 
scheidung jener Menschen im 
Volke, die Gottes Wille am älte- 
sten werden ließ. Und die Wahl 
der geistlichen Betreuerinnen 
entschied die Gottesgabe der 
Schönheit, wo diese nicht durch 
modische Eitelkeit beschnitten 
worden war. 


Keine Pervertierung des 
göttlichen Willens 


An eine Hierarchie der Geist- 


“ lichkeit oder gar den Aufbau ei- 


nes Apparates, wie die Kirche 
ihn darstellt, war nicht gedacht. 
Die Beziehung zu Gott sollte 
sich in einem ausschließlichen 
Naheverhältnis vom einzelnen 
zum einzelnen abspielen, wie es 
zur Zeit Christi und in den Ge- 
meinden der Marcioniter gewe- 
sen war. 


Wenn die geistlichen Belange 
vorwiegend in die Hände von 
Frauen gelegt werden sollten, so 
hat dies verschiedene Gründe, 
auf die im einzelnen einzugehen 
hier zu weit führen würde. Ein 
wichtiger Aspekt war dabei 
auch, dem alttestamentarischen 
Geiste entgegenzuwirken, da in 
diesem die Außerung des Satans 
gesehen wird. Im Judentum wird 
die Frau als minderwertig be- 
trachtet. Sie hat nirgends etwas 
zu sagen, und selbst das »Blut- 
geld« für eine Frau ist billiger als 
das für einen Mann. 


Im Gegensatz zu den klassischen 
altorientalischen Kulturen, in 
denen weibliche Gottheiten ver- 
ehrt wurden und wo also das 


weibliche Element in hoher 
Achtung stand, vertraten die 
Hebräer eine das Weibliche ver- 
achtende Auffassung. Wenn die 
Juden sich als ein »besonderes 
Volk« fühlten, so traf dies jeden- 
falls insofern zu, wie sie keine 
typischen Altorientalen waren. 


Der »Templerstaat« bezog sich 
indes in vielerlei Hinsicht auf 
den klassischen alten Orient. 
Falls tatsächlich die erste Staats- 
verfassung Karthagos das 
Grundmuster gebildet haben 
sollte - von einer Frau entwor- 
fen -, so wäre die Hochachtung 
gegenüber dem Weiblichen im 
»Templerstaat« um so erklärli- 
cher. Ein rein rationaler Grund 
dafür, das Priesteramt, und so- 
mit maßgebliche erzieherische 
Tätigkeit, in Frauenhände zu le- 
gen, war aber die gott- und 
naturgegebene Nahebeziehung 
zwischen Frau und Kindern,’de- 
nen lehrend sich zu widmen eine 
Aufgabe der Priesterinnen hätte 
sein sollen. 


Es muß in diesem Zusammen- 
hang abermals in Erinnerung ge- 
rufen werden, daß die Hochach- 
tung gegenüber der Frau im alt- 
- orientalischen Sinne zu verste- 

‚ hen ist: Also Hochhalten des 
Weiblichen als Weiblichkeit - 
und keinesfalls in männlichen 
Bereichen; die Frau Männliches 
tun zu lassen, kommt einer Ent- 
würdigung des Weiblichen 
gleich. Wie in vielem besteht al- 
so auch hier ein strikter Gegen- 
satz zur modernen abendländi- 
schen Auffassung, die als Per- 
. vertierung des göttlichen Willens 
gesehen worden wäre — und si- 
cher nicht zu Unrecht. 


Die Wahlen 
im Templerstaat 


Nach dem nun das Prinzip der 
Machtvergabe im »Templer- 
staat« - sowohl der weltlichen 
wie auch der geistlichen Macht - 


betrachtet wurde, ein Blick auf . 


gedachte Regulative. Im geistli- 
chen Bereich waren solche nicht 
vorgesehen, wohl aber hinsicht- 
lich der weltlichen Macht. 


Dabei finden sich Ideen zur Me- 
chanismen, die außerordentlich 
praktikabel erscheinen - und 
wesentlich wirksamer als die 
Mechanismen der Demokratie, 
‚ obgleich keine regelmäßigen all- 
gemeinen Wahlen für den 
»Templerstaat« vorgesehen 
sind. Solche Wahlen finden viel- 
mehr permanent statt. 


Denn: Jederzeit können die Trä- 
ger der Macht, die »Bestim- 
meı«, abgewählt und durch an- 
dere, neugewählte, ersetzt wer- 
den; und zwar auf jeder der be- 
reits geschilderten Ebenen. Es 
kann sich also kein Mandatsträ- 
ger jemals für eine gewisse Zeit- 
spanne in seinem Amt sicher 
fühlen, wenn er nicht gute Ar- 
beit leistet. Wann immer ein Ge- 
wählter nicht den Ansprüchen 
genügt, kann er abgewählt und 
durch einen besseren ersetzt 
werden. Dies droht insbesonde- 
re den Adeligen, den »Hochgra- 
fen«, deren Aufgabe es ist, die 
Volksinteressen gegenüber der 
Führung unmittelbar durchzu- 
setzen. Und sogar der Kaiser 
kann abgewählt werden. 


An Stelle intervallmäßiger allge- 
meiner Wahlen, wie sie in der 
Demokratie üblich sind, um 
dann den vielversprochenhaben- 
den Gewählten auf mehrere Jah- 
re ein sanftes Ruhekissen zum 
Vergessen ihrer Versprechungen 
zu gewährleisten, finden im 
»Templerstaat« solche Wahlen 
nicht statt, sondern es findet ei- 
ne ständige Verjüngung der 
Mandatsträgerschaft durch tägli- 
che Abwahl- und Neuwahlmög- 
lichkeit im einzelnen statt. 


Auf diese Weise sorgen die Me- 
chanismen des »Templerstaats« 
dafür, daß stets die besten und 
einsatzfreudigsten Personen 
Mandatsträger sind. Das beginnt 
mit den »Bestimmern der Grup- 
pen« und den »Bestimmern der 
Kreise«, geht über die »Bestim- 
mer des Grafen« und die »Hoch- 
grafen« und »Wahl-Grafen« bis 
zu den Königen und zum Kaiser. 
Die »Bestimmer der Sippe« blei- 


“ben jeweils die Altesten, sie wer- 


den nie gewählt, sondern im To- 
desfalle eines oder einer Älte- 
sten rückt das nächstälteste Sip- 
penmitglied in die Funktion auf. 


Harmonisierung statt 
Polarisierung 


Willensbildung und Machtent- 
faltung erfolgen also im »Temp- 
lerstaat« durch ständige und un- 
mittelbare, jeweils von Fall zu 
Fall aktuelle, Erneuerung der 
Mandatsverteilung. Dabei liegt 
die schlußendliche Macht vor al- 
lem in den »Bestimmern der Sip- 
pe«. Trotz der Könige und des 
Kaisers kann also von einer ab- 
solutistischen Herrschaft keine 
Rede sein. Der »Templerstaat« 
schafft ein logisches und nach 


göttlich-natürlichem Ordnungs- 
sinn gestaffeltes Regierungssy- 
stem. Auch Bürgermeister, Ge- 
meindevorsteher und so weiter 
werden durch die »Bestimmer« 
der jeweiligen Kathegorie ge- 
wählt - und zwar ebenso abwähl- 
und austauschbar. 


Parteien, wie in demokratischen 
Staaten, wären für die Väter des 
»Templerstaats« unerträglich ge- 
wesen. Denn der »Templer- 
staat« strebt nach Harmonisie- 
rung; der Parteienstaat hingegen 
zerteilt, wie schon im Wort Par- 
tei offenkundig wird. Nicht das 
Polarisieren von Interessengrup- 
pen schafft ein harmonisches 
Zuammenleben, sondern das 
Gefühl von umfassender Ge- 
meinsamkeit, das unterschiedli- 
che Einzelinteressen überstrahlt. 


Um die Ursprungsüberlegungen 
der eben geschilderten Mecha- 
nismen zu begreifen, muß nun 
abermals ein Blick auf die Glau- 
benslehre getan werden: Wir al- 
le sind demnach »gefallene En- 
gel«. Wir sind nicht »von Natur 
aus gut«, sondern wir sind von 
Natur aus »Gefallene«, die le- 
diglich einen erkenntnisfähigen 
Geist besitzen, der zum Guten 
leiten kann. 


Der Mensch ist nicht »mach- 
bar«, er ist vorgeformt von 
Ewigkeit her jeweils nach seiner 
ganz persönlichen Art. Das 
Staatswesen muß daher so be- 
schaffen sein, daß es dem Wis- 
sen um diese Tatsachen Rech- 
nung trägt. Es hat die Fehlbar- 
keit jedes einzelnen in Betracht 
zu ziehen. 


Zugleich aber soll es durch mög- 
lichst große Harmonie die 
»Schwingung des Reinen« unter 
den Menschen verbreiten. Denn 
jeder Mensch ist sowohl Aussen- 
der von Schwingungen wie auch 
empfangender Resonanzboden. 
Herrscht eine starke Schwingung 
des Reinen, des Guten, so wirkt 
diese auch auf die »Resonanzbö- 
den« der Unreinen, der weniger 
Guten, und ermöglicht so ein 
optimales Ausmaß an Harmonie 
des Zusammenlebens. Daß 
»Vollkommenheit« auf Erden 
niemals auch nur annähernd er- 
zielt werden könnte, darüber 
waren sich die Verfasser des 
»Templerstaats« im klaren. 


Der »Templerstaat« hat also ein 
menschliches Konzept — jedoch 
nicht ein »humanes« nach libera- 
lem Verständnis. Denn — wie- 


derum durch das Wissen aus der 
Glaubenslehre — die Väter der 
Idee gingen davon aus, daß die 
Fortpflanzung aller Lebewesen, 
so auch die der Menschen, nach 
dem Gesetz der Affinität erfolgt, 
daß nach eben diesem Gesetz 
der Affinität Samen aus dem 
jenseitigen »Meer des Schwei- 
gens« während des Zeugungsak- 
tes angezogen und in Entfaltung 
versetzt werden. 


Die Chance 
zur Heimkehr 


So bei Pflanzen und Tieren die 
immerwährende Gleichartigkeit, 
so bei den Menschen die häu- 
fige Familienähnlichkeit: Nicht 
durch das Blut wird dies hervor- 
gerufen, sondern durch das An- 
ziehen von Samen aus dem Jen- 
seits nach dem Affinitätsprinzip. 


Rassenvermischung hätte im 
»Templerstaat« als schwere Lä- 
sterung des göttlichen Willens 
gegolten und zu den wenigen to- 
deswürdigen Verbrechen ge- 
zählt. Im »Sargons-Recht«, das 
weitgehend für den »Templer- 
staat« gültig sein sollte, gibt es 
dazu sogar einen speziellen Pa- 
ragraphen. 


Aber auch andere Punkte wären 
zu nennen, die dem Liberalis- 
mus zuwiderstehen. So wären al- 
le »kranken Seelen« unter hartes 
Urteil gefallen; also jede Perver- 
sität, Homosexualität und der- 
gleichen. Auf die heutige Zeit 
projiziert, wäre aber auch das 
Rauschgiftproblem in den Be- 
reich »kranke Seelen« gereiht 
und mit eiserner Hand ausgerot- 
tet worden. 


Alles Dekadente und »Kaput- 
te«, was der heutige Zeitgeist so 
hätschelt, wäre ım »Templer- 
staate« schnell und erbarmungs- 
los ausgemerzt worden — damit 
nicht weiterer »falscher Samen« 
in die Welt hinein angezogen 
werde. 


Als noch konkretes Beispiel sei 
die Frage der Abtreibung ge- 
nannt, die in Frage zu stellen in 
der »Bequemlichkeitsdemokra- 
tie« von heute kaum jemand 
mehr wagt. Im »Templerstaat« 
gehört Abtreibung zu den weni- 
gen unbedingt todeswürdigen 
Verbrechen. Und zwar aus 
Gründen der Glaubenslehre: 
Der Sinn des Erdenlebens ist das 
Finden von Erkenntnis - und die 
Pflicht der Menschen ist es, 
durch Zeugung von Nachkom- 
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Kulturgeschichte 
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menschaft den vielen noch in 
Bewußtlosigkeit im »Meer des 
Schweigens« wartenden »Gefal- 
lenen« einen neuen Anfang zu 
ermöglichen. 


Wird nun ein Samen aus dem 
Jenseits angezogen und aber ge- 
tötet, ehe dieser sich zum er- 
kenntnisfähigen Wesen auf Er- 
den entfalten konnte, so wird 
diesem dadurch die Chance der 
Heimkehr ins Reich Gottes ge- 
nommen; jene Möglichkeit, um 
deretwillen Gott die Erdenwelt 
erschaffen hat. Somit ist die Ab- 
treibung das vielleicht schwerste 
Verbrechen überhaupt. 


Gegensatz zu Marxismus 
und Faschismus 


Von einigen wenigen Punkten 
abgesehen, wie etwa den soeben 
genannten, stellt der »Templer- 
staat« ein Optimum an persönli- 
cher Freiheit des Einzelnen dar. 
Und auch dies ist in der Glau- 
benslehre begründet: Das Er- 
denleben des Menschen hat den 
Sinn, ihn Erkenntnis finden zu 
lassen - und jeder einzelne 
Mensch ist verschieden vom an- 
deren. Also müssen größtmögli- 
che Entfaltungschancen für je- 
den geboten werden, der nach 
Erkenntnis sucht; und das tut, 
zumindest unbewußt, fast ein 
jeder. 


Dieser Punkt nun versetzt den 
»Templerstaat« auch in Gegen- 
satz zu Marxismus und Faschis- 
mus. Denn jede Art von Kollek- 
tivismus, jede Form der Vermas- 
sung, verunmöglicht die Er- 
kenntnisfindung des einzelnen. 
Der »Templerstaat« strebt nach 
größtmöglichem Individualismus 
des einzelnen. Massenaufmär- 
sche und dergleichen mehr 
könnten in das Bild des »Temp- 
lerstaats« nicht hineinpassen. 
Und jede Ideologie, die den 
Staat als Ganzes über die einzel- 
ne Persönlichkeit stellt, muß der 
Idee vom »Templerstaat« unver- 
söhnliche Feindschaft ansagen. 


Somit wird deutlich, daß der 
»Templerstaat« mit allen zur 
Zeit auf der Erde herrschenden 
Systemen im Gegensatz steht. 
- Im’ objektiven Vergleich mit. all 
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jenen anderen Systemen wird er 
aber wohl dem Weisen als der 
richtigere Weg offenbar werden. 
Denn auch Staatswesen sind an 
ihren Früchten zu erkennen. 


Wenden wir uns nun dem Wirt- 
schaftssystem des »Templer- 
staats« zu. Wie die gesamte 
Staatsidee, von der wir hier spre- 
chen, ist auch deren Wirtschafts- 
system mit keinem zur Zeit herr- 
schenden vergleichbar. Es ist in 
seinen Grundzügen jedoch dem 
westlichen näher als dem soziali- 
stischen, denn es stellt auch hier 
die freie Entfaltung der Möglich- 
keiten des einzelnen in den Vor- 
dergrund. 


Abschaffung der 
Zinswirtschaft 


Zwei. besonders wichtige Punkte 
sollen hier hervorgehoben wer- 
den. Zunächst ist dies die Ab- 
schaffung der Zinswirtschaft. 
Um diese realistischerweise zu 
ermöglichen, mußte eine neue 
Art von Geld geschaffen wer- 
den. Genauer gsagt: Es bedurfte 
zweier unterschiedlicher Geldar- 
ten. Eines reinen Zahlungsgelds, 
das in Umlauf ist und den unmit- 
telbaren Kreislauf des Arbeitsle- 
bens regelt - und eines »Wert- 
geldes«, das nur mittelbar be- 
nutzt werden kann. 


Das »Zahlungsgeld« - quasi die 
Währung -, kann nur Zug um 
Zug verwendet werden. Es kann 
nicht gehortet werden, noch 
könnte damit Handel getrieben 
werden. Denn Geld ist Mittel, 
Bewegung und Handel zu schaf- 
fen, es darf nicht selbst zur Han- 
delsware pervertiert werden. Es 


. darf auch nicht gehortet werden, 


weil dadurch wirtschaftsnotwen- 


dige Mittel zur Schaffung von 


Bewegung lahmgelegt würden. 
Darum ist das Zahlungsgeld 
durch durchlaufende Kennzeich- 
nung so gestaltet, daß es alle 
neun Monate seinen Wert ver- 
liert - und Horten also absurd 
würde. 


Im »Templerstaat« wäre also si- 
chergetellt, daß die gesamte 


Summe des in Umlauf gebrach- : 


ten Geldes sich auch wirklich 
ständig in Umlauf befindet und 
somit als bewegender Strom für 
die Wirtschaft zur Verfügung 
steht. Geld- und Währungsspe- 
kulation wäre ausgeschlossen. 


Parallel zum »Zahlungsgeld« 
(der Währung) bestünde im 
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»Templerstaat« ein »Wertgeld«. 
Dieses Wertgeld ist nicht gegen 
Zahlungsgeld umtauschbar, son- 
dern allein gegen »Werte«; also 
etwa Gebäude, Waren, Schiffe 
und dergleichen. Es stellt im 
Grunde ein Mittel zur Vereinfa- 
chung von Tauschhandel »Sache 
gegen Sache« dar. Es ist nur ge- 
gen Sachwerte erhältlich und 
von andauerndem Wert. 


Das gesamte Geldwesen liegt 
ausschließlich in den Händen 
der »Reichsbanken«. Geldge- 
schäfte gehören zu den ganz we- 
nigen Tätigkeiten, die dem Ein- 
zelnen untersagt sind. Auch 
Geldverleih ist verboten. Die 
Reichsbanken unterstehen di- 
rekt den Königen und der Ober- 
hoheit des Kaisers. 


Wenn eine Reichsbank einen 


»Kredit« vergibt, so wird dieser ' 


prinzipiell als Geschenk gewer- 
tet, dessen »Rückschenkung« er- 
wünscht, jedoch nicht zwingend 
erforderlich ist. Solche »Kredi- 
te« sind als »Leih- und Schenk- 
geld« namentlich für schöpfe- 
risch tätige Bürger vorgesehen - 
etwa Erfinder, Handwerker, 
Künstler. Leih- und Schenkgel- 
der können aber auch bedürftige 
Familien erhalten, wenn ein 
»Bestimmer der Gruppe« dies 
beantragt oder befürwortet. 


Als Maßstab für die Gesamt- 
summe des in Umlauf zu brin- 
genden »Zahlungsgeldes« wird 
die geschätzte Arbeitsleistung 
aller Menschen des Landes ver- 
anschlagt; als Maßstab für das 
»Wertgeld« die geschätzte Men- 
ge vorhandener relevanter Wer- 
te im Land. Bei »Wirtschafts- 
wachstum« würden Anpassun- 
gen vorgenommen werden. 


Geld als Quelle 
des Bösen 


Das Geld, die »Quelle des Bö- 
sen«, Verführer der Menschen 
zu Gier und Unvernunft, sollte 
im »Templerstaat« also »ge- 
zähmt« und in einer Weise ein- 
gesetzt werden, wie es der Ge- 
samtheit dient. »Das Geld diene 
den Menschen - nicht die Men- 
schen dem Geld«, schreibt 
Hugo. 


Das Geldsystem ist allemal ein 
wesentlicher Eckpfeiler des 
Wirtschaftssystems insgesamt. 
Dies gilt im besonderen für den 
»Templerstaat«. Und wer sich 


ein wenig mit diesen Gedanken. 


auseinandersetzt, wird bemer- 
ken, daß die Menschheit sich 
manche Krise hätte ersparen 
können, wären die Ideen des 
»Templerstaats« zum Durch- 
bruch gelangt. Allerdings wären 
auch die Machtverhältnisse auf 
Erden heute völlig andere, und 
die Welt hätte vermutlich ein 
ganz anderes Gesicht. 


Dies läßt sich sehr gut ermessen, 
wenn man das Eigentumsrecht 
im »Templerstaat« betrachtet, 
welches wiederum weitgehend 
auf Sargon II. zurückgreift. So 
wäre zunächst das aus dem Ger- 
manentum schon bekannte Al- 
mende-Recht eingeführt wor- 
den, wie es auch im alten Orient 
galt: Was Gott für alle erschaf- 
fen hat (Wald - Wiese/Wüste - 
Wasser), kann nicht einem ein- 
zelnen allein gehören. 


Erblicher Grundbesitz wäre im 
»Templerstaat« auf »das Be- 
wohnbare« beschränkt gewesen. 
Dies hätte zwar sehr wohl 
Schlösser und Parkanlagen zuge- 
lassen, nicht aber ganze Land- 
striche in Privatbesitz. Größere 
Ländereien wären stets nur an 
entsprechend tüchtige Menschen 
vom König verliehen worden; 
und zwar auf Zeit. So lange der 
Belehnte daraus das beste mach- 
te,.blieb es ihm. Es blieb auch 
seinen Erben, wenn diese sich 
bewährten. Bei Mißwirtschaft 
sollte das Lehen jedoch in kur- 
zer Frist auslaufen und einem 
Fähigeren überantwortet wer- 
den. 


Förderung 
des Handwerks 


Durch dieses Leih-Prinzip an 
den Tüchtigen wäre der Aufbau 
großer und gut funktionierender 
Unternehmen möglich gewesen. 
Es war im »Templerstaat« auch 
nicht daran gedacht, etwa die 
Arbeiter- oder Angestelltenzahl 
eines Betriebes zu begrenzen. 
Voraussetzung war nur, daß der 
Unternehmensinhaber seinen 
Betrieb selbst führte. Anonyme 
Kapitalgesellschaften hätten sich 
nicht bilden können. Der Unter- 
nehmer sollte, wie ein »Schutz- 
vater«, die für ihn tätigen Men- 
schen leiten. Eine solche persön- 
liche Beziehung war unerläßlich. 
In dem Moment, wo ein Be- 
triebsbesitzer selbst nicht mehr 
tätig gewesen wäre und nur noch 
andere hätte für sich arbeiten 
lassen, wäre er enteignet 
worden. 


»Arbeitsioses Einkommen« - 
gleichgültig welcher Art - hätte 
es im »Templerstaat« nicht ge- 
ben können. Wenn ein Betriebs- 
inhaber aus Altersgründen nicht 
mehr selbst zur Leitung seiner 
Firma in der Lage gewesen wä- 
re, so hätte er einen anderen an 
seiner Stelle bestimmen müssen. 
Dies hätte sehr wohl ein Mit- 
glied seiner Familie sein können, 
sofern dort die Befähigung gege- 
ben war. ' 


Wesenlose Großkonzerne, für 


die Menschen nur noch Num- 


mern in einem Computer sind 


.und für die kein einzelner 


{ 


Mensch mehr voll die Verant- 
wortung trägt, etwa gar »Mul- 
tis«, hätte der »Templerstaat« 
unmöglich gemacht. Vom Un- 


 ternehmer war persönlicher Ein- 


satz für das Unternehmen - und 
für seine Leute verlangt: Der 
Unternehmer als »sorgender Pa- 
triarch«. Gewerkschaften und 
»Arbeitskampf« wären völlig un- 
nötig gewesen. 


Schließlich wollte der »Templer- 
staat« dem Handwerk besondere 
Förderung zukommen lassen. 
Dabei ist zu bedenken, daß un- 
ter »Handwerk« auch die Künste 
und das Erfindertum verstanden 
wurden. Im Handwerk meinte 
man die Fortsetzung desjenigen 
Schaffens zu sehen, welches die 
»gefallenen Engel« einstmals 


.schon im Reich Gottes inne- 


hatten. 


Die Wissenschaften wiederum 
wollte der »Templerstaat« in 
»männliche« und »weibliche« 
unterteilt wissen, und Frauen 
Entfaltungsmöglichkeiten eröff- 
nen. Dies wäre aber ein eigener 
Punkt, über den ausführlich ge- 
sprochen werden müßte: Die 
strikte Unterscheidung in Männ- 
lich und Weiblich durch alle 
Ebenen des Lebens. Die gottge- 
wollte Rollenteilung zwischen 
Mann und Frau war im’»Temp- 
lerstaat« von hoher Bedeutung. 


Ein Spiegelbilddes 
Gottesreiches 


Von außerordentlicher Einfach- 
heit war das Steuerwesen ge- 
dacht: Ohne jede Staffelung 
nach Einkommen sollte ein je- 
der männliche Bürger neun Pro- 
zent bezahlen. Adelige hatten 
zehn Prozent zu zahlen, und 
Bürger mit kleinem Einkommen 


nur ein Prozent desselben. Frau- : 


en hatten keine Steuern zu zah- 
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len; sie sollten auch nicht er- 
werbstätig sein. 


Der »Templerstaat« war also als 
ein Staatswesen gedacht, das so 
weit wie möglich ein Spiegelbild 
des Gottesreiches sein sollte - 
aber unter ganz bewußter Einbe- 
ziehung des Wissens, daß dies 
auf Erden und mit Erdenbewoh- 
nern, die »gefallene Engel« sind, 
nur durch regelnde Maßnahmen 
möglich sein würde - und auch 
dann nur in sehr beschränktem 
Maß. Denn daß es unmöglich 
sein würde, ein »Paradies auf 
Erden« zu bauen, das war gera- 
de den Templern sehr klar. 


Der französische Philosoph Ri- 
varol hat den Gedanken ge- 
prägt, daß Leute, die das Para- 
dies bringen wollen, die Hölle 
bringen. Und das war Jahrhun- 
derte zuvor auch den Vätern 
der Templerstaatsidee vollauf 
bewußt - wie vor ihnen schon 
den Weisen des alten Orients. 


Die Ursprünge dieser Staatsidee 
liegen - unbeweisbarermaßen - 


“ wohl schon bei den alten Sume- 


rern. Jedenfalls finden wir bei 
ihren Erben, den Babyloniern 
und Assyrern, den Phöniziern 
und Karthagern, wesentliche 
Übereinstimmungen verwandter 
Staatsordnungen. Die Ur-Ver- 
fassung Karthagos, auf die sich 
Hugo beruft, ist, wie schon er- 
wähnt, leider verlustiggegangen. 
Manches spricht aber dafür, daß 
sie in der Tat als Vorlage zur 
Verfügung gestanden hatte. 


Einzelne Punkte dieser Staats- 
idee sind immer wieder einmal 
aufgetaucht. Wenngleich eben 
nur einzelne Punkte, nicht wirk- 
lich die Staatsidee, die richtiger- 
weise vielleicht nicht »Templer- 
staat«, sondern »Karthager- 
staat« heißen sollte. 


In. den zwanziger Jahren spielte 
der »Jungdeutsche Orden« mit 
einigen lose verwandten Gedan- 
ken, und im »Grünen Buch« des 
Muhamar Al Ghaddafi finden 
sich ebenfalls einige wenige Ver- 
wandte Aspekte. 


Am Rande interessant mag auch 
sein, daß König Salomo, auf den 
sich absurderweise Anhänger 
des mosaischen Gesetzes beru- 
fen, ein großer Bewunderer der 
überlegenen phönizischen Kul- 
tur war und sich allgemein sehr 
zum Phöniziertum hingezogen 


‘fühlte. Er verehrte keineswegs 


den Jahve, sondern die phönizi- 
sche Göttin Astore/Aschera. 
Der Tempel Salomos war ein 
durch und durch heidnischer 
Tempel, in dem die Bilder der 
Aschera und des Baal-Hammon 
standen, und ein assyrischer 
»Sonnenwagen« vor dem Ein- 
gang. Salomo fühlte sich als Ab- 
kömmling von Phöniziern und 
war es womöglich auch. Sein 
Ruf als Weiser ist wahrscheinlich 
vor allem dadurch begründet 
worden, daß er während seiner 
Herrschaftszeit ein dem phönizi- 
schen ähnliches Staatswesen ein- 
zuführen versuchte. 


Gerechte Strafe durch 
Wiedergutmachung 


Interessant nun noch einige 
Worte über das Rechtssystem 
des »Templerstaats«. Es ist weit- 
gehend dem Reichsgesetz Sar- 
gons II. nachgebildet (Kodex 
Sar-Kyan). Dieses Gesetz sieht 
keine Gefängnisse vor. Es ist un- 
tersagt, einen Menschen einzu- 
sperren. An Stelle von Gefäng- 
nisstrafen tritt Fronarbeit im 
Dienste der Geschädigten. Die 
Strafausmaße sind rigoros, wer- 
den aber in den meisten Fällen 
eben in Fronarbeit und Strafzah- 
lungen umgesetzt. Wenn dies 
den Geschädigten zugute 
kommt, so ist das mehr als nur 
logisch. 


Die Todesstrafe kann in den 
meisten Fällen umgewandelt 
werden - sofern das Opfer oder 
die Angehörigen des Opfers 
dem Täter Gnade gewähren, 
und der König dem zustimmt. 


Auch hier. spielt wieder die 
Glaubenslehre hinein: Bei Fron- 
arbeit kann der Täter Erkennt- 
nis gewinnen; würde er einge- 
kerkert, hätte er diese Chance 
kaum. 


Martern gibt es keine. Etwa alt- 
testamentarisches Steinigen gibt 
es nicht. Sittenstrolche erhalten 
jedoch Prügel. Das gesamte 
Prinzip der Rechtsprechung ist 
nach einem Doppelverständnis 
von Gerechtigkeit aufgebaut: 
Gerechte Strafe - und gleichsam 
gerechte Wiedergutmachung für 
die Opfer. Die Rechtsprechung 
selbst liegt bei den Priesterin- 
nen, deren Urteil durch den Kö- 
nig zu bestätigen ist. 


Die Idee des »Templerstaats« 
hat naturgemäß viele Facetten. 
Sein Grundprinzip ist jedoch 


einfach "erklärt: Gerechtigkeit 
und Ordnung, in Harmonie ge- 
bracht durch die Liebe. 


Der Mensch nicht Maß 
aller Dinge 


Viele werden nun die Frage stel- 
len, inwieweit denn ein solcher 
»Templerstaat« sich praktisch 
hätte realisieren lassen - in An- 
betracht des »Faktors Mensch«, 
der unausrottbaren Eigenschaf- 
ten wie Habsucht, Bestechlich- 
keit und menschlicher Schwä- 
chen aller Schattierungen? Dazu 
muß gesagt werden, daß gerade 
die Glaubenslehre von den Men- 
schen als »gefallenen Engeln« all 
diese Dinge durchaus zu beden- 
ken gegeben hatte. 


Dies um so mehr, wie die euro- 
päische Mentalität des »Der 
Mensch ist das Maß aller Dinge« 
durch die babylonisch-altorien- 
taliscee Einstellung »Der 
Mensch ist der Schatten der 
Gottheit« ersetzt werden mußte. 
Hier ist die das gesamte ange- 
strebte Reich, das »Neue Baby- 
lon« zu beherrschende Ord- 


nungsmacht des Ordens zu se- 


hen. Eine Elite von Menschen 
absoluten Glaubens, die - nach 
harter Auslese — das stille Rück- 
grat des Staates hätten bilden 
sollen. 


Mit Ausnahme der wirtschaftli- 
chen Gedanken ist die »Tem- 
plerstaat«-Idee nur im süddeut- 
schen Raum bezeugt. Es ist also 
nicht gewiß, ob die gesamte Or- 
densführung dieser Idee anhing, 
es ist nicht einmal völlig sicher, 
ob die Idee vom »Templerstaat« 
überhaupt im ganzen Orden de- 
tailliert bekannı war. Dies darf 
jedoch als wahrscheinlich ange- 
nommen werden. Hugo wird 
kaum auf eigene Faust ein solch 
umfassendes Staatskonzept erar- 
beitet haben. 


Doch auch diese Frage klären zu 


wollen, wäre heute müßig. Si- 
cher ist, daß ein »Templerstaat« 
eine andere, und womöglich bes- 
sere, Welt hätte formen können, 
als wir sie heute haben; eine 
Welt, in der nicht ein jeder nur 
nach seinem persönlichen Woh- 
lergehen des Augenblicks strebt, 
quasi nach dem Motto: »Nach 
mir die Sintflut.« Und wenn die 
vorhandenen Offenbarungen 
nicht trügen, dann könnten jene 
Vertreter des Zeitgeistes sich gar 
sehr irren: Die »Sintflut« könnte 
über sie kommen! oJ 
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Medizin 


Grund- 
satzliches 
über Haut- 
krankheiten 


Günter Carl Stahlkopf 


Hautkrankheiten sind im jeweilig unterschiedlichen Ausdrucksbild 
der Symptomatik, aus der kausalen Schau, ein körpereigener Ver- 
such zur Selbstreinigung, um damit über das Hauptorgan Haut art- 
spezifische Gifte auszuscheiden und so innerzelluläre Funktions- 
störungen und Zellblockaden abzubauen oder zu vermeiden. Hier 
liegt also kein Versagen der Immunität vor, sondern im Gegenteil, 
das deutlich sichtbare Zeichen für die deutlich wirksame Kraft des 


Organismus. 


Aus dieser Erkenntnis heraus 
habe ich die Mittelwirkungen 
meiner Regena-Ganzheits-Zell- 
Regenerations-Therapie zusam- 
mengestellt, um entsprechend 
den Zusammenhängen zur ech- 
ten Ausheilung dieser verschie- 
denen tiefgreifenden Hauter- 
krankungen über spezifische 
Entgiftungswirkungen bis in die 
Zelle, als Quelle dieser Intoxika- 
tionsgifte, diese abzubauen. 


Die Entgiftung 
der Zelle 


Dadurch wird das Ausleitungs- 


bestreben über die Haut einer- 
seits unterstützt, wie es anderer- 
seits über die Neutralisationswir- 
kung dieser Mittel und der Re- 
generationskraft derselben in 
der Zelle, auf Zeit gesehen nicht 
mehr zur Neubildung derselben 
kommt, und damit die Notwen- 
digkeit einer Ausleitung über die 
Haut (Immunität) mehr und 
mehr entfällt. - 


Der Zustand der vollkommenen 
Entgiftung der Zelle in Zusam- 
menhang mit der gleichzeitig da- 
bei angestrebten Zellregenera- 
tion, auch bezogen auf den rege- 
nerativen Abbau der Organ-In- 
suffizienzen bei Niere, Blase und 
Darm, nennen wir echte, iatro- 
genfreie Ausheilung der Haut- 
Krankheiten. 


Wir unterteilen in genetisch vor- 
programmierte chronische Haut- 
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Nur ein Beispiel: Asthma - ist 
höchstens zu einem Prozent »an- 
geboren«, also ererbt. Das 
heißt, zu 99 Prozent ist das Asth- 
ma-Leiden die Folgen von einer 
iatrogenen Schädigung, die nach 
Wochen, Monaten oder Jahren 
durch falsche Einheilung und da- 
mit Unterdrückung eines norma- 
len Milchschorfes oder eines Ek- 
zems bei Kindern, statt deren 
echter Ausheilung, entstanden 
sind. 


Symptombehandlung 
mit iatrogener Wirkung 


Denken Sie hierbei nicht nur an 
schädigende chemische Thera- 
pie-Folgen, sondern erkennen 
Sie bitte, daß viele sogenannte 
Naturheilpräparate ähnlich ia- 
trogen wirken. Dies beginnt bei 
den furchtbaren »Molkekuren«, 
ganz gleich, ob die »Milchsäure 
rechts oder links gedreht« ist, 
über Kampfer-, Chinin-Präpara- 
te, den verschiedenen homöopa- 


Liebe, Freude, Glück und eine 
gesunde Ernährung erweitern. 
das Zellularsystem und akti- 
vieren den Stoffwechsel. 


netische Material« zusätzlich ge- 
schädigt, und viele Hautleiden 
sind die Folge dieser Schädi- 
gung, die bei anderen Konstitu- 


Die Haut ist ein Hauptorgan, darüber werden viele Gifte ausgeschieden, die zu Zellblockaden 


führen können. 


krankheiten über den Begriff 


der »Konstitution« des Kranken, 
und Hautkrankheiten als Folge 
von Therapie- und Medikamen- 
tenschäden von durchgemachten 
akuten Vorkrankheiten von 
jüngster Kindheit an. 


Darum ist eine fast kriminali- 
stisch zu erarbeitende genaue 
Vorgeschichte des Kranken so 
entscheidend wichtig, damit der 
Arzt daraus kausal-auswertend 
ableiten und erkennen. kann, 
welche symptomatisch eingeheil- 
te - das heißt nicht ausgeheilte - 
akute Vorkrankheit mit stets ia- 
trogenen Folgen die Haut- 
krankheit X ausgelöst hat. 


thischen Einzelpotenzen von der 
niedrigsten bis zur Hochpotenz, 
und endet bei den so »überzeu- 
gend« wirkenden Quark-Um- 
schlägen. Alles wirkt im tiefsten 
Sinne latentstellend mit dem 
»Erfolg« der Symptom-Ein- 
schmelzung, weil unter anderen 
der Versuch der Toxinausschei- 
dung unterdrückt wird. 


Alles, was hier so »überzeugend 
wirksam«, ist aus kausaler Sicht 
eines beweisbaren Wissens nur 
Symptombehandlung mit iatro- 
gener Wirkung. 


Ein weiteres Problem sind die 
Impfschäden. Hier wird das »ge- 


tionen auch wieder Asthma-Fol- 
gen auslösen können. Die wah- 
ren Impffolgen äußern sich mit 
Zellmembran-Schädigung, die 
den notwendigen Zellaustausch 
pathogen beeinflussen. 


Persönliche, körperliche und 
psychische Leiden, die bis in die 
seelischen und sozialen Struktu- 
ren der Familien reichen, haben 
keinen kausalen Wert für die 
Entstehung der Krankheit. Es ist 
und bleibt ein nicht zu unter- 
schätzendes »auslösendes Mo- 
ment«, vergleichbar mit Regen- 
Nebel-Unwetter-Lagen, die zu- 
sätzlich die obige Komponente: 
negativ unterstützen. 


Alles zusammen beeinflußt den 


innerzellulären Stoffwechsel und: 


bringt bei fortschreitender pa- 
thogener Belastung des Gesamt- 
organismus viele Hautkrankhei- 
ten mit diversen oft unerträgli- 
. chen Schmerz- und quälenden 
Juckreiz-Zuständen, wie unter 
anderen auch das Asthma-Ge- 
schehen, zur Auslösung. 


Warum? Seit nunmehr zwanzig 
Jahren »spreche« ich gegen die 
falsche Psychotherapie in sol- 
chen Beispielen, wenn der Psy- 
chotherapeut seine Grenzen 
übersteigt und Ursache und Wir- 
kung verwechselt, um falsch zu 
behaupten, daß er Hautkrank- 
heiten oder Asthma, sogar 
Krebs allein als seelisch bedingt 
hinstellt, um sie auch allein mit 


Psychotherapie heilen zu 
können. 

Die »Dro ar Liebe, 
Freude, 


Liebe, Freude, Glück und Er- 
folgserlebnisse erweitern das 
Zellularsystem, aktivieren den 
Stoffwechsel und fördern die 
Durchblutung bei jedem Kran- 
ken. Sie wirken wie eine Droge 
ganz positiv symptomlindernd 
und fördern die Regenerativ- 
Wirkung auch unserer Regena- 
plexe. Allein aber verpufft die 
Wirkung auf Zeit mehr und 
mehr, weil die kausalen Ursa- 
chen weiter wirksam bleiben. 


"Kummer, Ärger, Unglück, Her- 
zeleid und Mißerfolg im Beruf 
und Leben dagegen wirken kon- 
trär zu oben, weil sie die Zelle 
zusammenziehen und den sowie- 
so schon gestörten Stoffwechsel 
nebst Durchblutung noch mehr 
belasten und dezimieren. Das 
heißt, das Krankheits-Symptom 
verschlimmert sich echt wahr- 
nehmbar. 


. Jeder gute Arzt und Kliniker ist 
sowieso auch ein guter Psycholo- 
ge, und er allein entscheidet dar- 
über, bei welchen Patienten er 
zart einfühlend mit Katzenpföt- 
chen richtungweisend vorgehen 

.muß, und bei weichen er sein 
Ziel erreicht mit klaren, gegen- 
seitig bindenden, keine Zweifel 
lassenden, vielleicht sogar har- 
ten Anweisungen. 


Der Regena-Arzt kann echt und 
schädigungsfrei ausheilen. Er 
hat die Pflicht als Wissender, 
den Patienten zu führen, denn er 
allein bestimmt, und der Patient 


muß folgen, wenn es um »die 
Wurst« geht. 


Bei der Behandlung mit unseren 
Regenaplexen sind unbedingt 
folgende verkürzt aufgeführte 
Ernährungshinweise zu  be- 
achten: 


Keine milchsäurehaltigen Le- 
bensmittel wie Quark, Joghurt 
und auch keine Sauerteigbrote 
mit Einschluß auch der  Sauer- 
kraut-Mahlzeiten. 


Keine kohlensäurehaltigen Ge- 
tränke in Form der vielen Mine- 
ralwasser. Kein Essig als Spei- 
sen- und Salatwürze. 


Kein Zitronensaft als Vitamin- 
C-Komponente, weil hiermit in 
völlig unnatürlicher Weise 
nossen, nur zellulärer Schaden 
ausgelöst wird in Richtung Ver- 
härtung oder Sklerose. Im Bei- 
spiel genügen wenige Tropfen 
pro Tag in den Rohkostsalat ge- 
geben. 


Weg von der falschen Vitamin- 
C-Lehre. 


Kein oder nur wenig Zucker. Je 
schwerer das chronische Leiden, 
je weniger beziehungsweise kei- 
nen Zucker. 


Keine Eierspeisen, auch keine 
mit Ei legierten Suppen und 
Breispeisen. 


Hoher Eiweißgehalt 
verstopft die Zellen 


Dasselbe trifft für Käsegenuß 
zu. Nach der richtigen Volks- 
weisheit heißt es: Käse verstopft 
Haut und Haare, weil der hohe 
Eiweißgehalt die Zellen »ver- 
stopft«, den innerzellulären 
Stoffwechsel erheblich auch 
über den Milchsäuregehalt mehr 
und mehr bremst und blockiert, 
und die Haare über den damit 
toxisch belasteten Lymphstrom 
im Wachstum gebremst werden. 


Auch hier versucht die echte Im- 
munität des Organismus, diese 
Toxine als Abfallprodukte eines 
fehlgeleiteten Stoffwechsels im 
Haarwuchs abzulagern mit 
zwangsweisen Folgen der Haar- 
boden- und Haarwuchs-Schädi- 


gung. 


Diese Hinweise entspringen kei- 
ner philosophischen Schau, son- 
dern der korrekten Darlegung 
einer wissenschaftlichen physio- 


logischen Lehre aus kausaler 
Sicht. Sie sind für den Arzt uner- 
setzlich, weil die damit getroffe- 
ne Diagnostik von keinem La- 
bor-Parameter erfaßt wird. 


Man sollte folgerichtig erken- 
nen, daß die hochmolekular 
feinstoffliche Toxinausscheidung 
nur an den empfindlichsten, also 
noch reaktionsstarken Hautzo- 
nen zur versuchten Ausschei- 
dung gebracht werden. 


Eine schwielige, durch manuelle 
Tätigkeit verhärtete oder ver- 
schwartete Arbeiterhand oder 
Hautzonen, die zur Verhärtung 
neigen, oder durch die Unbilden 
der Witterung »gegerbten« zum 
Beispiel freien Oberarme, oder 
das Gesicht‘ eines Gebirglers 
oder eines Seemannes, sind für 
derartige Ausscheidungsreaktio- 
nen nicht reaktionsstark genug. 
Deshalb spielen sich dieselben 
zum Beispiel in den Ellenbogen, 
an den Kniekehlen oder generell 
an den Gelenkbeugen ab, das 
heißt überall dort, wo zarte, re- 
aktionsstarke _Hautverbände 
sind. 


Noch feinstofflichere Toxine 
drängen an den Mundschleim- 
häuten, an denen des Auges 
oder an den Vulva-Schleimhäu- 
ten nach außen. Je mehr die 
Schleimhäute der Geschlechts- 
organe befallen sind, je klarer 
kann man dahinter das Wirken 
einer venerischen Blutbelastung 
ablesen, die entweder ererbt 
oder erworben ist. Das heißt, die 
ererbte Belastung versucht 
schon im Kindesalter an die 
»Oberfläche« zu kommen zur 
Neutralisations-Reinigung. 


Die erworbene Belastung tritt 


als Folge durchgemachter schlei- 
chender venerischer Infekte 
oder durch klare akute veneri- 
sche Krankheiten ebenfalls zur 
Oberfläche, um Ausdrucksbild 
einer echten Abwehr durch Aus- 
scheidungsreaktionen zu sein. 


Der stets vorhandene unter- 
drückte oder offene Entzün- 
dungsprozeß im Verein mit 
leichten bis stärksten Juckreiz- 
schmerzen zeigt den Grad des 
toxischen Einflusses an. 


Da ist kein 
Blitzkrieg zu gewinnen 


Eine Psoriasis (Schuppenflech- 
te) ist stets ein klarer Beweis da- 
für, daß der Patient unter den 


»Vorsünden« eines seiner bei- 
den Elternteile zu leiden hat. 


Erwähnt werden muß auch. 
noch, daß die Sklerodermie 
(Verhärtung und Schrumpfung 
der Haut) ein nächstes Krank- 
heitsbild ist, das als eine echte 
Folge von Medikamentenschä- 
den, die durch Einheilung von 
vorausgegangenen leichteren 
Hautkrankheiten entstanden ist. 


Wenn die Regena-Therapie ih- 
ren Anspruch erfüllen kann, im 
Sinne einer echten biomolekula- 
ren Umwandlung Blockierungen 
in der erkrankten Zelle zu lösen 
und ihren Stoffwechsel zu nor- 
malisieren, dann müßte sich das 
gerade bei solchen Krankbheits- 
bildern erweisen, denen alle her- 
kömmlichen Behandlungsfor- 
men hilflos gegenüberstehen. 
Was wir bisher vermochten, war 
doch bestenfalls Linderung 
schaffen. 


Die Regeneration solcher tief in 
die genetischen Formen einge- 
prägte Defekte aber bedarf einer 
geduldigen und sorgfältigen Ar- 
beit. Da ist kein Blitzkrieg zu 
gewinnen. Und ohne die gewis- 
senhafte Mitarbeit des Patienten 
nur wenig zu erreichen. Wer ei- 
nen Platz saubermachen will, 
muß wohl zuerst dafür sorgen, 
daß nicht ständig neuer Schmutz 
dorthin: getragen wird, sonst 
kommt er nie zum Ziel. 


Selbstverständlich müssen wir 
auch während der Regena-The- 
rapie alle als Reizfaktoren im al- 
lergischen Geschehen bekann- 
ten Stoffe zu vermeiden suchen 
und sorgen, daß die Belastung 
durch krankmachende Umwelt- 
faktoren in der Wohnung und 
besonders in der Ernährung so 
klein wie möglich gehalten wird. 


Dann gilt es die Krankheitsent- 
wicklung aufzuspüren, und aus 
der Krankenvorgeschichte be- 
kanntgewordene Schäden aufzu- 
arbeiten. Wir müssen damit 
rechnen, daß »eingeheilte«« 
Vorerkrankungen aktiviert wer- 
den, daß zum Beispiel Kinder 
zunächst anfälliger werden, weil 
sie sich mit den eingelager- 
ten Toxinen auseinandersetzen 
müssen. 


Informationen über die Regena- - 
Ganzheits-Zell-Regenerations-The- 
rapie und die Anschriften des Rege- 
na-Arzte-Kreises erhalten Sie von 
Günter Carl Stahlkopf, Hof Bommer- 
ten, CH-9220 Bischofszell. 
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Vertrauliches 


Südostasien 
Sihanuk 
beschuldigt 
Thailand und 
Vietnam 


“ Verstärkte diplomatische Akti- 
vität in ganz Südostasien zielt 
darauf ab, Kampuchea in ein 
»Thai-Vietnamesisches Gemein- 
wesen« zu verwandeln, wobei 
»China als Aufseher fungieren 
soll«, sagte Prinz Sihanuk, ehe- 
maliger Staatschef und jetziger 
Leiter der kampuchanischen Wi- 
derstands-Koalition. 


Der gegenwärtige Plan würde 
Kampuchea auf das Jahr 1983 
zurückwerfen, als nur die fran- 
zösische Kolonisierung Kam- 
bodscha davor bewahrte, zwi- 
schen Vietnam und Thailand 
. aufgeteilt zu werden. Unter dem 

derzeitigen Plan, sagte er, hätten 
Thailand und Vietnam jeweils 
ihren Einfluß in dem »Gemein- 
wesen«, wobei China als Vorsit- 
zender des Aufsichtsrates agiert. 
Kampuchea hätte keine wirkli- 
che Souveränität. 


Indessen wird eine zweite Runde 
chinesisch-vietnamesischer Ge- 
er über Kampuchea und 

ie Normalisierung der bilatera- 
len Bindungen stattfinden, sagte 
der vietnamesische stellvertre- 
tende Ministerpräsident Nguyen 
Co Thach. In einem Gespräch 
mit Journalisten meinte Thach, 
die beiden Seiten seien dabei, 
den Zeitpunkt und den Tagungs- 
ort für diese Gespräche auszuar- 
beiten. Thach bestätigte auch 
frühere Berichte, wonach Viet- 
nam die Schiffahrtseinrichtun- 
gen von Cam Ranh Bay auch für 
Frachter anderer Nationen au- 
Ber der Sowjetunion öffnen 
wird. m] 


Pakistan 


Gandhi besorgt 
über Raketen- 
versuche 


Indiens Premierminister Rajiv 
Gandhi hob warnend hervor, 
daß Indien nach Pakistans er- 
folgreicher Erprobung seiner ei- 
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genen Mittel- und Kurzstrecken- 
Boden-Raketen Maßnahmen er- 
greifen muß, um »sich zu schüt- 
zen«. Nach Mitteilung des paki- 
stanischen 
Aslam Beg haben die Raketen 
eine Reichweite von 300 und 
800 Kilometer und eine Nutzlast 
von 500 Kilo bei voller Genauig- 
keit. 


Der Versuch mit dem, was die 
Inder als »grenz-überschreitende 
Raketen« bezeichnen, findet zu 
einer Zeit statt, in der die ameri- 
kanische Regierung die Redu- 
zierung militärischer und wirt- 
schaftlicher Hilfeleistungen in 
Erwägung zieht, nachdem es der 
letzten US-Regierung unter Ro- 
nald Reagan nicht gelungen war, 
zu versichern, daß Pakistan nicht 
die Atombombe besitzt. U 


Aids 


Welt- 
Gesundheits- 
behörde 
schuld am 
Holocaust 


Peter Gauweiler, Staatssekretär 
im bayerischen Innenministe- 
rium, hat ein Buch veröffent- 
licht, in dem die World Health 
Organization (Welt-Gesund- 
heitsbehörde), WHO, für den 
Aids-Holocaust in Afrika ver- 
antwortlich gemacht wird. Gau- 
weiler wurde bekannt dadurch, 
daß er in Bayern Maßnahmen im 
öffentlichen Gesundheitsdienst 
einführte, um die Verbreitung 
von Aids drastisch einzudäm- 
men; er wurde dafür kürzlich 
seiner Verantwortung für Bay- 
erns Aids-Politik enthoben. 


In seinem Buch »Was tun gegen 
die Ausbreitung von Aids« be- 
richtet Gauweiler von zwei inter- 
nationalen Konferenzen; die er- 
ste fand 1985 statt, auf ihr wurde 
enthüllt, welch ungeheuerliches 
Reservoir an Aids-Viren in Afri- 
ka vorhanden ist. Er zitiert auch 
Studien, in denen über die er- 
schütternde Aids-Infektionsrate 
auf dem afrikanischen Kontinent 
berichtet wird. 


Gauweiler kommentiert: »Diese 
Entwicklung hat nicht zu einem 
internationalen Alarmplan ge- 
gen Epidemien geführt, der alle 
verfügbaren Kräfte mobilisiert 


Generalstabschefs _ 


mit dem Ziel, das Elend der 
Kranken zu mildern, die nicht 
infizierten Teile Afrikas zu 
schützen und den Virus daran zu 
hindern sich auf andere Länder 
auszubreiten. In Wirklichkeit 
herrsche Stillschweigen unter 
den Komplizen. Die WHO teilte 
der Öffentlichkeit 1985 mit, so- 
weit ihr bekannt sei, seien nur 
zehn Menschen in Afrika an 
Aids erkrankt und das zu einer 
Zeit, als andere von Infektionen 
ganzer Gebiete berichteten. 


Die Aids-Katastrophe in Afrika 
ist eine Verurteilung jener, die 
in der WHO politische, soziale 
und medizinische Verantwor- 
tung tragen. Die heutigen Pro- 
gnosen einer Entvölkerung gan- 
zer Gebiete Afrikas hätten ver- 
hindert werden können, wenn 
die Verantwortlichen bei der 
WHO rechtzeitig ein internatio- 
nales Hilfsprogramm in die We- 
ge geleitet hätten, das diese Be- 
zeichnung verdient. Hierzu wäre 
nur ein kleiner Teil des Geldes 
und der menschlichen Energie 
erforderlich gewesen, die zum 
gleichen Zeitraum an UNO-, 
UNESCO- und WHO-Diskus- 
sionen aller Art über »allgemei- 
ne politische Fragen« verschwen- 
det wurden«. 


China 

Es geht um die 
Wirtschafts- 
politik 


Spekulationen über Erschütte- 


rungen in der politischen Füh- 


rung in Beijing wollen nicht ver- 
stummen. Es wird behauptet, 
daß der ehemalige Präsident Li 
Xiannian in einer Geheimsit- 
zung mit dem obersten Führer 
Deng Xiaoping den Hinauswurf 
des Generalsekretärs der Partei, 
Zhao Ziyang, wegen dessen 
Wirtschaftsreformpolitik _ver- 
langt habe. Li, Vorsitzender der 
politischen Beratungskonferenz 
des Volkes, soll erzürnt gerufen 
haben: »Was Zhao tut, beruht 
auf Kapitalismus«. 


Eim anderer Konservativer der 
Partei, Chen Yun, hat sich auch 
kritisch über die Geschwindig- 
keit, wenn auch nicht unbedingt 
über die Richtung der Wirt- 
schaftspolitik von Zhao geäu- 
Bert. Obwohl Li und Chen nicht 
mehr zur obersten Führung der 
Partei gehören, glaubt man, daß 
die zwei Senioren immer noch 


die Ansichten der Partei-Tradi- 
tionalisten und konservativen 
Militärführer repräsentieren. U 


Korea 


Dissidenten 
wollen die 
Regierung 
stürzen 


Südkoreas größte Dissidenten- 
Gruppe gelobte, mit der parla- 
mentarischen Opposition zusam- 
menzuarbeiten, um Präsident 
Noh Tae-Woo zu stürzen. »Das 
ist so, weil es keine Wiederver- 
einigung mit Nordkorea geben 
kann, ohne daß wir die hiesige 
Militärdiktatur loswerden«, sag- 
te der Vorsitzende Lee Buyoung 
der Chonminyon, einer Koali- 
tion zwischen Gruppen von Dis- 
sidenten, vor dem Klub der Aus- 
landskorrespondenten in Seoul. 


In jüngster Zeit hat die Noh 
Tae-woo-Regierung wiederholt 
versucht, die Dissidenten-Bewe- 
gung durch Schließung ihrer 
»freien Schulen« aufzulösen und 


ihre direkte Verbindung zu Poli- 


tikern der nordkoreanischen Re- 
gierung zu unterbrechen. »Wir 
haben ein Stadium erreicht, wo 
wir Versuche, die Regierung 
durch Klassenrevolution zu stür- 
zen, nicht länger dulden kön- 
nen«. D 


Japan 

USA helfen 
bei neuem 
Düsenjäger 

Die Bush-Regierung ist dabei, 
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so 


eine Entscheidung zu treffen, . 


um Japan zu ermöglichen, mit 
amerikanischer Hilfe einen Dü- 
senjäger der neuen Generation 
zu bauen. Sie wird jedoch eine 
vorhandene Vereinbarung an- 
passen, um den Fluß der fortge- 
schrittenen amerikanischen 
Technologie über den Pazifik 
hinweg »deutliche Grenzen« zu 
setzen. Die Begrenzungen gel- 
ten für den Zugang der Japaner 
zur fortgeschrittenen Aerodyna- 
mik, Motortechnologie und Ra- 


dar. Die ursprünglich durch die 


Reagan-Regierung ausgehandel- 
te Vereinbarung hätte Japan un- 
begrenzten Zugang zu dieser 
Technologie verschafft. 


Der US-Handeisminister Robert 
Mosbacher führt einen harten 
Kampf gegen die ursprüngliche 
Abmachung und argumentiert 
dahingehend, daß die Übergabe 
von Luftfahrt-Technologie der 
amerikanischen Konkurrenzfä- 
higkeit Abbruch tun könnte. U 


Schuldenkrise 


Britisches 
Fernsehen 
dokumentiert 


Auswüchse der 
Banken-Politik 


Eine Dokumentation, die im bri- 
tischen und dänischen Fernse- 
hen ausgestrahlt wurde, brachte 
erschütternde Tatsachen über 
die von der internationalen 
Schuldenkrise hervorgerufenen 
Erschütterungen. Es wurde be- 
richtet, daß die verschuldeten 
Länder des Südens seit 1982 eine 
Nettosumme von 225 Milliarden 
Dollar an Banken im Norden 


überwiesen haben; 2,2 Millionen 


Kinder starben allein in Brasi- 
lien wegen der Schuldenkrise; 
4,2 Millionen Arbeitsplätze in 
den Vereinigten ‘Staaten gingen 
wegen des Zusammenbruchs 
von ibero-amerikanischen Ex- 
portmärkten verloren, was ei- 
nem jährlichen Verlust an Ex- 
porteinkommen von 20 Milliar- 
den Dollar gleichkommt. Ahnli- 
che Zahlen wurden für Europa 
vorgelegt. 


In der Fernsehsendung griff der 
ehemalige britische Schatzkanz- 
ler Denis Healey die Politik der 
Banken in den achtziger Jahren 
als »völlig verrückt« an. Er be- 
schuldigte die Banker, die inter- 
nationale Wirtschaft »zerstört« 
und eine »Katastrophe« herauf- 
beschworen zu haben. -Es wurde 
ein Filmausschnitt mit Healey 
als Redner aus dem Jahr 1979 
gezeigt, als dieser erklärte, das 
internationale Bankwesen sei 
bankrott. 


Doch Walter Wriston von der 
Citybank, der als der »Hohe- 
priester des Bankwesens« be- 
zeichnet wird, tadelte die Zins- 
satzpolitik des ehemaligen Chefs 
der Federal Reserve Systems der 
USA, Paul Volckner, weil sie 
»Leichen auf den Straßen« ver- 
ursacht habe. Dann erschien 
Volcker auf dem Bildschirm und 


sagte: »Ich weiß, daß es Leute 
gibt, die sagen, ich hätte die 
Weltwirtschaft zerstört, aber die 
wäre ohnehin gestorben«. 


Healey erschien noch einmal auf 
dem Bildschirm und prahlte da- 
mit, daß er in den siebziger Jah- 
ren eine besondere, mit der 


. Weltbank verbundene interna- 


tionale Institution für das Recy- 
cling von Petro-Dollar gründen 
wollte, aber sein Plan sei vom 
damaligen US-Finanzminister 
William Simon blockiert wor- 
den. Schon erschien Simon auf 
dem Bildschirm und sagte: »Ich 
hatte die Araber auf meiner Sei- 
te. Es war ihr Geld, nicht wahr? 
Sie haben es offen und ehrlich 
gestohlen«. 


Der Leiter von Mexikos interna- 
tionaler Handelsbank unter Prä- 
sident Jose Löpez Portillo (1976 
bis 1982), Adrian Lajous, verlas 
Zitate von Shylock aus Shake- 
speares »Kaufmann von Vene- 
dig«. Lajous sagte dann: »Wir 
haben unser Pfund Fleisch be- 
zahlt und nun müssen wir wie 
Portia handeln«, und wies dar- 
auf hin, daß Mexiko nicht länger 
in den Händen von Wucherern 
leiden könne, sondern man die 
Wucherer der Verachtung preis- 
geben müsse. 


Die Schlußfolgerung der Sen- 
dung: Das Bankgeschäft ist zu 
einem internationalen Schwin- 
delspiel geworden, zum größten 
Kasino der Welt. iM 


Schuldenkrise 


Die USA 

und der 
Außenminister 
sind gefragt 


Auf einer Sitzung über die 
Schulden der dritten Welt, muß- 
te sich der amerikanische Au- 
ßenminister James Baker von 
ibero-amerikanischen Delegier- 
ten »allerlei anhören«, berichte- 
te die Nachrichtenagentur Reu- 


ters. »Die Lateinamerikaner las-. 


sen ihn wissen, daß ihre eigene 
Tagesordnung das Schuldenpro- 
blem ist, und daß sie verzweifelt 
sind. Offenbar hat sich das der 
neue US-Außenminister zu Her- 
zen genommen«. 


Venezuelas Carlos Andres Perez 
und der ehemalige Präsident Ra- 


fael Caldera sowie der brasiliani- 
sche und mexikanische Außen- 


minister betonten diesen Punkt. 


mit Nachdruck. 


In der Öffentlichkeit sagte PErez 
jedoch: »Der Brady-Plan ist eine 
ausgezeichnete Initiative und 
stimmt sehr wohl damit überein, 
was die lateinamerikanischen 
Länder vorgeschlagen haben. 
»Er setzte jedoch hinzu: »Wir 
glauben, daß er eigentlich kei- 
nen Betriebsmechanismus hat, 
und deswegen befürchten wir, 
daß er hinausgeschoben werden 
könnte. Die Zeit läuft gegen 
UNS«. 


Vorher hatte P&rez bereits be- 


‚ hauptet, daß die im Brady-Plan' 


vorgesehene Verringerung des 
Schuldendienttes um nur 
20 Prozent »absolut nichts lösen 
würde«, eine Einstellung, die 
von dem mexikanischen Finanz- 
minister Pedro Aspe geteilt 
wird, der dazu bemerkte, daß 
»20 Prozent für uns nichts wert 
sind«. Perez stellte auch fest, 
daß steigende Zinssätze jeden 
Gewinn aus dem Brady-Plan, so 
wie er jetzt auf dem Tisch liegt, 
mehr als aufheben würde. 


Der ehemalige amerikanische 
Präsident Jimmy Carter meinte: 
»Ich hoffe auf eine drastische 
Verringerung der Schuldenlast, 
vielleicht mindestens um 50 Pro- 
zent, und vielleicht noch mehr 
für einige Länder wie Peru, die 
zahlungsunfähig sind«. 


Der Sprecher des amerikani- 
schen Repräsentanten-Hauses, 
Jim Wright«, sagte ebenfalls, 
daß »20 Prozent nicht ausrei- 
chen«, aber es ist ein Anfang. U 


Ägypten 
USA erpressen 


im Namen des 
IWF 


Die Vereinigten Staaten halten 
fällige Bargeldüberweisungen an 
Agypten von jeweils 150 Millio- 
nen Dollar für 1988 und 1989 zu- 
rück, bestätigte ein Sprecher des 
US-Außenministeriums. Die 150 
Millionen Dollar sind ein Teil 
von zwei Hilfspaketen von 800 
Millionen Dollar und werden 
erst dann freigegeben, wenn die 
Regierung von Hosni Mubarak 
»zusätzliche Reformen« auf den 
‚Weg gebracht hat. 


‚Der Sprecher des Außenministe- 


riums sagte nichts Genaues, ı 
meinte jedoch deutlich, daß 
Agypten die vom Internationa- 
len Währungsfonds (IWF) ver- 
langten völker-mörderischen 
Vorschriften einhalten muß und 
forderte gebieterisch die Ab- 
schaffung von Nahrungsmittel- 
Subventionen. Frühere Versu- 
che seitens Agyptens, derartige 
Vorschriften in die Tat umzuset- 
zen, hatten zu furchtbaren Un- 
ruhen geführt. 


Syrien 
Syriens 
Präsident 
Assad, 

der Satan 
des Nahen 


‚Ostens 


Der libanesische Interims-Präsi- 
dent, General Michel Aoun, be- 
hauptet, wenn der Westen gegen 
den »Alptraum von Drogen und 
Terrorismus«€ kämpfen will, 
dann muß er »dem Libanon hel- 
fen« gegen Syriens Hafez Assad 
und Syrien aus dem Libanon 
vertreiben. 


Aoun beschuldigt Assad,x den 
Libanon vernichten zu wollen. 
Er sagte: »Ich möchte es klar 
und deutlich sagen, daß ich nie- 
mals versucht habe, zu irgendei- 
nem Kompromiß mit Präsident 
Assad zu kommen. Es ist immer 
die syrische Regierung gewesen, 
die versucht hat, das Land zu de- 
stabilisieren, Mordversuche, 
Vergeltungen und Entführungen 
zu organisieren«. 


Der Libanon ist unter syrischer 
Herrschaft zum Stützpunkt für 
Terrorismus und illegalen Dro- 
genhandel, aber auch zur Desta- 
bilisierung anderer Bereiche in 
der Welt geworden. 


Befragt, ob er über das Schicksal 
der von Syrien festgehaltenen 
westlichen Geiseln besorgt sei, 
feuerte Aoun zurück, es »gebe 
vier Millionen Libanesen, die 
von den Syriern als Geiseln fest- 
gehalten werden. Die Syrier be- 
herbergen alle Terroristen und 
bilden sie aus. Mit der Befreiung 
unseres Staatsgebietes von der 
syrischen Besatzung werden. wir 
der Bedrohung gegen die Demo- 
kratien ein Ende setzen«. BE) 
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Betr.: Sowjetunion 
»Gorbatschows halbneues 
Denken«, Nr. 5/89 


In der Politik ist es üblich und keines- 
wegs ungewöhnlich, daß das eine ge- 
sagt, das andere gemeint ist oder ge- 
meint wird. Bewußt wird die Unwahr- 
heit gesagt, Augenmassage getrieben 
und gelogen. Es fängt mit dem Schlag- 
wort Kapital an und meint das Eigen- 
tum. SPD-Politiker möchten das Schul- 
denproblem mit Lastenausgleich lösen. 
Strauß nannte dasselbe Vermögensab- 
gabe. 


Nun sollte niemand glauben, damit sei 
die Bank für Gemeinwirtschaft ge- 
„meint. Gemeint ist der Häuslebauer, 
der mit einer Zwangshypothek belastet 
und mit einem Teil seiner Ersparnisse 
zugunsten des Zinskapitals enteignet 
werden soll. 


Der neueste Schwindel ist die sozialisti- 
sche Bankrotterklärung, die uns als Pe- 
restroika und Fortschritt verkauft wird 
und die wir unterstützen sollen. Im 
Klartext soll die Unterstützung Sanie- 
rung des Bankrotts heißen. Man weiß, 
auch ein schmackhaftes und gutklin- 
gendes Rezept dafür. Statt die deut- 
schen Umsiedler aufzunehmen, sollte 
man dem Ostblock Geld zur Verfügung 
stellen, um das Schicksal und den Le- 
bensstandard der Deutschen zu verbes- 
sern, damit eine Umsiedlung überflüs- 
sig machen. Klingt wunderbar. 


Ministerpräsident Lafontaine muß uns 
nur sagen, wie er das realisieren will. 
Platzmangel soll ein weiterer Grund 
sein, die Aussiedler nicht aufzu- 
nehmen. 


Wenn wir den sozialistischen Bankrott 
sanieren sollen, was als Hilfe bezeich- 
net wird, dann können wir auch mit 
diesem Geld Arbeitsplätze in der Tür- 
kei schaffen, mit der Auflage, daß dort 
die Türken aus der Bundesrepublik be- 
schäftigt werden müssen. Dann haben 
wir das Türkenproblem gelöst, für die 
Umsiedler Platz geschaffen. Auf jeden 
Fall dürfte eine solche Lösung billiger 
kommen, als eine Sanierung des sozia- 
listischen Bankrotts, wo die Deutschen 
sowieso keinen roten Pfennig zu sehen 
bekämen. Als Abfallprodukt hätten 
wir auch noch das Türkenproblem ge- 
löst. Ob eine solche Lösung etwas mit 
. Rassismus oder Ausländerfeindlichkeit 
zu tun hat? 


Oder ist es ausländerfreundlich, Wahl- 
bürger zu schaffen, die auf Kommando 
des Ajatollas hören? 


Werden mit Ajatollas Wahlbürger auch 
Arbeitsplätze geschaffen? 


Alois Balluscheck, Hamm 


Betr.: Parteien »Das 
falsche Spiel von Genscher 
und der FDP«, Nr. 5/89 


Was ist eigentlich eine multikulturelle 
Gesellschaft? Doch wohl jene Gesell- 
schaft, bei der nicht mehr von Volk und 
Völkern gesprochen werden kann, son- 
dern lediglich von einem Durcheinan- 
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der heterogener Elemente unterschied- 
lichster Herkunft. Daß der Mensch als 
Zoon politikon nur eine einzige Art, als 
kulturelles Wesen aber aus zahlreichen 
höchst unterschiedlichen Arten be- 
steht, wird einfach übersehen. 


Man geht immer noch von der total 
falschen Vorstellung aus, daß alle Men- 
schen gleich sind, also auch zusammen- 
gewürfelt werden können, so wie es ge- 
rade der Augenblick erfordert und wie 
es die Leute beherrschenden Interna- 
tionalisten aller Schattenregierungen 
auf allen Ebenen wünschen. Was dabei 
herauskommt zeigt der Blick auf die 
Neue Welt - siehe Mittelamerika -, wo 
alle nur denkbaren Gesellschaften mul- 
tikulturellef Art von einem Chaos ins 
andere führen. Von Kultur bleiben nur 
Restbestände übrig, bestimmend ist 
Geld und Gelddenken auf allen 
Ebenen. 


Der Himmel bewahre uns vor der mul- 
tikulturellen Gesellschaft, die der Inbe- 
griff des Kulturlosen ist. Volk, Völker 
und deren Kulturen gilt es zu erhalten. 
Die multikulturelle Gesellschaft . ist 
nichts anderes, als das ethnologische 
Chaos. 


Dr. Hans Georg Amsel, Waldbronn 


Betr.: Wiedervereinigung 
»Erst Deutschland - dann 
Europa«, Nr. 4/89 


Der ausgezeichnete Beitrag über den 
geistig-politischen Zustand unseres 
Volkes und Staates wirft naturgemäß 
die Frage auf, weshalb eine deutsche 
Regierung noch niemals die Eigen- 
interessen über die fremder Mächte ge- 
stellt hat. 2 


Die so selten erhobene Forderung nach 
Abzug fremder Truppen vom Gebiet 
des eigenen Landes wird in allen Teilen 
der Welt als selbstverständliche Pflicht 
einer jeden Regierung angesehen, doch 
scheint diese unsere Demokratie völlig 
ungeeignet zu sein, die Unabhängigkeit 
und geistige Freiheit handelnd zu er- 
zwingen. 


Der kondominale Zustand unseres Va- 
terlandes seit über 40 Jahren erbrachte 
politische Verhältnisse, die in ihrer 
Einmaligkeit historisch noch niemals 
aufgetreten sind. Dabei stellt die Absti- 
nenz der deutschen Parteien in bezug 
auf die Selbstbestimmung eines Volkes 
den bedauernswerten Schlußpunkt ei- 
ner nationalen Selbstaufgabe dar. 


Von allen Parteien und politischen 
Gruppierungen fordert als einzige die 
»Deutsche Volksgemeinschaft« unter 
Punkt 1 der Deutschen Handfeste 
»Den Abzug aller ausländischen 
Freundschafts-, Sicherungs- und Besat- 
zungstruppen aus Deutschland, Auflö- 
sung deren Stützpunkte und militäri- 
schen Einrichtungen sowie die Entfer- 
nung der hier gelagerten ABC-Waffen 
bei gleichzeitiger Stärkung der eigenen 
Verteidigungskraft und des Willens zur 
Wehrbereitschaft«. 


Wenn nicht bald ein totaler Bewußt- 
seinswandel eintritt, wird die Bundes- 


_ Briefe 


republik noch hinter »Glasnost« zu- 
rückfallen und die Urenkel werden 
dann nur noch die Möglichkeit haben, 
mit Steinen auf Panzer und Raketen zu 
werfen oder als Heloten museale At- 
traktion für Touristen zu werden. 


Ludwig Stiehler, 
Monschau-Mützenich 


* 


Es ist üblich, Militärbündnisse Vertei- 
digungsbündnisse zu nennen. Es ist 
eine andere Frage, ob sie es wirklich 
sind. Nato und Warschauer Pakt sind 
natürlich von der Übung dieser Selbst- 
klassifizierung nicht abgewichen. We- 
der läßt sich beweisen, daß Nato und 
Warschauer Pakt den Frieden erhalten 
haben, noch, daß ohne den Abschluß 
dieser Bündnisse der Krieg ausgebro- 
chen wäre. Trotzdem kann man die 
Feststellung wagen: Es kann dem Frie- 
den nur dienen, wenn durch die Neu- 
tralität der beiden deutschen Staaten 
die Linie der unmittelbaren militäri- 
schen Konfrontation zwischen den Su- 
permächten um einige hundert Kilome- 
ter verkürzt wird, und es hat dem Frie- 
den nicht gedient, daß diese Linie über 
Jahrzehnte so lang wie jetzt gewesen 
ist. ; 


Das.deutsche Volk hat in Europa keine 
Selbstbestimmung und Souveränität, 
solange ein Teilvolk Nato-, ein Teilvolk 
Warschauer-Pakt-hörig ist. Wie sollen 
die Bewaffnungen von Streitkräften 
der deutschen Teilstaaten gegeneinan- 
der die Selbstbestimmung und Souve- 
ränität des ganzen deutschen Volkes 
ersetzen und sichern können? 


Die vertraglichen Bindungen zu den 
Westmächten wiegen weniger als die 
Verantwortung gegenüber den Men- 
schen in der DDR. Diese Verantwor- 
tung haben wir mißachtet, als wir den 
atomaren Waffen, sogar in der Bundes- 
republik selbst, zugestimmt haben, die 
die Menschen in der DDR gefährden. 
Selbst wenn sich eine sittlich unangreif- 
bare Begründung dafür finden ließe, ei- 
ne andere Menschengruppe atomar zu 
gefährden, kann diese jedenfalls dann 
nicht gelten, wenn zwischen der eige- 
nen und der anderen Gruppe eine be- 
sondere Bindung besteht, die solche 
Zustimmung ausschließt, wie es bei uns 
Deutschen durch die Zugehörigkeit 


zum gleichen Volk, zur gleichen Nation 


der Fall ist. 
Gottfried Jahn, Siegen 


Betr.: Religion 
»Gerechtigkeit für 
Pilatus«, Nr. 2/89 


Sowohl in dem Bericht »Gerechtigkeit 
für Pilatus«, als auch in dem Leserbrief 
dazu, habe ich eigentlich jegliche Be- 
zugnahme vermißt: zwischen der 'Ver- 
treibung der Geldwechsler, Ochsen-, 
Schafe- und Taubenhändler aus dem 
Tempel von Jerusalem durch Jesus und 
seiner anschließenden Verhaftung und 
Verurteilung: Dabei liegt es doch auf 
der Hand, daß diese Geschäftemacher 
im Tempel sich durch-ihre plötzliche 
Vertreibung an ihrem »nervus rerum« 


E 


getroffen fühlen und auf Jesus noch 
böser werden mußten! 


Natürlich wußte Jesus bereits vor sei- 
nem Eintritt ins Jerusalem, daß er den 
letzten Willen seines Vaters erfüllen 
mußte und vermutlich wäre Jesus von 
den Sadduzäern auch ohne diese Tem- 
pelaustreibung verhaftet worden, aber 
irgendwie bekommt man bei der Lek- 
türe der vier Evangelien (Matth. 21/12, 
Mark. 11/15, Luk. 19/45 und Joh. 2/15) 
doch den Eindruck, daß in dieser Tem- 
pelaustreibung ein auslösender Faktor 
steckt, denn jahrelang hat Jesus im 
Land gepredigt und Wunder getan und 
wurde nicht gefaßt, schon gar nicht von 
den Römern, die damals im königli- 
chen Gefängnis seinen »Bruder im Gei- 
ste - Johannes« gefangen hielten und 
sogar köpfen ließen. 


Und natürlich spielte die Tempelaus- 
treibung — und zwar mit einer »Geisel 
aus Stricken« - auch eine Rolle für die 
politisch-terroristische Gruppe um Bar- 
rabas, die mit Jesus ihren politischen 
Führer erhofften und - verständlicher- 
weise — enttäuscht werden mußten. 


Wir sehen also, daß die Tempelaustrei- 
bung in Jerusalem verschiedene Aspek- 
te und Fragen aufwirft, unter anderen 
auch diese: wie kam es überhaupt zu 
Geschäftemachern in einem jüdischen 
Tempel oder gibt es eine gewisse jüdi- 
sche Affinität zum Geschäftemachen? 
Diese Frage können wir getrost beja- 
hen, denn die archäologische For- 
schung hat vermutlich das erste jüdi- 
sche Bankhaus - mit Namen »Murashu 
& Söhne« entdeckt, das 587 v. Chr. in 
Nippur in Mesopotamien, und zwar 
ausgerechnet während der »Babyloni- 
schen Gefangenschaft« der Juden, also 
in Feindesland, im Exil gegründet wur- 
de und dessen monetäre Tätigkeit sich 
während der nächsten 150 Jahre nach- 
weisen läßt (siehe Keller »Und die Bi- 
bel hat doch recht«). 


Ich meine also, daß dieses jüdische 


_Phänomen »Banken zu eröffnen, Ge- 


schäfte zu machen und zwar auch zwi- 
schen den Fronten« einer Erwähnung 
wert ist, wenn man über das Wirken 
und den Tod von Jesus Christus in Je- 
rusalem schreibt: Und das um so mehr, 
als wir heute wieder von Geschäftema- 
chern (Bankern, Trusts, Holdings) ma- 
nipuliert werden, denken wir nur an die 
EG und die Bauern oder an den ge- 
planten Binnenmarkt 1992! 


Dr. Winfried Hellemann, Bonn 


Betr.: USA 
»Abschreckung mit den 
»Heimlichen«, Nr. 4/89 


In einer Gesellschaft, in der Geld der 
Höchstwert ist, läßt sich gar nichts ge- 
heim halten. Die Wahrheit dieser The- 
se beweisen unter anderem der Verrat 
der Atombombe und die 50 000 gefal- 
lenen Amerikaner in Vietnam durch 
mit amerikanischen Patenten ausgerü- 
steten Waffen des Feindes. 


Geld ist erst recht der Todfeind der 
Ehre in dieser durch sittlichen Verfall 
gezeichneten Zeit. 


Joachim Specht, Krefeld 
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